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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie zur 14. Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen.

Ich erkläre diese Sitzung für eröffnet.

Ich darf der Hoffnung Ausdruck geben, dass die heutige Sitzung vom Osterfrieden getragen ist und auch zu einer einigermaßen vernünftigen Tageszeit endet. (GR Mag Christoph Chorherr: Wann ungefähr?) 18 Uhr wäre eine gute Zeit - natürlich immer unter Einhaltung der demokratischen Grundrechte der frei gewählten Mitglieder des Hauses.

Weiters darf ich mitteilen, dass entschuldigt sind: Herr GR Hatzl, Herr GR Prochaska, Herr GR Rauchenberger, Herr GR Mag Reindl und Herr GR Dr Serles. Soweit sie krank sind, wünsche ich allen gute Besserung.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01361/2002/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr GÜNTHER an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Im Zuge der Umstellung der Ticketautomaten in den Straßenbahnen auf Euro kommt es noch immer vor, dass diese außer Betrieb sind und somit ein Bezahlen in der Straßenbahn unmöglich ist. Wie hoch beläuft sich der dadurch für die Wiener Linien entstandene Schaden in den ersten Monaten seit Einführung des Euro?
Herr Vizebürgermeister, ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich kann Ihre Frage auf Grund einer Mitteilung der Geschäftsführung der Wiener Linien kurz beantworten. Es sind im Straßenbahnbereich über 500 Fahrscheinverkaufsautomaten umgestellt worden. Die Umbauarbeiten haben drei Wochen gedauert. Die Störungsanfälligkeit hat sich in diesem Zeitraum nicht signifikant erhöht. Es kann daher auch nicht von einem Einnahmenentfall durch die Umstellung auf die Euro-Automaten gesprochen werden.

Die Geschäftsführung weist überdies darauf hin, dass eine weitere Verringerung der Anzahl der Störungen durch eine Anpassung des Toleranzfensters der Münzprüfer auf die Herstellungstoleranzen der Euro-Münzen erreicht werden kann. Insofern ist das, glaube ich, ein sehr positives Ergebnis. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Erste Zusatzfrage: Herr GR Dr GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Finanzstadtrat!

Ganz nachvollziehen kann ich es nicht, weil es mir selbst einige Male passiert ist, dass die Automaten nicht funktioniert haben.

Aber zu einer anderen Frage: Tariferhöhung. Sie geben in Ihrer langen Presseerklärung bekannt, dass es Ihnen gelungen ist, die betriebswirtschaftliche Berechnung der Wiener Linien, die zwischen 8,8 und 13,9 Prozent liegen würde, auf Grund Ihrer Verhandlungen auf im Durchschnitt 8,2 Prozent zu drücken. Darüber hinaus sagen Sie noch, Sie können ausschließen, dass es zu einer Erhöhung vor dem Jahr 2006 kommen kann. 

Jetzt meine Frage dazu: Wenn es Ihnen gelingt, eine betriebswirtschaftlich begründete Erhöhung nicht ganz auszufüllen und somit dort ein Loch übrig zu lassen, das betriebswirtschaftlich begründet gewesen wäre, die Tarifgestaltung seit 1999 aber bei den Wiener Linien liegt, wie können Sie dann sagen, es wird bis 2006 keine Erhöhung der Tarife geben, auch wenn es betriebswirtschaftlich notwendig ist? Oder verlassen Sie sich darauf, dass der Vorstand der Wiener Linien, der durchaus von der SPÖ beeinflusst und dominiert ist, die SPÖ vor der Wiener Gemeinderatswahl nicht im Regen stehen lässt, sodass es nicht 14 Tage vor der Wiener Wahl, sondern erst nach der Wahl zu einer Erhöhung kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich verlasse mich nicht darauf. Ich stütze mich hingegen auf ein betriebswirtschaftliches Gutachten, das von der Finanzverwaltung der Stadt Wien eingeholt worden ist, erstellt von der BDO Auxilia Treuhand GmbH. Sie hat die Planungsvorgaben der Wiener Linien untersucht, sowohl die 1999 festgelegten Personalbedarfsplanungen als auch die Maßnahmen zur Effizienzsteigerung und die Strukturreformen, und kommt zu dem Ergebnis, dass für eine optimale Tarifanpassung 13,9 Prozent notwendig wären, wenn man diesen Zeitraum einbezieht. Das sind also die Vorgaben gewesen.

Die Wiener Linien selbst gehen davon aus, dass sie durch eine weitere Steigerung ihrer Maßnahmen zur besseren Effizienz des Unternehmens, also organisatorische Maßnahmen und strikte Umsetzung des Personalplans, diese Tariferhöhung von 13,9 Prozent nicht ausschöpfen müssen, und haben quer über alles einen Antrag auf Erhöhung um 8,9 Prozent gestellt. In den Verhandlungen, die sich auch mit der Frage beschäftigt haben, ob in diesem Konzept unter dem Gesichtspunkt der weiteren Verbesserungen noch etwas drinnen ist, sind wir zu dem Ergebnis gekommen, dass man die Tariferhöhung nicht im Umfang von 8,9 Prozent vornehmen muss, sondern dass es gelingt, auf 8,2 Prozent zu gehen. Das ist zugegebenermaßen eine sehr strenge Vorgabe für das Unternehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dipl Ing Margulies, bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Bisher haben Sie sich ja geweigert, dieses Gutachten den Mitgliedern der Opposition zur Verfügung zu stellen, obwohl es ein Gutachten ist, welches von der Stadt Wien in Auftrag gegeben wurde. Ich frage Sie daher: Bis wann gedenken Sie den Mitgliedern der Opposition respektive den Mitgliedern des Finanzausschusses der Stadt Wien dieses Gutachten zur Verfügung zu stellen, damit man in irgendeiner Art und Weise einmal kontrollieren kann, ob diese betriebswirtschaftliche Begründung auch gerechtfertigt ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich habe im Vorfeld der Auftragserteilung durch die Finanzverwaltung auch die Frage prüfen lassen - und zwar im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Stadtwerke Holding -, ob eine derartige Begutachtung möglich ist. Es handelt sich hierbei ja um Betriebsinterna. Sie werden verstehen, dass unter dem Gesichtspunkt der Liberalisierung, die sich im Zuge der Entwicklung der Europäischen Union ergibt, auch die Frage von Bedeutung ist, ob betriebswirtschaftliche Interna preisgegeben werden können. Das Urteil aller Beteiligten geht dahin, dass es sich um einen betriebsinternen Vorgang handelt, der nicht öffentlich dargestellt werden soll. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das heißt, wir bekommen es nicht!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! 

Ich möchte wieder zurückkommen auf die Umstellung der Automaten und auf die Grundfrage, die gestellt worden ist. Wir haben in ganz Österreich die Umstellung auf den Euro sehr gut vollzogen. Viele Supermarktketten haben bereits im Dezember ihre Einkaufswägen auf Euro umgestellt gehabt.

Da stellt sich für mich die Frage: Seit wann war es den Wiener Linien beziehungsweise den dortigen Verantwortlichen bekannt, dass auf den Euro umgestellt wird, da es im Zuge der Euro-Umstellung bei den Wiener Linien, im Unterschied zu den Geschäftsketten, zu so großen Schwierigkeiten gekommen ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Wie jeder Vergleich, so hinkt auch Ihr Vergleich mit den Einkaufswägen des Einkaufszentrums. Mir ist bekannt, dass bei manchen Einkaufswägen noch immer die Fünfschillingmünze eingeworfen werden kann und sich dann trotzdem sozusagen die Kette löst. Daher denke ich, dass doch ein qualitativer Unterschied besteht.

In der Tat sind die Umstellungen mit den beteiligten Firmen bei allen Verkehrsunternehmungen rechtzeitig angelaufen. Es haben sich bei allen Verkehrsunternehmen - ich erinnere nur an die auch in der Öffentlichkeit dargestellten Probleme der ÖBB - Schwierigkeiten ergeben. Es hat auch bei den Wiener Linien Störungen gegeben, das ist vom Unternehmen nicht bestritten worden. Es besteht auch kein Grund, das zu bestreiten. Die Störungen sind behoben, es ist ein Störungsdienst eingerichtet worden. Ich glaube, dass die Euro-Umstellung wie bei anderen Verkehrsunternehmen oder vergleichbaren Einrichtungen in Österreich sowie auch im internationalen Vergleich sehr gut gelöst worden ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Finanzstadtrat!

Noch einmal zu den Automaten. Die höchste Erhöhung hat es beim Kauf des Einzelfahrscheins in der Straßenbahn selbst, im Automaten gegeben. Hier stellt sich folgende Frage. Es handelt sich jetzt um eine Erhöhung von insgesamt 25 Prozent, von 1,50 EUR auf 2 EUR. Wenn man zum Vergleich den Unterschied in der alten Regelung hernimmt, als der Vorverkaufsschein 19 S und der Fahrschein in der Straßenbahn 22 S kostete, sodass der Unterschied 3 S betrug, und es jetzt einen Unterschied von insgesamt 6,90 S gibt, so bedeutet das in der Relation eine Erhöhung um 130 Prozent in diesem Bereich.

Jetzt die Frage dazu: Hat sich das ergeben, weil die Automaten die Wechselgeldproblematik nicht schaffen, wenn man die Euro-Beträge in Cent hineinwirft, oder ergibt es sich daraus, dass die Überlegungen im Bereich der Wiener Linien dahin gehen, dass die Verkaufsstände an den verschiedenen größeren Umsteigerelationen aufrechterhalten werden und dort personalintensive Tätigkeit, nämlich der Verkauf von Einzelfahrscheinen, stattfindet und man personalschonend vorgehen möchte?

Das ist die Frage: einerseits ein Automatenproblem, andererseits eine Umstrukturierung im Bereich der Verkaufsmöglichkeiten von Vorverkaufsscheinen bei den verschiedenen Verkaufsstellen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Die Vorgabe der Tariferhöhung beim Einzelfahrschein, der im Vorverkauf erworben wird, ergibt sich durch die im Frühjahr 2001 von den ÖBB vollzogene Tariferhöhung in der VOR-Zone 2. Es hat allgemein die Forderung gegeben, bei einer Tarifanpassung den Einzelfahrschein an diese Tariferhöhung anzupassen, sodass es in Zukunft keine unterschiedlichen Tarife im Verkehrsverbund Ostregion mehr gibt. Insofern ist dies also eine Vorgabe gewesen.

Das Zweite ist eine Lenkungsmaßnahme des Unternehmens, die ich billige. Jeder, der selbst in öffentlichen Verkehrsmitteln fährt, sieht, welche Probleme hier oft entstehen und dass auch der Fahrer in den Finanzierungsvorgang einbezogen wird. Daher halte ich es für richtig, dass das Unternehmen eine Lenkungsmaßnahme setzt, die dahin geht, den Erwerb von Fahrscheinen in Trafiken oder anderen Verschleißstellen zu fördern. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Bevor ich zur 2. Anfrage komme, darf ich ein sehr menschliches Ersuchen an Sie richten. Würden Sie vielleicht den zwischenmenschlichen Kommunikations-Lärmpegel etwas absenken? Man versteht hier nämlich das, was von Ihnen gesprochen wird, besser als die Anfragen. 

Die 2. Anfrage (FSP/01319/2002/0005-KSP/GM) wurde von Frau GRin Nurten Yilmaz an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Welche Auswirkungen erwarten Sie durch den Integrationsvertrag auf die Personalsituation in den Wiener Spitälern und Pflegeheimen?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Auf Ihre Frage, welche Auswirkungen durch den Integrationsvertrag auf die Personalsituation in den Wiener Spitälern und Pflegeheimen beziehungsweise Geriatriezentren ich erwarte, möchte ich Ihnen Folgendes antworten.

Nach den Erläuterungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes soll die Neuzuwanderung ausländischer Arbeitskräfte samt deren Familien auf hoch qualifizierte Führungs- und Spezialkräfte eingeschränkt werden. Als Schlüsselkräfte gelten jene Ausländer, die über eine besondere, auf dem inländischen Arbeitsmarkt nachgefragte Ausbildung oder über spezielle Kenntnisse und Fertigkeiten mit entsprechender beruflicher Erfahrung verfügen und für die beabsichtigte Beschäftigung eine monatliche Bruttoentlohnung erhalten, die durchwegs mindestens 60 Prozent der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 108 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes beträgt. Das ist derzeit ein Betrag von 1 962 EUR beziehungsweise, wenn wir es in unsere alte Währung umrechnen, ungefähr 27 000 S zuzüglich Sonderzahlungen.

Im Wiener Krankenanstaltenverbund waren im Jahr 2001 durchschnittlich 12 300 Gesundheits- und Krankenpflegepersonen tätig. Von ihnen besitzen 11,2 Prozent, das sind 1 380 Personen, derzeit noch nicht die österreichische Staatsbürgerschaft. Das durchschnittliche Bruttogehalt in den ersten Jahren des Pflegeberufs liegt unter dem von der Bundesregierung geforderten Mindesteinkommen. Das diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegepersonal verdient durchschnittlich ohne Zulagen - das heißt, wenn sie reinen Tagdienst versehen und so 40 Stunden pro Woche arbeiten - 1 491 EUR. Wenn sie aber, wie in der Anfangszeit üblich, mehr als eine 40‑Stunden-Woche leisten, da Nachtdienste, Wochenenddienste, Feiertagsdienste geleistet werden, erhalten sie durchschnittlich 1 780 EUR.

Die Personen, die aus dem Ausland nach Österreich kommen, fangen nicht gleich als diplomierte Fachkräfte an. Sie müssen erst ihr Diplom nostrifizieren, das brauchen wir, um diesen hervorragenden Pflegestandard zu gewährleisten. Bei ihnen beträgt das monatliche Entgelt ohne Zulagen 1 326 EUR und mit Zulagen durchschnittlich ungefähr 1 550 EUR.

Wir liegen aber in Wien - und das möchte ich betonen - mit dieser Bezahlung des Pflegedienstes österreichweit im oberen Durchschnitt der Gehälter für diplomiertes Pflegepersonal sowie für PflegehelferInnen. Aber es gelingt uns trotz dieser Bezahlung nur in sehr bedingtem Ausmaß - und zwar vor allem der Bereich der Geriatrie, wo der Dienst körperlich und psychisch äußerst anstrengend ist -, Krankenpflegepersonal zu gewinnen.

Mit Stichtag 31.1.2002 waren im Wiener Krankenanstaltenverbund 366 Dienstposten im Pflegebereich, in den Krankenanstalten und Geriatriezentren der Stadt Wien - und da beziehe ich noch nicht die privaten Pflegeheime und die privaten Krankenanstalten ein -, unbesetzt. Eine Nachbesetzung dieser vakanten Dienstposten konnte durch die Diplomierungen - dadurch, dass wir in den Pflegeberufen zeitverschobene Ausbildungen haben - trotzdem nicht zur Gänze durchgeführt werden. Wir haben noch immer einen Mangel von 200 Dienstposten.

Auf Grund dieses Fachkräftemangels im gehobenen Dienst der Gesundheits- und Krankenpflege habe ich im März dieses Jahres eine Imagekampagne für die Pflegeberufe gestartet. Darum wurde ich auch gebeten von den Vertretern der Caritas und anderer Pflegevereine. Das ist in den ersten Wochen auf sehr reges Interesse von Inländern, aber auch von Ausländern gestoßen. Es wurden unzählige Telefonate mit der Generaldirektion des KAV geführt, es wurde nach den Berufschancen und nach der Ausbildung gefragt. Wir haben auch vor allem SchülerInnen angeboten zu schnuppern: Sie können an Unterrichtseinheiten teilnehmen, sie können Stationen sowohl in Krankenanstalten als auch im Geriatriezentrumsbereich besichtigen. Das wurde sehr zahlreich angenommen.

Wir haben aber nicht nur ausländische Interessenten für die Ausbildung gefunden - wie wir zuerst gedacht hatten -, sondern es haben sich auch bereits im Ausland ausgebildete Pflegekräfte gemeldet: Sie hätten gerne eine Anstellung bei der Stadt Wien, verfügen allerdings über keine Aufenthalts- und Beschäftigungsbewilligung. Daher mussten wir diesen Interessenten abschlägige Antworten erteilen.

Wir haben auch eine deutliche Erhöhung von Nostrifikationsanträgen im Jahr 2001 zu verzeichnen. Es waren 269, im Vergleich dazu waren es im Jahr 2000 nur 210. Wir haben diesen Ansuchen auch weitgehend entsprochen, wir konnten Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen. Wir können aber dann dieses entsprechende Potenzial an ausländisch ausgebildeten, nostrifizierten Fachkräften nicht auf dem Arbeitsmarkt einsetzen, weil diese wegen der restriktiven Ausländerbeschäftigungspolitik der Bundesregierung nicht angestellt werden dürfen.

Auch die Tatsache ist sehr unbefriedigend, dass auf Grund der bestehenden Quotenregelungen neue Anstellungen in diesem Bereich nur in geringem Ausmaß erteilt werden. Bezogen auf den Integrationsvertrag und den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Fremdengesetz 1997, das Asylgesetz 1997 und das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert werden sollen, könnte der Gesundheits- und Krankenpflegebereich allerdings als Ausnahmebereich vorgeschlagen werden. Das ist aber trotzdem nicht unproblematisch, denn die Beschäftigungsbewilligungen werden dabei maximal für sechs Monate erlassen und könnten unter bestimmten Voraussetzungen für weitere sechs Monate verlängert werden.

Ich möchte aber betonen, dass gerade der Krankenpflegebereich ein besonders hoch qualifizierter und sehr heikler ist, weil hilflose, kranke Menschen diesen Personen anvertraut sind. Daher können wir das mit Saisonbranchen wie Landwirtschaft oder Tourismus - wo es durchaus um Menschen geht, die sich wehren können - nicht vergleichen. 

Eine Beschäftigungsbewilligung für maximal ein Jahr erfordert einen hohen bürokratischen Aufwand, aber das ist es nicht allein. Wir können auch nicht kontinuierlich Personal planen. Die Tätigkeit in diesen Bereichen setzt nicht nur eine qualifizierte Ausbildung voraus, sondern die Personen müssen jeweils auch für den bestimmten Bereich, in dem sie tätig sein werden - die Stationen, die Ambulanzen, die Operationssäle, all die Spezialeinheiten -, entsprechend eingeschult werden.

Wenn es sich dabei um Saisonbedienstete handelt, dann gehen sie nach einer längeren Einschulungszeit, bis sie voll integriert sind, wieder von dieser Station, Ambulanz ab. Diese hohe Fluktuationsrate würde einen Qualitätsstandard nicht möglich machen. Außerdem möchte ich sagen, dass es nicht nur für die Beschäftigten unerfreulich ist, die dann wieder gehen müssen, für die Patientinnen und Patienten, die Kolleginnen und Kollegen, sondern es entstehen Mehrkosten für mich, weil die vorgesetzten Personen und KollegInnen diese Kolleginnen und Kollegen immer wieder neu einschulen müssen und dadurch sehr viel wertvolle, kostbare Arbeitszeit für Einschulungsvorgänge verloren geht.

Es ist für mich sehr, sehr unbefriedigend, wenn ich das Personal so rasch auswechseln muss, weil ich es gesetzlich nicht anders beschäftigen darf. Ich glaube, das führt zu einer massiven Verschlechterung und Verschärfung im Pflegebereich. Nicht nur ich bin in Bezug auf die Krankenanstalten und Geriatriezentren der Gemeinde Wien sehr unglücklich darüber, sondern es sind auch alle Institutionen, die Träger privater Krankenanstalten und Pflegeheime sind, genauso unglücklich und unzufrieden, weil sie nicht wissen, wie sie ihren Personalbedarf rekrutieren können. 

Dieser Gesetzentwurf gefährdet somit die Versorgung für die Wiener Bevölkerung. Ich möchte aber abschließend auch darauf hinweisen, dass es sich in Wien schon um eine multiethnische Gesellschaft handelt und dass daher im Gesundheitswesen ein multikulturelles Team äußerst sinnvoll ist. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben uns jetzt sehr ausführlich erklärt, in welcher kritischen Situation derzeit die Pflege in den KAV-Häusern ist. Sie haben auch gemeint, eine Imagekampagne würde dem abhelfen und mehr junge Leute dazu motivieren, diesen Beruf zu ergreifen. (Die Mikrophonanlage im Saal fällt aus. - Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich höre Sie noch! Wir können es probieren!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Die Stadt Wien hat ihre Rechnungen pünktlich bezahlt. 

Ich unterbreche die Sitzung für 5 Minuten.

(Die Sitzung wird um 9.25 Uhr unterbrochen und um 9.26 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Aus 5 Minuten sind 2 Minuten geworden. Ich nehme die Sitzung wieder auf.

Nun darf ich Frau GRin Dr Pilz bitten, neuerlich ihre Fragen zu formulieren.

GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Ich werde es nicht persönlich nehmen, dass meine Frage schon die gesamte Gemeinde so verschreckt hat.

Kehren wir zur Situation zurück. Sie reden von Imagewerbung bei den jungen Menschen. Könnte es nicht auch so sein, dass man weniger Werbung machen muss, sondern praktisch den Beruf durch eine gute Bezahlung und eine Aufwertung des Berufs im Krankenhausverbund insgesamt aufwerten muss?

Jetzt zu meiner Frage: In einigen der mittel- und osteuropäischen Nachbarstaaten - hier ist es so laut, ich höre es selbst - ist die Gesundheitsversorgungssituation durchaus katastrophal. Kann man es da als Politikerin eines Wohlstandsstaates vertreten, dass wir Menschen, die dort um teures Geld ausgebildet werden, dann zu für uns sehr günstigen Preisen in unserem Bereich beschäftigen? Zuerst werden sie in Gesellschaften, die sich entwickeln müssen, teuer ausgebildet, und wir profitieren davon. Denn viele dieser Schwestern haben ein Diplom, können aber mangels Nostrifizierung hier nur als Pflegehelferin beschäftigt werden. 

Ist das eine Politik, die zu Solidarität in Europa führt?

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich danke für Ihre Anfrage. Ich bekomme immer wieder von Pflegepersonen gerade aus den Ländern des ehemaligen Ostblocks Anfragen, ob sie hier arbeiten können. Denn sie sind zwar gut ausgebildet, bekommen aber drüben keine Arbeitsstellen, weil Spitäler gesperrt werden, weil diese Länder sich keine umfassende Gesundheitsversorgung für die Bevölkerung leisten können. So kann man dort auch das Heer der Arbeitslosen vergrößern und sie werden in ihrem Beruf nicht arbeiten können.

Ich glaube, dass es wichtig ist, ihnen die berufliche Chance zu geben. Ich glaube, gerade diejenigen, die aus den Nachbarländern Österreichs kommen, werden vielleicht irgendwann einmal wieder zurückkehren, wenn sich durch die EU-Erweiterung ihre wirtschaftliche Situation gebessert hat. Aber dass diese Länder Krankenhäuser, Krankenbetten sperren und Personal einsparen, liegt nicht in meinem Verantwortungsbereich. Ich halte es insbesondere in allen medizinischen Berufen für sehr wichtig, dass man immer wieder in der Praxis tätig ist, um auch in der Tätigkeit die Erfahrung zu sammeln, die nötig ist, dass man gut ist.

Ich würde mir wünschen, dass unsere Nachbarländer eine ähnlich gute medizinische Versorgung haben und anbieten können, wie sie hier bei uns üblicher Standard ist. Leider ist dem nicht so, und es sind diese Kräfte sehr dankbar, wenn sie wenigstens für einige Zeit hier ihren Lebensmittelpunkt finden oder wenn sie für immer hier arbeiten können. Uns ist im Moment auch damit geholfen.

Die Nostrifizierung ist wichtig. Auch unsere Leute in anderen Ländern haben sie, weil jedes Land andere Standards hat, und bis zur Erreichung der Nostrifizierung arbeiten sie daher als Pflegehelfer. Das war aber genauso, als noch Mediziner, ausgebildete Ärzte in den Pflegedienst genommen wurden. Sie konnten auch nur als Pflegehelfer eingestuft werden, außer sie hätten eine weitere Ausbildung gemacht. Denn es ist eben ein Beruf "Diplomierte Krankenpflegefachkraft", und wenn ich diese Voraussetzungen nicht habe, kann ich nur anders eingestuft werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn, bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich glaube, es ist von uns allen, die in diesem Bereich tätig sind, unbestritten, dass für qualifizierte Pflegearbeit auch die Dokumentationsnotwendigkeit gewährleistet ist - das wird auch gesetzlich eingemahnt und gefordert -, und das erfordert auch das Beherrschen der deutschen Sprache. Daher glaube ich, dass diese Diskussion um ausländische Kräfte nur eine Scheindiskussion ist, weil Sie die Kräfte mit dieser notwendigen Qualifikation wegen des sprachlichen Erfordernisses nicht bekommen.

Mich würde aber interessieren, welche Effekte die von Ihnen eingeleitete Kampagne bisher gehabt hat: Wie viele echte zusätzliche Interessenten für die Ausbildung zu qualifizierten Pflegeberufen gibt es nunmehr?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es ist so, dass wir die Schulen jetzt voll besetzen könnten. Wir hatten vor einigen Jahren noch 1,8 Bewerbungen pro Ausbildungsplatz, wir haben jetzt nur noch 0,8 Bewerbungen. Es haben sich sehr viele Interessenten gemeldet. Wie gesagt, die Schulen beginnen erst im Herbst. Deswegen haben wir schon jetzt, vor Schulschluss, begonnen, daher werde ich Ihnen exakte Zahlen erst Ende dieses Frühjahrs liefern können. Vorher ist es nicht möglich, weil die Schulen, die sie jetzt besuchen, noch laufen, und die Anmeldung noch nicht richtig erfolgt ist. Aber die Frau Generaloberin hat mir bestätigt, dass bei ihr die Telefone heiß laufen, dass sie sehr begeistert ist und dass sie sieht, wir werden wieder mehr Angebote haben. Wir überlegen, die Schulplätze zu erweitern, um diese interessierten jungen Menschen zusätzlich aufzunehmen, dass sie den Krankenpflegeberuf erlernen können.

Ich bin daher eher hoffnungsfroh, dass wir zumindest für einige Jahre eine leichte Besserung haben werden. Wir dürfen aber nicht vergessen, dass 65 Prozent der derzeit im Krankenpflegebereich Beschäftigten nicht in Österreich geboren wurden.

Sie sprechen die Dokumentation an. Das ist schon gut, nur kann man sich in der Dokumentation auch mit Rechtschreibfehlern daran orientieren, was jemand meint. Noch wichtiger wäre die Kommunikation mit den Patientinnen und Patienten. Aber wenn Sie bedenken, dass wir jetzt diese 65 Prozent haben, die auch nicht Deutsch als Muttersprache haben, die ihre Arbeit sehr gut verrichtet haben und sehr gut mit den PatientInnen umgehen können, so haben sie immer eine Einschulung auch in der Sprache gehabt, um die Medikamente und alles andere richtig zu verstehen.

Die Hürde ist aber nicht so sehr die Sprachbarriere, die Hürde ist ein Anfangsgehalt von 27 000 S. Wenn Sie die Diskussion gehört haben, mit welchen Gehältern Universitätsassistenten, Akademiker an den Universitäten beschäftigt werden, dann kann ich nicht sagen, dass 27 000 S ein so wahnsinnig niedriges Gehalt sind. Das sind sie nicht. Vergleichen Sie wirklich einmal, mit welchen Anfangsgehältern Akademiker beginnen - dann müssen Sie sagen, das ist nicht so niedrig. So ist es auch nur am Anfang, diese Gehälter steigen dann rasch. Aber mit irgendetwas müssen sie hereinkommen.

Wenn wir alle auf dieses Niveau anheben, dann wird es in ganz Österreich sehr schwierig sein, die Gesundheitskosten halbwegs im Griff zu haben. Das zieht dann selbstverständlich auch die Vergleichszahlen der anderen mit. Ich würde gerne allen für die hoch qualifizierte Arbeit, die ein Spital und ein Pflegeheim erfordern, viel mehr Geld geben, wenn ich es hätte. Wir wissen aber alle, dass wir uns viel höhere Gehälter in diesen Bereichen nicht leisten können. Vor allem haben Sie dann wieder das Gefälle, dass Ihnen keiner in die Pflege außerhalb der Spitäler geht. Dort werden sie von privaten Vereinen beschäftigt, dort wird das bezahlt von Privatpersonen, die sich dann die Stundensätze nicht mehr leisten können. Dann geht Ihnen keiner hin, wenn eine derartige Diskrepanz zwischen der einen und der anderen Beschäftigung besteht. (GR Dr Johannes Hahn: Passiert faktisch eh nicht!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zum Personalmangel möchte ich Folgendes feststellen: In den zwei Jahren 1999 und 2000 sind insgesamt 1 011 diplomierte Schüler und Schülerinnen ausgebildet worden beziehungsweise haben sie ein Diplom erhalten. Von diesen 1 000 Ausgebildeten haben insgesamt 366 SchülerInnen bei der Stadt Wien keinen Arbeitsplatz gefunden. Ein großer Teil dieser Ausgebildeten hat lediglich einen befristeten Arbeitsplatz. Das heißt, hier ist an sich ein großes Reservoir von Arbeitskräften vorhanden. Darüber hinaus ist zu beachten, dass wir eine relativ große Dropout-Rate haben, wenn das diplomierte Personal zum Beispiel heiratet und Familien gründet. Da ist es so, dass es auf Grund der derzeitigen Arbeitsbedingungen oder, sagen wir, des Dienstausmaßes nicht möglich ist, Haushalt und Beruf zu vereinen.

Meine Frage lautet nun: Wäre es nicht angebracht und notwendig, daran zu arbeiten, diese Dienstmodelle zu ändern beziehungsweise entsprechende Maßnahmen zu finden, um die ausgebildeten Schüler und Schülerinnen auch in der Gemeinde Wien unterzubringen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wir hatten vor einigen Jahren noch ein scheinbares Überangebot. Dadurch war es damals schwieriger, Arbeitsplätze zu finden. Es konnten dann aber die Pflegepersonen doch untergebracht werden.

Ein Teil der befristeten Arbeitsverträge sind die Karenzvertretungen, die kommen. Sie wissen, es handelt sich da vor allem um junge Frauen. Diese jungen Frauen bekommen irgendwann ihre Kinder, daher sind viele Arbeitsverträge anfangs als Karenzverträge eingestuft.

Ich bin der Meinung, dass wir wirklich alles daransetzen müssen, die Personen bei uns zu halten. Aber was Sie sich in Bezug auf andere Arbeitszeiten vorstellen, ist gerade im Spitalsbereich sehr schwierig. Sie wissen, wir müssen 365 Tage im Jahr 24 Stunden am Tag besetzen. Es gibt sehr unterschiedliche Einstellungen der verschiedenen Pflegepersonen zu den verschiedenen Dienstzeiten. An den meisten Orten gibt es eine freie Dienstvereinbarung.

Ich war selbst sehr lange im Spital und habe diese Diskussionen gehört. Die einen haben gesagt, das sind ungesunde Dienstzeiten, länger als acht Stunden pro Tag soll man nicht arbeiten. Da haben die Schwestern sofort gesagt: Das wollen wir auf keinen Fall, dass wir dann Schichten in einem Betrieb von dreimal acht Stunden machen. Wie kommen wir nachts nach Hause? Wie machen wir die Einteilung mit der Familie? - Dann gab es eine völlig freie Dienstvereinbarung. Das haben sie auch nicht sehr geschätzt, weil man sich im Privatleben nach nichts richten kann.

Was die KrankenpflegerInnen bei ihrem schweren Beruf besonders lieben, ist eine länger zusammenhängende Blockfreizeit. Diese erreichen sie aber fast nur mit den 12 Stunden und ein bisschen mehr für die Dienstübergaben, sonst kommt es nicht dazu, dass sie Schlaftag und drei Tage frei haben. Das ist den meisten Frauen, die Kinder haben, lieber, als sie haben die Dienste geschichtet und weniger Arbeitszeit pro Tag. Ich habe die größten Schwierigkeiten mit der Verträglichkeit von Beruf und Familie in jenem Spital gehabt, in dem auf die "gesunden Dienstzeiten" geachtet wurde. Gerade dort waren sie von allen am unzufriedensten. Diejenigen mit den längeren Dienstzeiten haben sich besser hineingefunden.

Ein besonderes Problem im Bereich der Pflege ist, dass die Frauen ab Mitte 40 auch schon sehr große physische und psychische Probleme haben, diesen Beruf auszuüben. Durch den ständig wechselnden Tag-Nacht-Dienst ist der Körperrhythmus sehr verändert und sie haben durch diese körperliche Schwerarbeit multiple Beschwerden. Denn der Wiener ist kein sehr leichter Mensch. Die Patientinnen und Patienten sind immer wieder zu heben, dadurch entstehen ziemliche Probleme mit der Wirbelsäule, sodass man für diese Altersgruppe danach trachtet, sozusagen Schonposten zu finden.

Wo habe ich die Schonposten? - Vor allem im Ambulanzbereich. Daher war ich nie davon begeistert, dass man gesagt hat: weg von den Ambulanzen. Ich habe gesagt: Dort habe ich auch das Personal, dem ich diese Posten anbieten kann. Wenn ich keine Ambulanzen in den Spitälern habe, habe ich weniger Posten, die nur eine Tagesbeschäftigung sind. Der Nachteil ist natürlich, dass sie in diesem Bereich um ein Erkleckliches weniger verdienen, weil viele Zulagen, Nacht-Überstunden, Sonntags- und Feiertags-Überstunden wegfallen. 

Es ist schwierig, diesen Beruf mit der Familie zu vereinbaren, vor allem wenn sie damit rechnen müssen, dass sie von vielen Wochenenden in einem längeren Zeitraum nur an einem Einzigen ungestört sind, sei es von sechs Wochenenden oder von acht Wochenenden, je nachdem, was für ein "Radl" es ist. Es wird meist in Übereinstimmung mit der Mehrheit der Pflegepersonen festgestellt, welchen "Radl"-Dienst man macht. Es ist das - das gebe ich zu - äußerst familienunfreundlich. Aber man hat viele Modelle betrachtet, um einen besseren Weg zu finden, und einen Besseren hat man bis jetzt nicht gefunden. Man macht es konsensual, es ist nur nicht so, dass es wirklich immer gut mit dem Familienleben verträglich ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Yilmaz, bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Was halten Sie von den privaten Vereinen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich werde mich bemühen, kürzer zu sein; dem Herrn Vorsitzenden spreche ich zu lange.

Herzlichen Dank für Ihre Frage! Ich erhalte in letzter Zeit immer öfter solche Informationen und es beklagen sich auch die Träger von privaten Vereinen über den Einsatz von Personen, die illegal beschäftigt werden. Sie kommen im Bereich der Hauskrankenpflege und Seniorenbetreuung sozusagen als Kurzpendler vor allem aus der Tschechei und der Slowakei.

Es übernehmen meist Frauen diese Betreuung gegen Kost, Quartier und ein kleines Taschengeld, und sie müssen rund um die Uhr in dem Haushalt sein. Diese Personen haben im Allgemeinen keine gesetzlich vorgeschriebene Ausbildung durchlaufen und es fehlen ihnen die entsprechenden Einschulungen. Sie sind aber zur ständigen Anwesenheit verpflichtet und haben an persönlicher Freizeit lediglich einen halben Tag pro Woche zur Verfügung. Das sind in meinen Augen unmenschliche Arbeitsbedingungen und es kann sich dies auch nicht sehr gut für die zu pflegenden Personen auswirken.

Diese Pflegekräfte sind, soweit mir bekannt ist, nicht bei der Sozialversicherung gemeldet und sie verfügen über keine gültigen Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen. Die Vermittlung erfolgt über obskure Vereine und andere juristische Personen, die mit Konstruktionen abenteuerlichster Art alle diese Bestimmungen des Arbeits-, Ausbildungs- und Aufenthaltsrechts umgehen. Der rechtliche Beweis ist jedoch sehr schwierig anzutreten.

Es ist in sozialpolitischer Hinsicht sehr wichtig, dass wir nur Personen mit der entsprechenden Ausbildung und mit der entsprechenden sozialen Absicherung einsetzen. Ich habe ein wirklich schlechtes Gefühl dabei, Menschen von Menschen betreuen zu lassen, die das nicht gelernt haben. Schwierig wird es aber auch für die Beschäftigten in den Vereinen, denn es besteht doch eine erhebliche Konkurrenz. Wenn die Vereine weniger Klienten für ihre Angestellten haben, werden sie auch den Angestelltenstand, die gut ausgebildeten, ordentlich honorierten und in einem Sozialversicherungsverhältnis stehenden Personen, nicht finanzieren können.

Ich habe daher in meinem Geschäftsbereich die MA 47 mit einer Überprüfung dieser Organisationen beauftragt. Besonders von einer Organisation wurde mir im Rahmen dieser Aufsicht mitgeteilt, dass diesen Verein bereits die Fremdenpolizei einer Untersuchung unterzogen hat. Der Grund dafür war eine anonyme Anzeige, weil wiederholt slowakische Personen ohne Arbeitsbewilligung in Wien und Niederösterreich beschäftigt wurden.

Um von dieser Organisation betreut zu werden, ist es nötig, dort Mitglied des Vereins zu sein. Der Beitritt und die Mitgliedschaft sind mit erheblichen Beiträgen verknüpft. Die Organisation lässt alle 14 Tage wechselnd Personen herüberkommen. Einen zu Pflegenden teilen sich dann zwei Pflegepersonen, die irgendwie per Inseraten oder Mundpropaganda gekeilt werden, keine der üblichen Ausbildungen haben und hier völlig rechtlos beschäftigt sind. Die slowakischen Bürgerinnen gaben an, sie hätten früher in anderen Berufen und nicht im Pflegeberuf gearbeitet. Ich halte das wirklich für ausgesprochen schlecht.

Gegen solche Organisationen werden immer wieder Anzeigen erstattet, jedoch ist die Beweisführung äußerst schwierig. Sie locken diese Menschen hierher und machen ihnen vor, sie hier auszubilden und ihnen dann ordentliche Arbeitsbewilligungen zu verschaffen. Es haben einige angegeben, dass man ihnen Kurse versprochen hat. Aber sie haben nur ein vierstündiges Kurzgespräch über ihre zukünftigen Aufgaben oder über juristische Fragen erhalten.

Bezüglich einer Organisation ist ein Verfahren beim Verwaltungsgerichtshof anhängig; der Verein ist schon aufgelöst worden. Es wurden auch hohe Strafen verhängt, trotzdem sind solche Organisationen nicht ganz zu verhindern.

Ich würde sagen, gerade aus diesem Grund ist es wichtig und richtig, dass wir gut ausgebildete Personen rechtliche einwandfrei in Österreich anstellen dürfen, damit der Schutz der zu Pflegenden und der Schutz der Pflegenden gewährleistet wird. Ich glaube, das muss ein Teil unserer sozialen Aufgabe sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Damit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01363/2002/0001-KGR/GM). Sie ist von Herrn GR Mag Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Unbestätigten Auskünften zufolge hat die Stadt Wien für den Aufbau und die redaktionelle Betreuung eines Internetportals zum Thema "Wasser" über die Budgets mehrerer Magistratsabteilungen dem Bohmann Verlag einen Betrag von ca 500 000 EUR zur Verfügung gestellt. Wie hoch ist der Betrag tatsächlich, handelt es sich um eine Beauftragung oder Förderung und welche Leistungen wurden bis wann vertraglich vereinbart?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Herzlichen Dank für die Frage am Weltwassertag zum Internetportal Aquamedia, www.aquamedia.at. Es ist ein internationales Portal und steht schon im Netz. Ich habe mich im November 2001 entschieden, bei diesem Portal mitzutun. Welche Abteilungen sind das? - Jene Abteilungen, die mit Wasser zu tun haben: MA 30, MA 31, MA 49 und MA 45. Das sind die Abteilungen, die direkt und indirekt mit dem Thema Wasser zu tun haben.

Wir haben bei diesem Internetportal ein internationales Internetportal des Bohmann-Verlags, der das Copyright und selbstverständlich auch das wirtschaftliche Risiko dafür hat. Dort haben wir Seiten gebucht, um den Raum zu haben, der notwendig ist, um das Thema Wasser international zu besetzen. Der bestellte Raum bei Aquamedia - so heißt eben dieses Internetportal - kostet 436 037 EUR netto, inklusive Mehrwehrsteuer sind es exakt 523 244,40 EUR brutto. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe mir dieses Portal angesehen und denke mir, dass es eine stolze Summe ist, die man dafür ausgibt, weil zum Beispiel einige Dinge an diesem Portal einfach nicht funktionieren. Ich kann mir schon vorstellen, dass es nett ist, wenn man eine halbe Million Euro dafür bezahlt und dann eine ordentliche Qualität dafür bekommt, aber in diesem Fall funktioniert einiges nicht. Übrigens möchte ich Sie darauf aufmerksam machen, dass unter dem englischen Titel "Recovery of Water Causes" zum Beispiel das Projekt der Renaturierung des Wientales aufgeführt ist, die ja von Ihnen abgesagt worden ist. Man sollte darauf hinweisen, dass man das Projekt von der Homepage wieder herausnehmen sollte. 

Jetzt hätte ich gerne gewusst, und zwar in meiner ersten Frage, ob damit ... (GR Heinz Hufnagl: Nicht abgesagt, sondern terminlich verschoben, auf Grund der Bundespolitik!) Ja, damit man nach 2005 - da möchte ich mich korrigieren - auch noch schöne Projekte hat; so war es in der Presseaussendung. (GR Heinz Hufnagl: ... immer für die Stadt!) Ich weiß es ja, aber in dem Fall war es eben einmal verschoben. Verschoben ist nicht aufgehoben, ich weiß, besser dann ... - Aber zur Frage, weil ich hier ja nicht diskutieren darf.

Die Frage ist also: Es gibt verschiedene Publikationen des Bohmann-Verlags. Hängt sozusagen auch ein stärkeres Medien-Covering in anderen Publikationen des Bohmann-Verlags mit diesem Auftrag zusammen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zu Ihrer Frage nach Aquamedia: Sie haben die Möglichkeit, in diesem internationalen Internetportal des Bohmann-Verlags Ihre Vorstellungen, Ihre Ideen, Ihre Kritik anzubringen. Dort ist selbstverständlich ein entsprechendes Mailing möglich. Wenn Sie dort Ihre Aktualisierungen anbringen wollen, sind wir dafür dankbar und ist Aquamedia dafür dankbar. Wir werden die Aktualisierungen selbstverständlich regelmäßig durchführen, das ist der Sinn des Internets.

Zu dem Verlag Bohmann ist zu sagen: Bohmann hat hier selbstverständlich sehr viele Zeitschriften, und genau das ist der Grund dafür, dass wir damit international besetzt sind. In Prag, Budapest, Warschau, Sofia und Bukarest werden diese Fachzeitschriften herausgegeben, dort sitzen auch die Redaktionen des Aquamedia-Portals. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist auch geplant, ein Internetportal zum Thema Naturschutz zu installieren. Können Sie - im Lichte der Frage des Kollegen Maresch - uns garantieren, dass nicht wieder der Bohmann-Verlag den Zuschlag bekommt?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Zum Thema Naturschutz-Internetportal gebe ich hier keine Auskunft, weil wir hier bei Aquamedia sind. (GR Mag Christoph Chorherr: Was? - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger, bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Kollege Klucsarits, wahrscheinlich können Sie Ihre Bedenken dann auch über Internet kundtun, so wie man das bei Aquamedia übers Internet kundtun kann.

Es hat schon Ihr Vorgänger zu Anfragen hinsichtlich der Betrauung des Bohmann-Verlags ohne Ausschreibungen immer wieder mit verschiedenen Publikationen geantwortet. Der Bohmann-Verlag ist ganz einfach ein erfahrener Verlag in diesem Bereich, und oft kommen die Ideen vom Bohmann-Verlag zu Veröffentlichungen, zu Berichten und möglicherweise auch, wie Sie gesagt haben, zu diesem Internetportal. Das allein würde rechtfertigen, dass man, wie in diesem Fall, eine halbe Million Euro ohne Ausschreibung vergibt.

An und für sich ist es sicherlich gut, wenn wir ein Internetportal zum Wasser und ein Internetportal zum Naturschutz haben. Nur denke ich, das Konzept und das System, das dahinter steht, sollte im Vorhinein erarbeitet werden und nicht dann, wenn irgendjemand irgendetwas an die Stadt Wien heranträgt, sodass man dann sagt: Ja, dafür geben wir Geld her.

Meine Frage ist daher: Gibt es überhaupt ein Konzept seitens des Umweltressorts, wofür wir wann in welcher Form und in welcher Weise auf Printmedien oder im Internet solche Aktivitäten setzen, wie sieht dieses aus, und wird es irgendwann einmal, bevor wir von solchen Zahlungen hören oder mit solchen Zahlungen konfrontiert sind, auch im Umweltausschuss diskutiert werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Jede Abteilung hat selbstverständlich ihre Möglichkeiten in Anspruch zu nehmen, um ihre Kapazitäten, um ihr Wissen, um ihre Informationen geeignet zur Verfügung zu stellen. Das ist selbstverständlich Kompetenz der Abteilung und des Abteilungsleiters. Ein Konzept für die gesamte Gruppe gibt es nicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe es verwegen gefunden - ich muss mich allerdings nicht verteidigen und auch die ÖVP nicht verteidigen -, dass die Frage nicht beantwortet wurde, obwohl es wiederum der Bohmann-Verlag war.

Ich hätte jetzt grundsätzlich eine Frage zur Öffentlichkeitsarbeit Ihres Ressorts. Wir haben vor kurzem im "Waste"-Magazin - auch eine Zeitschrift des Bohmann-Verlags - gesehen, was man alles rund um die Strategische Umweltprüfung machen kann. Das Gleiche haben wir auch im "Standard" gelesen. Da hat es eine Anfragebeantwortung von Ihnen gegeben: 441 000 S - also jetzt nicht Euro - waren von der Abfallvermeidungskampagne gekommen. Wunderbar!

Ich hätte jetzt gern meine Frage formuliert: Aus welchem Topf werden diese Dinge bezahlt, zum Beispiel eine Doppelseite in der Wiener "Bezirkszeitung", Auflage 719 500 Stück, in der es um "Frühjahrsputz für Wien" geht? Wie gesagt, was kostet so eine Doppelseite in den Bezirksmedien wienweit?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Die Kosten für derartige Veröffentlichungen tragen selbstverständlich die Magistratsabteilungen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie viel? Ich hätte das gerne gehört!) Diese Auskunft kann ich Ihnen gerne nachreichen. Jetzt habe ich sie nicht zur Hand, aber selbstverständlich bekommen Sie sie schriftlich nachgereicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. Ich danke schön. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/01362/2002/0002-KVP/GM). Sie ist von Frau GRin Lakatha an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Ab wann wird die Gratis-Impfaktion gegen Hepatitis‑A für Kindergärtnerinnen in städtischen Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen eingeführt werden?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zu Ihrer Frage, ab wann die Gratis-Impfaktion gegen Hepatitis‑A für KindergärtnerInnen in städtischen Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen eingeführt werden wird, habe ich von der MA 15 Erkundigungen eingeholt. Aus den Unterlagen der MA 15 geht hervor, dass in den letzten drei Jahren insgesamt 17 Erkrankungen bei Kindergartenkindern und 3 Erkrankungen bei KindergärtnerInnen beziehungsweise HelferInnen gemeldet wurden. Es gibt keinen Hinweis auf ein vermehrtes Auftreten von Hepatitis‑A in den Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen.

Die Hepatitis‑A-Impfung ist keine vom Obersten Sanitätsrat allgemein empfohlene Impfung. Sie wird aber speziell für das Personal in Kinderbetreuungseinrichtungen empfohlen. Nach den §§ 41 und 43 des ArbeitnehmerInnen- beziehungsweise den §§ 35 und 37 des Wiener Bedienstetenschutzgesetzes 1998 kommt es dem Arbeit- beziehungsweise Dienstgeber zu, die Gefahren für ArbeitnehmerInnen beziehungsweise Bedienstete festzustellen und, wenn es nötig ist, Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Kosten dafür sind jedoch, wenn es sich nicht um die Bediensteten meiner Geschäftsgruppe handelt, niemals von meiner Geschäftsgruppe zu übernehmen, sondern immer von den jeweiligen ArbeitgeberInnen beziehungsweise DienstgeberInnen.

Nach § 5 Abs. 4 der Verordnung biologische Arbeitsstoffe, die auch für die Bediensteten der Stadt Wien anzuwenden ist, haben ArbeitgeberInnen/DienstgeberInnen Impfungen anzubieten, wenn die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ergibt, dass ein Risiko für die Gesundheit der ArbeitnehmerInnen auf Grund der Exposition gegenüber biologischen Arbeitsstoffen besteht, gegen die es wirksame Impfungen gibt. Impfungen gegen spezielle Infektionskrankheiten, für die im Rahmen der Berufsausübung dieses Risiko besteht, fallen daher unter die Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzes.

Im Rahmen der Umsetzung der Bestimmungen des Wiener Bedienstetenschutzgesetzes wurde eine Evaluierung der Arbeitsplätze in den Kindertagesheimen der Stadt Wien, die zur MA 11 gehören, durch ArbeitsmedizinerInnen bereits vorgenommen, ein gewisses Infektionsrisiko gegen Hepatitis‑A festgestellt und die Impfung gegen Hepatitis‑A für KindergärtnerInnen und HelferInnen vorgeschlagen. Der Magistrat der Stadt Wien beabsichtigt, diese Vorschläge umzusetzen. Ein detaillierter Umsetzungsplan ist derzeit in Ausarbeitung.

Ich möchte noch kurz auf den Übertragungsweg hinweisen. Der Übertragungsweg der Hepatitis‑A-Viren ist überwiegend fäko-oral. Die Virusübertragung wird durch die persönliche und allgemeine Hygiene beeinflusst. Das passiert in einem Kindergarten leicht, da man den Kindern bei der Reinigung nach dem Stuhlgang helfen muss.

Die Inkubationszeit der Hepatitis‑A-Erkrankung beträgt durchschnittlich 30 Tage. Hepatitis‑A ist, wie so viele Infektionskrankheiten, eine nach dem Epidemiegesetz meldepflichtige Erkrankung. Die Hepatitis‑A-Erkrankung heilt praktisch immer folgenlos aus. Dauer und Schwere der Erkrankung sind altersabhängig. Bei den Erwachsenen kommt es häufiger zu anikterischen Verlaufsformen, bei den Kindern kommt es fast immer zum Ikterus. Bei den Erwachsenen können auch protrahierte Verlaufsformen vorkommen. Die Infektiosität eines Erkrankten besteht etwa zwei Wochen vor Erkrankungsbeginn bis zu zwei Wochen nach Auftreten des Ikterus.

Ich möchte noch darauf hinweisen - da in den Kindergärten vor allem junge Frauen arbeiten -, dass eine Hepatitis‑A-Erkrankung, die während einer Schwangerschaft auftritt, zu keinen Schädigungen des ungeborenen Kindes und keiner gehäuften Abortusrate beiträgt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich danke Ihnen für Ihre umfangreiche Beantwortung. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir den Großteil Ihrer jetzigen Antwort bereits schriftlich vorliegen haben.

Meine Zusatzfrage ist: Ab wann wird die Gratis-Impfung gegen Hepatitis‑A für Kindergärtnerinnen im städtischen Bereich eingeführt werden? Und zwar das Datum, bitte.
Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Das exakte Datum kann ich Ihnen noch nicht sagen. Ich habe Ihnen gesagt, dass derzeit an den Einsatzplänen gearbeitet wird. Meiner Information nach soll es noch in diesem Jahr stattfinden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Es gibt ein Wiener Impfkonzept, wonach eine große Reihe von Vorsorgeimpfungen für Jugendliche von der Stadt Wien bezahlt werden. Wir haben davon gesprochen, dass es vielleicht sinnvoll wäre, diese Vorsorgeimpfungen zu ergänzen, zum Beispiel um eine FSME-Impfung. Es wurde uns dazu mitgeteilt, dass das zurzeit nicht möglich ist, weil die Geldmittel dafür fehlen.

Andererseits möchte ich festhalten, dass die Stadt Wien eine Impfstelle für Fernreisende unterhält, wo zu sehr günstigen Bedingungen Fernreisende zum Beispiel gegen Typhus geimpft werden können. Allerdings muss man sagen, dass diese Impfkosten vom Steuerzahler gestützt werden und ich persönlich eigentlich nicht einsehe, dass dann, wenn jemand eine Urlaubsreise in die Tropen oder sonst irgendwohin macht, wo er sich in die Gefahr begibt, dass er mit einer exotischen Erkrankung konfrontiert wird, vom Steuerzahler eine Vorsorgeimpfung finanziert wird.

Ich könnte mir vorstellen, dass die Geldmittel, die dort zur Verfügung stehen, für andere Vorsorgeimpfungen, die für uns notwendig sind, verwendet werden.

Meine Frage ist: Können Sie sich auch vorstellen, dass in dieser Art und Weise zum Beispiel die Finanzierung einer FSME-Vorsorgeimpfung erfolgt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich danke für diese Frage. Wie gesagt, man muss sich immer vorstellen können, dass man manches ändern kann. Es kann nicht sein, dass alles im Leben immer gleich bleibt. Unser Interesse an diesen Impfungen für Fernreisende besteht auch darin, dass dadurch vermieden wird, dass Infektionskrankheiten vermehrt eingeschleppt werden. Gerade Typhus ist eine extrem unangenehme Erkrankung, die auch zur Infektion weiterer Menschen führen kann. Es wird für diese Impfungen bezahlt, aber sicherlich, wenn sie in öffentlichen Ämtern durchgeführt werden, dann wird ein Teil der damit verbundenen Kosten vom Steuerzahler getragen. 

Ich hoffe aber, dass es uns auch sonst gelingt - in Zeiten, in denen wir weniger an den Bund abliefern müssen -, die FSME-Impfung den Jugendlichen vielleicht auch in anderer Form anzubieten. Mir als Ärztin ist so etwas immer ein Anliegen - das können Sie sich vorstellen -, aber derzeit besteht diese Form des Angebots nicht. 

Aber man kann sicher auch die Frage betreffend die Impfungen für Fernreisen in irgendeiner Weise in Erwägung ziehen, da ja jetzt an viel mehr Orten Impfungen für Fernreisen in qualifiziertem Ausmaß angeboten werden. Zu einem Zeitpunkt, als die Fernreisen noch viel seltener waren als heute, hat man ja kaum irgendwo entsprechende Beratung und Betreuung gefunden. Das hat sich zum Glück geändert. Daher - wir werden darüber, wenn Sie es wollen, vielleicht auch im Gesundheitsausschuss diskutieren - kann man solche Änderungen durchaus auch in Erwägung ziehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage stellt Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben uns sehr ausführlich erklärt, dass es Aufgabe des Arbeitgebers ist, für den entsprechenden Schutz der Bediensteten vor Infektionskrankheiten vorzusorgen. Sie als Gesundheitsstadträtin müssten aber auch ein offenes Ohr dafür haben, dass alle Kinder und alle Bediensteten, die in diesem Bereich arbeiten, in der Stadt geschützt sind. 

Daher meine Frage: Können Sie sich - unbeschadet dieser fraglos zutreffenden Rechtslage - vorstellen, für private Träger von Kindertagesheimen und Kindergärten eine Refundierung dieser Kosten für die Hepatitis‑A-Impfung vorzunehmen, um den Schutz der Kinder und der dort beschäftigten Kindergärtnerinnen zu gewährleisten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es kann wirklich nicht sein, dass man die Arbeitgeber aus ihrer Verantwortung für ihre Dienstnehmer entlässt. Wir haben uns auf der einen Seite gegen Selbstbehalte für Kranke gewehrt, weil man gesagt hat, das führt zu einem Ungleichverhältnis zwischen dem, was Arbeitgeber und Dienstnehmer beizutragen haben. Ich kann mir daher eigentlich nicht vorstellen, dass wir die Dienstgeber aus dieser Verantwortung für die Gesundheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Bereichen, wo eine erhöhte Infektionsgefahr besteht, entlassen. Es ist in diesem Fall nicht so eine massive Infektionsgefahr, es ist eine geringe. Trotzdem würde ich es empfehlen, die Impfung durchzuführen, so wie ich auch dafür bin, dass wir es im Rahmen der Gemeinde Wien machen. 

Aber dass man jeden Dienstgeber aus seiner Verpflichtung, aus seiner Verantwortung für seine Dienstnehmer entlässt, das halte ich für gar keine gute Strategie.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!
Ich muss sagen, ich bedauere Ihre Aussage, dass diese Gratisimpfung erst im Laufe dieses Jahres kommen wird, denn im Ausschuss haben Sie eigentlich zugesagt, dass es im ersten Halbjahr sein wird. Ein Zeitraum von sechs Monaten macht ja doch auch einen gewissen Unterschied.

Ich möchte Sie jetzt fragen, ob es im Sinne dieser Gratisimpfung möglich sein soll, dass die Impfung auch über niedergelassene Ärzte verabreicht werden kann. Können Sie sich das vorstellen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wenn die Kosten vom Dienstgeber, von der Gemeinde Wien übernommen werden, so sind natürlich da, wenn wir das in unseren Gesundheitsämtern verabreichen, auch jene Kosten inkludiert, die durch die Anstellungsverhältnisse der Ärzte bestehen. Ich müsste wesentlich mehr bezahlen, wenn wir diese Impfungen ausgliedern würden. Da wir verpflichtet sind, mit den Geldern der Steuerzahler sparsam umzugehen, muss ich versuchen, das im Bereich des Gesundheitsamts durchzuführen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 4. Anfrage ist somit beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01361/2002/0003-KFP/GM). Sie ist von Frau GRin Mag Unterreiner an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Die von Ioan Holender 1997 gestartete Aktion der Verhängung des 1955 von Rudolf Hermann Eisenmenger gestalteten Eisernen Vorhangs in der Wiener Staatsoper geht heuer zu Ende. Eine Initiative der Kunsthistorikerin Maria Mißbach will nun dem ursprünglichen Kunstwerk seine Bedeutung wiedergeben. Der Eiserne Vorhang ist - so wie die gesamte Oper - nicht nur für Hunderte von Opernfreunden ein Symbol für den österreichischen Wiederaufbau, sondern vor allem für die Wiener Bevölkerung, da sie das Blattgold für das Kunstwerk gespendet hatte. Wenn Sie auch als Wiener Kulturstadtrat nicht unmittelbar für die politischen Entscheidungen, die Staatsoper betreffend, verantwortlich sind, so ist doch Ihre Meinung zu diesem Thema von Interesse. Was sagen Sie zur Unterschriftenaktion, "das Gesamtkunstwerk Staatsoper als Zeugnis und Dokument des österreichischen Wiederaufbaus in der geschlossenen damals errichteten Form zu erhalten"?

Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Die Frau Gemeinderätin wollte von mir im Zusammenhang mit der Gestaltung des so genannten eisernen Vorhangs in der Wiener Staatsoper und einer damit im Zusammenhang stehenden Bürgerinitiative wissen, ob ich diese Initiative unterstütze. - Ich sage das nur, weil einige Zuschauer hier sind, die vielleicht nicht wissen, was die eigentliche Frage ist, die ich beantworte, was ich hiermit tue:

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sie haben Recht mit Ihrer Feststellung, dass ich für Entscheidungen, die die Wiener Staatsoper betreffen, nicht zuständig bin, und zwar in einem doppelten Sinn nicht zuständig: weder von der verfassungsmäßigen Zuständigkeit her noch vom Hause her, weil ich auch da sehr für das Prinzip der künstlerischen Unabhängigkeit der Leiter von Häusern bin. 

Die nunmehr fünf Jahre andauernde künstlerische Gestaltung des eisernen Vorhangs beziehungsweise dessen, was davor ist, wurde vom Publikum überwiegend positiv aufgenommen. Natürlich gab es auch andere Stimmen dazu, und es ist zweifellos auch das gute Recht von Bürgerinnen und Bürgern, eine Unterschriftenaktion zu starten, mit dem Ziel, "das Gesamtkunstwerk Staatsoper als Zeugnis und Dokument des österreichischen Wiederaufbaus in der geschlossenen damals errichteten Form zu erhalten". Es wird wohl weiter die alleinige künstlerische Entscheidung der Direktion der Wiener Staatsoper sein, und ich bin sicher, dass Herr Dior Holender wie immer eine kompetente Entscheidung treffen wird.

Wenn Sie mich aber in diesem Zusammenhang nach meiner Meinung fragen, so gehe ich davon aus, dass Sie und ich wissen, dass ich dafür nicht zuständig bin, dass es sich um meine persönliche Meinung handelt, die Sie interessiert. Abgesehen davon, dass ich Ihnen diese meine persönliche Meinung auch gerne sonst bei einer Tasse Kaffee erzähle, sage ich es Ihnen, wenn Sie mich schon fragen, aber auch hier:

Die Gründe, warum Herr Dior Holender damals eine Diskussion gestartet hat und eine sehr engagierte und anerkannte Gruppe, nämlich das "museum in progress", damit beauftragt hat, diesen Vorhang zu gestalten, sind, glaube ich, sehr beachtenswerte Gründe.

Rudolf Eisenmenger war, wie Sie sicher wissen, ab 1938 NSDAP-Mitglied, von 1939 bis 1945, also während der Nazizeit, Künstlerhauspräsident und hat 1938 und 1940, ebenfalls während der Naziherrschaft in Österreich, Österreich bei der Biennale in Venedig vertreten. Er war danach ein bekannter Maler und Lehrer und wurde 1954 mit der Neugestaltung des eisernen Vorhangs betraut. Andere bedeutende österreichische und internationale Künstler wie Wotruba, Kokoschka, Weiler, Boeckl, Hutter oder auch nichtösterreichische Maler wie Marc Chagall wurden bei der Vergabe des Auftrags nicht berücksichtigt, obwohl sie nachweislich interessiert waren. 

Auch damals ist dieser Auftrag an Eisenmenger durchaus von Fachleuten und Medien scharf kritisiert worden, weil man fast durchgängig schon damals der Meinung war, dass das Werk rein künstlerisch und ästhetisch nicht adäquat war. Ich zitiere aus einer Tageszeitung vom 8.12.1954: 

"Der Entwurf von Professor Eisenmenger, der angenommen wurde, ist so ordentlich klassizistisch, so brav unpersönlich, dass er in der Tat jede Erhitzung (für ihn) ausschließt." 

Dieses Zitat stammt aus der Tageszeitung "Die Presse", und in derselben Tageszeitung hat Herr Dior Holender 1997, wie ich glaube, sehr nachvollziehbar begründet, dass es nicht einmal um die politische, ideologische oder moralische Zugehörigkeit Rudolf Eisenmengers zur Nazi-Ideologie geht, dass nicht einmal diese ausschlaggebend war für seine Entscheidung, sondern die Qualität der Kunst, und das wurde eigentlich auch in der öffentlichen Diskussion seither so gesehen. 

Ich schließe mich eigentlich dieser Meinung an, und dies umso mehr, als das, was seither durch das "museum in progress" an verschiedenen Kunstwerken dort zu sehen war, die Qualität, wie ich glaube, um einiges übersteigt. Soweit ich informiert bin, ist das Vorhaben, weiterhin über das "museum in progress" in regelmäßigen Abständen eine Neugestaltung des eisernen Vorhangs beziehungsweise dessen, was davor ist, vorzunehmen, und ich unterstütze das sehr. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage: Frau GRin Mag Unterreiner, bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr StR Mailath-Pokorny! 

Ich danke für die Antwort und vor allem auch dafür, dass Sie mir das nicht privat bei einer Tasse Kaffee mitgeteilt haben, denn vor zwei Tagen kam auch eine Anfrage von einem Kollegen aus Ihrer Fraktion, die Themen der Bundespolitik betraf - es ging damals um die gekürzten Subventionen im Kulturbereich -, und da haben Sie sehr ausführlich Stellung genommen, und daher finde ich es durchaus fair, dass Sie das jetzt auch mir gegenüber getan haben. 

Ich freue mich, dass auch Sie den eisernen Vorhang als ein Symbol des Wiederaufbaus sehen. Was Sie aber jetzt nicht erwähnt haben, war, dass das damals ein dreistufiger Wettbewerb war, an dem, wie Sie selbst angesprochen haben, 16 österreichische Künstler mit 78 Entwürfen teilgenommen haben, und - das haben Sie aber nicht erwähnt - dass Eisenmenger alle drei Stufen anonym gewonnen hat. Ich meine, das spricht doch für die Zustimmung, die der Künstler Eisenmenger gefunden hat. 

Und das Thema "Orpheus und Eurydike" fügt sich als Vorhangbild ein, und deswegen meinen viele, dass die Verhängung eines Kunstwerks, das als Bild empfunden wird, als Bilderstürmerei, als Bildersturm gewertet werden kann. Auch die Behauptung Holenders, das Eisenmenger-Kunstwerk sei ein Relikt - das hat er nämlich gesagt - aus der nationalsozialistischen Zeit, ist schlichtweg falsch - das haben Sie ja selbst gesagt -, da das Werk aus dem Jahr 1955 stammt. 

Im Hinblick auf die Person Eisenmengers ist es schon wichtig zu sagen, dass ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Darf ich Sie bitte ersuchen, zur Frage zu kommen.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (fortsetzend): Trotzdem, es ist wichtig, und der Herr Stadtrat hat ja auch ein bisschen über das Leben geredet.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Sie haben 2 Minuten! Die 2 Minuten sind bald um.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (fortsetzend): Eisenmenger war Direktor, hat aber in dieser Zeit seinen Kollegen sehr geholfen. Und weil Sie mit einem Zitat gekommen sind, habe ich hier auch eines, und zwar von StR Viktor Matejka. Er würdigte in einem Schreiben die menschliche und die künstlerische Haltung Eisenmengers in der abgelaufenen Periode - das schrieb er 1945. Also dieses politische, ideologische Argument, das Holender damals als Begründung dafür verwendet hat, dass er dieses Werk verhängen müsse, kann nicht gelten.

Ich frage Sie daher noch einmal: Finden Sie es angesichts des Wissens um die Entstehung des Kunstwerks, aber auch des Wissens um die Person Eisenmenger nicht unwürdig, dass man ein Kunstwerk im Nachhinein verhängt? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Ringler gestellt. - Bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

In diesem Fall sind wir, glaube ich, ganz einer Meinung. (GR Heinz Christian Strache: Wo nicht! Wo nicht!) Ich kann mich da nur Ihrer Position anschließen. Die Arbeiten des "museum in progress" in der Staatsoper sind, glaube ich, nicht nur international sehr anerkannt, sondern haben auch in Österreich, auch beim Publikum, viel Zustimmung gefunden. 

Ich erlaube mir aber in diesem Zusammenhang, die Gelegenheit zu nutzen und ein anderes Thema im Bereich der Oper anzusprechen, das die Wienerinnen und Wiener bewegt, nämlich die Frage der Zukunft der Vereinigten Bühnen. Es gibt von Ihrer Seite ja Aussagen über eine Studie, die Ende März, so haben Sie im letzten Kulturausschuss gesagt, veröffentlicht werden soll. Ich habe an anderer Stelle gelesen, es wird April werden. 

Wie stellt sich nun das Veröffentlichungsdatum dieser Studie dar und gibt es bereits Zwischenergebnisse, von denen Sie uns berichten können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Studie liegt noch nicht vor. Sie ist auch nicht von uns in Auftrag gegeben worden, sondern von den Vereinigten Bühnen Wien. So wie ich informiert bin, ist die Studie in einem Stadium des Fertiggestelltwerdens, und sobald sie vorliegt, werden sie uns die Vereinigten Bühnen vorlegen, und dann werden wir sie sicher auch gemeinsam der Öffentlichkeit präsentieren. Nach den Informationen, die ich habe, wird sie jetzt mit Ende April vorgelegt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Frau Kollegin Unterreiner bringt heute nicht nur Sie in die Schwierigkeit, am frühen Morgen auf eine Frage antworten zu müssen, für die Sie offenkundig nicht zuständig sind, sondern auch ich muss jetzt sozusagen einem Stadtrat eine Zusatzfrage zu einer Frage, für die er nicht zuständig ist, stellen. Ich werde es daher versuchen und vielleicht gelingt es mir doch. 

Es geht mir nämlich um die Frage, die dahinter steht: Wie gehen wir eigentlich in der Stadt insgesamt mit Kulturgütern um, deren Entstehung entweder in die Zeit des totalitären Regimes der Nazis fällt oder die von Künstlern gestaltet wurden, die mit diesem Regime, in welcher Form auch immer, in Berührung gekommen sind? Da gibt es, wie Sie wissen, Tafeln an Gemeindebauten, da gibt es Kulturgegenstände oder Benennungen aus dieser Zeit, die im Stadtbild noch immer präsent sind.

Ich würde Sie gerne fragen, welche Meinung Sie dazu haben: Soll man hier radikal verändern und sozusagen Kunstwerke, die in dieser Zeit entstanden sind, entfernen? Soll man sie in ihrem Zusammenhang mit der damaligen Zeit betrachten? Wie geht man damit am sinnvollsten um?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich danke Ihnen dafür, dass Sie diese Frage sozusagen in einen Bereich drehen, der unter meine Zuständigkeit fällt. Es wird Sie nicht weiter verwundern, wenn ich darauf sage, dass man das grundsätzlich einmal von Fall zu Fall zu beurteilen haben wird. Natürlich ist das auch eine Frage der Entwicklung, wie man mit Kunstwerken umgeht, die, wie Sie sagen, während der Zeit eines totalitären Regimes oder auch kurz danach verfertigt und angefertigt wurden. Prinzipiell, glaube ich, sollten wir einerseits den kritischen Blick darauf noch mehr schärfen - das gilt für vieles, was es in dieser Stadt gibt - und andererseits natürlich auch das Verständnis dafür, wie damit umzugehen ist. 

Ich versuche das gegenwärtig gerade auch mit einer Initiative, die sich "Dialog. Diskussion. Demokratie." nennt, bei der es mir darum geht, in Fragen, die sensibel und heikel sind, wie beispielsweise die Wehrmachtsausstellung oder auch die Beneš-Dekrete, nicht zu polarisieren, sondern das Gespräch darüber zu suchen, das Verstehen und vor allem - was, glaube ich, das Interessante und Wichtige ist - die Möglichkeiten der individuellen Handlungsspielräume während Zeiten totalitärer Regime, weil diese Möglichkeiten sehr wohl gegeben sind. Ich glaube, wenn wir etwas daraus lernen können, auch für die jeweilige individuelle Verantwortung eines jeden von uns, dann ist es doch das, dass wir uns fragen: wie stark und wie groß ist unser Handlungsspielraum in einer jeweiligen gesellschaftspolitischen Situation, was können wir tun?, und daraus auch ableiten: welche Verantwortung haben wir?

In diesem Sinne würde ich auch Ihre Frage beantworten, was das Herangehen an Kunstwerke, so sie diesen Namen überhaupt verdienen, betrifft, und ich meine, dass wir das von Fall zu Fall zu beurteilen haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich komme noch einmal auf die Person Eisenmenger zurück. Er hat ja in allen Epochen Auszeichnungen bekommen, unter anderem das Österreichische Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst I. Klasse und das Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich. Er ist also ein in Österreich anerkannter Künstler. 

Die Gesellschaft bildender Künstler Österreichs, Künstlerhaus, hat sich 1997, in dem Jahr, als Ioan Holender diese Verhängungsaktion gestartet hat, gegen diesen Plan ausgesprochen. Man sagt, der eiserne Vorhang sei ein historisches Zeitdokument und mit seinen zirka 170 Quadratmetern Fläche die größte Malerei des Wiederaufbaus und soll als solche erhalten bleiben. - Das sagte damals, also 1997, Prof Nehrer. 

Sie haben ja eigentlich schon bei meiner vorhergehenden Frage, als ich Sie fragte, wie Sie das sehen, mit Nein geantwortet. Ich frage trotzdem noch einmal: Was bedeutet zum Beispiel so eine Aussage der Gesellschaft bildender Künstler für Sie? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist eine Aussage der Gesellschaft bildender Künstler. Sie haben mich nach meiner persönlichen Meinung gefragt und die habe ich Ihnen vorher gesagt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/01453/2002/0002-KSP/AG). Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wien schützt Wald und Wasser - Gegen den Ausverkauf von Wald und Wasser in Österreich" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 ordnungsgemäß beantragt. 

Ich ersuche nun die Erstunterzeichnerin, Frau GRin Mag Ramskogler, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich gebe gleichzeitig bekannt, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte schön.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute am Weltwassertag und morgen am Internationalen Tag des Waldes soll uns Politikern und Politikerinnen, aber auch den Österreichern und Österreicherinnen ganz besonders bewusst sein, dass absolut nichts selbstverständlich ist - auch nicht das klare, saubere, reine Wasser und auch nicht der Wald. Österreich ist reich an Wasser und Wald. Dieser großartige Reichtum kann gar nicht hoch genug geschätzt werden, wenn man bedenkt, dass auf der Welt zirka 5 Millionen Menschen pro Jahr, darunter laut UNESCO 2 Millionen Kinder, auf Grund von unsauberem Wasser sterben müssen. Es gibt sogar militärische Auseinandersetzungen bezüglich dieses Gutes. 

Umso mehr geht es darum, uns in Österreich, in Wien das Wasser zu schützen, mit allen möglichen Mitteln. Damit haben wir beziehungsweise hat die Wiener Landesregierung schon im letzten Jahr begonnen, indem wir das Wasser unter den Schutz der Verfassung gestellt haben, denn nur durch den Verfassungsschutz können wir der Privatisierung einen Riegel vorschieben. 

In diesem Zusammenhang sei auch auf das Volksbegehren "Sozialstaat Österreich" hingewiesen. Auch dieses hat ein Anliegen, nämlich den Sozialstaat angesichts der derzeitigen misslichen Lage unter verfassungsrechtlichen Schutz zu stellen. Ich möchte darauf hinweisen, dass das besonders wichtig sein kann. Daher sei jeder Mann, jede Frau aufgefordert, in Österreich in der Zeit vom 3. bis zum 10. April auch das Volksbegehen zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Ja, auf Kosten der Jugend! Dafür sind Sie, dass die Jugend die Kosten trägt für das, was wir heute konsumieren!)  

Aber wie gesagt, in erster Linie geht es darum, dass Wasser eine Lebensgrundlage ist und seine Bereitstellung einen Teil der Daseinsvorsorge, die durch den Staat stattfinden sollte, darstellt. Die Sorge ist berechtigt, denn die Ansätze, den Sozialstaat zu zerstören, aber auch die Ansätze, die Umwelt, das Wasser zu privatisieren, den Wald zu verkaufen, sind da. So gab etwa Minister Molterer eine Studie, die Pricewaterhouse Studie, in Auftrag und sagte - ich zitiere -: "Mittelfristig ist es für Österreich interessant, unter den Grundsätzen der Nachhaltigkeit natürlich, auch einen ökonomischen Erfolg mit dem Wasser zu erzielen."

Ja, aber was heißt denn das, bitte: "... einen ökonomischen Erfolg mit dem Wasser zu erzielen"? - Das würde laut dieser Pricewaterhouse-Studie bedeuten, dass eine Zusammenfassung der Wasser- und Abwasservorsorge in Österreich in etwa zehn große Gesellschaften erfolgen würde, die bei Investitionen in erster Linie sparen, die beim Personal in erster Linie sparen und die die Wasserpreise erhöhen sollten, um entsprechende Gewinne zu machen und für Investoren interessant zu sein. Es gibt für so etwas bereits Beispiele - und interessanterweise gibt es Politiker, die aus Beispielen lernen, und andere, die daraus nicht lernen -, man braucht sich nur die Situation in Großbritannien anzusehen: Dort sind etwa 88 Prozent bereits privatisiert, und was ist die Folge davon? - Die Privatisierung hat keine Reduzierung des Wasserpreises, sondern nur eine Qualitätsverschlechterung des Wassers gebracht.

So sollte man doch in die Zukunft schauen und unter anderem auch daran denken, dass bei einer Privatisierung 40 Prozent der Gewinne für den Konzern übrig bleiben, dass die Direktorengehälter zum Beispiel um 170 Prozent erhöht werden und dass es so weit kommen kann, dass der Wasserpreis pro Jahr um 4 Prozent erhöht wird. Es kam in Großbritannien so weit, dass laut letzten Studien zirka 20 000 Haushalte der Einzelverbraucher kein Wasser mehr hatten, dass ihnen der Wasserhahn abgedreht wurde. Zu solchen Zuständen darf es in Österreich nicht kommen! Dagegen wird sich die Sozialdemokratie immer aussprechen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Man kann sich gut vorstellen, dass sich die Briten das Wort Privatisierung aus dem Kopf schlagen wollen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das tun sie nicht! Sprechen Sie für Wien! Sie sind in Wien!) Solche Wörter gibt es auch bei uns. Bei uns ist es das Wort "Nulldefizit" - ein Wort, das man wirklich schon bald nicht mehr hören kann -, aber auch das Wort "Privatisierung": Privatisieren, was die Natur betrifft, Privatisierung, was die Sicherheit betrifft - Privatisierung durch und durch, da kennt die Bundesregierung keine Grenze! (GR Mag Alexander Neuhuber: Ich bitte Sie um eine wissenschaftliche Erklärung! - Ruf bei der SPÖ: Das ist Tatsache!) 

Es ist ein Faktum, dass es einen Riesenunterschied macht ... (GR Kurth-Bodo Blind: ... in Bangkok? - GR Godwin Schuster: Wir bauen keine Häuser im Wasser! - GR Kurth-Bodo Blind: ... der Hatzl ...!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Blind! Was der Herr Landtagspräsident bei einer offiziellen Reise, unter deren Teilnehmer auch Mitglieder dieses Hauses sind, tut, ist jetzt nicht Gegenstand Ihres Zwischenrufs! - Bitte. (GR Kurth-Bodo Blind: ... mich auch interessieren!) 

GRin Mag Sonja Ramskogler (fortsetzend): Es ist ein Faktum, dass es einen Riesenunterschied macht, ob man bei der Wassernutzung einen rein betriebswirtschaftlichen, mit Gewinnabsichten verbundenen Ansatz verfolgt oder ob ein öffentlicher Betrieb auf das Allgemeinwohl der Bevölkerung bedacht ist.

Aber nun weiter: Ohne Wald gibt es natürlich kein Wasser und ohne Wasser keine Lebensgrundlage. So einfach wäre das, aber manche verstehen das nicht so gut. 

Anders unsere Wiener Forstverwaltung, die eine nachhaltige Waldwirtschaft betreibt, denn Wien geht auch hier einen fortschrittlichen Weg. Priorität ist dabei in erster Linie der Schutz der Quellen für die Wiener Bevölkerung. In den Forstverwaltungen Nasswald zum Beispiel werden keine Drittfirmen beauftragt, sondern sämtliche Arbeiten werden von betriebseigenem Personal durchgeführt, das diese Arbeiten nicht nur behutsamer und naturnäher, sondern auch routinierter durchführen kann. Rein ökonomisches Interesse hat im Muster der Bodenreinerträge nichts zu suchen, denn das gefährdet langfristig den Wald. Vorrangig ist die Qualität des Wassers und nicht die Güte des ausgeformten Holzes. Wenn man natürlich in erster Linie Holzerträge herbeiwirtschaften möchte, zerstört man dabei den Boden und die Naturlandschaft, sodass ein Gleichgewicht nachhaltig nicht mehr herstellbar ist.

Was geschieht im Bund? - Dort ist wieder einmal alles möglich: Bisher wurden 8 500 Hektar Grund für 69 Millionen EUR verkauft; weitere 4 500 Hektar sollen bis Jahresende noch verkauft werden. Interessant, würde ich einmal sagen, denn das sind zirka 2,5 Prozent der gesamten Waldfläche Österreichs, die hier bereits privatisiert wurden. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wissen Sie, dass 30 Prozent Wald zuwächst? 30 Prozent wächst zu, trotz Verkauf!)

Und so wird es gemacht: Da es ein verfassungsrechtlich geschütztes Substanzverringerungsverbot gibt, ist es ja auch nicht so einfach, dass die Bundesforste Wald verkaufen können. Nun wird interessanterweise so vorgegangen, dass elf Seen an die Bundesforste weitergegeben wurden und diese elf Seen natürlich den Bundesforsten nicht geschenkt wurden, sondern was mussten die machen? - Die mussten Wald verkaufen. Da blieb ihnen gar nichts anderes übrig. Die Erträge dieser Waldverkäufe lagen in der Höhe von 1 Milliarde S. Also eine sehr elegante Lösung - wieder einmal nicht sehr direkt, sondern hintenherum, wie wir es von dieser chaotischen Regierung ja schon öfters erlebt haben. 

Wir konnten in erster Linie nur darauf achten, dass, was die Wiener Gebiete betrifft, nicht auch dort dieser Ausverkauf vonstatten ging. 

Jetzt muss Schluss sein mit dieser Veräußerung von Wald, der, wie gesagt, wichtig ist für das Wasser und für die Erhaltung der Lebensgrundlage der Österreicher und Österreicherinnen!

Denn es geht immer noch weiter. Der Bundeshaushaltsvoranschlag sieht vor, anscheinend immer noch weiter Geld von den Bundesforsten aufzubringen, für was auch immer - jetzt ist es das Nulldefizit, aber wer weiß, vielleicht ist es irgendwann einmal etwas anderes. (GR Kurth-Bodo Blind: Ist das etwas Schlechtes, das Nulldefizit?) - Wenn Sie gestern die Presseaussendungen gelesen haben, dann wissen Sie, dass auch die EU schon Zweifel hat in Bezug darauf, was das Nulldefizit überhaupt sein soll. (GR Johann Römer: Die haben es aber nicht verstanden!) 
Aber ich muss mich auf das eigentliche Thema beschränken und setze meine Ausführungen dazu fort. 

Ein ganz wichtiger Punkt, den ich hier auch erwähnen möchte, ist folgender: Die Bundesregierung novelliert gerade ein Forstgesetz dahin gehend, dass es plötzlich erlaubt ist, Rodungen auf Flächen von 1 000 Quadratmetern durchzuführen - Rodungen, die bedeuten, dass dort im Nachhinein nichts mehr entstehen kann! Für die Durchführung solcher Rodungen gibt es jetzt gesetzliche Erleichterungen von dieser Bundesregierung (GR Kurth-Bodo Blind: 1 000 Quadratmeter? - GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie hat keine Ahnung von Waldwirtschaft!), die nichts anderes beabsichtigt, als die Bauwirtschaft, die Privatwirtschaft in den Vordergrund zu stellen. (GR Kurth-Bodo Blind: 1 000 Quadratmeter? Das ist ein Kleingarten in Purkersdorf! - GR Harry Kopietz: Wehret den Anfängen, kann man da nur sagen!) 
Abschließend möchte ich noch erwähnen, dass das natürlich eventuell auch den Verfassungsrang treffen könnte. Der Waldvernichtung wird mit dieser neulich erfolgten Novellierung eines guten Gesetzes Tür und Tor geöffnet. 

Wir können uns darauf berufen, dass in Wien 20 Prozent der gesamten Waldfläche absolut nicht bewirtschaftet werden und dass wir dort nur ökologische Aspekte walten lassen. 80 Prozent werden mit sanfter Bewirtschaftung, Seilkränen und Sonstigem, bewirtschaftet.

Wien geht es darum, innovative Projekte durchzuführen, was ökologischen Landbau betrifft, aber zum Beispiel auch die Aktion "Wald der jungen WienerInnen". Es geht uns darum, ein ökologisches Bewusstsein zu schaffen - etwas, was in der Zukunft auch die nachfolgende Generation schätzen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein bisschen muss man es schon gerade rücken: Es ist schon so, dass die ÖBF nicht unter der schwarz-blauen oder blau-schwarzen Bundesregierung, sondern unter der Vorgängerregierung zu einer ausgegliederten AG geworden sind. Der Auftrag, ökonomisch zu wirtschaften und Gewinne herauszuwirtschaften, ist damals schon an sie ergangen, und einige Einschränkungen, die wir jetzt offensichtlich gemeinsam beweinen, hat es damals auch schon gegeben.

Aber zu der Chuzpe, dass sich der Staat selbst die Seen abkauft, um sich das Nulldefizit leisten zu können, da gehört schon einiges dazu! 

Nun noch einmal zurück zum Forstgesetz: Das ist natürlich um einiges besser. Wir haben jetzt die Situation, dass die beiden Regierungsparteien meinen, 1 000 Quadratmeter abzuholzen, umzuwandeln in ein nettes Bauland, das sei schon ganz in Ordnung. Dann werde es schon so bleiben, dass der österreichische Wald ein schöner Wald bleibt, auch für die Jäger und Jägerinnen - die man durchaus kennt, denn wenn man beim ORF Generalsekretärin werden möchte, dann muss man schon zumindest eine Jagdprüfung haben, wie ich aus den Medien vernommen habe. - Gut, einerlei. Das grüne Volk - in diesem Fall nicht die GRÜNEN, sondern die ÖVP und ihre Jägerinnen und Jäger - wird da schon das Richtige getan haben.

Ein netter Begriff ist da auch dazugekommen, und zwar der Begriff der Nachhaltigkeit. Den haben wir jetzt auch im Forstgesetz. Es weiß zwar keiner von den Herren, die das gemacht haben, was das da drinnen bewirken soll, aber ganz egal: Nachhaltigkeit wird im neuen Forstgesetz jetzt groß geschrieben. Dafür ist es so, dass die Nachhaltigkeit weniger gepflegt werden kann, weil das Fachpersonal ein bisschen reduziert wird.

Wie auch immer, die Herren Prinzhorn und Haider werden schon das Richtige gemacht haben, denn sie sind große Waldbesitzer, und da kann man schon einiges an Geld herausziehen - und ein paar nette Hörndln an der Wand sind für die Potenz schon ganz, ganz wichtig.

Aber jetzt zur SPÖ. Ich finde es wirklich nett, dass die SPÖ den heutigen Welttag des Wassers und den morgigen Tag des Waldes dazu nützt, um uns diese nette Geschichte hier mitzuteilen. Gleichzeitig findet am Stephansplatz das Bemalen von Wassergläsern statt, was ich für eine nette Aktion halte. 

Aber es hätte ja auch eine andere nette Aktion geben sollen: Und zwar haben die Gruppe "ATTAC" und "Global 2000" versucht, am Wasserturm ein Transparent aufzuhängen. Sie haben im Wasserwerk diesbezüglich angefragt. Dort hat es geheißen: Da muss man die Stadträtin fragen. Und die Stadträtin hat das dann irgendwie "erledigt". Es hängt auf jeden Fall kein Transparent dort. - Gut. Wahrscheinlich muss man dafür Ansuchen stellen und Stempelmarken kleben und braucht einen Wasserrechtsbescheid - und in zehn Jahren hängt dann vielleicht einmal ein Transparent dort. - Ist schon in Ordnung.

Ein wichtiger Punkt, der mir zu diesem Waldtag noch einfällt: Seit 1987 gibt es die Wienerwald-Deklaration und seit 1987 ist in diesem Zusammenhang nicht wirklich viel passiert: Es gibt keinen Landschaftsschutz im 16. und im 14. Bezirk, obwohl das damals eine der Aufgaben war. - Den Wienerwaldbus gibt es nicht einmal auf dem Papier. (Ruf bei der SPÖ: Oh ja!) - Nun, auf dem Papier gibt es ihn schon, und zwar bei drei verschiedenen Betreibern, aber in Wirklichkeit fährt noch immer keiner. Ich habe mich erkundigt, sehr geehrter Herr Kollege: Schneider-Reisen dürfen nur dorthin fahren, wo die Post nicht hinfährt, und die Wiener Linien fahren auch, auf einem dritten Teil. Ich bin gespannt, wie Ihr Abänderungsantrag später umgesetzt werden wird. - Vielleicht haben wir die nächsten 1 000 Jahre Zeit, das wird schon passieren.

Wie gesagt: Die lange Bank, ein wichtiges Utensil der Stadtregierung, ist auch hier ausgepackt worden. Das Gleiche gilt auch für das Radwegenetz im Wienerwald, und das Gleiche gilt auch für die Renaturierung der Flussläufe. Dafür gibt es ja kein Geld, weil die MA 45 - das kann ich nicht oft genug betonen - 30 Prozent Budgetaderlass gehabt hat, weil Sie - und damit komme ich zum Schluss meiner Ausführungen - mit 4 Milliarden S das Nulldefizit des Herrn Finanzministers mitfinanzieren wollen. Dazu kann ich Ihnen "gratulieren"! Ich denke, man sollte schon ein bisschen nachdenken, wenn man über den Wald weint, wenn man auf der anderen Seite das Nulldefizit so gerne hat. 

Im Übrigen noch ein Punkt, der mir dazu einfällt - aber der wird heute ohnehin noch Gegenstand einer längeren Debatte sein -: Ich glaube nicht, dass es gescheit ist, den öffentlichen Verkehr zum Beispiel im Wienerwald hervorheben und fördern zu wollen, wenn man gleichzeitig Öffi-Tarif-Erhöhungen durchführt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Als ich das Thema der heutigen Aktuellen Stunde erfahren habe, habe ich mich, da ich ja gewusst habe, dass die SPÖ das Thema vorschlägt, schon ein bisschen gewundert: Wasser und Wald? Aber seit der Wortmeldung von Kollegin Ramskogler - die jetzt nicht mehr da ist, aber das macht nichts - weiß ich ... (GR Christian Oxonitsch: Keine Sorge! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) - Entschuldigung! Das nehme ich zurück.

Seit ihrer Wortmeldung weiß ich, dass das ein Schuss ins eigene Knie war. Sie sagen da großspurig: Private, diese Gauner, wollen Gewinn machen, und noch dazu mit Wasser! - Erstens einmal will kein Mensch - kein Mensch! -, dass die Wasserwirtschaft privatisiert wird, das möchte ich hier auch einmal feststellen. - Aber Gewinn mit Wasser ist etwas "Fürchterliches"! - Ja, Frau Kollegin Ramskogler, haben Sie nicht gelesen, wie viel Gewinn die Gemeinde Wien mit Wasser macht? - Wir haben eine Überdeckung von 28 Prozent! (Beifall bei der ÖVP. - GR Gerhard Pfeiffer: Das soll einmal ein Privater machen!) 

Sie haben bereits im Wahlkampf gesagt: Kein Ausverkauf des Wassers! Das Wasser darf nicht ausverkauft werden! - Obwohl die Bundesregierung nur eine Kooperation der gesamten Wasserwirtschaft meinte: Wir dürfen Wasser nicht verkaufen! 

Wir haben eine Anfrage an die MA 31 gestellt, Frau Stadträtin, und darauf habe ich von Ihnen die Antwort bekommen: Wien liefert Wasser an andere, und nicht umsonst! - Haben Sie das nicht gewusst, Frau Kollegin? Sie können gerne die Antwort, die wir von der Frau Stadträtin bekommen haben, nachlesen! - Eine Sünde ist es, sagen Sie, Wasser woandershin zu verkaufen. - Wir in Wien machen das! (Beifall bei der ÖVP.) 
Immer wieder, wenn ich Anfragen stellte, wie man mit Wasser besser umgehen kann, habe ich gehört: Wir sind nicht in der Wüste Gobi, hier ist nicht die Sahel-Zone, wir können Wasser in Unmengen verbrauchen!

Wo ist denn das passiert, was wir gefordert haben? - Noch immer wird das Lebensmittel Wasser, unser Hochquellwasser, über WC-Spülungen hinuntergespült. (GR Christian Oxonitsch: Warum veröffentlicht Bartenstein ... nicht?) Wir spritzen die Straßen mit Hochquellwasser, und auch in den Hydranten ist Hochquellwasser drinnen, obwohl in der Zwischenkriegszeit dort Nutzwasser war! (GR Christian Oxonitsch: Warum gibt er nicht die ganze Studie heraus, der Herr Minister?) Sie gehen mit dem Wasser schon sehr großzügig um! (GR Christian Oxonitsch: Warum gibt er nicht die ganze Pricewaterhouse-Studie heraus? Was verbirgt er? Was verbirgt der Herr Minister?) 

Und Sie haben noch dazu eines gemacht, Frau Stadträtin: Sie haben die Investitionen in das Wasserrohrnetz zurückgenommen - und das ist wirklich unglaublich in Zeiten wie diesen, in denen man Arbeitsplätze braucht! Obwohl es eine Überdeckung, Herr Kollege, von über 28 Prozent gibt, nehmen wir die Investitionen zurück, die die Bauwirtschaft so dringend brauchen würde! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Warum gibt er dann die Studie zur Privatisierung nicht heraus? Warum gibt der Herr Minister dann die Studie nicht heraus?) 

Sie agieren dort genauso wie Sie im Bund im Zusammenhang mit den Abfangjägern agieren. (GR Christian Oxonitsch: Ha!) Dort ist es dasselbe: Solange Sie Regierungsverantwortung hatten, sagten Sie, wir brauchen Abfangjäger. (GR Godwin Schuster: Wer hat das hier gesagt? - Der Verteidigungsminister war in der letzten Zeit immer von der ÖVP!) Jetzt, wo die Zeiten schwieriger geworden sind, machen Sie in Populismus und sagen: Keine Abfangjäger! - Das ist keine gute Politik, die Sie hier betreiben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Aber Sie haben ein Regierungsprogramm mit verpflichtender Volksbefragung gemacht! Was ist damit? Wenn es unangenehm ist ... !) Ich könnte Ihnen immer antworten, aber die 5 Minuten Redezeit sind sehr kurz.

Ebenso ist es mit den Wäldern. Herr Kollege Maresch, die GRÜNEN haben eine Anfrage gestellt und gemeint, man sollte, wenn man schon Bundesforste verkauft, nur an Kommunen verkaufen. Dazu habe ich auch ein gutes Beispiel dafür, wie Sie es immer machen. Ich schaue dazu einmal nach Niederösterreich. Dort kauft eine Kommune von den Bundesforsten neben der Autobahn einen Wald. Warum kauft sie den Wald? - Weil dort umgewidmet wird! (GR Christian Oxonitsch: Das ist wenigstens ein demokratisches Instrument ... !) Dieser Wald wird abgeholzt und dort kommen dann Häuser hin!

Sie werden sagen: Typisch ÖVP, so etwas zu machen. - Wissen Sie, wer das ist? - Das ist die Stadtgemeinde Purkersdorf! Wer ist denn dort Bürgermeister? Wer hat denn das dort zustande gebracht? (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Aber dort gibt es wenigstens eine demokratische Wahl, die es dort nicht gibt! Sie haben das demokratische Prinzip der Republik nicht verstanden!) Ja, ja, ja: Es ist immer ein ganz großer Unterschied, je nachdem, wer etwas macht. Hier zeigt sich diese Doppelmoral, die Sie haben! 

Und zum Schluss - leider Gottes sind meine 5 Minuten schon vorbei, ich hätte noch so lange reden können! -: Gerade wenn es um dieses Thema geht, treffen Sie die Bundesregierung nicht. Machen Sie zuerst in Wien Ihre Hausaufgaben (Ironische Heiterkeit des GR Christian Oxonitsch.), und gehen Sie in Wien, auch was den Wasserschutz betrifft, den richtigen Weg! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau Kollegin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Heute ist Weltwassertag, morgen Tag des Waldes - an sich ein sehr guter Anlass, sich Grundsätzliches zu diesem Thema zu überlegen. Und was geschieht dann in dieser Sitzung? Man nimmt zwar das Thema auf, aber was hören wir dann? - Wie immer von der SPÖ: Leere Lippenbekenntnisse und unqualifizierte Panikmache! 

Die Konzeptlosigkeit zu diesem Thema hat uns die Frau Stadträtin in der Fragestunde bestätigt, und die Ahnungslosigkeit hat die Vorrednerin der SPÖ bewiesen. Die freiheitlichen Warnungen vor dem EU-Beitritt, die EU könnte auf unser Wasser zugreifen, haben Sie als lächerlich abgetan. Vor kurzem haben Sie es für notwendig befunden, das Wiener Wasser unter Verfassungsschutz zu stellen. Als grundsätzlichen Beweis dafür, dass uns das Wasser wichtig ist, haben wir das alle mitbeschlossen. Aber wenn Sie sich mit der EU-Rechtsordnung auseinander setzen würden, dann würden Sie wissen, dass die Durchsetzbarkeit äußerst fraglich ist, denn unsere Verfassungsbestimmungen sind nur so lange so gut, solange die EU nichts anderes bestimmt. Daher kann ich jetzt natürlich alles unter Verfassungsschutz stellen ... (GRin Mag Sonja Ramskogler: Die EU will nicht privatisieren!) Im Moment nicht. Im Moment ist die Wasserrahmenrichtlinie noch so, dass sie das nicht vorsieht. Aber wer sagt uns, dass eine Wasserliberalisierung nicht irgendwann genauso kommt, wie die Strommarktliberalisierung?

Aber was tun wir Wiener? - Wir pritscheln weiter. Wir dürfen Wasser verbrauchen, soviel wir wollen - Kollege Klucsarits hat es bereits gesagt -, für die WC-Spülung, zum Straßen waschen und so weiter. Sämtliche freiheitliche Initiativen im Zusammenhang mit Wassersparen sind jedes Mal von der SPÖ strikt verweigert worden. 

Und während wir prassen, gibt es anderswo zu wenig Wasser - und auch da zeigt sich die Ahnungslosigkeit auf Ihrer Seite: Es ist nicht so, dass ganz Österreich so wasserreich ist. Hätten Sie die heutige "Presse" gelesen, dann wüssten Sie, dass die Steiermark und Kärnten massiv jammern (GR Christian Oxonitsch: Ja!), dass sie sehr wenig Wasser haben. Auf Grund des trockenen Winters klagen sie dort, dass sie zu wenig Trinkwasser haben. (GR Christian Oxonitsch: Da sieht man es!) Da wird Alarm geschlagen: Die Südsteiermark bittet um Kooperation mit dem wasserreichen Norden - und wir, wir pritscheln! Wir pritscheln, und in der Südsteiermark ... (GR Harry Kopietz: Haider hat nicht vorgesorgt, Haider hat versagt!) - Das bezweifle ich. Ich weiß nicht, was da der ... (GR Harry Kopietz: Haider hat kein Trinkwasser, Haider hat versagt!) Ja, in der Südsteiermark ist sicherlich auch der Jörg Haider schuld! Und wahrscheinlich ist er auch am Wetter schuld. Es ist gut, dass Sie uns so viele Fähigkeiten zuspielen! (GR Christian Oxonitsch: Die Klasnic auch! Die schwarze Steiermark hat halt auch nicht so gut gewirtschaftet! Nur im roten Wien ... !)

Wahr ist in Wirklichkeit, dass wir Wiener Wasser verpritscheln, das aus der Steiermark kommt, und ich frage mich: Wo ist da die Solidarität der SPÖ mit den Steirern, deren Wasser wir über die Klospülung hinunterspülen?

Hören Sie auf mit der Gräuelpropaganda und mit dem Angstschüren, auch hinsichtlich des Waldes. Es ist doch ein Unsinn! Unsere Rechtsordnung funktioniert: Unser Wald und unser Wasser sind durch ein Forstgesetz und durch ein Wasserrechtsgesetz ausreichend geschützt. Wie gesagt: Das gilt, solange sich die EU nicht einmischt - die EU, die Sie ohne Wenn und Aber befürwortet haben. Das Misstrauen in die österreichische Rechtsordnung ist durch nichts gerechtfertigt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Aber in die Bundesregierung!)

Aber vielleicht erinnern Sie sich an Ihre eigene Vorgangsweise in der Vergangenheit, an die Vorgangsweise der sozialistischen Finanzminister. Sie wissen vielleicht, es gibt die Substanzerhaltungspflicht des öffentlichen Waldes, und auch diese Substanzerhaltungspflicht haben die Bundesforste - völlig gleichgültig, in welcher Rechtsform - einzuhalten. Es waren sozialistische Finanzminister, die auf die zweckgebundenen Rücklagen der Bundesforste zurückgegriffen haben, die Gesetzesnovellen gemacht haben, um sich eine halbe oder drei viertel Milliarde S zum Stopfen von Budgetlöchern herauszuholen, statt mit diesem Geld das zu tun, was das Gesetz vorsieht, nämlich es in neuerliche Waldkäufe zu investieren. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag Sonja Ramskogler: ... Geschäfte mit den Seen! Das machen Sie!) 

Das war die sozialistische Art, mit Substanzerhaltungspflicht umzugehen. Und die freiheitlichen Anträge, zum Beispiel einen Nationalpark Wienerwald zu schaffen, um die Wertschätzung mit unserem Wienerwald zu zeigen, die haben Sie mindestens zweimal abgelehnt! (GR Heinz Hufnagl: Das ist aber intensivst abgehandelt worden im Umweltausschuss! - Rufe bei der FPÖ: Abgelehnt! Abgelehnt! - GR Heinz Hufnagl: Nach internationalen Regeln ..., da gibt es eine Kernzone, da gibt es eine Nutzungszone!) 

Sie finden immer wieder Ausreden, weil Sie das ganz einfach nicht haben wollen und weil die Idee von jemand anderem kommt. Ich sage Ihnen: Setzen Sie endlich konkrete Maßnahmen! Greifen Sie freiheitliche Initiativen auf, anstatt weiterhin substanzlose Attacken gegen die Bundesregierung zu reiten und ungerechtfertigte Angst bei der Bevölkerung zu schüren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben von Kollegin Ramskogler zum Schutz des Wassers einiges poetisches Wortgeklingel seitens der SPÖ gehört, und wir wundern uns tatsächlich, dass die SPÖ jetzt, wo es im Zusammenhang mit dem Wasser um das Geld und um diese Privatisierungsdebatte geht, draufkommt, dass man Wasser nicht sinnlos verpritscheln, nicht sinnlos verschwenden und vor allem auch nicht sinnlos vergiften soll - auf Letzteres möchte ich dann noch zu sprechen kommen.

Meine Vorrednerin hat vom Verpritscheln des Wassers gesprochen. Das ist nicht nur unsolidarisch gegenüber den Menschen in der Steiermark, das ist vor allem ökologisch möglicherweise eine Katastrophe für das Quellgebiet, aus dem es entnommen wird. Es gibt eine neue Studie des Joanneum - Sie können sie gerne einsehen -, die ausweist, dass ökologisch eine Entnahme von 1 132 Litern pro Sekunde vertretbar wäre. Faktum ist, dass der aktuelle Verbrauch das fast Dreifache, nämlich 2 690 Liter pro Sekunde, beträgt. Kritisch wird es in einem Jahr, in dem Trockenheit herrscht, dann dürfte man nämlich unter dem Aspekt der ökologischen Vertretbarkeit nur 314 Liter pro Sekunde entnehmen. 

Uns stört das nicht weiter, wir bleiben bei unseren 2 690 Litern. Wir beuten also die Umwelt aus, wir beuten das Quellgebiet aus, und wir nehmen nicht zur Kenntnis, dass es schon etwas ausmacht, wenn der Wasserstand der Salza um 7,5 Zentimeter sinkt. Vielleicht sind Sie als Kanufahrer oder Paddler dort unterwegs und denken sich: Was stört mich das? Hauptsache, ich kann noch fahren! - Faktum ist, dass dieser Niedrigstand für Flora und Fauna große Folgen hat. 

Schauen wir uns einmal die Fakten an, wo man hier sparen könnte: Nach wie vor betragen die Rohrverluste in Wien zirka 8 bis 10 Prozent. Andere Großstädte wie Frankfurt schaffen bereits jetzt 2,5 Prozent. Hier könnte man sparen. 

Vom Brauchwassereinsatz ist ja schon gesprochen worden. Warum muss man Parks oder Straßen mit Trinkwasser gießen? 

Ich möchte aber auf das Vergiften zu sprechen kommen, denn das ist auch ein Punkt im Zusammenhang mit dem, was die Vorrednerin gemeint hat, nämlich dass wir Wasser schützen und als höchstes Gut achten sollten. Wir haben im vergangenen Juni einen Antrag für eine Sanierungsoffensive der Häuser mit Bleiverrohrung gestellt. Das hat zu interessanten Reaktionen geführt: StR Faymann hat uns mitgeteilt, dass eine Bestandsaufnahme der Wiener Haushalte undurchführbar wäre, denn die Leitungen sind unter Putz verlegt.

Herr Stadtrat! Stellen Sie sich vor, das haben wir auch schon gewusst! Und wir haben nicht gefordert, dass man jetzt alle Häuser aufstemmt, sondern wir haben gefordert, dass man Trinkwasserproben entnimmt und untersucht, ob es Bleiwerte gibt, die nicht vertretbar sind, vor allem deshalb, weil die Studie bei einigen Häusern dringenden Handlungsbedarf geortet hat. 

Interessant ist, was uns Frau StRin Kossina in der Antragsbesprechung im Ausschuss gesagt hat. Auf meinen Hinweis, dass es nicht nur gesundheitspolitisch sinnvoll, sondern auch ökonomisch vertretbar wäre, der Bevölkerung eine Gratisuntersuchung anzubieten, da "Global 2000" die Kosten mit zirka 12 EUR berechnet hat - Frau StRin Kossina kam leider auf das Doppelte -, hat die Frau Stadträtin trotzdem gemeint - wortwörtliches Zitat -: "Wer Angst hat, muss halt 300 S zahlen." - Schütteln Sie nicht den Kopf, Herr GR Schuster, sie hat es gesagt!

Frau StRin Kossina! Uns ist tatsächlich die Spucke weggeblieben. Ist das die Art und Weise, wie von Seiten der Mehrheitspartei mit der Gesundheit der Bevölkerung umgegangen wird?

Faymann hat dann noch einen Vorschlag gehabt und gemeint, es sei nicht etwa die Aufgabe der Bauwirtschaft, sich hier um das Gesundheitswesen und um gute Qualität des Trinkwassers zu kümmern, sondern das wäre eben Aufgabe der Gesundheitspolitik. Er hat damit nicht etwa seine Amtskollegin Pittermann gemeint - oh nein! -, sondern er hat den Bund gemeint und angeregt, dass hier eine entsprechende EU-Richtlinie umzusetzen wäre. 

So nicht, meine werten Kollegen! Das ist eine Wasserpolitik, die den Tag des Wassers in Wien zum Tag des Pudels gerinnen lässt, wenn man hier groß redet und faktisch nichts umsetzt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, das Thema Wald und Wasser ist dazu angetan, dass man sich über diese Dinge den Kopf zerbricht, möglichst ohne Emotionen darüber diskutiert - und nicht parteipolitisches Kleingeld daraus schlägt. 1,4 Milliarden Menschen, das heißt rund ein Fünftel der gesamten Menschheit, leben ohne ausreichende Trinkwasserversorgung. 2,4 Milliarden Menschen, oder rund 40 Prozent aller Menschen, müssen auf Abwasserentsorgung verzichten. 5 Millionen Menschen sterben jährlich an den Folgen verdreckten beziehungsweise verseuchten Wassers. 

Faktum ist, dass das Wasser in der Welt zu einer immer knapper werdenden Ressource wird. Der Wasserbedarf nimmt doppelt so schnell zu wie die Weltbevölkerung. Wasserverschwendung und Wasserdefizite bei Technologien gerade in der Dritten Welt - aber nicht nur dort, auch in Wien - sind dazu angetan, uns zum Nachdenken darüber zu bewegen, wie man die Wasserversorgungssysteme verbessern kann und leck gewordene Wasserversorgungssysteme wieder dicht macht. Bis zu 40 Prozent des Wassers gehen durch lecke Leitungen verloren! (Ruf bei der SPÖ: In Wien nicht! - GR Christian Oxonitsch: Eben nicht in Wien!) 40 Prozent weltweit! Aber auch in Wien, Herr Kollege Oxonitsch, geht Wasser verloren, wenngleich nicht so viel. 

In der globalen Wasserversorgung müssen laut Schätzung der Weltbank in den nächsten zehn Jahren rund 600 Milliarden S investiert werden, und es zahlt sich daher aus, darüber nachzudenken: Wie schaffen wir diese Finanzierung? Wie schaffen wir es, dieses Geld zu bekommen, um die nötigen Investitionen auch sicherzustellen?

Wir brauchen eine neue Wasserethik, die einen nachhaltigen Umgang mit der Gesamtressource Natur zum Ziel hat. Es ist ganz klar, dass das wirkungsvollste Leistungsinstrument für eine solche Wasserethik die Gebühren für Wasser sind, und das legt auch die EU-Wasserrahmenrichtlinie fest. Sie sieht vor, dass man nach dem Grundsatz "you pay what you use" handeln sollte, und das bedeutet auch, dass wir in Wien durchaus eine Senkung der Wassergebühren vornehmen sollten, denn - wie Sie sicherlich wissen - wir haben hier eine Überdeckung von 28 Prozent. So verhält sich die Gemeinde Wien derzeit bei der Einhebung der Wassergebühren! Sie könnten hier wirklich leistbare Preise sicherstellen. Und Sie könnten mit Ihrem eigenen Antrag, den Sie heute noch hier einbringen wollen, auch sicherstellen, dass Sie selbst die Gebühren dieses Wassers so weit senken, wie es erforderlich ist, nämlich dass Sie keine Gewinne daraus entnehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Gemeinde Wien verwendet 365 000 Kubikmeter Trinkwasser für die Rauchgaswäsche der Müllverbrennungsanlage Flötzersteig - die, die Sie bis vor einem halben Jahr noch schließen wollten und nunmehr nicht mehr schließen wollen. Das heißt, Sie verwenden dieses Trinkwasser weiterhin für einen Zweck, den Sie auch anders erfüllen könnten. 

Sie verwenden 85 000 Kubikmeter Trinkwasser zur Bewässerung von 25 Wiener Sportanlagen. Auch das könnten Sie in einer ganz anderen Form handhaben, indem Sie Brauchwasser dafür einsetzen. 

Und bitte vergessen Sie bei all den Vorwürfen, die Sie immer erheben, nicht, dass in Österreich nur 3 Prozent der Wasserressourcen genutzt werden. 97 Prozent werden nicht genutzt, oder anders gesagt: 25 Kubikmeter pro Sekunde verbrauchen die Österreicher tatsächlich und 1 700 Kubikmeter pro Sekunde reinstes Trinkwasser fließen die Donau hinab! Also, meine Damen und Herren, wenn Sie hier der Bevölkerung weismachen wollen, dass wir zu wenig Wasser hätten, dann ist das eindeutig falsch! Hier betreiben Sie einen falschen Populismus! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Wer hat denn das gesagt? Die Stöpsel aus den Ohren nehmen!) 

Lassen Sie mich nun noch kurz zum zweiten Thema kommen, zum Thema Wald. (GR Christian Oxonitsch: Wer hat von zu wenig Wasser geredet?) - Sie tun so, als ob es in Österreich so wenig Wasser gäbe, dass man nicht wirtschaftlich damit umgehen könnte. Sie tun so! Sie wollen der österreichischen Bevölkerung weismachen, dass wir zu wenig Wasser hätten. - So ist es nicht. Das ist nicht der Fall. 

Nun noch zum Wald, liebe Frau Kollegin. Auch hier ist jede Aufregung, dass wir zu wenig Wald hätten oder dass der Wald zum Schaden der österreichischen Bevölkerung, zum Schaden des Wasserhaushalts ausverkauft werden würde, fehl am Platz! Auch das ist völlig falsch! (Zwischenruf des GR Heinz Hufnagl.) Bitte nehmen Sie einmal zur Kenntnis, dass wir in Wien nur 9 000 Hektar Wald haben - von rund 4 Millionen Hektar Gesamtwaldbestand in ganz Österreich! 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Herr Kollege! Die Technik spielt nicht mit, aber Ihre 5 Minuten sind bereits überschritten.

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Ich danke herzlichst für den Hinweis und möchte Ihnen daher nur noch in einem Schlusssatz sagen: Rund 30 Prozent mehr Holz wächst zu, als dem Wald entnommen wird. Sie brauchen nicht die Angst zu haben, dass wir weniger Wald haben, sondern wir haben immer mehr Wald - und nicht weniger. Das sind die Tatsachen! - Und vervollständigen Sie in Wien einmal den Grüngürtel, wozu Sie sich schon vor 20 Jahren verpflichtet haben! Sie haben es bis heute nicht getan. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Mag Schmalenberg zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Gegen den Ausverkauf von Wald und Wasser in Österreich" - dazu fällt mir nur ein: "Haltet den Dieb!" - Diese von der SPÖ geschürte Ausverkaufshysterie ist nicht nur völlig unbegründet, sie ist auch doppelbödig. Man versucht wieder einmal, die Tatsachen zu verwischen, denn in Wirklichkeit handelt es sich hier um ein Problem zwischen Österreich und der Europäischen Union. Es gab nämlich in der EU immer schon Überlegungen, die natürlichen Wasserressourcen, welche naturgegebenermaßen unterschiedlich verteilt sind, für alle EU-Mitglieder gleichmäßig zu erschließen und zu nutzen, und diese Überlegungen laufen auf eine Umverteilung der Wassermengen hinaus. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitliche haben schon lange vor dem EU-Beitritt vor dieser gefährlichen Entwicklung gewarnt. Und ich erinnere mich daran: Als Dr Jörg Haider im Vorfeld des EU-Beitritts diese Problematik aufgezeigt hat, gab es abfälliges Gelächter auf der Seite der damaligen Regierungsparteien. Spott und Hohn waren die Reaktion auf unsere berechtigten Warnungen, Panikmache und Hysterie wurde uns vorgeworfen. Und die Häme war wahrscheinlich deshalb so scharf und so aggressiv, weil der Dr Jörg Haider Sie wieder einmal ertappt hatte. Denn wenn man sich im Nachhinein vor Augen führt, wie desaströs und wie katastrophal die Lage des Staatshaushalts bei der Wende war, dann kann man sich vorstellen, dass sozialistische Europamusterschüler schon gierig auf das Geld geschielt haben, das durch den Ausverkauf unseres Wassers an ausländische Konzerne hereinzubringen gewesen wäre, Geld, das still und heimlich beispielsweise über ausländische Beteiligungen an österreichischen Wasserwerken geflossen wäre. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Freiheitliche haben dafür gesorgt, dass es nicht zur Abschöpfung dieser wichtigen Naturressourcen in Österreich gekommen ist. Und wie Recht wir damals gehabt haben, das zeigt sich heute ganz deutlich, denn heute müssen wir mit voller Kraft dafür kämpfen, dass das Einstimmigkeitsprinzip erhalten bleibt. In Österreich sind nämlich die Eigentums- und Nutzungsrechte, wem das Wasser gehört und wer darüber bestimmen kann, klar geregelt. Auf europäischer Ebene hingegen gibt es keine Regelungen und keine Bestimmungen, welche das Wasser in Österreich schützen könnten, eher im Gegenteil. Der einzige Schutz, den es für unser Wasser auf EU-Ebene noch gibt, ist das Einstimmigkeitsprinzip. Und dass das fallen soll und dass über den Fall des Einstimmigkeitsprinzips heftig diskutiert wird, das wissen Sie genauso gut wie wir.

Wir Freiheitliche werden uns gegen die Abschaffung dieses Einstimmigkeitsprinzips mit einem Aufstand zur Wehr setzen, wie wir das auch in anderen Umweltfragen, auch in anderen österreich-relevanten Themen gezeigt haben, und die Österreicherinnen und Österreicher wissen das ganz genau. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie von den Sozialisten hingegen haben mit Ihrer Ohne-wenn-und-aber-Politik die österreichischen Interessen schon mehr als einmal verraten. Ihr Motto in der Europapolitik ist vorauseilender Gehorsam. Und wenn ich gerade an den Fraktionsvorsitzenden der SPÖ im Europäischen Parlament denke, an den Hannes Swoboda, der in Wien ja hinlänglich bekannt ist, dann muss ich sagen: Leider vertritt der Hannes Swoboda in Brüssel viel mehr die Interessen der Sozialistischen Internationale, als sich um den Schutz der österreichischen Trinkwasserreserven zu kümmern. 

Wir Freiheitliche hingegen haben vom Beginn der Beitrittsverhandlungen an bis heute für die Wahrung der eigenen Interessen gekämpft. Während Sie den Beitritt ohne Wenn und Aber vollzogen haben, während Busek und Vranitzky im Duett die Sozialistische Internationale gesungen haben, während Gusenbauer & Co quer durch Europa gereist sind, um unser Land im Ausland schlecht zu machen, haben wir Freiheitliche uns für den Schutz und die Erhaltung unserer Umwelt und unserer Ressourcen auf europäischer Ebene eingesetzt. (Beifall bei der FPÖ.) Wir sind damit der Garant dafür, dass ein sicheres Netz für unser Trinkwasser geschaffen wird. (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Bevor Sie sich weiter in Ihrer Hysterie ergehen, bevor Sie weiter Unwahrheiten verbreiten und die Bundesregierung schlecht machen, sorgen Sie lieber im eigenen Haus für Ordnung, sorgen Sie dafür, dass die Bleirohre in den Altbauten endlich ausgetauscht werden, sehen Sie zu, dass Sie die Wasserverschwendung in den Griff bekommen und schaffen Sie endlich einen adäquaten Schutz für den Wienerwald, statt sich darüber aufzuregen, dass geringfügige Mengen des österreichischen Waldbestands heimischen Bauern zum Kauf angeboten werden. 

Das Wasser in Österreich und der Wald brauchen die künstliche Aufregung der Wiener SPÖ nicht. Und vor allem: Solange freiheitliche Minister auf europäischer Ebene für die Wahrung der österreichischen Interessen eintreten, müssen wir uns keine Sorgen um unsere Ressourcen machen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Zimmermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Offensichtlich ist es so, dass der Opposition das Wasser bis zum Hals steht, sonst hätten Sie derartige unqualifizierte Äußerungen in der Debatte nicht bringen können. 

Vielleicht doch zur Sachlichkeit zurück. Ich werde versuchen, das in meiner Rede zu tun, und werde daher insbesondere auf diese unqualifizierten Äußerungen nicht eingehen. Man hat ja nur 5 Minuten Zeit.

Seit dem Jahr 1993 wird der von der Vollversammlung der Vereinten Nationen beschlossene Wassertag jährlich am 22. März begangen. Die Stadt Wien und speziell die Wiener Wasserwerke waren seit Beginn des Weltwassertags immer bemüht, diesen Termin zu nutzen, die Versorgung darzustellen und dem Bürger die Problematik näher zu bringen.

Im heurigen Jahr, meine sehr verehrten Damen und Herren, soll durch einen Beschluss- und Resolutionsantrag des Wiener Gemeinderats, "Wien schützt Wald und Wasser - Gegen den Ausverkauf von Wald und Wasser in Österreich", der durch meine Kollegin Helga Klier eingebracht werden wird, der hohe Stellenwert der Wasserversorgung als eine der wesentlichen Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge betont und festgeschrieben werden. 

Die Erfüllung der Aufgaben der Daseinsvorsorge durch kommunale Betriebe im Rahmen der Gemeindeselbstverwaltung hat in Österreich eine lange und historisch gewachsene Tradition. Sie geht auf das Jahr 1849 zurück und wurde durch die Gemeindeverfassungsnovelle 1962 verstärkt und bestätigt. 

Die Problematik eines Wasserversorgungsunternehmens besteht darin, dass in einer Welt des so genannten freien Markts und der Konkurrenz seine Leistungen in nur sehr eingeschränkter Form als Angebot und Nachfrage verifiziert werden können, da ein Markt viele Bieter und weitgehend freie Wahl voraussetzt. Dieser Markt, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist auf dem Gebiet der öffentlichen Wasserversorgung nicht vorhanden und wird auch in Zukunft und in absehbarer Zeit nicht vorhanden sein.

Interessanterweise, meine geschätzten Damen und Herren, wurden ja etliche Unternehmen der Versorgung, möglicherweise aus diesem Grund, vor zirka 100 Jahren aus dem Besitz von privaten Betreibern von der öffentlichen Hand übernommen. 

Ein kurzer Blick, meine sehr verehrten Damen und Herren, zur EU. Ich möchte Ihnen etwas sagen: Von den 15 EU-Staaten sind nur zwei in privater Hand. Dort musste zum Beispiel in England- Sie können das übrigens im "Kurier" vom 3. Mai 2001 nachlesen - die Behörde eingreifen, damit die Wassergebühren nicht zu hoch waren. Interessant war vor allem, dass dann die Hälfte der Leute entlassen worden ist, die Gehälter der Manager natürlich erhöht worden sind und die Wasserqualität gesunken ist. Und das kann mit Sicherheit nicht das Ziel unserer Aufgaben sein und vor allem nicht der Sozialdemokratischen Partei in diesem Hause. Wir werden dafür sorgen, dass das nicht so ist.

Während Privatunternehmen letztlich mehr und mehr unter dem Druck der Gewinnmaximierung stehen, sollen öffentliche Unternehmen vorwiegend unter dem Druck der Qualitätsmaximierung stehen. Diese Qualitätsmaximierung, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist die wesentliche Aufgabe für die Zukunft. Es umfasst neben einer Optimierung der Betriebsstruktur nach ökonomischen Gesichtspunkten eine Optimierung in Richtung Nachhaltigkeit. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine Privatisierung und Liberalisierung der Wasserwirtschaft abzulehnen ist. Ich werde Ihnen das auch begründen. Sie unterscheiden sich grundlegend von den Gas- und Elektrizitätsanbietern. Für den Wassertransport existieren keine transnationalen Netze, aus gutem Grund, denn ein weiter Weg wirkt sich negativ auf die Wasserqualität aus. Wichtig ist, festzustellen, dass es bei einem Wettbewerb zu Marktverzerrungen kommt. Städte wie Wien, die sehr viel in die ökologische Wassergewinnung investieren, wären dann gezwungen, mit anderen zu konkurrieren, das Wasser an der unteren Qualitätsgrenze zu verkaufen. Und das kann doch nicht der Sinn sein. 

Die Wiener Bevölkerung, meine sehr verehrten Damen und Herren, hat das Recht auf einwandfreies, hochwertiges, quellfrisches Wasser in dieser Stadt. Und seien Sie versichert: Dafür werden wir Sorge tragen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 2, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 6 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 3 Anträge eingelangt, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2, 5 bis 12, 20, 25 und 26, 29, 31 bis 34 und 37 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl der Mitglieder des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 28 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 28, 27, 30, 35, 13, 14, 15, 16, 17, 1, 3, 4, 18, 19, 21, 22, 23, 36 und 24. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nun die Postnummer 28 (01146/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Kooperation mit dem Bundesministerium für Verkehr. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es geht bei diesem Poststück, bei dem so genannten Verhandlungsschwerpunkt, darum, die Standortsicherung vor allem größerer innovativer Wiener Unternehmen zu gewährleisten. Es fördert die strategische Definition neuer, zukunftsweisender Geschäftsfelder für das Unternehmen, es fördert die Suche nach neuen Produktideen und neuen Produktionstechniken und es fördert auch die Bewertung der Realisierungschancen für diese Unternehmen. 

Es geht somit um die Zukunftssicherung von Wien und ich ersuche Sie um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Ich gebe bekannt, dass dem Erstredner jeder Partei 40 Minuten, den weiteren Rednern 20 Minuten zur Verfügung stehen. 

Als Erster hat sich Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wurde in der Präsidiale vereinbart, dass dieser Punkt vor allem deshalb Schwerpunkt ist, weil es der einzige Punkt ist, der es nach Ausgliederung der Verkehrsbetriebe tatsächlich ermöglicht, über die kommende Tarifreform zu sprechen. Deshalb wurde dieser Punkt als Schwerpunkt in der Präsidiale vereinbart und ich werde mich daher in meinen Ausführungen auch auf diesen Punkt beschränken. 

Ich werde in den kommenden 40 Minuten generell zur Situation von ausgegliederten Unternehmungen und den Möglichkeiten, die dem Gemeinderat realistisch noch bleiben, Stellung nehmen. Ich werde nachweisen, dass in der Argumentation der Tariferhöhungen, vor allem in der medialen Argumentation, durchgehend mit Halbwahrheiten gearbeitet wird. Ich werde Ihnen im Gegensatz zur Ihrem Belastungsmodell das grüne Tarifmodell präsentieren, und wir werden dann darüber streiten, dass es sich um eine politische Entscheidung handelt. 

Mit der Bekanntgabe der neuen, hausgemachten Wiener Teuerungswelle bei den Wiener Linien werden sich aber vor allem jene Wienerinnen und Wiener verraten und verkauft vorkommen, die darauf gesetzt haben, dass es, ausgehend von Wien, ein Gegenmodell zur Bundesregierung gibt und unter anderem deshalb auch bei der letzten Wahl, so wie die GRÜNEN stark dazu gewonnen haben, die Wiener SozialdemokratInnen dazu gewonnen haben. Aber diese Wählerinnen und Wähler werden bitter enttäuscht sein. Denn während auf Bundesebene die Sozialdemokratie krampfhaft versucht, sozialpolitische Kompetenz zu beweisen, denken ihre Wiener Kolleginnen und Kollegen im Wiener Gemeinderat anscheinend nicht einmal annähernd daran. Es wundert daher, dass die Bundes-SPÖ, insbesondere ihr Parteichef Gusenbauer, nicht schon lange ihre Landesorganisation zur Ordnung gerufen hat, denn einerseits wird auf Bundesebene das blau-schwarze Raubrittertum kritisiert, auch seitens der Sozialdemokratie und zu Recht, doch andererseits überall dort, wo die Sozialdemokratie alleine regiert, übt sie sich in derselben Belastungsmentalität wie die Bundesregierung. Sie kritisieren die soziale Kälte auf Bundesebene und gleichzeitig ziehen Sie der Wiener Bevölkerung das Geld aus der Tasche. Das ist politische Heuchelei. (GRin Martina Malyar: Wo?) Auf das Wo werden wir noch zu sprechen kommen. 

Dankenswerterweise wird auch Ihrerseits das Sozialstaats-Volksbegehren unterstützt. Es ist eine hervorragende Unterstützung des Sozialstaats-Volksbegehrens, zwei Wochen vor Beginn der Eintragungsfrist die Tarife der Wiener Linien um bis zu 25 Prozent zu erhöhen. Das ist Ihre Unterstützung des Sozialstaats-Volksbegehrens! Und das ist politische Heuchelei! Es ist ein Dolch in den Rücken der ProponentInnen des Sozialstaats-Volksbegehrens. Denn wem sollen sie denn noch vertrauen, wenn nicht einmal eine absolute Sozialdemokratie in Wien sich wirklich hinter das Sozialstaats-Volksbegehren stellt, sondern genau das Gegenteil macht, vor allem für diejenigen, die häufig öffentliche Verkehrsmittel benutzen, und wir wissen, das sind vorwiegend Frauen. Wir wissen auch, dass vor allem die mittleren und ärmeren Einkommensschichten die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen. Und zwei Wochen vor dem Sozialstaats-Volksbegehren erhöhen Sie die Tarife der Wiener Linien um bis zu 25 Prozent! 

Kurz gesagt: Die Wiener Sozialdemokratie entledigt sich ihrer sozialpolitischen und kommunalpolitischen Verantwortung und verabschiedet sich von einer vernünftigen Politik zur Bewältigung des Stadtverkehrs. 

Jetzt einleitend, bevor ich zu den Halbwahrheiten komme, mit welchen die Tariferhöhung begründet wurde, noch einige Sätze zur gegenwärtigen Konstruktion im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen. Sie waren dafür verantwortlich, dass die Wiener Stadtwerke und auch die Wiener Linien ausgegliedert wurden. 1999 haben Sie noch davon gesprochen: Na, selbstverständlich wird damit kein Kontrollverlust einhergehen. Und was haben wir heute in der Präpotenz von StR Rieder in der Beantwortung der Anfrage erlebt? (GR Andreas Schieder: Wer redet da von Präpotenz?) Nein, die betriebswirtschaftliche Grundlage der Tariferhöhung wird selbstverständlich nicht der Opposition zur Verfügung gestellt! - Na selbstverständlich! Wo kämen wir denn da hin, wenn die Opposition mitreden könnte, in der Bewertung eines betriebswirtschaftlichen Gutachtens? Sie soll ja überhaupt nicht nachvollziehbar sein. 

Zu den anderen Begründungen kommen wir noch, aber eines ist gänzlich klar geworden heute: Der Kontrollverlust durch die Ausgliederung der Wiener Linien ist ein erheblicher. Es ist für Oppositionsparteien nicht mehr nachzuvollziehen, auf welcher Grundlage die Tarifgestaltung bei den Wiener Linien funktioniert. 

Dass jedoch der öffentliche Verkehr eine wesentliche öffentliche Aufgabe ist, ist hoffentlich auch hier im Saal nach wie vor allen klar. Nur, in Hinkunft, und es wird mit jeder Ausgliederung so weitergehen, stellt sich dann langsam, aber sicher die Frage: Warum sitzen wir tatsächlich noch hier im Gemeinderat? - Um Kleinigkeiten zu beschließen. Weil bei so wesentlichen Brocken, wo es um Milliardensummen geht, da sollte besser niemand außer der Sozialdemokratie etwas mitzureden haben, geschweige denn in irgendeiner Art und Weise ein Kontrollrecht haben.

Und da sagt StR Rieder in seiner Anfragebeantwortung, er hat sich mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Wiener Stadtwerke AG besprochen. Ja, wer ist denn der Vorsitzende des Aufsichtsrats? Das hat ja fast so geklungen, als ob das jemand wäre, der weit, weit abgehoben von der Wiener Kommunalpolitik ist. Nein, ist er nicht. Es ist der Magistratsdirektor. Das heißt, der Stadtrat bespricht sich mit dem Magistratsdirektor, und beide gemeinsam entscheiden. Die Opposition, die hat keine Einsicht in irgendwelche Grundlagen. 

Das ist Politik? Das ist Ihre offene Politik? Das ist die Politik, die Sie als transparent erklärt haben, wenn es um Ausgliederung geht?

Liebe Sozialdemokraten und sozialdemokratische Freunde und Freundinnen, ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Genieren Sie sich für diese Art der Politik! Wenn es Ihre Art und Weise ist, intransparent zu agieren, dann werfen Sie dieses nicht der Bundesregierung vor. Denn Sie machen es da, wo Sie regieren, nicht anders. 

Und dabei ist in Wirklichkeit dem StR Rieder sogar noch zu widersprechen, steht doch im ÖPNV-Vertrag tatsächlich drinnen, wo es um die Finanzierung der Stadt Wien geht: Jede der Vertragsparteien, also auch die Stadt Wien und damit auch der Gemeinderat, ist berechtigt, zu verlangen, dass der finanzielle Ausgleich neu zu ermitteln ist, wenn sich für den finanziellen Ausgleich relevante Umstände nachweislich geändert haben und deren Auswirkungen auf die finanzielle Situation einer der Vertragsparteien nicht bloß geringfügig sind. 

Na, eine Tariferhöhung um 10 Prozent, in manchen Bereichen sogar um 25 Prozent bei den Wiener Linien, das wird ja wohl eine ausreichende Änderung der finanziellen Situation der Wiener Linien sein. Daher wäre dieser Punkt selbstverständlich auch in der Kompetenz des Gemeinderats und selbstverständlich auch im Finanzausschuss zu besprechen gewesen.

Aber jetzt kommen wir zu den Halbwahrheiten. Die erste Halbwahrheit ist: Die Stadt Wien, StR Rieder, hat sich in den Verhandlungen durchgesetzt. - Ja, wenn der Eigentümer mit seinem Geschäftsführer verhandelt, dann von so harten Verhandlungen zu sprechen, wo sich einer der beiden durchgesetzt hat, niemandem in der Privatwirtschaft käme das irgendwie in den Sinn, das noch als positiv darzustellen. Normalerweise macht der Eigentümer klare Vorgaben und der Geschäftsführer setzt sie um. (VBgm Dr Sepp Rieder: Werden wir sehen, ob sich der Minister Bartenstein gegen den Haider durchsetzt!) Daher sagen Sie nicht, Sie haben sich durchgesetzt. Sie sind verantwortlich für eine Tariferhöhung von bis zu 25 Prozent. Nicht in einem konsensualen Verfahren. Vielleicht haben Sie gemeinsam die Tariferhöhung entwickelt. Das kann ich mir durchaus vorstellen. Aber durchgesetzt, wenn der eine der Eigentümervertreter ist, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende der Magistratsdirektor ist und der Generaldirektor vom eigenen Betrieb beziehungsweise der Geschäftsführung. Die sitzen zusammen, da wird verhandelt, und es hat sich keiner durchgesetzt.

Die Halbwahrheit des Belastungsstopps für 2006. Es wird argumentiert: Die jetzigen Tariferhöhungen garantieren einen Belastungsstopp bis 2006. - Jetzt bleibe ich noch einmal in Ihrer betriebswirtschaftlichen Kategorie des Denkens. Ich werde später ausführen, warum ich das ablehne für den öffentlichen Bereich als einzige Kategorie. Aber entweder Sie erhöhen jetzt die Tarife zu hoch, wenn Sie von einer Inflationsrate bis 2006 ausgehen. Auch eine Ausweitung der Wiener Linien auf 45 Prozent Anteil des Modal Splits ist angedacht. Also, entweder Sie erhöhen jetzt zu viel, oder es ist betriebswirtschaftlich nicht haltbar. Denn wenn Sie nur das erhöhen, was jetzt betriebswirtschaftlich notwendig ist, dann werden wir im Jahr 2003, im Jahr 2004, im Jahr 2005 möglicherweise wieder vor derselben Situation stehen.

Da kommen wir zum nächsten Punkt der Halbwahrheit. Wo ist die schriftliche Garantie des VOR, dass im VOR der Einzelfahrschein bis 2006 nicht erhöht wird, wo wir doch gerade im letzten Jahr, von den GRÜNEN schärfstens kritisiert, drei Preiserhöhungen beim VOR durchgemacht haben? - Sie argumentieren damit, der Einzelfahrschein muss auf 1,50 EUR angehoben werden, damit die Tarifeinheit wiederhergestellt ist. Für wie lange wird diese Tarifeinheit hergestellt sein? Es ist doch gegenwärtig damit zu rechnen, dass die ÖBB ihre Tarife in etwa so schnell wieder anhebt wie in Wien. Aber dann argumentieren Sie nicht mit dem VOR-Tarif, wo jetzt schon absehbar ist, dass dieser VOR-Tarif sehr wohl wieder erhöht werden wird. Oder was machen Sie dann zur Beibehaltung? Dann erhöhen Sie den Einzelfahrschein weiter? Dann erhöhen Sie ihn weiter? (GR Godwin Schuster: Natürlich!) Sie erhöhen ihn weiter. In dem Moment, wo VOR seine Tarife wieder erhöht, erhöhen Sie die Tarife in Wien weiter. Ist das richtig? Denn nur dann wird das Argument stichhaltig, dass man es wieder auf einer Ebene haben will. Oder haben Sie eine schriftliche Erklärung des VOR, dass die Tarife bis 2006 nicht erhöht werden, eine schriftliche Erklärung der ÖBB, dass die Tarife bis 2006 nicht erhöht werden? - Also, Sie stimmen mir zu. Diese Angleichung an den VOR-Tarif ist an den Haaren herbeigezogen und wird bestenfalls wahrscheinlich ein Jahr, ein halbes Jahr halten.

Die Halbwahrheit der Nachtautobusse. Sie sagen, es war der Wunsch von vielen, dass es keinen gesonderten Tarif gibt für die Nachtautobusse. Na, selbstverständlich war es der Wunsch der Netzkartenbesitzer (VBgm Dr Sepp Rieder: Der Arbeiterkammer! Herr Margulies: Der Arbeiterkammer!) - ich komme auf das zurück -, dass sie nicht zusätzlich, obwohl sie eine Netzkarte besitzen, den Nachtautobus bezahlen sollen. Aber für alle anderen bedeutet dies eine Tariferhöhung von fast 100 Prozent. Jeder, der sich vorher für den Nachtautobus eine Vierstreifenkarte gekauft hat, hat 75 Cent bezahlt, jeder, der sich jetzt einen Fahrschein im Vorverkauf kauft, zahlt 1,50 EUR. Eine Verdoppelung der Nachtautobustarife, für manche sogar das Zweieinhalbfache! 

Ich unterstelle Ihnen jetzt etwas, denn es wird ja, gerade wenn betriebswirtschaftlich gerechnet wird, immer der Kostendeckungsgrad beurteilt. Sie werden sehen, dass möglicherweise bei den Netzkartenbenutzern der Anteil derjenigen, die Nachtautobusse benutzen, steigt. Sie werden bemerken, dass die BenutzerInnen mit Einzelfahrscheinen in Hinkunft, vor allem, wenn sie zu zweit unterwegs sind, wieder auf das Taxi umsteigen wollen.

Glauben Sie allen Ernstes, dass man mit einer Verdoppelung der Tarife bei den Nachtautobussen auch nur einen einzigen Kunden, eine einzige Kundin gewinnen kann? - So viel betriebswirtschaftliche Logik unterstelle ich Ihnen, dass Sie wissen, dass das nicht geht. 

Das heißt: Was ist Ihr Ziel dahinter? Ist Ihr Ziel, in zwei Jahren nachzuweisen, dass der Kostendeckungsgrad der Nachtautobusse schlichtweg gesagt unterm Hund ist? Ist Ihr Ziel, nachzuweisen, dass Nachtautobusse nicht mehr benutzt werden, weil es sich die Leute einfach nicht leisten wollen, und wenn sie zu zweit oder dritt unterwegs sind, mit dem Taxi fahren? Ist Ihr Ziel, die Nachtautobusse einzustellen? Warum verdoppeln Sie dann die Tarife? 

Zur Frage: Wer wird wie belastet? In der Aussendung von StR Rieder beziehungsweise der Wiener Linien steht: 36 Prozent der Fahrgäste benutzen Jahreskarten, nur 3 Prozent der Fahrgäste benutzen Einzelfahrscheine. Ja, man kann mit Statistiken täuschen. Denn wenn man sich den Geschäftsbericht der Wiener Linien aus dem Jahr 2000 ansieht, dann liest es sich gänzlich anders. Dort liest es sich nämlich so, dass 26 Prozent der Tariferlöse aus den Jahreskarten kommen, 16 Prozent der Tariferlöse aus Fahrscheinen. Das heißt, es wird vorgegaukelt, dass die massivsten Erhöhungen - beim Einzelfahrschein 15 Prozent beziehungsweise im Fahrzeug 25 Prozent - nur 3 Prozent der Fahrgäste tatsächlich treffen. Schaut man sich allerdings an, wie sich tatsächlich die Einnahmen 2002 bei den Wiener Linien aufgeteilt haben, kommt man drauf: 16 Prozent der Tarifeinnahmen erfolgen mit Einzelfahrscheinen. Und das sind diejenigen Menschen, die entweder mit 15 oder mit 25 Prozent belastet worden sind beziehungsweise mit 100 Prozent, wenn wir wieder auf den Nachtautobus zurückkommen.

Jetzt kommen wir zur AK. Klar war es eine Forderung der Arbeiterkammer, dass es keinen eigenen, gesonderten Tarif gibt bei den Nachtautobussen. Aber es war sicher nicht die Forderung der Arbeiterkammer, die Tarife zu verdoppeln. Mein Gott, man hätte ja auch sagen können, so wie es im grünen Modell, das ich nachher vorstellen werde, auch vorgesehen ist, dass der Halbpreis-Fahrschein zur Fahrt mit einem Nachtautobus berechtigt und zusätzlich all jene, die eine Netzkarte besitzen, die Nachtautobusse benützen können. 

Und vielleicht noch eines zu den Netzkarten, weil bei der 24‑Stunden-Netzkarte haben Sie ja mit der Erhöhung um 16,3 Prozent gleich den Nachtautobus mit hineingerechnet. Weil warum wird ansonsten die 24‑Stunden-Netzkarte gleich doppelt so hoch angehoben wie alles andere im Schnitt? - Sie sagen immer, der Schnitt ist 8,2 Prozent. Da gebe es ja ansonsten keinen diesbezüglichen Grund.

Aber wie wahr oder wie unwahr die Daten, die veröffentlicht wurden, tatsächlich sind, das lässt sich auch an einer Presseaussendung erkennen, die gestern von Herrn Grois beziehungsweise von den Wiener Linien ausgeschickt wurde. Wenn in dieser Presseaussendung zu lesen steht, "In Wien dagegen steigt ein Bürger fast 600‑mal pro Jahr in ein öffentliches Verkehrsmittel ein", dann fragt man sich: Was soll damit argumentiert werden? Wenn man es sich ausrechnet - und jetzt nehme ich absichtlich nur 1,2 Millionen Wienerinnen und Wiener und lasse wirklich Kinder und Jugendliche sogar einmal weg -, selbst wenn man es auf diese Zahl einschränkt, würde das heißen, dass jeder dieser 1,2 Millionen Wienerinnen und Wiener zweimal täglich die öffentlichen Verkehrsmittel benutzt. Sie wissen, das stimmt nicht, ich weiß, das stimmt nicht. Es sind viele Touristen, es sind Menschen aus anderen Bundesländern. Aber warum steht es dann so hier drinnen? Ist das die Art und Weise, wie Öffentlichkeitsarbeit betrieben wird? Öffentlichkeitsarbeit bei den Wiener Linien? Öffentlichkeitsarbeit bei der Stadt Wien? Ist es das? Oder soll man in Wirklichkeit bestmöglich versuchen, alles Mögliche - ich sage einmal - durcheinander zu bringen, damit es nicht mehr so leicht ist, irgendwie relevante Gründe zu finden und sie auch zu kritisieren, warum eine Tariferhöhung zum jetzigen Zeitpunkt kontraproduktiv ist?

Zwei Punkte noch zu den Halbwahrheiten. Die zusätzlichen Einnahmen. Sie sprechen von 25 Millionen Einnahmen. Haben Sie bei diesen 25 Millionen kalkuliert, dass eine durchschnittliche Erhöhung von 10 Prozent dazu führen kann, dass der eine Wiener oder die andere Wienerin, Menschen aus Niederösterreich wieder umsteigen könnten aufs Auto? Dass die Wiener Linien tatsächlich durch eine Tariferhöhung Fahrgäste verlieren? Haben Sie das mit einkalkuliert? Oder glauben Sie allen Ernstes, dass es betriebswirtschaftlich rechtfertigbar ist, zu sagen: Wenn wir die Tarife erhöhen, dann steigt das Fahrgastvolumen? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diese 25 Millionen sind nicht nachzuvollziehen. 

Und jetzt kommen wir zum letzten Punkt, der nur einmal ganz, ganz kurz in der Pressekonferenz von Dior Grois und StR Rieder aufgetaucht ist: Die Personalreduktion um bis zu 1 000 Personen bis 2010. Davon war nur in der Pressekonferenz zu hören. In den medialen schriftlichen Stellungnahmen sind die 1 000 Personen plötzlich nicht mehr aufgetaucht. Was allerdings nicht zu hören war, war ein Aufschrei der Gewerkschaft. Was nicht zu hören war, war ein Aufschrei der Belegschaft der Wiener Linien. Sie wollen durch natürlichen Abgang - das sagen Sie selbst - 12 Prozent weniger Personal bei den Wiener Linien haben. 

Wir haben im Verkehrsplan einen angestrebten Modal Split von 45 Prozent. Die Wiener Linien weisen in ihrem Geschäftsbericht von 2000 33 Prozent Anteil aus. Wie wollen Sie um ein Drittel mehr Verkehrsleistung erbringen mit 12 Prozent weniger Personal? - Das, glaube ich, können Sie überhaupt niemandem erklären. Wie wollen Sie das schaffen? 

Und warum die Gewerkschaft schweigt? - Ich kann mich noch erinnern, wie Kollege Hundstorfer in der letzten Sitzung herausgegangen ist und gesagt hat: Ja, jetzt entdeckt auch der Margulies die Gewerkschaft. Kollege Driemer, Sie sitzen ja da. Sie wissen, was es bedeutet, wenn plötzlich 12 Prozent weniger Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen um ein Drittel mehr Leistung erbringen müssen. Sie wissen aber wahrscheinlich auch, dass das nicht möglich sein wird. Das heißt, entweder wird das angestrebte Ziel eines 45‑prozentigen Modal Splits aufgegeben, das würde ich politisch für nicht verantwortbar halten zur Bewältigung des Stadtverkehrs, und wir alle wissen, was auf uns zukommt, oder die Pläne für die Ausgliederung und gänzliche Privatisierung weiterer Linien liegen bereits in den Schubladen der Wiener Linien und liegen bereits in Ihren Schubladen als Finanzstadtrat. 

Schauen wir uns an; was das dann heißen würde: Noch mehr ausgegliederte beziehungsweise privat betriebene Linien? - Sie wissen, es gibt einen erhöhten Druck auf die Beschäftigten, einen erhöhten Leistungsdruck auf die Beschäftigten. Und Sie wissen auch, dass die Beschäftigten bei den privat betriebenen Linien schlechter bezahlt sind als jene bei den Wiener Linien. Und deshalb habe ich auch den Aufschrei der Gewerkschaft vermisst. Doch wenn es um die rote SPÖ geht in Wien, dann schweigt die Gewerkschaft leider nach wie vor. 

Und ich denke, wir sollten auch versuchen, in diesem Bereich stärker Öffentlichkeitsarbeit zu machen. Vielleicht gelingt es auch bei den nächsten Personalvertretungswahlen, in diese Richtung etwas zu bewegen. Denn nur dann, wenn es gegen Blau-Schwarz geht, stehen Sie auf. Wenn es gegen die eigene rote Stadtregierung ist, dann schweigen Sie. Das war immer so und das wird wahrscheinlich auch in Hinkunft so sein. (GR Godwin Schuster: Sie müssen umgekehrt sagen wogegen!)

Aber es geht auch anders. Ich möchte Ihnen das jetzt zeigen. (GR Godwin Schuster: Ihr nehmt es an!) Ja, lieber Godwin, es ginge anders. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist eine reine Spekulation!) Mit diesem Modell. Ich werde das Modell inklusive Finanzierung vorstellen. (GR Godwin Schuster: Was macht ihr mit den Beschäftigten, wenn es in die Richtung geht?) Das ist kein Problem. - Mit diesem Modell wäre es möglich - und ich sage es Ihnen jetzt auch gleich dazu: nicht allein durch eine Tarifsenkung, denn selbstverständlich bedarf es Attraktivierungs- und Beschleunigungsmaßnahmen -, den Modal Split tatsächlich auf 45 Prozent anzuheben.

Und es stimmt, Godwin: Unser Modell - und wir haben das auch immer gesagt, und deshalb habe ich den Kollegin Juznic in seiner Presseaussendung nicht verstanden mit "Milchmädchenrechnung" - kostet im ersten Jahr 60 Millionen EUR. (GR Godwin Schuster: Das stimmt nicht!) Godwin, schauen Sie, die 60 Millionen EUR. Wenn Ihre 25 Millionen EUR bei einer durchschnittlichen Tariferhöhung von 8,2 Prozent stimmen, dann stimmen auch unsere 59 Millionen EUR - das ist es genau, was wir errechnet haben - bei einer durchschnittlichen Reduktion um 17 Prozent. Das ist unser Vorschlag. Das stimmt dann. Einigen wir uns einfach darauf, dass es stimmt. Sie können nicht sagen, die 25 Millionen stimmen, aber wenn die GRÜNEN in etwa das Doppelte an Tarifreduktion vorschlagen, dann sagen Sie, es stimmt nicht. 

Und wir haben auch weitergerechnet. Wir haben auch gerechnet: Was bedeutet es, wenn der angestrebte Anteil von 45 Prozent am Modal Split erreicht wird? Und Sie streben es an, ich betone das noch einmal, das ist Ihr Wert im Verkehrskonzept, und die Wiener Linien streben es an. Dann tendieren längerfristig die Einnahmenverluste aus den Tarifen gegen Null. Wir haben das durchgerechnet. 

Zusätzlich wäre in unserem Modell tatsächlich ein soziales Vorgehen vorgesehen. Denn wir stehen dazu. dass es die Möglichkeit der Freifahrt gibt für all jene Menschen, die über kein oder ein geringes Einkommen verfügen. Wir stehen dazu, dass es wieder die Freifahrt geben soll für SchülerInnen, Studenten und Studentinnen, für Lehrlinge. Wir stehen dazu. 

Wenn es nach Ihrem Modell geht; und da mache ich jetzt einen Sprung wieder zurück zu den Studierenden. Sie werden in den kommenden Wochen - erlauben Sie mir den Exkurs - im Bereich der AusländerInnenpolitik wieder eine neue Klasse von AusländerInnen einführen. Es gibt die EU-Ausländer, die dürfen alles und dürfen nach sechs Monaten wählen. Dann gibt es Ausländer, die dürfen möglicherweise nach fünf Jahren wählen. Und dann gibt es Ausländer, die dürfen nie wählen. Aber Sie schaffen es in vielen, vielen Bereichen, unter anderem bei den StudentInnen, permanent Leute auseinander zu dividieren. Da gibt es einmal die Studierenden, die in Wien wohnen und Kinderbeihilfe beziehen. Dann gibt es die Studierenden, die nicht in Wien wohnen, ganz egal, ob sie eine Universität an ihrem Heimatort haben, die aber nicht in Wien wohnen. Die wohnen vielleicht 10 Kilometer außerhalb von Wien. Na, die zahlen schon einmal den doppelten Tarif bei der Semesterkarte. Weil sie 10 Kilometer außerhalb wohnen, weil sie was dafür können als 18‑Jährige, dass sie nicht in Wien geboren sind. Sie kategorisieren die Menschen. Sie schaffen die Kategorie der Studierenden in Wien, die Kategorie der Studierenden, die nicht in Wien wohnen, und Sie schaffen noch dazu die Studierenden, die überhaupt keine Kinderbeihilfe mehr bekommen. (GR Godwin Schuster: Wer hat sie denn gestrichen?) Das ist Ihre Politik. (GR Godwin Schuster: Sie gehen von der Voraussetzung aus: Wenn der Bund etwas streicht, muss es Wien übernehmen! Das geht eben nicht!)

Aber jetzt kommen wir noch einmal zurück. Das grüne Modell hat selbstverständlich als Ansatz die Bewältigung des Stadtverkehrs. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja selbstverständlich!) Denn wir glauben, dass man bei der Wahrnehmung öffentlicher Dienstleistungen eben nicht nur betriebswirtschaftliche Kriterien anlegen muss, sondern auch volkswirtschaftliche. Es geht bei der Bewältigung des Stadtverkehrs mindestens so sehr um die Reduktion von Lärmemissionen, um die Reduktion bei Straßenerhaltungskosten, um die Reduktion der Schadstoffemissionen. (GR Godwin Schuster: Das passiert doch!) All diese Kosten müssen mit eingerechnet werden. Und wie kann es tatsächlich gelingen? - Es kann nur dann gelingen, wenn es einen großen Wurf gibt, nicht dass die Fahrgastzahlen jährlich um 1 Prozenterl steigen, sondern es bedarf der Steigerung des Anteils der öffentlichen Verkehrsbenutzer um ein Drittel. (GR Peter Juznic: Das machen wir ja!) Und dazu muss in den öffentlichen Verkehr investiert werden und müssen Anreize geschaffen werden. 

Das grüne Modell hat daher vorgesehen, dass keine Fahrt teurer wird, dass Netzkarten billiger werden, dass mit der Einführung eines Dreistundenfahrscheins vor allem denjenigen ein Anreiz gegeben wird, die jetzt kaum oder selten öffentliche Verkehrsmittel benutzen. 

Wir werden daher einen diesbezüglichen Antrag zu diesem Tagesordnungspunkt einbringen: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich in Anlehnung an das medial präsentierte grüne Modell für eine Tarifreform bei den Wiener Linien, für eine deutliche Tarifsenkung im öffentlichen Verkehr aus. Der Wiener Gemeinderat ersucht den zuständigen Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, auch in seiner Funktion als Eigentümervertreter die diesbezüglichen notwendigen Schritte einzuleiten." 

Wir werden selbstverständlich auch dem von der ÖVP eingebrachten oder dann einzubringenden Antrag zustimmen, der zum gegenwärtigen Zeitpunkt einen Stopp der Tariferhöhungen vorsieht, weil er diesem Antrag überhaupt nicht entgegensteht. Wir glauben, dass, wenn wir insgesamt gesehen einmal ein bisschen Zeit gewinnen, jetzt nicht überhaps eine Tariferhöhung kommt, sondern dass unter Einbindung der Opposition über die Tarifgestaltung bei den Wiener Linien geredet werden kann, letztendlich viel mehr erreicht werden kann. 

Ich komme zum Schluss. Ich war mit StR Rieder einmal zwischen Tür und Angel sehr, sehr schnell einig. Er hat gesagt: Letztendlich handelt es sich bei der Frage, wie bewältigen wir den öffentlichen Verkehr und wie sieht die Tarifgestaltung der Wiener Linien aus, um eine politische Entscheidung. Und das ist es auch. Denn es hängt selbstverständlich auch vom Zuschuss der öffentlichen Hand ab, wie die Tarife bei den Wiener Linien in Hinkunft aussehen könnten. Solange es jedoch so ist, dass in Wien ein einzelner Stellplatz einer Volksgarage mit durchschnittlich 283 000 S gefördert wird, 20 500 EUR, und es gibt Tausende davon in Wien, möge niemand davon sprechen, es wäre in Wien nicht genügend Geld vorhanden. Solange in Wien ein Budgetüberschuss von einigen Milliarden S vorhanden ist, möge in Wien niemand davon sprechen, es wäre kein Geld vorhanden. 

Es ist daher eine politische Entscheidung. Und Sie haben sich entschieden. Sie haben sich entschieden, mit der kommenden Tariferhöhung die Wiener Bevölkerung in Höhe der Ambulanzgebühren zu belasten. Sie haben sich entschieden, bei der Bewältigung des Stadtverkehrs nicht auf die sinnvolle Alternative der öffentlichen Verkehrsmittel zu setzen, sondern weiterhin auf den Ausbau des Straßenverkehrs. Sie haben sich dafür entschieden, dass bei den Wiener Linien rationalisiert wird und Personal eingespart wird. Und diese unsoziale Politik der Wiener Sozialdemokratie lehnen wir ab. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Mag Wolfgang Gerstl stellt eine Tafel mit der Aufschrift "SPÖ Macht Wien Teurer" auf das Rednerpult.)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sie sollen es nur wissen, Herr Kollege Schuster. Sie dürfen es nicht vergessen. Damit Sie es immer in Erinnerung behalten, wer dafür verantwortlich ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Vorne ist es schwarz!) Das ist eindeutig rot. Wunderbar rot. 

Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Der Herr Berichterstatter hat begonnen mit seiner Einleitung und hat gesagt, bei diesem Geschäftsstück geht es um die Zukunftssicherung von Wien. Diese Worte greife ich sehr, sehr gerne auf: Die Zukunftssicherung von Wien. Denn da geht es um die Standortqualität. Da geht es darum, wie sich die Menschen in dieser Stadt wohl fühlen. Da geht es darum, was wir den Menschen hier geben wollen. Und da geht es darum, wie sich die Regierenden in dieser Stadt zu ihren Bürgern und Bürgerinnen verhalten. 

Wir können hier feststellen, dass wir dieses Geschäftsstück heute nur mehr deswegen diskutieren dürfen, weil die sozialdemokratische Alleinregierung einen Öffentlichen-Personennahverkehrs-Vertrag unterzeichnet hat, der es unmöglich macht, diesen heute hier in einer anderen Form zu diskutieren. Sie haben dabei auch sichergestellt, dass die Wiener Linien ohne jeden weiteren Anreiz, ohne jede weitere Wirtschaftlichkeitsprüfung, ohne jede weitere Rationalisierungsmaßnahme, für alle Zukunft eine bestimmte Summe Geld, nämlich 4 Milliarden S plus fast weitere 2 Milliarden für Investitionen, 100‑prozentig sichergestellt bekommen, egal wie sie wirtschaften, vollkommen unabhängig von ihrer Leistungsfähigkeit, vollkommen unabhängig von den Wünschen der Bevölkerung, vollkommen unabhängig, ob sie ihre Angebote verringern oder erweitern. 

Und wir haben in den letzten Monaten einfach feststellen müssen, dass, seitdem dieser Öffentliche-Personennahverkehrs-Vertrag existiert - der gegen unsere Stimmen natürlich beschlossen worden ist -, die Attraktivität der Wiener Linien nicht gesteigert wurde, sondern dass sie weniger wurde. Erinnern Sie sich nur, dass bei der Budgetrede Herr VBgm Dr Rieder hier gesagt hat: Der "5er" wird in keiner Weise eingestellt. Wir sollen uns keine Sorgen machen. - Bis heute ist der "5er" so wie vor einem halben Jahr, ganz genauso. Er wird noch immer kurzgeführt. Es gibt noch immer keinen Fahrplan, wann er länger geführt wird. Es ist noch immer genau das Gleiche. 

Zusätzlich wurden weitere Busse eingeschränkt, egal, ob das in Kaiserebersdorf war, egal, ob das in Penzing war, in vielen anderen Bezirken. Es wurde das Leistungsangebot verringert. 

Es wurde das Leistungsangebot aber nicht nur in den Randbezirken von Wien verringert, es wurde auch am Ring verringert. Die Ringlinien wurden ausgedünnt. Auch die fahren nicht mehr so dicht, wie sie noch vor über einem Jahr gefahren sind. 

Also, meine Damen und Herren, was bringt nun dieser Öffentliche-Personennahverkehrs-Vertrag? Was bringt er den Menschen? Und wofür machen Sie nun die Tariferhöhung? 

Sie machen es teurer, aber die Menschen haben nicht mehr davon, sondern weniger. Wem nützt das? Cui bono, ist einfach die Frage. Wofür und für wen machen Sie es? Wahrscheinlich haben Sie sich gedacht, Sie müssen Ihre eigenen Gewerkschaftsvertreter bei den Wiener Linien besonders bedenken. Aber ich frage mich: Nützt es den Mitarbeitern eines Unternehmen, wenn nicht mehr nach Wirtschaftlichkeitskriterien gehandelt wird, sondern wenn ganz alleine nur die Politik dort das Sagen hat? Glauben Sie, dass ein Unternehmen damit besser werden kann? Sehen Sie hier eine Chance, dass Sie dem kommenden, zukünftigen Markt auch besser entgegentreten können, wo es noch mehr Leistungsangebote geben wird, wo wir noch mehr Anbieter haben werden? Wo das hoffentlich auch in Ihrem Interesse ist, dass das öffentliche Netz sich verdichtet, entsprechend verstärkt wird und dass wir hier eine wahre Alternative auch zum Individualverkehr bieten und dass Sie Ihre eigenen Leistungen, Ihre eigenen Wünsche und Vorstellungen, die Sie haben zur Verbesserung des Modal Splits, auch wirklich einhalten können. Ich kann es mir nicht vorstellen, mit diesen "Leistungsanreizen", nämlich der Verteuerung für den Bürger, mehr Menschen auf die öffentlichen Verkehrsmittel zu bringen, mehr Leute zum Umsteigen zu bewegen, mit dem Auslösen einer Teuerungslawine, die sich gewaschen hat, einer Teuerungslawine, die, wenn man es sich genauer anschaut für die einzelnen Fahrscheine, nämlich soweit geht, dass wir hier Teuerungen nicht von 10 Prozent und nicht von 20 Prozent haben, sondern dass sie viel, viel höher sind. Die Einzelfahrt in den letzten zehn Jahren wurde um 47 Prozent teurer, die Halbpreisfahrt um 57 Prozent, die 24‑Stunden-Karte - jetzt kommt’s - um 72 Prozent, die 8‑Tage-Streifenkarte um 50 Prozent, die Monatskarte um 51 Prozent, die Jahreskarte ebenfalls um 51 Prozent. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das hat die ÖVP in drei Jahren zusammengebracht, um 100 Prozent zu erhöhen!) 

Lassen Sie sich das bitte einmal wirklich durch den Kopf gehen, was das für eine soziale Partei ist oder die sich bis vor kurzem noch so genannt hat, eine soziale Partei, und wo hier eine Vorrednerin aufgestanden ist und gesagt hat, sie möchte, dass das Sozialstaats-Volksbegehren unterschrieben wird. Sie machen sich hier lächerlich. Sie machen sich hier eindeutig lächerlich, nämlich um 51 Prozent zu erhöhen und zu sagen, das wäre sozial. Das ist alles andere als sozial! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Gestern erst wurden die Zahlen nochmals näher beleuchtet, die Sie in einer Pressekonferenz vorgestellt haben, nämlich die Subventionsrate der entsprechenden Betriebe in den vergleichbaren Städten. Oslo 27 Prozent, Barcelona 34 Prozent, Kopenhagen 35 Prozent, Helsinki 36 Prozent, Stockholm 50 Prozent. 

Jetzt habe ich schon gesehen, Herr Vizebürgermeister, dass Sie die von uns berechneten Zahlen nicht 100‑prozentig goutiert haben. Aber Sie haben auch nicht widerlegt, dass die Zahlen in Wien durchaus höher sind, als in vergleichbaren Städten Europas. Und wir wären sehr gespannt, wie Sie selbst die Berechnung machen, und fragen uns natürlich, warum Sie uns diese Berechnung bis jetzt nicht vorgelegt haben. Warum haben Sie es nicht getan? Warum haben Sie auch damals in der Pressekonferenz nicht genau gesagt, wie hoch denn nun die Subventionsrate der öffentlichen Hand gegenüber den Wiener Linien ist? 

Und machen Sie sich wirklich nichts vor. Sie sind hier auf der falschen Seite. Sie kämpfen für die Falschen. Sie kämpfen nicht für die Menschen in dieser Stadt. Denn wie wir aus einer Umfrage wissen: Schon im Jänner haben sich 77 Prozent der Wienerinnen und Wiener gegen die Erhöhung von Tarifen ausgesprochen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Die Subvention steht doch im Finanzierungsvertrag drinnen!) Im Finanzierungsvertrag, Herr Vizebürgermeister, steht drinnen, wie viel Sie zahlen (VBgm Dr Sepp Rieder: Ja!), ja, und dass die Wiener Linien eigentlich einen Freibrief haben, die Tarife zu erhöhen, nämlich weil Sie eine Fixsumme zugesichert haben. Sie haben keine Leistungsanreize hineingegeben. Sie hätten ja auch sagen können: Unter der Bedingung, dass sie diese oder jene Linien verstärken, unter der Bedingung, dass sie kein Leistungsangebot einschränken, dann haben sie die Chance, von der öffentlichen Hand mehr Geld zu bekommen. Dann stimmen wir auch Tariferhöhungen zu. Aber dieses Instruments haben Sie sich begeben im ÖPNV. (GR Peter Juznic: Das stimmt doch nicht!) Das ist eigentlich der große Nachteil des ÖPNV, dass Sie es nicht mehr in der Hand haben, hier Leistungsanreize und Qualitätsverbesserungen zu bringen. Schauen Sie sich den Vertrag an und vergleichen Sie ihn mit den Verträgen von Berlin, vergleichen Sie ihn mit anderen Verträgen in den europäischen Städten, in Lyon et cetera, wo Sie einen Leistungskatalog drinnen haben - nicht nur über einige sehr wenige Seiten, sondern über 20, 30 und mehr Seiten. Lesen Sie sie genau durch. Es steht drinnen, wenn halt ein Leistungsangebot nicht erbracht werden kann, das nicht im Verschulden der Wiener Linien liegt, dann gilt die geplante Verkehrsleistung trotzdem als erbracht. Es ist nicht näher beschrieben, welcher Grund von den Wiener Linien zu vertreten ist und welcher nicht. (GR Peter Juznic: Das ist eine Interpretation von Ihnen!) Das steht eben nicht drinnen, Herr Kollege. Und das ist das Problem. Sie wollten es auch nicht wirklich ausverhandeln. Sie haben es einfach durchgezogen und haben mit Ihrer sozialdemokratischen Mehrheit über die Köpfe der Wienerinnen und Wiener hinweg diesen Vertrag beschlossen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters sprechen sich rund 87 Prozent der Bürger gegen Leistungskürzungen bei den Wiener Linien aus. Also ich bitte Sie, als Eigentümervertreter wirklich auch darauf einzuwirken, dass es bei den Wiener Linien nicht zu weiteren Leistungskürzungen kommt. Die Leistungsangebote der Wiener Linien sind von Ihnen in den letzten Monaten immer stiefmütterlich behandelt worden. Sie haben zwar zugegeben, dass es zu Leistungskürzungen kam, aber Sie haben nichts dagegen getan. Sie haben auch nicht dagegen reagiert. Sie haben in der Zwischenzeit nur darüber geredet, was Sie in den nächsten Legislaturperioden, nämlich 2010 oder 2012 oder 2014, beabsichtigen, nämlich erst dann zum Beispiel U‑Bahnen zu verlängern. Aber Sie haben nicht gesagt, was Sie in dieser Legislaturperiode - bis 2006 - für Verbesserungen der Wiener Linien tun wollen, für die Verbesserung des öffentlichen Verkehrsnetzes, für die Verbesserung der Anknüpfungspunkte zu den Nachbarregionen. Dazu haben Sie überhaupt keine Angebote gemacht. Sie machen eine Politik, wo Sie sich nur auf 2010 und später konzentrieren. Aber da werden dann schon andere Verantwortung tragen und nicht mehr Sie. (GR Heinz Hufnagl: Aber auf keinen Fall Sie mit 15 Prozent!) Sie werden sehen. Sie werden es sehen. Wer zuletzt lacht, lacht am besten, Herr Kollege! 

Meine Damen und Herren! Vielleicht versuchen Sie, wenn Sie noch eine Chance sehen, doch etwas an Verbesserungen zu machen. Und, Herr Vizebürgermeister, ich nehme Ihre Zwischenmeldungen so auf, dass Sie Interesse haben, am ÖPNV vielleicht doch noch etwas zu ändern. Nehmen Sie dann bitte darin noch Kriterien wie Kundennutzen und Wohlbefinden auf, nehmen Sie darin auch Organisations- und Effizienzverbesserung auf, nehmen Sie auch die Materialbeschaffung und die Materialpflege auf, fragen Sie dabei, ob es sinnvoll ist, dass die Badner Bahn und die Wiener Linien und die ÖBB alle extra ihre Waggons, ihre Triebfahrzeuge einkaufen. Fragen Sie sich dabei, ob es nicht Sinn machen kann, dass wir einen Gesamteinkauf starten, dass wir versuchen, von allen Anbietern die günstigsten Angebote einzuholen, nicht dass jeder für sich einfach seine Ausschreibung so gestaltet, wie er es möchte und dabei keine Synergieeffekte zusammenbringt. Das wäre einmal wichtig, Synergien auch zu machen, Reibungsverluste zu verhindern zwischen den Autobussen, der Straßenbahn und den U‑Bahnen und hier einfach eine viel stärkere Zusammenarbeit zusammenzubringen, Kooperationen mit den Österreichischen Bundesbahnen zu betreiben, mit den Wiener Linien und mit der Badner Bahn gemeinsam. Denn es ist schon wirklich absurd, wenn Sie am Ring bei der Oper stehen und die Anzeigetafel sehen, wann der nächste "65er" dort kommt, die nächste Straßenbahn, aber Sie sehen keine Anzeige, wann die nächste Badner Bahn kommt. Also warum nicht? - Weil es hier keine Kooperation gibt, weil man hier nicht zusammenfindet, obwohl die Badner Bahn ja auch, glaube ich, zu einem gewissen Teil zumindest, der öffentlichen Hand und der Gemeinde Wien gehört. Warum darf die Badner Bahn dort nicht angezeigt werden? Warum dürfen die Kunden nur sehen, wann der nächste "65er" kommt, und nicht auch, wann die nächste Badner Bahn kommt? - Also, das wären eigentlich so ganz, ganz einfache Maßnahmen, wo Sie wirklich den Menschen helfen könnten, wo Sie zugehen könnten auf sie. Aber Sie tun es leider nicht.

Sie versuchen auch nicht, und das ist hier auch schon einmal gesagt worden von diesem Pult aus, die Badner Bahn in die U 6 einzubinden oder umgekehrt die U 6 in die Badner Bahn einzubinden. Das wären Lösungen, die im Nahverkehr zur Bewältigung des immer größer werdenden Individualverkehrs ganz wichtig wären. Sie schaffen keine neuen Systeme. 

Ich bitte Sie, darüber nachzudenken: Wie schaffen Sie es, mehr Leute zum Umsteigen zu bewegen? Wie schaffen Sie es, auch einheitliche Beschaffungen zu machen? Wie schaffen Sie es, dass Stromabnehmersysteme bei den Schienen überall gleich erfolgen, nicht überall anders, dass sie bei den Wiener Linien gleich sind, dass sie bei der Badner Bahn gleich sind, dass sie bei der Schnellbahn gleich sind. Darauf müsste Ihr hauptsächliches Interesse gehen. Darauf müsste Ihre Intention gehen, wenn Sie es wirklich ernst meinen würden in dieser Stadt und in dieser Stadt für die Menschen zu arbeiten.

Meine Damen und Herren! Sie haben immer damit argumentiert als regierende SPÖ in dieser Stadt, dass die Inflation schuld daran wäre, dass die Wiener Linien ihre Preise erhöhen müssen. Ja, sehen wir uns das auch an. Wie sind nun die konkreten Daten bei der Inflation? - Die Preise stiegen von Jänner 2001 bis Jänner 2002 um 2,1 Prozent. Langfristig stiegen die Preise von 1991 bis 2001, der gesamte Verbraucherpreisindex, um 25,9 Prozent. Ich habe Ihnen zuvor gesagt, dass Sie Erhöhungen von 50 Prozent und mehr haben. Aber ich sage Ihnen, es ist hier eigentlich nicht der allgemeine Verbraucherpreisindex heranzuziehen, sondern viel, viel wichtiger wäre es, wenn sich die Wiener Linien nämlich auch als Großunternehmen verstehen, dass sie den Verbraucherpreisindex der Großhandelspreise heranziehen. Denn ich gehe davon aus, dass die Wiener Linien auch Großhandelspreise bekommen bei ihren Einkäufen und nicht, wie der Endverbraucher, wie der Konsument nämlich, einkaufen, sondern dass sie auch vorsteuerabzugsberechtigt sind und dass sie selbstverständlich Großhandelspreise bekommen, und die sind nämlich in den letzten zehn Jahren nur um 4,2 Prozent gestiegen.

Also, all das rechtfertigt überhaupt nicht Ihre Preiserhöhungen von 50 bis 70 Prozent im Zehnjahresabstand, während die Großhandelspreise nur um 4,2 Prozent gestiegen sind. Bitte merken Sie das vor und sagen Sie das auch den Menschen, nämlich wie es wirklich ausschaut, und tun Sie nicht so, als wenn das alles von Ihnen nicht zu verhindern gewesen wäre. Es wäre von Ihnen zu verhindern gewesen, wenn Sie sich ernsthaft darum bemüht hätten, und es wäre zu verhindern gewesen, wenn Sie schon beim ÖPNV versucht hätten, einen anderen Vertrag zu Stande zu bringen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es versteht sich daher von selbst, dass wir einen Beschlussantrag einbringen, der sich gegen die Tariferhöhungen bei den Wiener Linien ausspricht, in dem wir den Bürgermeister der Stadt Wien und den zuständigen Stadtrat für Finanzen auffordern, aus sozialen und volkswirtschaftlichen Gründen innerhalb dieses Jahres keine weiteren Gebühren- und Tariferhöhungen bei kommunalen Betrieben und Unternehmen vorzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber es versteht sich auch von selbst, dass wir heute diesen Tag nicht nur dazu nützen sollten, um über die Tarife bei den Wiener Linien zu sprechen, sondern dass es ganz wichtig wäre, dass wir uns auch über die anderen Gebührenerhöhungen unterhalten, die Sie vielleicht noch beabsichtigen.

Wie schaut es denn aus mit der Erhöhung der Müllgebühren? Wie schaut es denn aus mit den Wassergebühren, die wir bei der Aktuellen Stunde schon ansprechen durften? Wie schaut es denn aus mit anderen kommunalen Dienstleistungen? Wann werden die denn erhöht? - Wir haben uns das jetzt einmal ausrechnen lassen, was das für den einzelnen Haushalt an Betriebskosten bedeuten würde, wie viel er mehr zahlen würde. Ich habe es einmal in diesem Jahr schon gesagt: Es sind rund 1 100 S, also rund 80 EUR, die Ihre Erhöhungen den Wienerinnen und Wienern pro Haushalt mehr kosten würden. Und das trifft jeden Einzelnen, jeden einzelnen Mieter, jeden einzelnen Eigentümer, dass er ganz automatisch mit seiner nächsten Betriebskostenabrechnung das vorgerechnet bekommt. Er muss danach, nach einem Jahr, feststellen, er hat um 80 EUR mehr bezahlt. Und wenn Sie jetzt noch nicht genau sagen, wie viel es ist, vielleicht werden es auch noch 100, nicht auszuschließen, so wird aus dem Häupl-Tausender ein Häupl-Eurohunderter. Das ist nicht weniger, sondern mehr, womit Sie leider zu rechnen haben, liebe Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.)
Und in diesem Sinne stellen wir noch einen Beschlussantrag, dass zum Schutze der Wiener Wasserressourcen und deren nachhaltigem Einsatz zur Versorgung der Wiener Bevölkerung sowie deren Erhaltung für die nachkommenden Generationen eine vorrangige Verwendung der Überschüsse aus den Wassergebühren sichergestellt wird, die eine Reinvestition dieser Mittel in Investitionen zum Wassersparen erlaubt. Also versuchen Sie nicht, Gewinne zu machen mit den Wassergebühren, sondern versuchen Sie, diese Mittel entsprechend einzusetzen zum Wassersparen, für ein nachhaltiges Sparen in dieser Stadt, und versuchen Sie nicht, die Bürgerinnen und Bürger weiter zu schröpfen, sondern mit den Ressourcen, die Sie haben, sorgfältig umzugehen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es ist die Budgetdebatte in diesem Haus ja noch nicht einmal vier Monate her, die Debatte über den heurigen Voranschlag, und ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie damals die Gefahr von Gebührenerhöhungen einfach abgeleugnet wurde. Und es sind uns damals ja insgesamt sehr, sehr viele Märchen erzählt worden. Ich meine daher, auch weil diese Debatte heute zur Schwerpunktdebatte an diesem Gemeinderatstag erklärt worden ist, sollten wir den Versuch unternehmen, die Änderung der politischen Meinung im Zeitablauf ein bisschen näher zu untersuchen. Wir sollten uns einmal die Haltbarkeit von so manchen politischen Aussagen ansehen und wir sollten vor allem auch manche Aussagen vor unserer Wiener Wahl den jetzigen politischen Aussagen gegenüberstellen. Denn es ist ja, meine Damen und Herren, vor allem vor unseren Wiener Wahlen, besonders die Regierung, also die Bundesregierung, für alles Böse in diesem Land verantwortlich gemacht worden.

Da hat unser StR Rieder etwa kritisiert die Gebührenerhöhungen. Er hat kritisiert, dass die untersten Einkommensschichten dadurch zum Handkuss kommen. Er hat damals kritisiert, dass das unterste Einkommensdrittel doppelt so stark belastet wird wie das obere Einkommensdrittel, also die besser Verdienenden. Und man hat damals wortwörtlich von einer kaltschnäuzigen Umverteilungspolitik gesprochen zu Lasten der Schwächeren. Landtagspräsident Hatzl hat von einem unverschämten blau-schwarzen Griff in die Brieftaschen gesprochen und Klubobmann Oxonitsch - damals war er noch nicht Klubobmann - hat sogar zu Straßendemonstrationen gegen die Bundesregierung vor unserer Wiener Wahl aufgerufen, eben mit dem Argument Gebührenerhöhungen und Sozialdemontage. 

Meine Herren - und es ist ja von den Angesprochenen nur der Herr Stadtrat anwesend -, Sie müssen sich daher heute im Rahmen dieser Debatte schon auch den Vorwurf gefallen lassen, mit zweierlei Maß zu messen, nämlich mit zweierlei Maß, wenn es einerseits um Maßnahmen des Bundes geht und andererseits um Maßnahmen hier bei uns. Beim Bund spricht man von einer kaltschnäuzigen Umverteilungspolitik auf Kosten der sozial Schwächeren, man ruft sogar zu Demonstrationen auf. Das ist also die böse Budgetsanierung auf Bundesebene. Bei uns gibt es nach dieser Dialektik die gute Budgetsanierung. Man spricht bei uns davon, dass alle Rationalisierungspotenziale ausgenützt werden müssen, dass alle Sparpotenziale ausgereizt werden müssen, dass nicht gleich der Steuerzahler einspringen darf für jede Kostenunterdeckung, und man spricht immer wieder davon, dass unsere Wiener Tariferhöhungen natürlich betriebswirtschaftlich gerechtfertigt sind, weil eben die Sparpotenziale angeblich bereits ausgereizt sind. Es gibt daher nach dieser Dialektik auch zwei Arten von Tariferhöhungen: Böse Tariferhöhungen, die von der Bundesregierung kommen, blau-schwarze, böse Tariferhöhungen, und gute rote Tariferhöhungen bei uns hier in Wien. 

Und, meine Damen und Herren, weil hier immer das Ausreizen der Sparpotenziale als Argument verwendet wird, möchte ich doch auch diese Sparpotenziale ein bisschen näher untersuchen, denn es sind in Wirklichkeit in dieser Stadt viele Sparpotenziale überhaupt noch nicht einmal angegangen worden, Sparpotenziale, mit denen wir ohne Tariferhöhungen, ohne neue Gebühren, die Budgetsituation in Wien verbessern könnten. Man kann langfristig ein Budget natürlich nur ausgabenseitig sanieren, durch Strukturreformen, die die Dynamik, die die Steigerungsraten der Ausgaben herunterdrücken.

Meine Damen und Herren! Es wird hier immer wieder bei uns, vor allem von den Sozialisten, die Bundesebene ins Spiel gebracht, sobald es um Tariferhöhungen geht. Ich meine daher, wir sollten diesen Vergleich tatsächlich einmal anstellen. Wir sollten in dieser Schwerpunktdebatte auch den Vergleich anstellen: Welche Sparmaßnahmen, welche Strukturreformen hat es denn wirklich beim Bund in diesen letzten zwei Jahren gegeben und welche Sparmaßnahmen, welche strukturellen Reformen hat es im Vergleich dazu in der Stadt Wien gegeben? 

Es ist die Regierung gerade dabei, die erste umfassende und durchgehende Verwaltungsreform in dieser Zweiten Republik umzusetzen. Es sind die Meilensteine dabei die Bezirkshauptmannschaft neu, die Totalreform der Gerichtsorganisation, der Finanzämter und die Einsparung von insgesamt 17 Sektionen in den Ministerien. Das bringt halt immerhin über 20 Milliarden S pro Jahr. 

Was ist bei uns passiert? - Es hat die alte Stadtregierung zwar noch Gutachten über eine mögliche Verwaltungsreform in Auftrag gegeben, aber nicht einmal diese alten Studien wurden umgesetzt, sondern ganz im Gegenteil, es hat sich die Zahl der Beamtenposten bei uns in der letzten Periode um 2 000 erhöht. 

Im Detail betrachtet: Die Regierung will die Nationalbibliothek ausgliedern. Bei uns gibt es keine Denkansätze in die Richtung. Bei uns sind für die Bibliotheken sogar drei Magistratsabteilungen zuständig: das Stadtarchiv, die Landesbibliothek und die städtischen Büchereien. Eine Zusammenlegung etwa, die Erzielung von Synergieeffekten wird nicht einmal diskutiert. 

Die Bundesregierung reformiert auch die Erwachsenenbildung. Es soll das Bundesinstitut für die Erwachsenenbildung ausgegliedert werden, effizienter gestaltet werden. Bei uns gibt es vergleichsweise die Volkshochschulen. Bei den Volkshochschulen passiert überhaupt nichts. Die Volkshochschulen, meine Damen und Herren, werden weiterhin betriebswirtschaftlich ineffizient auf Vereinsbasis geführt, weil man so ihre Abhängigkeit ein bisschen absichern will. 

Oder nächster Punkt: die öffentlichen Gärten. Die Regierung will die Bundesgärten ausgliedern. Bei uns gibt es so wie vor 100 Jahren das Stadtgartenamt. Niemand macht sich Gedanken über eine Reform. 

Auf Bundesebene wird die gesamte Verwaltung nach Effizienzsteigerungen, nach der Möglichkeit von Ausgliederungen durchleuchtet. Bei uns wird vieles nicht einmal andiskutiert, etwa das Kanal- und Wasseramt oder die öffentliche Beleuchtung. 

Nichts weitergegangen ist bisher bei den städtischen Friedhöfen, bei den Bädern, beim Marktamt oder auch zum Beispiel bei der elektronischen Datenverarbeitung. Meine Damen und Herren! Auf Bundesebene gibt es eine Rechenzentrum GmbH. Bei uns in Wien ist für unsere EDV nach wie vor eine Magistratsabteilung zuständig. 

Es ist auf Bundesebene auch der zentrale Einkauf erst vor einem Jahr ausgegliedert worden. Eine Bundesbeschaffungsgesellschaft soll in Hinkunft durch die Bündelung von Bestellungen günstigere Konditionen bei den Lieferanten erzielen, wobei die Palette da von normalem Büromaterial über die Heizung, über die Energiekosten bis hin etwa auch zur EDV-Hardware, aber sogar bis hin zu Dienstreisen geht. Bei uns hat man sich über die Neugestaltung des zentralen Einkaufs bisher viel zu wenig Gedanken gemacht. 

Bundesimmobiliengesellschaft. Meine Damen und Herren! Die Regierung hat gleich nach ihrem Amtsantritt die Amtsgebäude der Republik an die Bundesimmobiliengesellschaft übertragen. Es muss daher jedes Ministerium jetzt Miete bezahlen für seine Amtsräumlichkeiten. Durch diese betriebswirtschaftliche Miete gibt es jetzt erstmals Sparanreize, weil jedes Ressort natürlich im eigenen Interesse, um hohe Mietenzahlungen zu verringern, seine Amtsräume durchforstet. Bei uns gibt es nach wie vor die anachronistische Amtsraumlenkung. Mangels Sparanreizen wird in Wien noch immer Amtsraum gehortet. Es gibt eine Arbeitsgruppe in der Geschäftsgruppe Faymann, die außer einem ersten Papier bisher nicht weitergekommen ist. 

Und nicht zuletzt auch die Subventionen. Die Bundesregierung hat in diesen beiden letzten Jahren die Subventionen massiv durchforstet. Bei uns wird weiterhin das Geld ausgeschüttet. In der letzten Legislaturperiode sind unsere Subventionen um insgesamt 30 Millionen angestiegen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist interessant, diesen Vergleich wirklich einmal anzustellen, weil man dann natürlich zum Ergebnis kommt, dass diese Sparpotenziale in unserer Stadt überhaupt noch nicht ausgereizt sind. Es sind ja die meisten Rationalisierungspotenziale überhaupt noch nicht einmal angegangen worden und es kann von einer Ausreizung überhaupt keine Rede sein. 

Wir sollten daher vor Belastungen, vor Gebührenerhöhungen tatsächlich einmal alle diese Dinge angehen. Wir sollten einmal durch Strukturreformen die Ausgabendynamik in den einzelnen Bereichen bremsen .

Meine Damen und Herren! Unsere Vorschläge haben wir bereits auf den Tisch gelegt: Eine umfassende Verwaltungsreform etwa bei uns in Wien durch weniger Führungsebenen. Wien hat ja viel zu viele Führungsebenen in der Verwaltung. Die Schaffung eines selbständigen Rechenzentrums. Die Zusammenlegung von Stadtarchiv, Landesbibliothek und städtischen Büchereien etwa. Oder die Schaffung einer eigenen Betriebsgesellschaft für alle Wiener Volkshochschulen. Die Privatisierung des Stadtgartenamts. Die Fusionierung des Kanal- und Wasseramts, der MA 30 und 31, mit den Wiener Stadtwerken, also die Schaffung eines kommunalen Komplettanbieters von Strom, Wasser, Gas, aber auch Kanal. Eine Reform der Wiener Linien. Bei der öffentlichen Beleuchtung eine Kooperation mit Privaten. Die Ausgliederung der Friedhofsverwaltung, der MA 43. Die Gründung von Betriebsgesellschaften für die Bäder der Stadt Wien, aber auch für die Märkte der Stadt Wien. Die Kooperation mit anderen Bundesländern etwa im Beschaffungswesen, die Gründung einer Beschaffungsgesellschaft statt des bürokratischen zentralen Einkaufs. Schließlich ein professionelles Gebäudemanagement auch bei uns in Wien durch die Schaffung einer Wiener Immobiliengesellschaft nach dem Vorbild der Bundesimmobiliengesellschaft. Und vor allem natürlich ein rigoroses Durchforsten der Subventionen der Stadt Wien. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir sollten anhand dieser Debatte auch jene Behauptung ins Reich der Märchen verbannen, dass nämlich bei uns die Sparpotenziale wirklich ausgereizt sind. Herr Stadtrat, es sind ja die meisten Sparpotenziale überhaupt noch nicht einmal in Angriff genommen worden, und die Stadtregierung, die sich jetzt doch immerhin bereits seit einem Jahr im Amt befindet, sollte auch bei diesen Reformen endlich ein Lebenszeichen von sich geben, ein Lebenszeichen und ein Bekenntnis zu etwas mehr Sparsamkeit. Herr Stadtrat, nehmen Sie diese Sparpotenziale doch in Angriff, zeigen Sie etwas mehr Reformfreudigkeit und legen Sie diesem Haus, so wie etwa die Bundesregierung, auch eine Budget- und Verwaltungsreform vor. 

Meine Damen und Herren! Auf Bundesebene ist die härteste Debatte der Budgetsanierung bereits abgeschlossen worden. Es kann mit der Erreichung des Nulldefizits im vorigen Jahr die nächste Etappe der Budgetpolitik angegangen werden, nämlich jene Etappe, in der die Steuer- und Abgabenquote bis zum Jahr 2010 massiv herabgesenkt werden soll, jene Etappe, die eben dann auch eine Entlastung der Bürger möglich macht. Es ist ja heuer per 1. Jänner mit dem Kindergeld der erste Schritt in diese Richtung gesetzt worden. Im nächsten Jahr folgt mit der ersten Etappe der Steuerreform der zweite Schritt.

Meine Damen und Herren! Wir arbeiten im Finanzministerium gerade daran, in einer Arbeitsgruppe diesen Etappenplan der Steuersenkung festzulegen. Am Ende soll ein faires Steuersystem für alle Österreicher und auch für unsere Wirtschaft stehen. Die erste Etappe davon soll aber bereits im nächsten Jahr in Kraft treten. Wir arbeiten gerade daran, die Eckpunkte dieser ersten Etappe der Steuersenkung festzulegen. Die Eckpunkte sind natürlich einerseits Entlastungsmaßnahmen für die Wirtschaft und andererseits eine Entlastung der kleinen und der mittleren Einkommen. Denn es kann ja sparen - und ich glaube, da sind wir uns auch alle einig - nicht Selbstzweck sein, aber sparen kann doch jene Spielräume budgetär schaffen, die wir eben benötigen, um dann durch eine Entlastung auch den Bürger in den Genuss davon kommen zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Bei uns in Wien wird das heurige Budget als Belastungsbudget in Erinnerung bleiben. Mein Vorredner hat ja bereits einige Maßnahmen aufgezählt, einige Beispiele dafür. Am Beginn stand bereits im Vorjahr die neue Wiener Stromsteuer, die am 1. November des Vorjahres in Kraft getreten ist. Wie schaut jetzt im Zuge dieser heutigen Argumente etwa die betriebswirtschaftliche Rechtfertigung bei dieser Wiener Stromsteuer aus? - Da sieht die Rechtfertigung so aus, dass von diesen 10 Groschen Aufschlag, von 10 Groschen KWK-Zuschlag, maximal 6 Groschen betriebswirtschaftlich gerechtfertigt sind und 4 Groschen, also 40 Prozent davon, sind ein reines Körbergeld. Das haben die Berechnungen des Stromregulators eindeutig ergeben. Daher muss die Stadt derzeit auch ihre Unterlagen dem Stromregulator zur Verfügung stellen, und die Stadt muss auch ihre Unterlagen etwa an die Kommission in Brüssel abliefern.

Es haben ja, Herr Stadtrat, den Steuercharakter dieser Wiener Stromsteuer letztendlich auch Sie selbst bestätigt. Sie haben ja einmal so nebenbei gemeint, na ja, wenn der Grasser auf seine Verdoppelung der Energieabgabe verzichtet, dann verzichten auch Sie auf die Wiener Stromsteuer. Nur ist da schon ein kleiner Unterschied. Die Stromabgabe des Bundes oder die Erhöhung derselben war ja immer als Budgetsanierungsmaßnahme deklariert, das war ganz klar eine Budgetsanierungsmaßnahme, während hier mit dem Mäntelchen des Umweltschutzes und des KWK-Zuschlags diese Steuer in der Höhe von 4 Groschen uns allen aufgebrummt worden ist. Ich glaube, wir sollten daher doch auch heute noch einmal klarstellen, dass diese 4 Groschen pro Kilowattstunde eben die erste Belastungsmaßnahme dieser neuen Stadtregierung per 1. November des Vorjahres gewesen ist.

Meine Damen und Herren! Es gibt noch eine zweite Erhöhung, die ein bisschen zu wenig noch in diesem Haus vielleicht beachtet worden ist, nämlich die Erhöhung der Monatsbelastung im sozialen Wohnbau. Es wird natürlich diese Erhöhung erst in zirka ein bis zwei Jahren wirksam, nachdem die ersten Wohnungen fertig gestellt sind, die nach der neuen Wiener Wohnbauförderung finanziert worden sind. Ich meine die drastische Kürzung der Wiener Wohnbauförderung. Es sind ja heuer diese Mittel um 1,2 Milliarden S gekürzt worden und das verteuert natürlich gewaltig den sozialen Wohnbau in Wien. Diese Kürzung wird die Belastung einer Jungfamilie um etwa 500 S pro Monat anheben. Das rechnen uns die Finanzexperten ganz klar aus, dass auf Grund dieser neuen Wiener Wohnbauförderung eben eine wohnungssuchende Jungfamilie mit 500 S pro Monat in Hinkunft höher belastet wird.

Das war also die erste Maßnahme, die neue Wiener Stromsteuer mit 1. November des Vorjahres. Die zweite Maßnahme war diese Kürzung der Wohnbauförderung, die massive Verteuerung im sozialen Wohnbau. Die dritte Maßnahme ist die Erhöhung der Müllgebühren, die Sie, Herr Stadtrat, ja auch schon angekündigt haben. 

Um diese Verteuerungslawine abzurunden, kommt jetzt noch die Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien hinzu. Es wird, meine Damen und Herren, als Rechtfertigung dieser Erhöhung auch immer auf die Selbständigkeit der Wiener Linien hingewiesen. Es wird betont, dass die Wiener Linien ja eigentlich jetzt fast schon selbst über die Tarifhoheit verfügen. Es wird betont, dass die Stadtverwaltung nach dieser Ausgliederung der Wiener Linien eigentlich gar nicht mehr so leicht wie früher auf die Wiener Linien und auf ihre Tarife Einfluss nehmen kann.

Meine Damen und Herren! Es ist aber etwas eigenartig, weil in anderen Bereichen ist die Einflussnahme ja sehr wohl möglich. Es ist diese Einflussnahme nämlich jederzeit möglich, wenn es um die Durchsetzung von politischen Interessen geht. Es ist möglich, diese Einflussnahme vor allem dann durchzusetzen, wenn es um parteipolitische Interessen der Sozialisten hier geht. Diese Diskussion ist doch gerade brisant, weil die bisher politikfreie U‑Bahn in jüngster Zeit ja auch immer mehr politisch missbraucht wurde. 

Meine Damen und Herren, ich meine die Straßenbahnillustrierte, das VOR-Magazin, das Sie alle kennen, und die in ihren beiden letzten Ausgaben, in den jüngsten Ausgaben immer mehr wie ein sozialistisches Zentralorgan beinahe aufgemacht war. Da wird gegen Vertreter der FPÖ polemisiert, es wird gegen Maßnahmen der Bundesregierung polemisiert, man macht sich da etwa über den Kärntner Landeshauptmann lustig und man bietet sozialistischen, und zwar ausschließlich sozialistischen, Politikern eine Auftrittsmöglichkeit für ihre Propaganda.

In der jüngsten Ausgabe wird sogar auf der Titelseite für das Sozialstaats-Volksbegehren der Regierung Werbung gemacht. Ich glaube, das ist nicht der Beweis für die Demut, die diese Stadtregierung hier noch vor einem Jahr versprochen hat. Das ist nicht der Beweis für diese Demut. Ich meine, die Wiener Linien sollten den parteipolitischen Missbrauch dieser Fahrgastzeitung möglichst rasch einstellen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber, meine Damen und Herren, zurück zu den betriebswirtschaftlichen Argumenten. Es gibt natürlich auch betriebswirtschaftliche Argumente für die heutige Tariferhöhung. Es ist etwa klar - und das hat ja zuerst der Direktor der Wiener Linien selbst beklagt -, dass die Wiener Stromsteuer natürlich auch auf die Wiener Linien durchschlägt. Der Direktor der Wiener Linien hat ja beklagt, dass er durch diese Wiener Stromsteuer eine Mehrbelastung von etwa 50 Millionen S pro Jahr verkraften muss, denn die Wiener Linien, U‑Bahn, Straßenbahn, Autobusse, Büros, sind natürlich ein Großabnehmer von Strom. 

Aber wie sehen die anderen Argumente für die betriebswirtschaftliche Rechtfertigung aus? - Der Herr Bürgermeister hat etwa die Inflationsrate angesprochen, und er hat gemeint, dass die Tariferhöhung der Inflationsrate der letzten fünf Jahre entspricht. Meine Damen und Herren, er hat dabei nur eines übersehen. Er hat dabei übersehen, dass die letzte Tariferhöhung 1999 war und daher ja erst drei Jahre her ist. Und in diesen drei Jahren hat die Inflationsrate vielleicht 5 oder 6 Prozent betragen. Die Inflationsrate erreicht daher niemals jene Gebührenerhöhung, die heute abgesegnet werden soll. 

Aber, Herr Stadtrat, auch der europäische Vergleich des Verkehrs, der vom Ex-Stadtrat Görg nunmehr veröffentlicht worden ist, dieser Vergleich ist ja nicht wirklich ein Argument für die heutige Tariferhöhung. Es zeigt uns ja diese Benchmarking-Studie, die also den Verkehr in den europäischen Städten vergleicht, dass bei uns die Zuschüsse mit Abstand am höchsten sind. Bei uns machen die Zuschüsse nach dieser Rechnung 60 Prozent der Einnahmen aus, in Stockholm 50 Prozent, in Helsinki, Kopenhagen oder Barcelona sogar nur zwischen 30 und 40 Prozent. 

Es wäre daher im Interesse der Wiener Linien selbst, durch eine Strukturreform den Kostendeckungsgrad anzuheben, und zwar anzuheben etwa auf das Niveau der europäischen Vergleichsstädte, und es wäre vor allem im Interesse der Wiener Linien selbst, diese Position als betriebswirtschaftliches Schlusslicht in ganz Europa abzugeben.

Herr Stadtrat! Sie haben heute Morgen - und das ist ja schon aufgegriffen worden - in der Fragestunde auch hervorgehoben, dass es Ihnen gelungen ist, den Antrag der Wiener Linien herunterzuverhandeln. Sie haben gemeint, der Antrag der Wiener Linien wurde von Ihnen um ganze 0,7 Prozent herunterverhandelt. Ich meine, das ist nicht wirklich ein großartiges Ergebnis. 

Wenn man sich nun diesen europäischen Vergleich anschaut, wenn man den Kostendeckungsgrad in den anderen europäischen Städten betrachtet, dann zeigt das doch ganz klar, dass dieses Rationalisierungspotenzial, diese Sparmöglichkeiten bei uns zwischen 10 und 20 Prozent der Gesamteinnahmen betragen müssten. Es ist daher Ihr Ergebnis, dieses Verhandlungsergebnis von 0,7 Prozent, in Wahrheit doch ein sehr, sehr bescheidenes.

Meine Damen und Herren! Wenn man sich aber diesen europäischen Vergleich ansieht und aus diesem Vergleich heraus das Rationalisierungspotenzial bei uns in Wien ableitet, dann müsste ja im Gegenteil eigentlich eine Tarifsenkung finanzierbar sein. Ich möchte hier nicht so weit gehen wie die GRÜNEN, die eine Tarifsenkung im Ausmaß von 25 Prozent in den Raum stellen. Aber auf Grund dieses Vergleichs und des Rationalisierungspotenzials müsste unserer Auffassung nach doch eine Tarifsenkung von zumindest 10 Prozent durchaus realistisch sein. (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Stadtrat! Es ist die Tariferhöhung ja auch verkehrspolitisch natürlich ein falsches Signal. Es werden zwar viele umsteigen auf Grund dieser heutigen Tariferhöhung, aber sie werden in die falsche Richtung umsteigen. Sie werden wieder umsteigen vom öffentlichen Verkehr, weg von der U‑Bahn, hin zum Auto etwa. Die Wiener Linien werden durch diese Tariferhöhung zu einer weniger attraktiven Alternative und es drohen daher in Wahrheit natürlich sogar Einnahmenausfälle. Es ist das daher verkehrspolitisch das falsche Signal, aber auch betriebswirtschaftlich wird diese Tariferhöhung - und darauf haben die GRÜNEN auch hingewiesen - bei weitem nicht das bringen, was veranschlagt ist, eben wegen des Absinkens des Fahrgastvolumens.

Es bedeutet ein höheres Fahrgastvolumen - wenn es uns gelingen würde, das Fahrgastvolumen zu erhöhen - natürlich auch höhere Einnahmen. Es wären die Wiener Linien daher wirklich besser beraten, sich Maßnahmen zu überlegen, um neue Fahrgäste zu gewinnen, mit einer breit angelegten Kampagne etwa, mit einer Attraktivierung der Verkehrsmittel, mit einer Intervallverdichtung. Das Potenzial an Umstiegswilligen ist bei uns in Wien ja vorhanden. Es sagen uns daher viele Experten, dass man diese Umstiegswilligen mit einem deutlichen Signal sehr wohl motivieren könnte, etwa mit einem deutlichen Signal wie einer Tarifsenkung. Viele Experten meinen daher, dass durch diese Signalwirkung einer Tarifsenkung das Fahrgastvolumen und damit auch die Einnahmen für die Wiener Linien sogar steigen würden.

Herr Stadtrat! Das Drehen an einer Verteuerungsschraube ist unserer Auffassung nach eben der falsche Weg. Es ist der falsche Weg, neue Fahrgäste zu gewinnen. Wir sollten lieber positive Maßnahmen setzen, um die Autofahrer zum Umsteigen zu motivieren. Überlegen wir uns doch gemeinsam etwa eine Tarifsenkung, um mit diesem Signal eben den öffentlichen Verkehr attraktiver zu machen.

Meine Damen und Herren! Es ist mit den Tariferhöhungen, über die wir diskutieren, das wahr geworden, was die Opposition, was die gesamte Opposition in diesem Haus befürchtet hat. Die Befürchtung hat sich als berechtigt erwiesen, dass es nach den Wiener Wahlen zu einer Belastungslawine, zu einer Verteuerung kommen wird. Es hat sich die Befürchtung bewahrheitet, dass das Jahr 2002 eine Verteuerungslawine in Wien bringen wird. Lassen Sie mich daher diese Belastungsmaßnahmen zum Abschluss noch einmal ganz kurz zusammenfassen:

Am Beginn stand die Einführung einer neuen Wiener Stromsteuer. 

Es folgte die Verteuerung im sozialen Wohnbau durch die Kürzung der Wohnbauförderung, eine Verteuerung um durchschnittlich 500 S pro Monat. 

Es folgt die Erhöhung der Müllgebühren, die vom Stadtrat bereits angekündigt wurde.

Es kommt jetzt die kräftige Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien zur Jahresmitte auf uns zu.

Die Aktionen des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds wurden eingeschränkt und teilweise gestrichen.

Die Kinderbetreuungsmittel wurden im heurigen Budget um 55 Millionen pro Jahr gekürzt.

Unsere Wiener Spitäler werden durch eine reale Kürzung des Budgetzuschusses an den Krankenanstaltenverbund ausgehungert.

Es gibt Kürzungen bei der Aktion "Essen auf Rädern".

Die Wiener Wirtschaft leidet unter der drastischen Kürzung der kommunalen Investitionen, die ja heuer wieder einen Tiefstand erreichen, und gleichzeitig hat man noch die Wiener Wirtschaftsförderung halbiert. Diese drastische Verschlechterung der Richtlinien ist ja bereits mit 1. Jänner heuer in Kraft getreten.

Meine Damen und Herren! Ich meine, wir sollten daher vor solchen drastischen Schritten tatsächlich in Zukunft gemeinsam nach Einsparungspotenzialen suchen. 

Wir sollten gemeinsam versuchen, eine Belastungslawine wie im heurigen Jahr zu verhindern. 

Der Herr Bürgermeister hat ja vor einem Jahr in seiner Antrittsrede ein Angebot zur Zusammenarbeit gemacht, ein Angebot, das er an alle Fraktionen in diesem Haus gerichtet hat. Die freiheitliche Fraktion erneuert heute daher auch ihr Angebot, solche Strukturreformen in Zukunft gemeinsam in Angriff zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Stürzenbecher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoch geschätzter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie meine Vorredner werde ich es auch mit der Praxis halten, dass ich weniger zum sicher auch interessanten Geschäftsstück selbst spreche, sondern schwerpunktmäßig zu den Tarifanpassungen.

Hier fällt mir als Erstes einmal optisch schon das grüne Plakat ein mit den 25 Prozent Tarifsenkungen, bis zu 25 Prozent. Ich habe mich extra jetzt noch erkundigt und habe gehört, dass in allen Städten in Deutschland, wo die Grünen regieren oder mitregieren, nirgends ein derartiges Modell durchgesetzt wurde, aber nicht einmal andiskutiert, richtig diskutiert wurde. Und das ist einmal ein ziemlich eindeutiges Zeichen, dass selbst dort, wo die Grünen realistisch und regierungsfähig sind, sie dieses Modell für einen Unsinn halten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Auch in Skandinavien gibt es das nicht, in Frankreich gibt es das nicht, sonst weiß ich auch kein vergleichbares Land, wo es das gibt. Dieses Modell ist für ein einziges Land geeignet, nämlich für das Schlaraffenland. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Dort wird so ein Modell sicher passen. Aber dort fliegen einem ja die Backhühner in den Mund und dort kann man das vielleicht machen. Aber man kann es nirgends machen, wo seriöse Politik betrieben wird. Und deshalb ist es für Wien ungeeignet. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber wir sind ja gar nicht böse, und es liegt ja irgendwie auf der Hand, dass die Opposition die Tarifanpassung kritisiert. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Tariferhöhung!) Das finde ich normal. Was mich verwundert ist aber schon, dass diese Kritik doch primär populistisch und polemisch ist und eigentlich die Argumentationskraft wenig sachlich. Deshalb erlaube ich mir eine kleine Vorbemerkung. Wenn man ohnehin vom Geschäftsstück abweicht, kann man ja noch mehr Vorbemerkungen auch machen.

Und zwar glaube ich, dass das Wesentliche überhaupt bei der Wiener Politik ist, dass sie auf Fakten aufbaut, dass sie auf Grund von Fakten eine seriöse und verantwortungsvolle Gestaltungspolitik betreibt. Und das ist die Grundursache dafür, dass eben gerade vor ein, zwei Wochen wieder bekannt geworden ist, dass durch ein hochrenommiertes internationales Institut Wien in puncto Lebensqualität von weit über 100 Groß- und Millionenstädten wieder an zweiter Stelle ist. Und darauf können wir stolz sein, glaube ich. (Beifall bei der SPÖ.) Nur Zürich liegt vor uns. Zürich hat aber nur 400 000 Einwohner, dadurch ist es vielleicht auch etwas leichter. Aber an zweiter Stelle sein von weit, weit über 100 Groß- und Millionenstädten, das ist wirklich ein Spitzenplatz, ist Folge von seriöser, verantwortungsvoller, konzeptiver Politik über Jahre und Jahrzehnte. Wenn wir die Rezepte der Opposition allgemein oder auch in der Verkehrspolitik oder des öffentlichen Verkehrs verwirklichen würden, würden wir wahrscheinlich nur mehr am 30., 40. oder 50. Platz oder noch weiter hinten sein, und darauf können die Wienerinnen und Wiener verzichten, würde ich sagen. Ich glaube, diese Führungsposition sollte bleiben, und das macht man mit sinnvoller, verantwortungsvoller Politik, nach sinnvollen wirtschaftlichen Kriterien, gepaart mit sozialer Verantwortung, aber nicht mit Lizitieren und mit Populismus.

Aber jetzt konkret zum Thema. Die moderate Tarifanpassung ist eine sinnvolle und bestens vertretbare Lösung, ein Kompromiss zwischen den betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten der Wiener Linien und den Interessen der Stadt Wien, dass die Preise natürlich möglichst niedrig sein sollten. Und der Herr Stadtrat und Vizebürgermeister hat es ja schon in der Fragestunde erwähnt, dass ein externes betriebswirtschaftliches Gutachten der BDO Auxilia GesmbH eine Erhöhung bis zu 13,9 Prozent für gerechtfertigt halten würde, und zwar dann, wenn man den Tariflohnindex, den Verbraucherpreisindex und die bei den Wiener Linien stattgefundenen Qualitätssteigerungen als Basis nimmt. Also, 13,9 Prozent wären betriebswirtschaftlich gerechtfertigt. 8,2 Prozent sind herausgekommen. Ich glaube, das ist ein gutes Ergebnis. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Haben Sie die Rede des Herrn Stadtrats gehört?) Sie waren, glaube ich, herinnen, wie der Herr Stadtrat das beantwortet hat am Vormittag. Haben Sie jetzt die Antwort von ihm, die zwischen 9 und 10 Uhr erfolgt ist, vergessen? - Wenn Sie die Antwort gehört haben und nicht vergessen haben, dann wissen Sie die Antwort, und ich erspare sie mir deshalb. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Also, Sie haben sie nicht gehört!) 

Also 8,2 Prozent, und ich kann damit sagen: Die Wiener Linien sind nach wie vor eine der billigsten Anbieter in EU-Millionenstädten oder auch sonstigen vergleichbaren Städten. Es gibt da schöne Tabellen. Ich könnte zum Beispiel von vergleichbaren Städten die Monatsnetzkarte anführen. Der Preis für die Monatsnetzkarte beträgt in Wien in Zukunft 45 EUR. In München, eine durchaus vergleichbare, durchaus auch sehr gut verwaltete Stadt, kostet sie 48,50 EUR, in Hamburg 73 EUR, in Berlin 56 EUR und auch in Zürich, obwohl es die einzige Stadt im Ranking vor uns ist, 47,30 EUR. Also, Wien liegt auch hier am besten. 

Oder die Jahresnetzkarte, um noch einen zweiten Vergleich heranzuziehen: 417 EUR in Wien, in München 461 EUR, in Hamburg 713 EUR, in Berlin 532 und auch in Zürich mehr als bei uns, nämlich 444 EUR. 

Ich habe dann hier eine Tafel, wie viel Kilometer man mit 1 EUR fahren kann. In Wien fährt man mit 1 EUR deutlich mehr als 2 Kilometer, in München ist es nur ein bisschen über 1,50 Kilometer, in Hamburg noch weniger und in Zürich fährt man mit 1 EUR überhaupt nur, wenn ich das so schätzen darf von der Grafik her, 0,6, 0,7 Kilometer weit. Also, das ist doch ein sehr deutliches Zeichen, wie erfolgreich der öffentliche Verkehr in Wien ist. 

Eine andere Schautafel ist mir auch vorbereitet worden: Wie viel Cent zahlt man pro Kilometer Streckenlänge? - Da ist natürlich jetzt Wien am weitesten unten, also wir zahlen am wenigsten Cent. In Wien zahlt man zwischen 40 und 50 Cent, in München 80 Cent, in Hamburg deutlich über 80 Cent und in Zürich fast 160 Cent. 

Also ich finde, das sind doch wirklich schöne Beweise dafür, dass die Wiener Linien vermutlich die erfolgreichsten Linien Europas sind, was den öffentlichen Verkehr betrifft. (Beifall bei der SPÖ.) Und dafür hat die Politik in der Vergangenheit die Rahmenbedingungen geschaffen und wird sie auch in Zukunft unter den geänderten juristischen Bedingungen mitschaffen.

Und ich möchte natürlich überhaupt nichts Schlechtes über andere österreichische Städte sagen. Es sind alles schöne, gute Städte. Aber wenn man bedenkt zum Beispiel, dass die Streckenlänge in Wien 917 Kilometer ist, in Graz 184, in Linz 171, in Klagenfurt 127, in Salzburg 139 und in Innsbruck 191, und wenn man noch weiter dazurechnet, dass wir als einzige Stadt eine fantastische, gut ausgebaute U‑Bahn haben, dann ist zum Beispiel der Einzelfahrschein, der im Vorverkauf bei uns 1,50 EUR kostet und in den anderen Städten 1,16, 1,31, 1,20, 1,30, 1,20, also fast gleich, wirklich auch ein ausgezeichneter Beleg dafür, dass wir in Wien sehr erfolgreich und sozial und günstig sind. 

Das vielleicht jetzt als einige wichtige Beispiele, die für sich sprechen. 

Wenn vorher, ich glaube vom Kollegen Gerstl, gesagt worden ist, die Inflation hätte in diesen dreieinhalb Jahren nicht 8,2 Prozent betragen, ist das möglicherweise richtig. Es hat auch nie jemand behauptet, dass es in den dreieinhalb Jahren so war. Die Inflation ist aber auch nur ein Faktor. Ein wesentlicher weiterer Faktor für die Notwendigkeit der Tarifanpassung sind die Qualitätsverbesserungen seit der letzten Tarifanpassung, und hier kann man nicht unerwähnt lassen, dass die U 3-Verlängerung nach Erdberg und Simmering stattgefunden hat, man kann nicht unerwähnt lassen die Modernisierung des Fuhrparks: Niederflurstraßenbahn, Niederflurbusse, Niederflurwaggons bei der U 6, die eindeutig gegeben ist und Realität ist. 

Und wir haben umfangreiche Aufzugseinbauten. Ich weiß nicht, ob Sie selbst fahren mit der U‑Bahn. Ich nehme schon an. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Täglich!) Ich auch. Und deshalb weiß ich, dass man umfangreiche Aufzugseinbauten und den Ausbau der Zahl der Rolltreppen geschafft hat, dass man die behindertengerechte Ausstattung der U‑Bahn-Stationen verbessert hat und dass weitere Maßnahmen im Interesse der Behinderten geschehen sind, dass verbessertes Kundenservice nunmehr existiert und vieles andere mehr. 

Ich möchte das jetzt nicht extrem verlängern, aber Faktum ist, das sind alles spürbare Verbesserungen, das sind bessere Angebote. Und das kann man nicht wie im Schlaraffenland aus dem Nichts schaffen, sondern dazu ist eben auch eine moderate und sozial verträgliche Tarifanpassung notwendig. 

Und wenn die - weil auch das gesagt worden ist von meinem Vorredner, dem Herr StR Schock - moderaten Tarifanpassungen der Wiener Linien in Zusammenhang gebracht werden mit den unglaublichen Belastungen auf der Bundesebene: Also so etwas Absurdes, dass da sogar die GRÜNEN mitmachen, habe ich schon lange nicht mehr gehört. (Beifall bei der SPÖ.) Die Stadt Wien hat ihre Abgaben beispielsweise von 2000 bis 2002 um 130 Millionen EUR gesenkt, während die Bundesregierung im gleichen Zeitraum die Steuern und Abgaben um 8 Milliarden EUR erhöht hat, also um rund 20 Prozent. Man muss auch wissen, dass Wien viele Abgaben seit zehn und mehr Jahren teilweise nicht mehr angehoben hat, die Kurzparkgebühr seit 16 Jahren, die Müllgebühren seit 9 Jahren, die Bäderpreise, die Kanal- und die Wassergebühren seit 7 Jahren, also alles Sachen, die wirklich jetzt schon sehr, sehr lang mit den gleichen Tarifen und Gebühren auskommen. Dagegen hat der Bund - und da sage ich jetzt wirklich nur zwei, drei Beispiele - die Verdoppelung der Energieabgabe gebracht, was natürlich auch für die Wiener Linien erhöhte Betriebskosten bringt, die Ambulanzgebühr, die Besteuerung und Kürzung der Unfallrenten, die Studiengebühren. Und jetzt zähle ich aber nicht alles weiter auf, das haben wir auch schon diskutiert und weiß auch jede Bürgerin und jeder Bürger und weiß auch jeder hier. Und ich rede gar nicht so gern vom Bund, wie uns manchmal von Ihnen nachgesagt wird. Ich rede viel, viel lieber über erfolgreiche Gebietskörperschaften. Das heißt, ich rede viel, viel lieber über Wien und über die Wiener Linien, vor allem, wenn man auch den Vergleich hat. 

Auch mehrere Kollegen von der Opposition waren mit bei unserem Besuch im Rahmen des Stadtwerkeausschusses in Oslo, in Schweden und in Hannover. Man hat auch dort Vergleiche ziehen können. Oslo, eine reiche Stadt. Norwegen, ein Land, das vor allem durch das Öl, nicht nur durch das Öl, aber auch durch das Öl ein höheres Bruttonationalprodukt hat pro Person als Österreich. In dieser Stadt waren aber Garnituren der Straßenbahnen, die haben bei uns höchstens noch im Tramwaymuseum Platz. Und zusätzlich ist es so, dass dort auch in Stoßzeiten die Intervalle 15 Minuten betragen. 

Also jeder, der woanders hinfährt, und die GRÜNEN werden ja hoffentlich auch ab und zu irgendwo hinfahren auf Urlaub oder so, hat den Vergleich und sieht, wie ausgezeichnet die Wiener Linien funktionieren. Und da jetzt noch gegen diese moderate Tarifanpassung zu polemisieren, ist deshalb wirklich unangebracht. 

London habe ich auch schon erwähnt, aber ich möchte doch noch sagen, dass der Neoliberalismus in eineinhalb Jahrzehnten mit seinen Rezepten diese Stadt im öffentlichen Verkehr leider ziemlich heruntergewirtschaftet hat. Der Kollege Gerstl - er ist jetzt nicht da - war im letzten Mai dienstlich zur gleichen Zeit wie ich in London und hat das auch gesehen. Und der jetzige Bgm Ken Livingstone kämpft wie ein Titan, dass er das wieder verbessert. Er muss teilweise über Maßnahmen nachdenken, die wir in Wien zum Glück sicher nie brauchen werden. In London ist der Plan, oder ist er schon verwirklicht, das weiß ich jetzt gar nicht mehr, dass jeder, der hineinfährt in die Stadt, 5 Pfund zahlen muss. Also das sind alles Sachen, die dort möglicherweise gerechtfertigt sind, die wir bei uns aber sicher auf Grund unserer jahrzehntelangen ausgezeichneten Politik nie auch nur andenken werden müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Heute haben mich wirklich die GRÜNEN enttäuscht. Nämlich eine derartige Polemik, zu sagen, die SPÖ wäre im Gegensatz zu den Zielen des Sozialstaats-Volksbegehrens. Also ich habe es durchgelesen, das Sozialstaats-Volksbegehren. Da steht nicht drinnen, dass, unabhängig von Inflation und Index und allen anderen wirtschaftlichen Faktoren, auf ewige Zeiten grundsätzlich nie eine Gebühr angehoben werden darf. Das steht dort schlicht nicht drinnen. Denn die Leute, die dieses Sozialstaats-Volksbegehren ausgearbeitet haben, parteiunabhängige Leute, sind um vieles gescheiter und politisch um vieles vernünftiger, als es die GRÜNEN sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und deshalb behaupte ich: Die jetzigen Maßnahmen sind im ausreichenden Maß sozial ausgewogen. Es gibt eine unterdurchschnittliche Anpassung bei Schülern, Studenten und Lehrlingstarifen, weiter außerordentlich günstige Semesterkarten für die Studenten. Bei den Nachtautobussen scheint mir das Wichtigste, dass dann, wenn man schon einen gültigen Fahrschein hat, was bei den meisten ja der Fall ist, der Tarif überhaupt entfällt. Da ist man, wie auch bei anderen Punkten, auf sinnvolle Arbeiterkammerforderungen eingegangen. Und weiterhin gibt es günstige Ermäßigungen für Senioren und sozial Bedürftige.

Auch vom Herrn Klubobmann Kabas ist in der Öffentlichkeit der Einzelfahrschein im Wagen als besonders schlimm dargestellt worden. Dort hat man die relativ höchste Erhöhung. Das stimmt. Aber das schmerzt mich insofern nicht allzu sehr, weil nur 0,3 Prozent der Kunden der Wiener Linien diesen Einzelfahrschein benutzen. Und es ist auch gar nicht wünschenswert, dass der viel genützt wird. Der ist eher gedacht für Ausnahmefälle, denn selbst Touristen haben ja sehr günstige andere Angebote und sollen auch nicht diesen Einzelfahrschein in dieser Form benutzen. Und deshalb glaube ich, dass man das nicht als anschauliches Kriterium für die gesamte Tarifanpassung heranziehen darf. 

Kollege Schock hat dann noch die meiner Ansicht nach nicht übertrieben seriösen Ausführungen vom Kollegen Görg in den Medien - heute hat er ja dazu nichts gesagt - gebracht, betreffend die Zuschüsse. Zuerst muss ich auch einmal sagen: Herr Klubobmann Görg will einerseits keine zu hohen Zuschüsse. Andererseits sagt er, die Wiener Linien sind zu teuer. Er weiß aber, dass die Maßnahmen für Rationalisierungen zügig vorangetrieben werden. Also wie das alles zusammenpasst, weiß ich auch nicht. Wenn man die Quadratur des Kreises schafft oder den Stein der Weisen findet, dann kann man vielleicht auch das, was Klubobmann Görg sagt. Aber jeder normale, wirtschaftlich denkende Mensch kann das nicht nachvollziehen. Und genauso kann man nicht nachvollziehen oder ist es falsch, wenn er auf unsachlicher Basis die Zuschüsse in Wien vergleicht mit Barcelona, Helsinki und so weiter, weil nämlich dort nur die laufenden Betriebskosten einberechnet worden sind, während bei uns, bei unseren Zuschüssen, die Betriebskosten und die Investitionen einberechnet werden. Und schon deshalb ist es ein vollkommen untauglicher Vergleich, wenn vielleicht auch sonst die Zahlen stimmen mögen oder nicht, aber es ist jedenfalls ein untauglicher Vergleich. Und weiters ist es untauglich, wenn man weiß, dass etwa in Barcelona 170‑mal eine Person im Durchschnitt im Jahr eine Straßenbahn oder einen Bus besteigt und damit fährt und es bei uns über 600‑mal der Fall ist. Also das müsste man ja auch in Relation bei den Zuschüssen dann sehen. Das ist der zweite Umstand, den der ehemalige Stadtrat und jetzige Klubobmann Görg nicht bedenkt, und deshalb sind seine Ausführungen in diesem Zusammenhang unseriös und zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Kollege Gerstl, ich habe zwar in der Zeitung gelesen - er ist jetzt nicht da -, er hat die Falkestraße umgebaut in sein verkehrspolitisches Büro. Also andere Sachen macht man nicht mehr, nur mehr Verkehrspolitik. Aber selbst dort geht nichts weiter. Also dafür, dass nur mehr Verkehrspolitik gemacht wird, kommt sehr wenig heraus, muss ich sagen, und so gesehen wundert es mich nicht, dass an eine Übersiedlung in die Bundesparteizentrale gedacht ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend bleibt zu sagen: Niemand freut sich einmal von Haus aus über Tarifanpassungen, das kann man durchaus sagen. Aber die Menschen in Wien sind viel vernünftiger, als manche von der Opposition glauben, und deshalb wird die sozial ausgewogene Tarifanpassung von den Wienerinnen und Wienern als das akzeptiert, was sie ist, als eine notwendige betriebswirtschaftliche Maßnahme, die so moderat und zurückhaltend wie irgend möglich ausfällt und die dazu beiträgt, dass die Wiener Linien weiterhin ihre Spitzenleistungen für die Fahrgäste erbringen können und dass die Stadt Wien bei der Lebensqualität weiterhin vorbildhaft bleibt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich war mein Thema ja ursprünglich sozusagen die Kennzeichnungspflicht bei Handys. Aber der Kollege Stürzenbecher war so traurig über die GRÜNEN, und deshalb, denke ich mir, sollte ich schon ein bissel darauf eingehen, was er sagt. Also, entsetzt war er sogar über die GRÜNEN. 

Also worüber ich entsetzt bin, ist, dass man an und für sich so viel Adjektive zu einem eigentlich Unwort hinzufügen kann. Ich war also völlig paff, dass es gelingt, Wörter wie moderat, zurückhaltend, sozial ausgewogen zu verwenden (GR Christian Oxonitsch: Da hat er leider unbekannte Wörter gebraucht!), und das Ganze nennt sich dann nicht Preiserhöhung, Tariferhöhung, sondern nennt sich Tarifanpassung. Es ist echt sensationell und würde bei jedem Deutschaufsatz eine rote Wellenlinie, und zwar eine doppelte, in Wirklichkeit hervorrufen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Also, mindestens redundant würde auf der Seite dabeistehen bei einigen Wörtern. Das ist einmal das Erste. 

Das Zweite. Er sagt, die Forderungen der GRÜNEN betreffen das Schlaraffenland. Da legen sich die GRÜNEN hin und die gebratenen Tauben, die fliegen so herbei (GR Kurt Wagner: Mit Tauben kann man nicht fahren!), und es ist alles leiwand und Wien ist im Grunde genommen ja eine super Stadt, weil überall anderswo wird es noch teurer. Außer ein bissel in Wien. Aber Wien wird nur moderat teurer, ausgewogen teurer und zurückhaltend teurer, um diese Wörter noch einmal zu verwenden. 

Ich muss leider ein bissel jetzt polemisieren, denn es hat mich einfach wirklich gereizt. Den Kollegen Stürzenbecher, den schätze ich sehr, sage ich gleich dazu. Aber heute hat er ein bissel dem Fass den Boden ausgeschlagen. Diese minus 25 Prozent gibt es nämlich in Wien schon, und zwar bei den Volksgaragen. 

Da ist nämlich wirklich minus 25 Prozent und Schlaraffia angesagt, weil, wie ja alle von uns wissen, man ja doch schon ziemlich einige Hunderter über dem Tausender für eine normale Garage bezahlt, die eh schon gefördert ist, aber für eine Volksgarage - und da gibt es, Kollege Stürzenbecher, ja eine am Dornerplatz - bezahlt man unter 1 000 S. Ja, das ist schon ein bisschen weniger als bei anderen Garagen. Also wieder minus 25 Prozent, also Schlaraffia bei den Garagen. Gut, da könnte man sagen, ganz egal.

Unsere Idee war eigentlich, wir nehmen das Geld aus der Parkraumbewirtschaftung und investieren es in den anderen Teil des Verkehrs (Lautes Plenum.) - jetzt wird es immer lauter, wunderbar -, und da ist es so, dass das Geld durchaus besser aufgehoben wäre. Dann lese ich doch vor kurzem wieder in einem Text in der "Presse", dass sich unsere verehrte Frau StRin Kossina mehr oder weniger vom Klimabündnis verabschiedet hat und der Redakteur, ein bekannter Wissenschaftsjournalist, der Herr Lohmayer, kritisiert das eben. 

Im Parlament ist gemeinsam von allen Parteien verabschiedet worden, dass man das Kyoto-Protokoll unterzeichnen wird. Eine wunderbare Sache. Dann schaut man sich an, welche Kritikpunkte es da an Österreich speziell gibt. Wichtigster Kritikpunkt von allen möglichen Institutionen ist, dass es keine Reduktion des CO2-Ausstoßes beim Verkehr gibt.

Und jetzt frage ich mich ganz ernsthaft, und ich habe das bis jetzt noch nicht gewusst, dass die Leute lieber damit fahren werden, wenn man etwas teurer macht. Okay. Also ich würde sagen: Wiens Beitrag zum Klimaschutz ist die Preiserhöhung auf öffentlichen Linien. Na wunderbar. Also, wenn wir das immer so machen, dann wird Österreich, und zwar die ganze Republik, nicht nur weil Wien das teurer macht, sondern eben auch andere Bundesländer vielleicht folgen werden - die schwarz-blaue Bundesregierung hält sich sowieso in nichts zurück, da bin ich wieder total bei Ihnen, Kollege Stürzenbecher -, Strafe zahlen müssen, und zwar empfindliche Strafe zahlen müssen, weil es die Klimaschutzziele nicht erreichen wird. 

Jetzt kommen wir zu meinem eigentlichen Hauptthema, warum ich mich gemeldet habe. Es gibt eine ausgezeichnete Bundesministerin, nein, man muss das im Imperfekt sagen, es gab eine ausgezeichnete Bundesministerin namens Forstinger, und die Opposition, sage ich einmal, die SPÖ hat sicherlich gesagt, so eine haben wir uns auch gewunschen, weil man die permanent kritisieren kann: Ein Fettnapf nach dem anderen, sie hat keinen ausgelassen, und ganz am Schluss hat sie auch noch einen dicken nicht ausgelassen, und zwar ging es um die Kennzeichnungspflicht. 

Da hat es im Parlament unter anderem einmal eine ähnliche Diskussion zu der Kennzeichnungspflicht im Mobilfunk gegeben und da wurde auch wiederum die lange Bank ausgepackt. Wir hätten jetzt gerne in diesem Bereich endlich auf den Geräten selber Kennzeichnungspflicht. Ich selber bin ja draufgekommen, dass mein Handy ganz wild strahlt und vielleicht sollte ich mir doch einmal ein neues kaufen. Also wir wollen, dass der SAR-Wert endlich auf den Handys ausgedruckt wird oder draufgedruckt wird oder wie auch immer zu sehen ist und nicht auf der Homepage, in der Betriebsanleitung oder dass man es über andere Firmen erfahren kann, wie es die Frau Bundesminister in Nebengesprächen, aber auch das Forum Mobilkommunikation vorgeschlagen hat. 

Ich glaube, ich kenne von Ihnen niemanden, der sich, bevor er sich ein Auto kauft, vorher die Betriebsanleitung durchliest, und es kauft sich auch niemand einen Kühlschrank und liest sich vorher die Betriebsanleitung durch! Ich bin mir ganz sicher, dass niemand der Anwesenden sein oder ihr Handy gekauft hat und vorher im Internet nachgeschaut hat, wie es wirklich funktioniert!

Genau aus diesem Grund gibt es von uns heute einen Antrag, den ich ganz kurz verlesen möchte, nur den wichtigen Teil:

"Der Wiener Gemeinderat fordert den zuständigen Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auf, ehebaldigst eine Kennzeichnungspflicht für Mobiltelefone, und zwar was den SAR-Wert betrifft, gesetzlich zu verordnen. Dabei muss gewährleistet sein, dass auch das Gerät selbst gekennzeichnet ist und die KonsumentInnen auch im Falle des Kaufs eines Gebrauchthandys in die Lage versetzt, dessen Strahlungsintensität überprüfen zu können."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Wie gesagt, zum Schluss, das war eine moderate, zurückhaltende, sozial ausgewogene Rede zu allen möglichen Themen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr GÜNTHER. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Finanzstadtrat!

An sich ist es schade, dass Kollege Gerstl seine schöne Tafel wieder mitgenommen hat. Sie hat so schön die kleine Koalition präsentiert und dass die Macht in der kleinen Koalition anscheinend ausschließlich von der SPÖ angegangen worden ist und Wien nur deshalb teurer wurde und die ÖVP da gar nicht dabei war. Aber er hat sie wieder mitgenommen. 

Es war überhaupt heute der Tag der Tafeln. Der Kollege Stürzenbecher hat auch gesagt, man hat ihm zwei vorbereitet. Das Interessante ist: Wer hat sie ihm vorbereitet? Ich hoffe, das Büro Rieder, weil das Büro Rieder von dem Geschäft etwas versteht und ihm sicher die richtigen Tafeln geliefert hat.

Nun zu zwei starken Themen, die die Wienerinnen und Wiener intensiv treffen und die jetzt auch von den Erhöhungen betroffen sind.

Das eine ist der KWK-Zuschlag, der ja bereits bald nach der Wahl in Diskussion stand und jetzt schon einige Zeit beschlossen ist. Er hat zum Aufschrei von allen Oppositionsparteien geführt und die Freiheitlichen haben in diesem Sinne ein Schreiben an den Wettbewerbskommissar Monti geschickt, der auch darauf reagiert hat und insgesamt neun Fragen an den Wirtschaftsminister mit dem Ersuchen geschickt hat, in Wien zu erheben, was auf diese Frage für Antworten zu geben sind. Diese Beantwortungsfrist ist irgendwann Anfang März abgelaufen, weil es geheißen hat "1. Februar und 30 Tage Beantwortungsfrist". Darum ist es durchaus interessant, was die Wiener Stadtwerke und der zuständige Finanzstadtrat dazu gesagt haben. Das haben wir bisher noch nicht gehört. Ich habe aber gehört, es sollte nächste Woche oder in der Woche nach Ostern eine Sitzung des Ausschusses für Wiener Stadtwerke und Finanzen durchgeführt werden und ich hoffe, dass er dann dort Antwort auf diese Fragen gibt. 

Es wird durchaus interessant zu hören sein, wie die Begründung der Wiener Stadtwerke dazu gefasst wird, denn bisher war die Begründung vom zuständigen Finanzstadtrat ja, dass er es nicht zurücknehmen möchte und dass er es auf ganz Österreich verteilen möchte, weil zwar hauptsächlich in Wien KWK-Strom erzeugt wird und hauptsächlich Wien damit auch belastet ist. Aber er glaubt halt, es wäre gut, dass das so wie in anderen Bereichen, wo Zuschläge zu zahlen sind, auf alle Österreicher zu verteilen ist. Ich glaube nicht, dass das möglich ist. Ich glaube auch, dass die ersten Reaktionen, die aus den von den Wiener Stadtwerken versorgten Gebieten in Niederösterreich, aus St. Pölten und den Bezirkshauptmannschaften gekommen sind, kein gutes Zeichen dafür sind, dass man glaubt, dass es hier eine Ausdehnung dieses KWK-Zuschlags auf ganz Österreich und damit zwar ein Absenken der Belastung für die Wienerinnen und Wiener, dafür aber ein Ausdehnen der Belastung für alle Österreicher geben wird. Ich bin der Meinung, das wird es nicht geben und bin noch immer der Auffassung, dass auf Grund der sehr dezidierten Fragen der Europäischen Union die Antworten interessant sein werden und dass Kommissar Monti eigentlich als Wettbewerbskommissar hier einschreiten wird müssen.

Der zweite große Bereich ist heute schon sehr diskutiert worden. Es sind die Tariferhöhungen bei den Wiener Linien. 

Meine Damen und Herren! Vor einigen Wochen, Ende Jänner, hat es schon die ersten Diskussionen über diese Tariferhöhungen gegeben und ich habe damals schon festgestellt, Finanzstadtrat Rieder und Bgm Häupl spielen das Spiel "Der Gute und der Böse". StR Rieder hat damals den Part übernommen, die Erhöhung der Tarife vorzustellen, den Wienerinnen und Wienern zu sagen, sie müssen mehr zahlen, und der Bürgermeister hat gemeint, wir werden das alles überprüfen und es wird alles nicht so böse ausschauen. Es schaut noch viel böser aus, als man überhaupt glaubt! Und was passiert? - Der Böse hat sich durchgesetzt! Dazu muss man ihm gratulieren, den Wienerinnen und Wienern darf man dazu nicht gratulieren, dem Unternehmen kann man gratulieren. Das Lobbying für die Wiener Linien ist ausgezeichnet gelungen. 

Interessant ist nur eines: Der Vertreter der Wienerinnen und Wiener, die ihr Vertrauen am Wahltag im Vorjahr dem Wiener Bürgermeister geschenkt haben und der dann gesagt hat, er wird es auch mit Demut wahrnehmen, der stellt sich jetzt nicht hin und sagt zu seinen Wienerinnen und Wienern, denen er verpflichtet ist, es tut ihm furchtbar Leid, was da passiert ist. Nein, er lobt den Finanzstadtrat! 

Die Presseaussendung, wo der Bürgermeister gesagt hat, es ist wirklich eine tolle Verhandlung, die dem Finanzstadtrat da gelungen ist, dass die Erhöhung jetzt nur bei 8,2 Prozent liegt, ist an sich wirklich interessant. Hier frage ich mich, wie das wirklich gelungen ist, denn der heute schon einige Male erwähnte ÖPNV-Vertrag unterstützt die Wiener Linien, und zwar jährlich mit über 4 Milliarden S und noch einmal mit zusätzlich 1,7 Milliarden S für bauliche Investitionen. So viel haben die Wiener Linien vorher überhaupt noch nie bekommen, weil immer nur die Abgangsdeckung bezahlt wurde und die war, wenn sie hoch wurde, um die 3,9 Milliarden S. Dann gab es eine Tarifanpassung und dann ist die Abgangsdeckung auf 3,5 bis 3,6 Milliarden S heruntergefallen. Dann ist sie langsam wieder angestiegen und dann gab es wieder eine Tarifanpassung. Was ist jetzt passiert? - Die letzte Tarifanpassung war am 1. Jänner 1999 und bei seiner Begründung, dass die Inflationsrate in den letzten 5 Jahren mehr gestiegen ist, als die Teuerungen bei den Wiener Linien, hat der Bürgermeister einfach Äpfel und Birnen verglichen, nämlich 3 Jahre und 2 Monate mit 5 Jahren. So locker sieht das ein Wiener Politiker der SPÖ, wenn es nicht um sein Geld, sondern um das Geld der Wienerinnen und Wiener geht. 

Aber diese Kosten, die jetzt auf die Wienerinnen und Wiener mit der Erhöhung zukommen und die Mehreinnamen für die Wiener Linien sind durchaus beachtlich. Durch diese Mehreinnahmen wird der Abgang im letzten Jahr auf alle Fälle sinken, weil es bei den anderen Tarifanpassungen nie so stark die Notwendigkeit gegeben hat, wie sie jetzt in den Vordergrund gestellt wurde, dass ein unabhängiges Gutachten sagt, es sind auch Einsparungspotenziale bei den Wiener Linien durchzuführen. Kollege Margulies hat auch gesagt, in den nächsten 10 Jahren sollten auf Grund dieser Einsparungspotenziale 1 200 Mitarbeiter bei den Wiener Linien abgebaut werden. Das heißt, wenn man das dazurechnet, würde das noch um bedeutend mehr herunterfallen. Es hat aber die Wiener Finanzverwaltung nichts davon, weil der Vertrag ja bis auf 8 Jahre ausgedehnt worden ist oder vielleicht auch noch auf länger, aber auf alle Fälle auf die nächsten 8 Jahre. 

Und was passiert jetzt mit diesen Mehreinnahmen, die sich in einem Bereich von ungefähr 300 bis 400 Millionen, ich bin jetzt noch bei Schillingen, bewegen müssen, weil so war es bei den anderen Tarifgestaltungen auch und die waren in keiner Weise höher, als sie heute sind? Die könnten ja nur in neue Bereiche investiert werden. Aber so auffällig sind die neuen Investitionen, wenn man die letzten 10 Jahre betrachtet und auch die kommenden 10 Jahre auch nicht, dass man sagen kann, die Wiener Linien sind jetzt auf dem Wege doppelt so schnell, doppelt so erfolgreich und mit doppelt so viel Aufwand zu investieren, als es bisher der Fall war. 

Also es wird wirklich eine spannende Geschichte, wann jetzt die Wiener Linien wieder daherkommen und sagen werden: Aus betriebswirtschaftlichen Gründen brauchen sie eine Erhöhung. Nach der Begründung des Herrn Finanzstadtrats hat er ja den Wiener Linien etwas abgerungen, nämlich zwischen 13,9 und 8,8, 8,9 Prozent waren die Forderungen der Wiener Linien. Ihm ist es gelungen, diese betriebswirtschaftlichen Forderungen, die meiner Ansicht nach auch begründet waren, auf 8,2 Prozent zu drücken. Das war noch immer viel zu wenig. Aber wenn ich jetzt davon ausgehe, dass die Wiener Linien ordnungsgemäß bilanziert und ihre Vorstellungen betriebswirtschaftlich ordnungsgemäß präsentiert haben, dann haben sie aus diesem Bereich eine Unterdeckung, die sie auffangen könnten. 

Ein Problem gibt es aber: In dem ÖPNV-Vertrag ist auch festgesetzt, dass bei der ersten Tarifgestaltung der Finanzstadtrat ein, ich sage jetzt einmal Mitwirkungsrecht hat, indem er die Linien vorgibt und dort auch die Möglichkeit hat, etwas festzusetzen. Bei allen anderen ab jetzt folgenden ist das nicht mehr festgesetzt. Die Tarifhoheit ist 1999 auf die Wiener Linien übergegangen. Wenn also heute oder in zwei Jahren die Wiener Linien wieder kommen und sagen, dass es betriebswirtschaftlich gewährleistet ist, dass sie Geld brauchen, dann hat der Finanzstadtrat auf Grund dessen, dass er jetzt 8,irgendwas Prozent genehmigt hat, nicht mehr die Möglichkeit, dort wieder mitzuwirken, weil das nur beim ersten Mal gewährleistet ist. So steht es jedenfalls in dem Vertrag (VBgm Dr Sepp Rieder: Nein, nein!) und Sie haben es mir auch so in einer mündlichen Anfrage vor 14 Tagen oder 3 Wochen erklärt. Ich habe die Unterlagen da. Es wäre nur langwierig, Ihnen das auch vorzulesen. Aber Sie wissen genauso wie ich, was Sie mir damals gesagt haben. Darum bin ich ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Lesen Sie es genau!) 
Herr Finanzstadtrat, darum bin ich gespannt, wie Sie reagieren werden (VBgm Dr Sepp Rieder: Lesen Sie es genau!), wenn die Wiener Linien so schnell nach einer Erhöhung wieder kommen und sagen werden: Wir brauchen betriebswirtschaftlich schon wieder eine Erhöhung, weil diese 4 Milliarden, die ihr uns eh jedes Jahr gebt's, mit denen kommen wir leider überhaupt nicht aus. Und das ist spannend. 

Sie haben ja auch angekündigt, dass Sie wissen oder annehmen, dass vor 2006 keine Erhöhung kommen wird. Ich glaube Ihnen das, denn soweit haben Sie den Vorstand der Wiener Linien schon in der Hand, dass nicht knapp vor dem Wahljahr 2006 eine Tariferhöhung kommt, die nicht Ihnen, sondern den Oppositionsparteien helfen würde. Darum wird genau das Gleiche passieren wie jetzt, wo Sie vor der Wahl den Wienerinnen und Wienern versprochen haben, dass es keine Erhöhung geben wird und bald nach der Wahl kam es dann dazu.

Um jedenfalls für die Wienerinnen und Wiener eine Erleichterung durchzuführen und diese sowohl betriebswirtschaftlich, als auch sozial nicht gerechtfertigte Erhöhung abzuwenden, bringen die Wiener Freiheitlichen einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der auch darstellt, wie es in anderen Ländern mit Erhöhungen ist, denn in Wien ist es ja nicht so günstig, wie der Bürgermeister das gesehen hat. Ich nehme jetzt einen 10‑Jahres-Schnitt und stelle einer Inflationsrate von zirka 29 Prozent und Erhöhungen in manchen Bereichen zwischen 30 und 50 Prozent London gegenüber, das bei Erhöhungen die Inflationsrate höchstens um 1 Prozent unterschreiten darf. Das ist die höchste Erhöhung, die in London möglich ist. Wir haben uns hier schon öfters über London unterhalten und es wurde gesagt, dort ist es überhaupt ganz furchtbar, weil die öffentlichen Verkehrsmittel privatisiert sind und aus diesem Grund es nicht ordentlich funktioniert. Aber für die Bürger von London wird jedenfalls mehr gemacht und es wird ihnen nicht so einfach das Geld aus der Tasche gezogen.

Aus diesem Grund stellen die freiheitlichen Abgeordneten an den amtsführenden Stadtrat für Finanzen und Wirtschaftspolitik die Aufforderung, in seiner Eigenschaft als Eigentümervertreter eine Senkung der Tarife der Wiener Linien um 10 Prozent in die Wege zu leiten. 

Ich hoffe, dass dieser Antrag, der vor allem allen Wienerinnen und Wienern zu Gute kommt und sicher auch vom Unternehmen finanzierbar ist, wenn man das betriebswirtschaftlich durchrechnet und die auch angekündigten Einsparungspotenziale nützt, was Wichtiges darstellt und ersuche hier um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr VBgm Dr Sepp Rieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Mag Christoph Chorherr: Wir danken für die Rechnerei und ziehen die Erhöhung mit Bedauern zurück! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
VBgm Dr Sepp Rieder: Es gibt doch Visionen in dem Raum!

Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist hier in der heutigen Debatte doch einigermaßen auch Grundsätzliches angesprochen worden und ich werde Sie daher um Verständnis bitten, dass ich weniger auf die Details der jeweiligen Fragen eingehe, sondern eher versuche, die grundsätzlichen Positionen zu diesem Thema herauszuarbeiten. 

Natürlich kann man die Haltung vertreten, dass man auch öffentliche Verkehrsunternehmen aushungern kann, bis sie entweder schrottreif sind oder reif für die Privatisierung. Ich sage dazu: Wir Sozialdemokraten wollen beides nicht. Wir wollen weder die Verkehrsunternehmungen schrottreif machen, kaputt machen, noch wollen wir eine Privatisierung, weil wir in den Wiener Verkehrsverhältnissen keine englischen Verhältnisse haben wollen, sondern es dabei bleiben soll wie bisher: Gut, funktionierend, von der Bevölkerung gut beurteilt. 

Auch in ausländischen Beurteilungen wird immer wieder gesagt - es ist heute schon die Rede davon gewesen -, dass die Verkehrsverhältnisse in Wien nicht nur an sich, sondern vergleichsweise super sind. Das an die Adresse insbesondere auch der Österreichischen Volkspartei! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte jetzt auch ein bisschen auf das eingehen, was heute und in der vergangenen Pressekonferenz von Seiten der Österreichischen Volkspartei gesagt worden ist. Ich habe nämlich in der Zeit auch aus der Phase vor der letzten Wahl den Eindruck gewonnen, dass da gegenüber öffentlichen Unternehmen eine Grundhaltung in der Österreichischen Volkspartei immer mehr Platz gegriffen hat, die man eigentlich nur als glatte Kindesweglegung bezeichnen kann.

Dr Görg hat mir einmal in einer Diskussion gesagt, er sei keine Privatisierungsfetischist, sondern ein Effizienzfetischist. Fetischist bleibt Fetischist, Klammer auf, Klammer geschlossen. Ich glaube, dass da kein großartiger Unterschied ist. Das ist wirklich eine Fixierung auf die Privatisierung, die spürbar gewesen ist, auch in der Phase vor dem Wahlkampf, und die auch heute in einem Antrag wieder durchschlägt. 

Ich erinnere daran, dass es die große Forderung der Österreichischen Volkspartei war, die Teilprivatisierung bei den Energieunternehmen der Stadt durchzuführen, und dass es als Bedingung für eine Koalition auch die Forderung nach einer Teilprivatisierung gegeben hat. Dr Görg hat noch im März 2001 bei einer Pressekonferenz öffentlich erklärt, dass die Teilprivatisierung der Energieunternehmen eine Koalitionsbedingung ist. 

Es hat eine Diskussion über die Privatisierung des Wohnbaus gegeben und auch über die Privatisierung der Wasserversorgung der Bevölkerung. Ich kann mich noch erinnern, dass Landesparteisekretär Gerstl das gefordert hat. Es hat ihn dann kurz darauf Dr Görg, man kann das so sagen, zurückgepfiffen. Aber heute liegt wieder ein Antrag vor, der den Passus enthält, dass die Versorgungsunternehmen mittels privatwirtschaftlichen Beteiligungsmodells und Kooperationsmodells quasi sozusagen wieder teilprivatisiert werden sollen.

Ich denke, da steckt schon ein bisschen eine Grundhaltung auch gegenüber den Wiener Linien drinnen, die man unter diesem Aspekt sehen muss.

Und weil heute auch vom Mag Maresch das Thema des Kyoto-Protokolls angesprochen worden ist, dann muss schon klar sein, dass es nicht nur ein Thema der Verkehrspolitik ist, sondern etwa auch ein Thema der Energiepolitik. Dort spielt natürlich die Frage, ob man einen "Ausverkauf" der Wiener und Österreichischen Wasserkraftenergie hinnimmt, ob man sozusagen zum EON-Deal "Ja" sagt oder nicht, gerade unter dem Gesichtspunkt des Kyoto-Protokolls, und die Erfüllung dieser Ziele eine entscheidende Rolle. Denn die KWK-Kraftwerke leisten einen entscheidenden Beitrag - das auch an die Adresse der Freiheitlichen - zur Erfüllung dieses Kyoto-Protokolls. Ich bin eigentlich gespannt, ob es auch in diesem Kreis der Wiener ÖVP Vertreter gibt, die so wie wir zu dem Thema sagen, dieser EON-Deal des Verbunds zu seiner Wasserkrafttochter ist ein Problem, nicht betriebswirtschaftlich, nicht so sehr unter dem Aspekt - das vielleicht auch - des vermögensorientierten Umgangs mit Vermögen des Volkes, des Staates, sondern vor allem auch ein Problem, ob man eine Lösung hat, wenn man derartige Optionsrechte für die Wasserkraftenergie dem Ausland einräumt, und wie man dann die 19 Prozent minus, zu denen wir uns im Kyoto-Abkommen verpflichten - und da stimme ich mit allen überein, das ist eine ernst zu nehmende Verpflichtung, die auch mit Sanktionen verbunden ist -, erreichen soll.

Wir wollen, und ich möchte das auch noch einmal deutlich machen, den öffentlichen Verkehr fördern und ausbauen. Aber gerade auch deshalb wollen wir die wirtschaftliche Substanz der Verkehrsunternehmen Wiener Linien stärken. Wir wollen, dass die Wiener Linien in der Lage sind, das U‑Bahn-Netz in Wien weiter auszubauen und zusätzliche Straßenbahnlinien zu schaffen, und wir wollen die Wiener Linien in die Lage versetzen, auch zusätzlich qualitative Verbesserungen zu leisten, also nicht nur die Qualität herzustellen und aufrecht zu erhalten, sondern hier auch zu Verbesserungen zu kommen. Dieses Konzept einschließlich der Verbesserungen ist nur dann machbar, wenn den Unternehmen auch zusätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Wir wollen, dass auch in Zukunft die Benchmarking-Ergebnisse internationaler Studien über Kundenzufriedenheit bestätigen, dass die Wiener Linien im internationalen Vergleich zumindest, wenn nicht sogar, wie die Studie jetzt bestätigt hat, besser sind. Und auch das ist eine Frage, die nicht ohne finanzielle Mittel bewältigbar ist. 

Dr Görg hat gestern auch dieses gute Ergebnis, das Benchmarking, positiv beurteilt, hat aber gleich gemeint, es würde dieses Ergebnis von Wien und vom Steuerzahler zu teuer bezahlt werden und man könnte das billiger machen. Dabei war davon die Rede, dass die Zuschüsse der öffentlichen Hand 60 Prozent ausmachen und dass diese Quote im Vergleich mit den Subventionen für andere öffentliche Verkehrsunternehmen oder nicht öffentliche Verkehrsunternehmen in anderen Städten viel zu hoch ist. 

Ich will der ehemaligen Berufsgruppe der Milchmädchen nicht in irgendeiner Weise nahe treten, aber wenn ich hier den Begriff der Milchmädchenrechnung verwende, dann hat das deswegen einen Grund, weil in die 60 Prozent die gesamte Investitionsquote hineingerechnet ist. Es liegt natürlich auf der Hand, Herr Dr Görg, dass in einer Stadt, in der mehr öffentliche Mittel für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs eingesetzt werden, auch mehr Mittel an das Unternehmen fließen.

Wenn Sie korrekt gewesen wären, dann hätten Sie in diese Quote auch jene Mittel hineinrechnen müssen, die der Bund für den U‑Bahn-Ausbau zur Verfügung stellt. Wenn man diesen Vergleich, so wie Sie ihn genommen haben, nimmt, dann ist er nicht der Beweis der Übersubventionierung der Wiener Linien, sondern dann ist er der Beweis, dass Wien zu jenen Städten gehört, die unvergleichlich mehr Steuermittel in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs investieren. Das ist der Beweis, vielleicht nicht gerade das, was Sie gewollt haben, im Ergebnis aber ein Beweis, den ich nur unterschreiben kann. (Beifall bei der SPÖ.)  

Es ist schon davon die Rede gewesen und ich muss es auch richtig stellen, damit das korrekt ist. Bei diesem Vergleich sind einige Ungereimtheiten bei Ihrer Darstellung aufgetaucht, die ich einfach richtig stellen muss. Es ist schon die Rede davon gewesen, dass die gleich hohe Passagierzahl, die in Ihrer Aussendung und Ihrer Pressekonferenz erwähnt worden ist, nicht stimmt. Aber es geht auch noch um etwas anderes: Sie haben dem Einzelfahrschein der Barcelona-TMB mit 1 EUR unseren Einzelfahrschein von 1,5 EUR gegenübergestellt und haben gemeint, da zeigt sich, dass es dort billiger ist. Das Problem dabei ist, dass man mit dem Einzelfahrschein in Barcelona nur entweder die Straßenbahn, den Bus oder die U‑Bahn benützen kann, dass es aber in Wien ein integriertes Verkehrssystem gibt, man damit die Schnellbahn, die U‑Bahn, die Straßenbahn und den Bus benützen kann. Gibt es so etwas in Barcelona? - Ja, das gibt es auch. Es gibt ein Tagesticket, aber das kostet 4,20 EUR. Das nur zum Vergleich, der hier gegeben ist. 

Das Zweite ist, Sie haben erwähnt, Helsinki weist 36 Prozent Subventionsquote aus. Wenn man auf der Homepage nachschaut, dann stellt man fest, dass die selbst 50,8 Prozent ausweisen. Ich weiß nicht, wer Sie hier informiert hat. Es ist jedenfalls eine Fehlmeldung. 

Ich bin jetzt auch mehrfach angesprochen worden, wie es jetzt wirklich mit dem Kostendeckungsgrad steht. Der Kostendeckungsgrad ist kein Geheimnis. Er ist durch Jahre hindurch seit 1997 bis herauf einmal ein bisschen über 50 Prozent, einmal ein bisschen unter 50 Prozent. Es ist also keine große Veränderung und es ist ein Deckungsgrad, von dem ich sage, den sollen wir nicht unterschreiten. Eher sind wir gut beraten, auch in Richtung der Entwicklung der Europäischen Union, ihn ein Stückerl zu erhöhen. Also nicht durch eine ständige Finanzierung durch den Steuerzahler, sondern eher Eigenvorsorge, um diesen Deckungsgrad so zu erhalten. 

Es ist das mehrfach schon zitierte Gutachten der DBO Auxilia-TreuhandgesmbH auch mit dieser Frage beschäftigt gewesen und hat sich auch mit dem Thema der Einsparungspotenziale beschäftigt, die in den Wiener Linien ausgeschöpft worden sind. Neben den drei Punkten Lohntarif-Index, allgemeiner Index und Qualitätsverbesserungen war es eben der vierte Punkt im Vertrag, den wir hier im Gemeinderat beschlossen haben, der zu prüfen war. Bei der Frage dieser Rationalisierungsmaßnahmen konnte das Unternehmen auf den bereits im Jahr 1999 festgelegten Personalbedarfsplan verweisen, der eine Entwicklung bis zum Jahr 2010 vorsieht und der nichts mit der aktuellen Frage der Tarifveränderung zu tun hat, sondern der seinerzeit im Zusammenhang mit der Ausgliederung des Unternehmens beschlossen wurde, auch im Einvernehmen mit Personalvertretung und Gewerkschaft, um das Unternehmen längerfristig auch wettbewerbsfähig zu machen. Es ist gar kein Geheimnis, dass es hier auch die Komponente der Personalsituation gibt. Das bedeutet aber nicht, wie das hier angedeutet worden ist, dass jetzt im Fahrdienst eingespart wird, sondern es gibt eine Reihe anderer Bereiche, das wissen wir auch aus anderen Bereichen der Dienstleistungsunternehmungen, wo es möglich ist, Personalreduktionen vorsichtig und mit Augenmaß durchzuführen und doch die Leistung und die Qualität aufrecht zu erhalten. Auch das Thema ist angesprochen worden.

Natürlich kann diese Personalplanung der Wiener Linien in keiner Weise mit den Postenreduktionen des Bundes verglichen werden. Man muss nur dazusagen, dass es da eine Maßnahme gibt, die die Wiener Linien nicht haben. Der Bund hat nämlich durch die Verwaltungsreform seine Aufgaben an die Länder, Städte und Gemeinden übertragen, hat sich damit von Aufgaben frei gespielt und konnte die Planstellen für das dafür vorgesehene Personal reduzieren. Diese Möglichkeit haben die Wiener Linien nicht. Ich finde es läppisch, wenn hier von Vertretern der Regierungsparteien so getan wird, als wenn das eine großartige Leistung wäre und die Bundesregierung dafür zu loben wäre, dass sie mit diesem Personalabbau und Planstellen unseren Wiener Arbeitsmarkt extrem belastet! Das ist kein Erfolg, meine sehr geehrten Damen und Herren von ÖVP und FPÖ! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich räume auch ein, dass diese Maßnahmen der Wiener Linien sich nicht mit jenen Maßnahmen vergleichen lassen, die Herr Dr Görg bei seinem Besuch in Berlin vorgefunden hat, nämlich die Situation der Verkehrsbetriebe in Berlin, wo von 24 000 schlagartig die Hälfte abgebaut wurde, zum Teil auch mit diesen Shakehands, die wir jetzt durch den Umgang mit den Bundesbeamten seitens der Bundesregierung kennen gelernt haben.

Ich denke, dass die Sorge, die hier von Seiten des GR Margulies, der uns abhanden gekommen ist - nein, da hinten ist er (GR Dipl Ing Martin Margulies: Hier bin ich!), herzlichst begrüßt -, geäußert worden ist, dass jetzt die Veränderung der Tariferhöhung im Endergebnis gegenüber den Vorstellungen der Wiener Linien bedeuten muss, dass es zu radikalen Personalkürzungen bei den Wiener Linien kommt, wirklich jeder Grundlage entbehrt. Er hat nämlich gemeint, dass die Personalreduktion die Konsequenz aus dieser Tarifveränderung ist, woraus man folgern muss, dass logischer Weise die Tariferhöhung höher ausfallen hätte müssen und er dieser Meinung auch ist. Aber das will ich jetzt nicht im Detail fragen, ob er das wirklich so gemeint hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich mache eine Berichtigung!) Sie wollen sich berichtigen? - Ja, das ist schon gut. (Heiterkeit des GR Dipl Ing Martin Margulies.) 
Ich möchte auch noch eine Bemerkung zur gestrigen Pressekonferenz von Dr Görg machen, wo Sie gemeint haben, die Wiener Linien könnten eigentlich 182 Millionen EUR einsparen. Als Sie von Journalisten gefragt worden sind, welche Vorschläge Sie dazu unterbreiten, haben Sie nach einer APA-Mitteilung gesagt, dass es nicht Ihre Sache ist, Vorschläge machen. Dafür gibt es den Chef der Verkehrsbetriebe und der wird es schon wissen. Ich kann damit nur die Frage verbinden, ob Ihr Schweigen - weil ich Sie nicht gerade als Dampfplauderer oder als fantasielos einstufe - damit zu hat, dass Ihnen die Fraktion verboten hat, noch einmal auf den Berliner Vorschlag zurückzukommen, der damals ja ziemlich für Unruhe gesorgt hat. 

Ich möchte Ihnen nur sagen: Wir werden uns bemühen, Herr Dr Görg, im Bereich der Wiener Linien alle Rationalisierungsmaßnahmen umzusetzen, die zumutbar sind, die verträglich sind und die effizient sind. Was wir nicht tun werden, um noch einmal auf das Berliner Beispiel zu kommen, ist, Radikalmaßnahmen zu setzen, die auf Kosten der Qualität gehen. 

Ich erinnere daran, dass Sie damals befürwortet haben, dass man Mechaniker im Fahrdienst einsetzt. Eine Maßnahme, die dort umgesetzt worden ist, was natürlich auf Kosten der Sicherheit und der Qualität geht. Das ist sozusagen die Grenze für uns. Wir wollen Sicherheit, weil es auch die Frage ist: Wie ist das mit der Tarifanpassung? Es ist eine schwierige Sache für das Unternehmen, das bis zum Jahr 2006 durchzuhalten. Es ist aber möglich. Aber natürlich erfordert es hohe Anforderungen.

Die andere Seite, die hier zur Sprache gekommen ist - und jetzt müsste ich mich eigentlich der Firma Margulies & Co zuwenden -, ist das Patentrezept, dem Steuerzahler in die Tasche zu greifen oder noch besser dem Steuerzahler und dem Autofahrer zugleich. Formell und im Format und in der Aufmachung ist diese Broschüre eigentlich nicht grundlegend anders, als der Inhalt Ihres Programms. Das muss man sich einmal zu Gemüte führen, in welcher Form das ist. 

Als die Redakteure gefragt worden sind, warum denn ein ernst zu nehmendes Problem in einer derartigen Form erscheint - es wird wahrscheinlich ein Zeitungsunternehmen geben, das sich die Frage stellen muss, wieso man sich solche Plagiate gefallen lassen muss -, aber losgelöst von dieser Frage, die nicht meine Frage ist, denke ich mir, dass ein derartig läppischer Umgang mit einer ernsten Frage eigentlich peinlich ist ... (Aufregung bei den GRÜNEN. - Beifall bei der SPÖ.) Wenn dann der Redakteur sagt, es sollte humorvoll sein, dann kann ich mir schon vorstellen, dass eurem Parteivorsitzenden Van der Bellen das Lachen eingefroren ist, denn das ist alles andere, als der Beweis einer Regierungsfähigkeit der GRÜNEN! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich will das nicht im Detail zerpflücken. Nur drei Bemerkungen zu dem großartigen Grünprojekt.

Margulies war der Meinung, 60 Millionen EUR im ersten Jahr werden wir brauchen. Woher? Woher? (GR Mag Rüdiger Maresch: Von den Volksgaragen! GR David Ellensohn: Von den Volksgaragen!) Woher? Volksgarage? Rechnet's einmal aus, wie viel aus der Förderung von den Volksgaragen nicht bereits jetzt in die Beschleunigungsmaßnahmen des öffentlichen Verkehrs fließt! Ihr könnt's doch das Geld nicht zweimal verkaufen, liebe KollegInnen von der grünen Fraktion! (Beifall bei der SPÖ.) 

Derzeit werden die Mittel aus dem Parkometergesetz zur Hälfte für Beschleunigungsmaßnahmen im öffentlichen Verkehr und zur anderen Hälfte für Park-and-ride-Anlagen und natürlich auch für die Garagenförderung eingesetzt. Aber jetzt salopp zu sagen: Das Geld für die Garagenförderung wird ja reichen, ist schon der erste Schmäh, den ihr hier produziert habt. Das ist der erste Schmäh, dass hier gesagt wurde, mit Geld, das nicht existiert, werden jene qualitativen Maßnahmen finanziert. (Aufregung bei den GRÜNEN.)

Zweitens. Jeder weiß, dass es nicht möglich ist, allein durch eine Steigerung des Fahrgastaufkommens, insbesondere im Berufsverkehr - und beim Modal Split geht es ja in erster Linie darum -, auch Einnahmensteigerungen zu erzielen. Diese Theorie, man wird durch eine Anhebung des Modal Split Quotienten - also mehr Leute, die im Berufsverkehr auf die öffentlichen Verkehrsmittel umsteigen - die Einnahmensteigerungen erreichen, dass man alles das, was man an qualitativen Maßnahmen braucht, um attraktiv zu sein, zu finanzieren, das ist eine zweite Vision von Ihnen, Herr Mag Chorherr!

Drittens. Ich kann mir schon vorstellen, was das für die Bevölkerung bedeutet, wenn man sich hinstellt und sagt: Wir werden die Parkraumbewirtschaftung ausweiten, wir verwenden aber das Geld nicht, um die Parksituation zu verbessern, sondern wir nehmen das Geld und geben es dem öffentlichen Verkehr. Für die Akzeptanz einer derartigen Maßnahme wünsche ich Ihnen viel Glück! 

Ich kann das nur noch einmal wiederholen: Das ist ein toller Beweis der Regierungsfähigkeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Es gibt ja noch eine Fraktion hier im Raum, die ja auch eine Position zu dem Thema hat. Ich will dem FPÖ-Chef Kabas gar nicht unterstellen, dass er mit seiner Beifallskundgebung für den Vorschlag der GRÜNEN sozusagen eine abgefeimte Strategie verfolgt hat, um die aufs Eis zu locken, sondern ich glaube, dass das eher ein populistischer Reflex ohne großes Nachdenken war. Auch in der Hoffnung, dass sich die Bevölkerung vielleicht nicht daran erinnert, dass im Gegensatz zu den GRÜNEN, die sich tatsächlich im Februar des Vorjahrs gegen die ÖBB-Erhöhung gewehrt haben, weder auf der Bundesebene von der ÖVP oder der FPÖ, noch hier in der Wiener ÖVP oder FPÖ es eine Aufregung, eine Maßnahme oder einen Schritt gegen die Tariferhöhung der ÖBB im VOR gegeben hat! Ich kann mich nicht erinnern! Wir haben jetzt noch einmal versucht, da nachzusuchen. Also eine Maßnahme, wo es um den ersten Schritt geht, wie das hier auch mehrfach gesagt worden ist, ist von Seiten dieser beiden Fraktionen nicht erfolgt und ich denke, dass es richtig ist, dass eine Zusage über weitere Veränderungen im VOR für die ÖBB oder für andere nicht gemacht werden könnte. Aber ich erwarte mir, dass zum Beispiel die Vertreter der Regierungsparteien sich hier herstellen und sagen: Jawohl, wir werden dafür sorgen, dass es in den nächsten Jahren keine weitere Erhöhung der Tarife bei den ÖBB gibt. Das wäre zum Beispiel schon eine große Hilfe!

Ich denke, dass bei der Frage, und damit möchte ich auch jetzt schon zum Schluss kommen, unter dem Gesichtspunkt, was kannst du dem Autofahrer noch zumuten, auch eigentlich in Erinnerung gerufen werden muss, dass es ja vor nicht allzu langer Zeit auf diesem Gebiet mehrere ordentliche Erhöhungen gegeben hat. Ich will das gar nicht pauschal reden. Reden wir einmal um die Frage: Wie sind die Wiener FPÖ und die Wiener ÖVP gegen die Verdoppelung der Kosten der Autobahnvignette aufgetreten? Wo ist da der Aufschrei gewesen? - In diesem Bereich zu einer ... (GR Gerhard Pfeiffer: Sie regen sich jetzt auf?) Ja, da ist es um 100 Prozent Erhöhung gegangen und jetzt regt's ihr euch da bei 10 Prozent auf! Das ist ein tolles Verhältnis, das muss ich sagen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Kfz-Steuer! Kfz-Steuer!) 

Das war ja nicht der einzige Schritt. Erinnern wir uns doch daran: Da ist gleichzeitig die Kfz-Steuer und die motorbezogene Versicherungssteuer hinaufgejagt worden! 29,5 Prozent mehr Einnahmen in diesem Zeitraum aus der Versicherungssteuer und 61,7 Prozent mehr Einnahmen aus der Kfz-Steuer! Da stellen sich Vertreter dieser beiden Parteien her und sprechen von was weiß ich was für dramatische Zahlen! Damals, meine sehr geehrten Damen und Herren, wäre Ihre Stunde der Patrioten gewesen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Sie müssen in den Nationalrat!)
Ich meine, angesichts - und ich kann auch das nicht den Vertretern der Regierungspartei schenken - der dramatisch hohen Steuerquote von 45 beziehungsweise 47 Prozent, je nach Beurteilung, die die von ÖVP und FPÖ gebildete Bundesregierung der Bevölkerung und der Wirtschaft gleichermaßen als Mühlstein umgelegt hat, nur um ein Nulldefizit sicherzustellen, von dem wir heute gelesen haben, dass es die EU-Kommission gar nicht akzeptiert, hat sich heute Herr Dr Schock hergestellt und hat das Nulldefizit bejubelt! (GR Kurth-Bodo Blind: Sie müssen lesen lernen! Ganz genau lesen lernen! - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Ja, passen Sie auf! (GR Michael Kreißl: Lesen lernen!) Passen Sie auf! APA vom 21. März: "EU-Kommission will Wiens Angaben" - damit ist gemeint Österreich-Wien - "noch genauer überprüfen. Sie ist außer Stande, das gemeldete Nulldefizit für 2001 zu akzeptieren." - Genau lesen! Das gilt für Sie auch! Genau lesen! (Weitere Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Beifall bei der SPÖ.)
Aber es geht mir jetzt gar nicht um die Frage, ob das Nulldefizit erfüllt ist oder nicht, sondern es geht mir eigentlich darum, dass angemessen dieser Steuerquote, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Vertretern der Regierungsparteien, ich heute Ihre Kritik nicht so ernst nehmen kann, wie ich das sonst tue, denn eine solche Unverhältnismäßigkeit habe ich eigentlich schon seit langem nicht erlebt! 

Die Tariferhöhung der Wiener Linien ist sowohl eine Anpassung an betriebswirtschaftliche Notwendigkeiten seit 1999 bis 2006, als auch eine Konsequenz aus der geplanten Leistungserweiterung, das ist es eben auch, und aus den geplanten Verbesserungen. Ich weiß nicht, wie viele Experten heute zufällig hier gewesen sind, um unsere Debatte zu beurteilen. Ich würde den Schluss ziehen, dass, wenn es Experten aus dem Wirtschaftsleben und aus der Verkehrspolitik gegeben hätte, die uns zugehört oder zugesehen hätten, diese wahrscheinlich in ihrer Meinung gefestigt worden wären, dass der Schritt, den die Wiener Linien vollzogen haben, eigentlich alternativlos ist. Das, was hier als Alternative angeboten worden ist, ist eigentlich in keiner Weise überzeugend. Es ist vor allem alternativlos unter den Bedingungen des Stabilitätspakts. Sich herzustellen und zu behaupten, es gibt sozusagen den Geldesel Steuerzahler und den melken wir halt und dann stopfen wir alles rein, das ist eine Illusion. Also wenn ich zynisch wäre, und das bin ich nicht, dann würde ich eigentlich sagen müssen: Ich bin den Abgeordneten und den Mitgliedern des Gemeinderats der Oppositionsparteien für ihre Wortmeldungen dankbar. Aber das bin ich nicht. 

Ich bitte Sie um Folgendes: Geben Sie den Wiener Linien die Chance, diese notwendige Anpassung ordnungsgemäß auch in Verbesserungen umzusetzen. Sie haben lange genug - seit über einem Jahr - eine Tariferhöhung eigentlich herbeigeredet. Wenn ich Ihnen das nicht unterstellen will, dass Sie sie herbeigeredet haben, dann müsste ich Ihnen unterstellen, dass Sie zutiefst selbst davon überzeugt waren, dass die Tariferhöhung eigentlich logisch ist. (Aufregung bei der FPÖ.) Sie können sich das eine oder das andere aussuchen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. - Bitte schön.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nachdem die Rednerliste noch um einiges länger geworden ist, jetzt einmal wirklich nur die tatsächliche Berichtigung:

Herr StR Rieder, ich habe nicht gesagt, dass wir eine Personalreduktion einfordern, weil sonst die Tarife noch teurer werden müssten. Das, was ich klargestellt habe, war, dass in der Pressekonferenz von Ihnen und von Dior Grois auf die Frage Personalabbau Dior Grois von 1 000 Personen bis 2010 gesprochen hat. Und die Frage, die ich aufgeworfen habe, war: Wie will man mit 12 Prozent weniger Belegschaft das angestrebte Ziel eines Modal Split von 45 Prozent erreichen, das eine Steigerung des Modal Split ausgehend vom Verkehrskonzept um ungefähr 20 Prozent vorsieht?

Das war das Einzige, was ich gefragt habe und mich hat eher der Aufschrei, der fehlende Aufschrei der Gewerkschaft, verwundert, dass das so einfach hingenommen wird, dass 12 Prozent der Belegschaft bis 2010 eingespart werden sollen. Das ist es, was ich gesagt habe, und nichts Gegenteiliges.

Eine zweite tatsächliche Berichtigung: Ich glaube, es obliegt nicht einer Regierungspartei festzuhalten, welche Mittel lächerlich sind oder nicht. Es obliegt uns selbst. (GR Heinz Hufnagl: Sie glauben, die Kritik ist eine Einbahnstraße! Die Kritik ist eine Einbahnstraße! - Aufregung bei der SPÖ.) Es obliegt uns selbst, mit unseren Möglichkeiten Werbung für unsere Positionen zu betreiben. Und wenn Sie der Meinung sind, dass sie lächerlich ist, dann frage ich mich tatsächlich: Wieso schafft es etwas wie dieser "Grün-Express" tatsächlich hier in den Gemeinderat? Da glaube ich viel eher im Sinne der Richtigstellung, dass hier die Opposition einmal mehr, und zwar die grüne Opposition, gänzlich richtig in ihrer Analyse dieser Tariferhöhung gelegen ist! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Klubobmann Dr Tschirf, die nächste Wortmeldung. - Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben uns in der Präsidiale ausgemacht, dass wir uns hier mit dem Thema "Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien" befassen, und dass wir uns mit den Wiener U‑Bahnen und Straßenbahnen beschäftigen. Sie haben uns aber in Ihre Welt einer Geisterbahn entführt. Einer Geisterbahn, bei der Sie da immer so zimmern, was alles Schreckliches auf Bundesebene passiert. So Geisterbahnen haben es in sich, dass es eigentlich nur (GR Heinz Hufnagl: Das ist real, bitte! Das ist real! - GR Godwin Schuster: Sie haben alles vergessen! - Aufregung bei der SPÖ.) ein bisserl irgendwo so hingepappt und angemalt und Ähnliches ist und wenn man draufklopft, sieht man, dass das gar nicht so ist. Jedes Mal fällt ein bissel was runter und auch heute haben wir wieder gesehen, dass das absolut nicht den Realitäten entspricht, was Sie uns hier dargestellt haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was tatsächlich ist, ist, dass für die Österreichische Volkspartei, wenn es ... (GR Godwin Schuster: Vergessen! Alles vergessen!) Für die Österreichische Volkspartei sieht man ja hier eine klare Politik, die sich durch den Bereich der Versorgung von Energie und öffentlichem Verkehr durchzieht. Nicht nur durch die letzten zehn Jahre, sondern tatsächlich in den letzten Jahrzehnten. (GR Godwin Schuster: Vergessen! Vergessen! Vergessen!) Uns ist es immer darum gegangen, effizient, kostengünstig und bürgernah mit öffentlichem Verkehr und Energie die Wienerinnen und Wiener zu versorgen. (GR Kurt Wagner: Schauen Sie, der Forstinger haben Sie so lange zugeschaut, dass Wien überall das Nachsehen hatte! Wien hat überall das Nachsehen! Überall! Überall! Überall!) Daher, Herr Kollege gehen Sie raus aus der Geisterbahn, beschäftigen Sie sich wirklich mit der Realität! Meine ... (GR Kurt Wagner: Mit der Geisterbahn möchte ich mich nicht beschäftigen! - Aufregung bei der SPÖ.)   

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Womit wir uns beschäftigen sollten und das ist eigentlich das ernste, auch wirtschaftspolitische Thema, ist, wie wir unter schwieriger werdenden Bedingungen Energie und Verkehr tatsächlich auch entsprechend für die Bürger anbieten können. Auf dieser Linie liegt es, dass wir in der Zeit der Regierungsbeteiligung danach getrachtet haben, dass die Stadtwerke ausgegliedert werden. (GR Godwin Schuster: Vergessen! Alles vergessen!) Es ist nur bedauerlich, dass die nächsten Schritte, die wir hier definiert haben, gefordert haben, einfach nicht gesetzt wurden. Und wenn Sie, Herr Vizebürgermeister, das Thema EON ansprechen, dann ist das ein sehr gutes Beispiel. Es ist nämlich ein Beispiel dafür, was passiert, wenn keine Bereitschaft besteht, rechtzeitig die notwendigen wirtschaftlichen Maßnahmen zu setzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Vizebürgermeister, kommen wir auf dieses Bespiel Energieversorgung zurück. Wenn WIENSTROM rechtzeitig Fusionen mit dem Verbund und mit anderen Energieversorgungsunternehmungen in Österreich  angestrebt hätte, dann wären wir ein so starkes Unternehmen, dass wir bestimmen könnten und dass wir in Wien hier nicht nur beobachten können, ob wir das eine oder andere verhindern könnten, sondern dass tatsächlich im Interesse der Wienerinnen und Wiener, der Haushalte, Gewerbebetriebe und der Industrie rechtzeitig die Maßnahmen gesetzt worden wären. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann wäre es auch möglich, dass gerade das österreichische Energieanliegen Wasserkraft ganz anders umgesetzt werden könnte, und da sind wir dann auch beim Thema KWK-Zuschlag. Was uns als Österreichische Volkspartei an dem KWK-Zuschlag empört, ist (VBgm Dr Sepp Rieder: Sind Sie jetzt für den EON-Deal oder nicht? Sind Sie jetzt für den EON-Deal oder nicht?), dass die Höhe des KWK-Zuschlags sich daran bemisst, dass das Unternehmen ineffizient geführt ist, weil das einfach die Parameter für die Berechnung sind. Ich verstehe schon, warum die SPÖ daher auf Ebene des Nationalrats alles darangesetzt hat, diese Möglichkeit, den KWK-Zuschlag einzuheben, auch in das ElWOG hineinzuverhandeln. Das verstehe ich aus der Sicht der SPÖ. Aber das verstehe ich nicht aus der Sicht des Wiener Stromkunden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt sind wir wieder bei der Frage, die gestern Dr Görg angesprochen hat. Es ist nämlich auch gerade im Interesse funktionierenden öffentlichen Verkehrs, dass rechtzeitig Schritte möglichst hoher Effizienz gesetzt werden. Da ist es für uns unverständlich, warum die Liste hinsichtlich des Subventionsdeckungsgrads einfach nicht ausgefüllt wird. Da muss es doch eigentlich einen Grund geben, dass das nicht erfolgt ist, und dem gehen wir nach und dem ist auch Dr Görg nachgegangen. Das war Teil der Kritik, die er hier angebracht hat. 

Leider zeigt sich auf Grund der Entwicklung dieser Tage, dass das, was wir immer befürchtet haben, und das, auf was wir hingewiesen haben, jetzt immer wieder eintritt, dass zu Lasten der Wienerinnen und Wiener hier etwas geschieht, damit etwas verschleiert wird und dadurch die Effizienzmaßnahmen, die notwendig sind, leider nicht geschehen. Wir werden alles daransetzen, dass wir auf Derartiges hinweisen, damit in Zukunft wieder stärkere Momente der Effizienz und der Wirtschaftlichkeit hinsichtlich der im Eigentum der Stadt Wien stehenden Betriebe Eingang finden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Klubobmann Mag Chorherr. - Bitte schön. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Hat mich doch der Herr Vizebürgermeister glatt motiviert, doch einige wenige Worte ... Das war ja der Sinn der Sache, oder? (VBgm Dr Sepp Rieder: Schon, ja schon!) Also, halten wir einmal ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Motivation ist wichtig!) Motivation ist immer wichtig. 

Also, halten wir einmal einen offensichtlichen Konsens fest. Starke Wiener Linien, die nicht privatisiert werden sollen. Jetzt kann man über Stil und Nicht-Stil diskutieren. Ich habe das Gefühl, dass wir mit unserer Kommunikation, unter anderem mit diesem G-Express, das leicht herübergebracht haben, worum es geht, als Sie da die Sinnhaftigkeit der Tariferhöhungen wirklich rüberbringen. Dass die SPÖ oder manche SPÖ-Funktionäre das für den wirklichen U-Express gehalten haben, sich beim U-Express beschwerten und erst im Nachhinein belehrt wurden, dass das irgendwie von den GRÜNEN sei - also ganz so schlecht war das nicht! Ich glaube, erst vor wenigen Tagen hat die Löwelstraße 20 Exemplare bestellt, die wir gerne fast handsigniert auch hingeschickt haben. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Also bitte, zu dieser Sache. 

Ich möchte auf die wirtschaftliche Kernsache eingehen, die ich nicht verstehe. Geht man eine offensive Strategie oder geht man eine defensive Strategie? - Sie sagen einfach so, es sei völlig utopisch, durch mehr Kunden mehr Einnahmen zu erzielen. Also ich kenne ein paar Firmen auf der Welt, die machen nur so eine Strategie. Autofirmen zum Beispiel. (Aufregung des GR Andreas Schieder.) Die bemühen sich, immer mehr Autos zu verkaufen. Unter anderem machen sie Angebote zu Preissenkungen. Handyfirmen! Alle möglichen Unternehmen denken in Erlösen. Herr Kollege Schieder, wenn Sie sich schon so aufregen, dann hören Sie einmal kurz zu. 

Man kann, man soll, nein, man muss, wenn man einen Beschluss des Wiener Gemeinderats, der mit den Stimmen der SPÖ erfolgt ist, umsetzen will, deutlich die Kundenzahl ausweiten. 45 Prozent Anteil am Modal Split. Beschluss des Wiener Gemeinderats. Wie wollen Sie das erreichen? - Diese Frage ist bis heute absolut offen geblieben. Das hieße deutliche Mehreinnahmen. Ich glaube nicht, dass Sie nur mit Schwarzfahrern rechnen. Wenn deutlich mehr Kunden den öffentlichen Verkehr benutzen, dann werden die doch entweder Wochenkarten, Monatskarten oder den berühmten Einzelfahrschein, den Sie ihnen abgewöhnen wollen, bezahlen. Auf das sind Sie nicht eingegangen und das ist der Kernvorwurf, der Kernunterschied. 

Sie haben eine Strategie, die ein bissel in die Richtung geht, weiterhin Preise in die Höhe. Wenn die Kundensteigerung nicht so toll ist, dann macht das auch nichts. Wir sehen Preissenkungen als Anreiz, dass mehr damit fahren. (Kopfschütteln bei den GRe Mag Sonja Wehsely und GR Andreas Schieder.) Da muss man sich ziemlich anstrengen. Und wenn Kollege Schieder oder Kollegin Wehsely den Kopf schütteln, dann würde ich einmal gern von der SPÖ hören, wie Sie das von Ihnen gesteckte Ziel erreichen wollen. Das ist nämlich ziemlich anspruchsvoll. Da müssen Sie sich sehr anstrengen und die Tarifsenkungen allein reichen bei weitem nicht aus, um das zu erreichen. Da muss man einiges tun. Erster Punkt. 

Zweiter Punkt: Kostenreduktion. Darauf sind Sie auch nicht eingegangen. Wir haben das vorgeschlagen, was Sie eigentlich auch von vielen Fahrgästen hören, dass es ziemlich unwirtschaftlich ist, Ampelschaltungen in Wien zu haben, wo sich hintereinander Busse oder Straßenbahnen anstellen. 

Da vernichten Sie das Geld der Wiener Linien, indem Sie nicht durchgängig bevorrangen. Es sind schon einige bevorrangt, aber viele sind nicht bevorrangt. Fragen Sie jene bei den Wiener Linien, die für die Beschleunigung zuständig sind, dass es politische Gründe gibt, dass bei Schlüsselkreuzungen - Gürtel, Zweierlinie - eine Ampelschaltung vorgegeben wird, die im Zweifel heißt, Öffis müssen warten und Autoverkehr hat Vorrang. Darum gab es im G‑Express diese Fotomontage von uns. Wenn man nur optimierende Ampelschaltungen macht, dass möglichst viele durch diese Kreuzung durchkommen, muss man aus mathematischen Gründen dem öffentlichen Verkehr den Vorrang geben! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie entscheiden sich für Rot für die Bim und Grün für die Autos und vernichten damit Geld der Wiener Linien. Hier kann man Kosten senken. (GR Harry Kopietz: Rot für die Bim ist richtig!) - Ich zitiere den Kollegen Kopietz, der gesagt hat: "Rot für die Bim ist richtig!". (GRin Martina Malyar: Rot ist auch gut!) Okay, das kommentiere ich jetzt nicht weiter. 

Nächster Bereich - die Finanzierung: 

Wir haben uns extra bemüht, hier nicht von Illusionen zu sprechen und zu sagen, wir senken die Tarife, das geht sich schon von alleine aus. Nein, es geht sich nicht von alleine aus. Es braucht mehr Geld. Da haben wir eindeutig gesagt, wie wir das finanzieren wollen, einerseits über jene Teile der Parkraumbewirtschaftung, die nicht in den öffentlichen Verkehr, sondern in die Volksgaragen gehen, und andererseits durch Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Es gibt einen Beschluss mit Stimmen der SPÖ im 15. Bezirk, die Parkraumbewirtschaftung auf den 15. Bezirk auszudehnen. Machen Sie das! Das sind Mehreinnahmen und die kann man auch dafür verwenden, einen Anreiz zu setzen, dass mehr Leute mit dem öffentlichen Verkehr fahren.

Ein Vorletztes: Zum wievielten Mal erhöhen sich jetzt die Tarife der öffentlichen Verkehrsmittel? - Zum fünften oder sechsten Mal in den letzten zehn Jahren. Und warum machen Sie nichts beim Parkpickerl? - Das bringt ein Gesamtbild der grundsätzlichen Haltung. Wenn schon, hätte ich mir erwartet, dass man jetzt nachziehen kann, auch bei der Parkraumbewirtschaftung einen entsprechenden Impuls setzt und diese entsprechend valorisiert, anpasst. Wir sind Ihnen mit Begriffen gerne hilfreich, wir haben sie ja jetzt gelernt.

Also es ist finanzierbar, wenn man will und nicht, indem man zusätzlich die öffentlichen Haushalte beschleunigt.

Jetzt ein letzter, ganz kleiner Vorschlag Richtung Kosten: 

Kollege Kenesei hat mich im Kontrollamtsbericht darauf aufmerksam gemacht. Jetzt frage ich die Zwischenrufer der SPÖ, denn es wurde bei den Wiener Linien nicht wenig Geld für ein Maskottchen ausgegeben: Frau Kollegin Wehsely, Herr Kollege Schieder, was ist das Maskottchen der Wiener Linien? Wer kennt das Maskottchen der Wiener Linien? (GR David Ellensohn: Da herrscht großes Schweigen!) So viel zum Thema Werbung. Das ist offensichtlich. Ich sage Ihnen, es ist bezeichnend. Ich will nicht polemisieren. Da steht das Wort "Merchandising" drinnen. Artikel wurden daraus gemacht, Lithografien wurden gemacht und 30 Bronzeskulpturen wurden produziert. - Wahnsinnig, für das Maskottchen, das offensichtlich jeder im Gemeinderat kennt! Jeder kennt das Maskottchen der Wiener Linien! Nein, keiner kennt es! So viel zur Öffentlichkeitsarbeit. Ich kläre Sie auf, im Kontrollamtsbericht steht, es ist ein Maulwurf. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Ist er rot?) 

Das steht dort nicht, ob er rot ist. Das ist auch nicht der Punkt. Ich will nur sagen, vielleicht bemühen sich die Wiener Linien um eine Öffentlichkeitsarbeit, indem man neue Kunden anspricht, die eine Spur über die Effizienz des Maulwurfs, des Maskottchens, hinausgeht. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach annähernd drei Stunden Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. (Beifall des GR Mag Alexander Neuhuber.)
Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Gegen- oder Abänderungsantrag.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dieser Postnummer zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen. Ich möchte vorweg sagen, dass alle formell zur sofortigen Abstimmung eingereicht sind. Ich gehe der Reihenfolge nach vor.

Antrag Nummer eins der Grünen, betreffend Senkung der Tarife bei den Wiener Linien. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Der zweite Antrag ist von der ÖVP, betreffend Tariferhöhungen bei den Wiener Linien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, abgelehnt.

Der dritte Antrag ist ebenfalls von der ÖVP, betreffend vorrangige Verwendung der Einnahmen aus Wassergebühren für Investitionen von Wassersparmaßnahmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Der vierte Antrag kommt von den Grünen, betreffend Kennzeichnungspflicht für Handys. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen.

Der fünfte Antrag, ebenfalls betreffend Absenkung der Tarife der Wiener Linien, ist von den Freiheitlichen. Hier wird beantragt, diese um 10 Prozent zu reduzieren. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 27 (01106/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an das bfi Wien Fachhochschul-Studiengangbetriebs GmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hans Driemer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden dem vorliegenden Geschäftsstück der Subvention als Überschreitung für die bfi Wien Fachhochschul-Studiengangbetriebs GmbH zustimmen, denn die Bestrebungen dieser Fachhochschule, die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im Ziel‑2-Gebiet durch ein Forschungszentrum zu fördern, sind mehr als begrüßenswert. Wir würden uns mehr solcher Anträge hier im Gemeinderat wünschen.

Wenn die angestrebten Ziele, die in diesem Geschäftsstück angeführt sind, wie die wirtschaftliche und technische Beratung der Klein- und Mittelbetriebe, die Stärkung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit dieser Betriebe, die Verbesserung des Images von Ziel‑2-Gebieten durch die Lokalisierung dieser Maßnahmen in einer Fachhochschule im Ziel‑2-Gebiet und die Stärkung, vor allem die Stärkung der Zusammenarbeit von Fachhochschulen mit anderen Forschungseinrichtungen der Wirtschaft und den Universitäten, wirklich gelingen, dann zeigt uns das, was Kooperation und Zusammenarbeit im bildungspolitischen, im universitären, im forschungspolitischen Bereich bringen und wie alle beteiligten Seiten davon profitieren können. Deshalb unsere Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Ein anderes Thema erschüttert die bildungspolitische Situation in diesem Land seit dem 8. März und eigentlich schon vorher massiv. Das ist der Gesetzesentwurf, präsentiert von der Bundesregierung am 8. März, zum neuen Universitätsgesetz 2002. In diesem Gesetz, das jetzt durch die Medien bekannter geworden ist und wo sich auch der Widerstand schön langsam an den Hochschulen manifestiert, schlägt man unter anderem die Schaffung eigener Medizinuniversitäten in Graz, Innsbruck und Wien vor. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das gehört ins Parlament!) - Ja, das gehört ins Parlament, aber auch die Stadt Wien hat damit zu tun, falls Sie das Gesetz schon gelesen haben. Wenn Sie meinen Antrag gelesen haben, so werde ich darauf zurückkommen, was Wien betrifft.

Diese Ausgliederung der medizinischen Universitäten aus dem Universitätenverband, die wir ablehnen, zeigt, dass die bewährte Zusammenarbeit der Fakultäten im Universitätenverband anscheinend nicht mehr gewünscht wird, dass Kooperation über Fakultätsgrenzen hinweg nicht mehr erwünscht ist und dass auch Forschung und Lehre und das wechselseitige Spiel zwischen den Fakultäten in diesen Bereichen ebenfalls nicht mehr gewünscht wird. Studierende dieser Fakultät und auch Lehrende dieser Fakultät sehen sich nämlich nicht nur als Mediziner, sondern dem Universitätenverband als Gesamtes verpflichtet und wollen diese Kooperationen, diese fächerübergreifende Interdisziplinarität weiterhin haben. Für uns ist die Interdisziplinarität ein wesentlicher Faktor einer Universität, denn Kommunikation wird immer bedeutender in den hochspezifischen divergierenden Fachrichtungen. Wir brauchen diese Interdisziplinarität, um ein wissenschaftlich gesamtheitliches Weltbild zu haben und es ist notwendig für die Synergie zwischen Forschung, Lehre und auch die Organisation. Die Ausgliederung dieser medizinischen Universitäten würde beinhalten, dass die Prinzipien, die im UG 93 eigentlich festgeschrieben sind, aufgehoben und für null und nichtig erklärt werden. Das ist nicht unser Zugang zu diesem Thema. 

Deshalb stelle ich einen Beschlussantrag, der lautet: 

"Im Interesse der verstärkten Zusammenarbeit der Stadt Wien mit der Universität Wien und im Interesse der Erhaltung, Förderung und Weiterentwicklung des Wissensstandorts Wien lehnt der Gemeinderat der Stadt Wien entschieden die Ausgliederung der medizinischen Fakultät und die Gründung einer Medizinischen Universität Wien ab und unterstützt damit nachdrücklich alle universitären Gremien und ProponentInnen, die sich für die Erhaltung der Volluniversität ausgesprochen haben. 

Eine Ausgliederung der medizinischen Fakultät würde die wechselseitige Ergänzung und Befruchtung von Forschung und Lehre verschiedener Fakultäten behindern und damit die Qualität des universitären Angebots insgesamt verschlechtern. 

Die Ausgliederung wäre insbesondere ein schwerer Schlag für die Forschung auf dem Gebiet der theoretischen Medizin und für die Weiterentwicklung des Life Sciences Standorts Wien. 

Eine Ausgliederung der medizinischen Fakultät würde entgegen den Grundsätzen und Aufgaben der Universitäten, wie sie im Universitätsorganisationsgesetz 1993 und im Entwurf zum Universitätsorganisationsgesetz 2002 festgeschrieben sind und die der Gemeinderat der Stadt Wien nachdrücklich unterstreicht, einseitig und im Interesse einiger weniger Universitätsangehöriger die Verwertung von Forschungsergebnissen und die praktische Anwendung im Klinikbetrieb zu Lasten von Forschung und Lehre und zu Lasten der generellen humanistischen gesellschaftlichen Zielsetzungen der Universität fördern und begünstigen. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht die Bundesregierung und den Bundesgesetzgeber, dringend gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die den Weiterbestand der Volluniversitäten und die Wahrung berechtigter Interessen und Anliegen der einzelnen Fakultäten sicherstellen. 

Der Gemeinderat Wien ersucht die Frau Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, dringend die Bestimmung über die Schaffung der Medizinischen Universitäten aus dem Begutachtungsentwurf herauszunehmen. 

Der Gemeinderat unterstreicht auch die Möglichkeit, durch eine entsprechende Fassung der universitären Satzung und der Wahrung der Einheit und Autonomie der Universität Wien, offene Fragen der Sonderstellung der medizinischen Fakultät zur beiderseitigen Zufriedenheit zu regeln."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Nur zur Information: Ein ähnlich lautender Antrag wurde vom Gemeinderat der Stadt Innsbruck einstimmig angenommen. 

Zu einem weiteren Punkt: In einer APA-Meldung vom 8. März hat Bgm Häupl gemeint, es gäbe eigentlich nichts gegen eine Vollrechtsfähigkeit der Universität einzuwenden, solange die Grundfinanzierung der Universitäten garantiert wird und es gäbe prinzipiell wichtigere Themen. Ich denke, damit mag er vielleicht aus seiner Sicht Recht haben, an den Universitäten ist diese Aussage, es gäbe prinzipiell wichtigere Themen, nicht wirklich gut angekommen, denn für die Universitäten ist dieser Gesetzesentwurf eigentlich ein Schlag ins Gesicht. Sie hätten sich, glaube ich, eine andere Äußerung vom Bürgermeister der Stadt Wien erwartet. 

In diesem Gesetzesentwurf wird mit der Mitbestimmung der universitären Kurien, die 1975 von Herta Firnberg eingeführt wurden, wieder aufgeräumt. Eine Mitbestimmung gibt es nicht mehr. Die Demokratie an den Universitäten wird mit diesem Gesetz Makulatur. Dieses Gesetz zeigt, wie autoritär und in welchem Stil diese Bundesregierung gedenkt, mit kritischen Stimmen, die es an den Universitäten gibt, umzugehen. 

So werden einfach die Vertretungsorgane abgeschafft. Es wird keine Rektorenkonferenz, keine Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und nicht wissenschaftlichen Personals mehr geben. Die ÖH wird somit obsolet, also ganz im Sinne, wie uns die Bundesregierung zeigt, wie man mit kritischen Stimmen umgeht. 

Deshalb bringe ich nachher einen Antrag ein, denn ich denke, die Stadt Wien muss sich zu Wort melden und zeigen, dass das nicht der Stil ist, wie man mit Universitäten und Menschen, die an diesen Universitäten arbeiten, lehren und studieren, umgeht. 

In diesem Gesetz wird der so genannte Universitätsrat hochgelobt. Wenn man sich die Medien anschaut, dann ist dieser Rat eigentlich bei vielen der Stein des Anstoßes. Es wird darüber gestritten, wer wen entsenden darf. Vielleicht gibt es in dieser Hinsicht noch ein Entgegenkommen der Bundesministerin. Man wird abwarten müssen.

Dieser Universitätsrat zeigt, dass Universitäten eigentlich in diesem Universitätsrat nichts mehr mitzureden haben sollen. Alle Bedenken, die im Vorfeld zu diesem Gesetzesentwurf geäußert wurden, wurden hinweggewischt, ganz, wie im Stile dieser Bundesregierung seit zwei Jahren zu bemerken ist. 

Mit dem UG 93 kam schon eine Erweiterung der Autonomie und Verantwortung der Universitäten für zahlreiche finanzielle Belange hinzu. Es wurde auch von den Universitäten gefordert, sie doch endlich einmal mit dem UG 93, das zum Beispiel in der Uni Wien erst am 1. Jänner 2000 implementiert wurde, arbeiten zu lassen und man dann schauen kann, was diese ersten Autonomiebestrebungen bewirkt haben. Aber das war anscheinend nicht das, was das Bundesministerium wollte. Somit soll den Universitäten nach dem UniStG 97 und nach den Studiengebühren ein weiteres Ding aufs Auge gedrückt werden, statt dass man die Universitäten einmal arbeiten und ihrer Aufgabe nach Forschung und Lehre nachkommen lässt. Sie werden mit Bürokratie und pausenlosen Änderungen des Universitätsorganisationsgesetzes beschäftigt. 

Dieser Begutachtungsentwurf, der relativ rasch durchgezogen werden soll - auch das sind wir von der Bundesregierung gewöhnt -, steht eigentlich dem Geiste der Verfassung entgegen, denn es gibt hier Einschränkungen der Selbstverwaltung, es bedeutet wirklich untragbare Rückschritte in der demokratischen Mitverantwortung und Mitentscheidung der Universitätsangehörigen und es gibt keine adäquate Sicherstellung der Finanzierung der Universitäten. 

Der zweite Beschlussantrag, den ich einbringen möchte, lautet: 

"Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich gegen die Einschränkung der Selbstverwaltung der Universitäten aus, wie sie sich in der Etablierung eines unter der Kontrolle des Ministeriums stehenden, mit großer Machtfülle ausgestatteten Universitätsrats ausdrückt und fordert hingegen Strukturen der Selbstverwaltung, die diesen Namen verdienen. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich gegen den Abbau der Mitentscheidungs- und Mitverantwortungsmöglichkeiten der Universitätsangehörigen aus, wie es sich im Begutachtungsentwurf darstellt und fordert stattdessen eine adäquate Einbindung aller universitären Gruppen bezüglich Wahlrecht, Ämterfähigkeit und zahlenmäßige Verankerung in den Gremien. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich gegen Modalitäten der Ressourcenzuteilung aus, die den Universitäten keine Finanzierungssicherheit zugesteht und fordert stattdessen, dass zwischen der Republik und den Universitäten echte Leistungsverträge abzuschließen sind. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich für die Verankerung gesellschaftlicher Ziele, insbesondere der Frauenförderung, in den Leistungsverträgen aus. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich für die Absicherung der Rechte der Studierenden und ihre Mitwirkung an der Gestaltung der Studien aus. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien protestiert schärfstens gegen die Absicht, die Einbeziehung der regionalen Gebietskörperschaften, insbesondere der Länder und Gemeinden, wie sie derzeit im UG 93 geregelt sind, abzuschaffen und ersucht die Bundesrätinnen und Bundesräte des Landes Wien, in diese Richtung zu wirken. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht die Bundesregierung und den Bundesgesetzgeber, dringend gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die den Universitäten echte Autonomie zugestehen, die demokratisch organisierte Selbstverwaltung erhält, die Verantwortung und gesellschaftliche Einbindung stärkt und die die Finanzierung sicherstellt. 

Der Gemeinderat ersucht die Frau Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur dringend, den Begutachtungsentwurf dahingehend abzuändern, dass die genannten Probleme gelöst werden. 

Der Gemeinderat der Stadt Wien unterstützt alle Universitäten und alle universitären Gruppen in ihrer Zurückweisung des Gesetzesentwurfs."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich hoffe auf die Unterstützung dieser beiden Anträge in unserem Sinne und im Sinne der universitären Bildung in diesem Land und vor allem in dieser Stadt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dieser Postnummer zustimmen wollen, die Hand zu heben. - (Die Abgeordneten der ÖVP geben ihre Zustimmung mit ein wenig Verzögerung.) Das ist einstimmig angenommen. Wenn man ein bisschen wartet, geht alles. (GR Dr Matthias Tschirf: Danke!) - Bitte schön.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge der Grünen. Bei beiden ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Der eine betrifft die Ausgliederung der medizinischen Fakultät aus der Universität Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser ist mehrheitlich angenommen, gegen die Freiheitlichen und gegen die ÖVP. 

Der andere betrifft die Aufhebung der universitären Autonomie und Mitbestimmung durch das Bundesgesetz über die Universitäten und ihre Studien. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser ist ebenfalls mehrheitlich, mit gleichem Stimmenverhältnis, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 30 (01145/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an das Haus der Barmherzigkeit, Projekt 16, Seeböckgasse 30A.

Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch ist schon hier, um die Verhandlung einzuleiten. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich melde mich auch gerne einmal zum Wort, wenn es etwas zu loben gibt. Im Konkreten ist es dieses Projekt, diese vorbildliche Umsetzung, wie man Pflege im hohen Alter gewährleisten kann. 

Dieses Haus, um das es hier geht und dem heute ein Darlehen gewährt werden soll - leider keine Subvention, aber zumindest ein Darlehen -, hat 302 Betten für pflegebedürftige Menschen. Im Gegensatz zu den Häusern des Krankenanstaltenverbunds sind hier ganz wichtige Voraussetzungen für ein würdiges hohes Alter gewährleistet, nämlich 60 Prozent der Betten sind Zweibettzimmer und 40 Prozent der Zimmer sind Einbettzimmer. Das heißt, die Menschen, die in diesem Haus ihren Lebensabend, ihre letzten Jahre, verbringen, können hier auch auf ein Stück Privatleben, auf Rückzug, auf Rücksichtnahme bauen. Jedes dieser Zimmer hat einen Frischluftbereich, wo man hinausgehen kann, wo man auch, wenn man schon sehr immobil ist, trotzdem an die Luft kommt und es gibt dort vor allem ein großes, zentrales Kaffeehaus, in dem nicht nur die Bewohner und Bewohnerinnen ihre Freizeit verbringen können, sondern wo auch Besucher von außen Essen einnehmen können, Mittagstisch für andere Senioren und Seniorinnen, die gerne diesen Dienst in Anspruch nehmen. Das, meine Damen und Herren, ist ein Projekt, das vorzeigen soll, wie es in den Häusern der Gemeinde Wien weitergehen soll. 

Erinnern Sie sich, es ist zwar schon lange her, aber heute Morgen haben wir über die Misere beim Pflegepersonal gesprochen. Frau StRin Pittermann hat erwähnt, dass es sehr schwer ist, Menschen zu gewinnen, gerade in der Pflege, in den Geriatriezentren. In diesem Projekt wird gleich ein Betriebskindergarten eingeplant, damit die Pflegepersonen auch die Möglichkeit haben, ihre Kinder unterzubringen. Das ist ein Grund mehr, dort beschäftigt zu sein, weil das Haus gut ausgestattet ist und an das Personal gedacht wird. 

Man geht davon aus, dass auch Menschen, die dement sind, Platz und Rückzug brauchen. In diesem Konzept geht man davon aus, dass die Menschen, die ganz besondere Schwierigkeiten haben, sich noch kommunikativ zu äußern, eingebunden sind. Es gibt 18 Betten für Wachkomapatienten und 36 Spezialbetten für Menschen mit multipler Sklerose. Diese sind nicht etwa gettoisiert, sondern in den Stationen eingegliedert und haben keine Sonderrolle im Haus.

Das ist ein gutes Konzept. Sollte es eines Tages ein Band durchzuschneiden oder eine Eröffnungsansprache zu halten geben, dann sollte Frau StRin Pittermann die Gelegenheit gleich beim Schopf ergreifen und für die eigenen Häuser die Latte genauso hoch legen. 

Warum ich mich heute aber auch zum Wort melde, ist, weil ich über ein anderes Projekt reden möchte, das den Weg in dieses Haus als Aktenstück nie gefunden hat, schlicht und einfach, weil kein Geld zur Verfügung steht. Vielleicht haben Sie heute die Zeitung gelesen. Es geht um das Geburtshaus Nußdorf, es steht vor dem endgültigen Aus. Das Haus steht knapp vor der Pleite und die Krankenkasse verweigert den Vertrag.

Es ist ein schwaches halbes Jahr her, da hat es einen runden Tisch, also eine Plattform von Politikern und Politikerinnen - es waren mehr die Politikerinnen und weniger die Politiker - im Geburtshaus Nußdorf gegeben, wo alle Fraktionen vertreten waren, Frau StRin Landauer von der FPÖ, Frau Rauch-Kallat von der ÖVP, Ulli Sima von der SPÖ und meine Person für die Grünen. Wir waren uns so einig, wie wichtig Nußdorf ist, wie unbedingt notwendig es ist, das Projekt nicht nur mit Preisen zu überschütten, zum Beispiel mit dem Gesundheitspreis der Stadt Wien, sondern etwas zu tun, dass das Projekt überlebt. Da gibt es jetzt zwei Parteien, die das auf der Bundesebene machen können, nämlich die Frau Rauch-Kallat und die Frau StRin Landauer, indem sie sozusagen ihre Parteikollegen auf Bundesebene anspricht, was den Kassenvertrag betrifft. Die Lippenbekenntnisse waren groß. Die Fakten waren klein. Es gibt keinen Kassenvertrag. Die Kassen verweigern weiterhin. Nußdorf kann nur hoffen, dass es anderen Projekten eines Tages besser ergeht, wenn Politiker Hilfe versprechen. Für die Stadt Wien war niemand da, schon im Publikum, aber Ulli Sima hat sehr laut und auf meine Nachfrage bekräftigt, dass sie für die gesamte SPÖ spricht, dass das Projekt allen Frauen in der SPÖ, auch den Wiener Politikerinnen, am Herzen liegt. So weit sind wir gekommen. So weit, so gut. 

Die Grünen können die Unterstützung zusagen, soweit wir das von unserer Position aus können. Wir sind offensichtlich die Einzigen, die das jetzt einklagen, dass nichts passiert ist und dass das Geburtshaus Nußdorf zahlungsunfähig ist. Seit Monaten werden Mieten und Honorare nicht mehr bezahlt, bedauert Michael Adam für Nußdorf. Die Kassen haben - wie gesagt - abgewunken und geben keinen Vertrag. Gesundheitsstaatssekretär Waneck möchte noch mit dem Geburtshaus über diese negative Entscheidung reden, was immer das bedeuten soll. Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann hat gefunden, man müsste nach Möglichkeiten suchen, das erfolgreiche Konzept zu retten. 

Schön langsam wird es zu spät. Schön langsam wird aus der Zahlungsunfähigkeit wahrscheinlich ein Konkursfall. Das Projekt wird zwar hochgelobt, aber nicht unterstützt. Wenn man so lange zuschaut, dann wirft das auch einen Blick auf die Art und Weise, wie die Stadt und der Bund mit hervorragenden, ausgezeichneten Projekten umgehen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nachdem das Projekt des Hauses der Barmherzigkeit unbestritten ist, denke ich, brauche ich darüber nicht viel zu sagen. Ich möchte nur ein, zwei Bemerkungen zu den Ausführungen von Frau GRin Dr Pilz sagen. 

Vielleicht zuerst zum Geburtshaus Nußdorf: Ich denke, das Geburtshaus Nußdorf hat sicher seine historischen Verdienste in der Entwicklung und Förderung vor allem alternativer Methoden im Rahmen der Geburtshilfe, die aber, wie wir alle wissen, mittlerweile in sämtlichen geburtshilflichen Abteilungen, auch unserer Schwerpunktkrankenhäuser, Eingang gefunden haben und auch verwendet werden, nur haben diese Häuser den Vorteil, dass sie zusätzlich noch ein Hinterland haben, was nämlich Neonatologie betrifft, was die zusätzliche Versorgung betrifft, was bei Komplikationen von Vorteil ist, weil man dann die Kinder beziehungsweise auch die Frauen nicht transferieren muss, wenn es zu schwer wiegenden Komplikationen bei Geburten kommt. Das kommt natürlich vor. 

Wir haben schon im Ausschuss und hier im Hause oder zum Beispiel auch im Vorstand der KFA diskutiert, als wir dort die Geburtshilfe geschlossen haben, dass insgesamt, nicht nur in Wien, sondern österreichweit, die Anzahl der Geburten zurückgeht und dass diese Veränderung bei den Einrichtungen natürlich zum Tragen kommt. Es ist sicher auch ein Problem, wenn das Geburtshaus Nußdorf Probleme mit der Auslastung hat. 

Eine zweite Bemerkung möchte ich anschließen. Mir ist diese Woche eine neue Broschüre der Grünen ins Haus geschneit, wo sie für etwas, was wir auch unterstützen, für das Sozialstaat-Volksbegehren, werben, was ich für eine gute Sache halte, nur die Broschüre nicht. Bei der Broschüre hat man nämlich das Gefühl, dass die Wiener Stadtregierung eigentlich die Bundesregierung in Österreich ist, weil die Argumentation der Grünen in dieser Broschüre in diese Richtung geht. Ich denke, damit tun Sie dem Volksbegehren keinen guten Dienst, Ihre Oppositionspolitik hinter diesem Volksbegehren zu verstecken. Ich denke, das schadet dem Volksbegehren auch. Irgendwie habe ich das Gefühl, Ihre neue Strategie ist, dass Ihr neuestes Feindbild die SPÖ Wien ist. Ich denke mir, da wird es in Zukunft schwer werden, mit dieser Linie gemeinsame Projekte durchzuführen. Das möchte ich Ihnen zu bedenken geben. (GR Günter Kenesei: Warum sind Sie denn so angerührt?) - Wer da angerührt ist, das haben wir schon öfter erlebt! 

Ich denke mir, das ist ein bisschen realitätsfern, da Wien sich ohne weiteres nicht verstecken muss. Ich meine, das zeigen - wie wir auch in letzter Zeit gesehen haben - internationale Rankings, wo es nicht nur darum geht, wie schön diese Stadt ist, wie gut die Verkehrspolitik dieser Stadt ist, wie hoch der Sicherheitsstandard dieser Stadt ist, wie gut die Umweltqualität und die Lebensqualität dieser Stadt sind, sondern wie gut auch die soziale Sicherheit und die soziale und gesundheitliche Versorgung dieser Stadt sind. Das fließt nämlich auch in dieses Ranking ein, wo wir nach Zürich weltweit immerhin den zweiten Platz einnehmen. Ich denke mir, diese Realität sollten Sie auch zur Kenntnis nehmen! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 30 zustimmen können, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 35 (01133/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 3. GR-Subventionsliste aus 2002.

Hierzu gibt es keine Wortmeldung. 

Es gibt aber den Antrag auf getrennte Abstimmung, die ich somit durchführe.

Von der Subventionsliste wurde der "Verein SOS Mitmensch" gesondert zur Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit, gegen die Freiheitlichen, angenommen.

Ich darf nun die gesamte restliche Subventionsliste zur Abstimmung bringen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 (01117/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Film Fonds. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mag Chorherr hat sich zum Wort gemeldet.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Akt selbstverständlich zustimmen. 

Ich möchte den Wiener Gemeinderäten und Gemeinderätinnen, insbesondere von der ÖVP und der FPÖ, auch eine Empfehlung geben, von Sonntag auf Montag in der Nacht aufzubleiben und sich die Oscar-Übertragung im Fernsehen anzuschauen. Da hat es nämlich zum ersten Mal seit sehr langer Zeit - ich meine, nicht entsprechend gewürdigt in der Öffentlichkeit - eine österreichische Filmproduktion geschafft, für den Oscar nominiert zu werden: "Copy Shop". Wer letztes Jahr bei der Grünen Kino-Weihnacht war, hat ihn dort sehen können. Wir zeigen dort, gerade aus visionärer Sicht, jene Filme, die einen Oscar bekommen. Im Vorjahr war das nämlich auch so. Ich möchte das nur als Beleg bringen, wie es Virgil Widrich neulich in einem Interview gesagt hat: "Vielleicht nützt das Stammtischargument Oscar." 

Tatsache ist - ich mache das selten, mich von dem Pult aus mit der Bundespolitik auseinander zu setzen -, dass die Streichungen auf Bundesebene gerade im Filmbereich und gerade, weil Kollege Marboe auch zuhört, den ich persönlich schätze, der sich aber dazu nie entsprechend geäußert hat, mit 40 Prozent in der einheitlichen Meinung aller, die sich mit dem Film beschäftigen, verheerend für die österreichische Filmwirtschaft sind. Es ist jetzt bereits so, dass die Wiener Filmfinanzierung, die wir heute beschließen werden, höher ist, als die Bundesfilmfinanzierung. (StR Dr Peter Marboe: Und warum? Erinnern Sie sich, warum sie höher ist?) Warum? - Weil der Bund um 40 Prozent gekürzt hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Weil es der StR Marboe gemacht hat!) Wenn Sie es hören wollen: Ja, der Kollege Marboe hat sich, als er amtsführender Stadtrat war, sehr für den Film eingesetzt. Ich gehe Sie auch gar nicht an, dass Sie da etwas schlecht gemacht haben! (StR Dr Peter Marboe: Ich glaube schon!)

Wien allein, Herr Kollege, kann die österreichische Filmproduktion aus Eigenem nicht tragen. (StR Dr Peter Marboe: Richtig!) 40 Prozent sind was? Vielleicht kommt Ihnen da auch ein Zwischenruf über die Lippen! Ich erspare mir jetzt, all das vorzulesen, was richtigerweise gesagt wurde. Gerade in einer Zeit - das sage ich jetzt auch vor der Frau Unterreiner (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich passe auf!), die in ihren Reden oft irgendein Kunstwerk sui generis darstellt (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist gut!) -, wo der österreichische Film auf nahezu allen internationalen Festivals Erfolge einfährt, an die wenige geglaubt haben, stellt sich Morak hin und sagt, so schlecht könne die Filmfinanzierung nicht sein, weil wir alle Preise gewinnen, nicht bedenkend, dass diese Filme, wie "Hundstage", der der Frau Kollegin Unterreiner besonders ans Herz gewachsen ist, weil sie sich schon öfters damit auseinander gesetzt hat, wie "Copy Shop", wie "Vollgas" in letzter Zeit - ich will sie jetzt nicht alle aufzählen -, Produktionen, die aus der Filmakademie gekommen sind, aus jener Zeit stammen, wo es noch eine im internationalen Vergleich ohnehin bescheidene Filmfinanzierung gegeben hat.

Jetzt gibt es ein wirtschaftliches Argument dafür: Das ist Beschäftigung. 

Es gibt ein kulturelles Argument, vielleicht kann das bei der FPÖ, bei der Sportministerin, einfahren: Wir schlagen Deutschland unausgesetzt auf Festivals. In Deutschland gibt es seitenweise in Feuilletons Auseinandersetzungen, was in Österreich los ist und wieso es der deutschen Produktion mit RTL, mit Pro 7 und mit den anderen Privatgesellschaften im Fernsehbereich, die laufend beauftragen, nicht gelingt, annähernd jenen Erfolg auf Festivals zu erreichen. 

Zum Beispiel "Hundstage": ein Lob an das österreichische Kinopublikum. Das waren nicht nur - wie Sie immer sagen - 2 000 oder 3 000. Ich habe jetzt nicht die Zahl von gestern, aber die Zahl von vor zehn Tagen. Damals waren es bereits 100 000 Zuseherinnen und Zuseher, die zeigen, dass gut gemachte preisgekrönte Filme auch Publikumserfolge sein können, wenn die entsprechende Unterstützung durch eine Filmfinanzierung auf der Bundesebene gegeben ist.

Das ist ein Debakel, das sich hier abspielt! (StR Dr Peter Marboe: Was können Sie hier dagegen machen?) Ich lausche begierig auf Zwischenrufe vom Kollegen Morak. Entschuldigung, das war jetzt ein Freud'scher Versprecher! Das wollte ich Ihnen nicht antun! (StR Dr Peter Marboe: Weil es ins Parlament gehört!) - Weil es ins Parlament gehört.

Herr Kollege Marboe, so sehr sind Sie als Person nicht in die Nachfolgegespräche um den neuen Parteiobmann involviert, dass Sie nicht trotzdem Zeit finden könnten, auch auf Bundesebene beim Kollegen Morak ein bisschen etwas zu tun. Ich möchte mich nicht mit der ÖVP und ihrer Situation auseinander setzen, aber Ihre Assets sind nicht so, dass Sie jetzt nach einem Typus von Ihnen, die Wiener ÖVP, oder immer so Leute wie der Herr Prochaska, gieren, aber das geht mich jetzt nichts an. Primär könnten Sie auf Bundesebene doch etwas sagen. Ich meine das im Ernst. 

Da geht jetzt etwas den Bach hinunter, das unabsehbare Auswirkungen hat. Gerade, weil mir das so wichtig ist, möchte ich das hier sagen, auch weil sich von der FPÖ und ÖVP, glaube ich, noch niemand zum Wort gemeldet hat. Vielleicht wird sich der Kollege Salcher von seiner Lektüre trennen, oder der Kollege Marboe, der sich - ich sage es ja - erfolgreich um den österreichischen Film bemüht hat, als er Stadtrat war. Jetzt könnte er ein Wort einlegen. Das ist mir wirklich wichtig! 

Da sind wir derartig weit. Lassen Sie mich das gesellschaftspolitisch argumentieren. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Pff!) - Sie machen "Pff"! Ich will es gerade auch in Ihre Richtung gesellschaftspolitisch argumentieren. (GR Günter Kenesei: Das gelingt nicht! Das ist nicht einfach!) 

Man weiß, wie wichtig Kino in der Kommunikation von Bildern, von Meinungen ist. Früher wurde es "Bewusstseinsindustrie" genannt. Als nach dem 11. September in für mich beängstigender Art die Spitzen von Hollywood gesagt haben, jetzt müssen sie Flagge zeigen und die auf der ganzen Welt gesehenen Produktionen in die Pflicht nehmen, um ein gewisses Bild von Welt in die Kinos von Wladiwostok über Lima über das - leider nicht mehr - Flottenkino bis nach Südamerika zu bringen, dann weiß man, wie wichtig das ist, von der Geschichtszeichnung über Bilder des Lebens. Fernsehen, Kino und Film ist etwas Essenzielles in der - Anführungszeichen - "Aufklärung", in dem, wie etwas gesehen wird. 

Hier auch eine österreichische Form des Beitrags, wie wir leben wollen, wie wir die Welt sehen, zu haben, nicht nur zu importieren, sondern auch eigene Beiträge in Österreich zu zeigen, halte ich für total wichtig. Nebenbei gibt es wichtige ökonomische Argumente dafür: Beschäftigte, Möglichkeiten für Koproduktionen et cetera. 

Die Kürzungen sind nicht nur - das möchte ich jetzt auch noch sagen - in Bezug auf die Reduktion der Filmförderung, sondern auch, was Schwarz-Blau dem ORF an Kürzungen durch die Streichung der Gebührenrückerstattung angetan hat. Auch das hat Geld gekostet, das eins zu eins bei der heimischen Produktion fehlt. Das ist der Punkt und das kann man nicht laut genug sagen! 

Ich würde es sehr begrüßen, wenn Kollege Salcher, der sonst nicht mundfaul ist, sich herausbewegt und vielleicht auch etwas über das Verhältnis Wien und Bund sagt, weil im Bereich des Films kann man das wirklich nicht auseinander nehmen.

Ganz kurz nur zu dem, was Wien trotzdem tun könnte. Ich begrüße es ausdrücklich, dass es hier zu keinen Kürzungen kommt. Es wäre völlig utopisch, sich hinzustellen und zu sagen, was der Bund auslässt, muss Wien jetzt zahlen. Das geht nicht. Das könnte man zwar aus Populismus verlangen, das wäre aber Unfug. 

Abschließend möchte ich noch sagen, Kollege Mailath-Pokorny hat unter anderem bei der Viennale und bei vielen anderen Interviews, Vorträgen sowie Diskussionen eine Wiener Filmoffensive angekündigt. Es würde mich interessieren, wo die steht, denn Wien kann im Rahmen seiner Möglichkeiten einiges tun. Ich möchte nur einige wenige Punkte, über die wir ohnehin schon gesprochen haben, noch einmal einbringen. 

Es gibt momentan vielleicht noch die Chance, über den Standort Schönbrunn zu versuchen, die Filmakademie, die aus den Nähten platzt, durch eine neue Situierung produktionsnäher umzusiedeln, - unter Anführungszeichen - "mit Geld", das in dem Fall Bundesgeld ist und da Schönbrunn großes Interesse an dem Standort hat. Hier könnten sich Synergien finden. Hier könnten sich Synergien ergeben, was dort an Standortmöglichkeiten wäre. 

Man könnte jetzt, wo es wieder eine neue Geschäftsführung des ORF gibt, intensiv über die Frage der Koproduktionen nachdenken. Vielleicht nur ein Detail: Wenn es Wirtschaftsdelegationen der Stadt Wien gibt - mir ist nicht bekannt, vielleicht gibt es das, vielleicht wissen Sie das -, bei internationalen Auftritten, wo am meisten die heimische Industrieproduktion Kontakte knüpft, könnten auch heimische Filmproduzenten im Schlepptau des oft an Kontakten nicht armen Bürgermeisters und dem, was dazugehört, mitreisen, um Koproduktionsgelder zu lukrieren. Ich differenziere jetzt bewusst nicht zwischen dem - unter Anführungszeichen - "Kunstfilm" auf der einen Seite und dem, was die Mehrzahl der Filmproduktionen auf der anderen Seite ist, nämlich Fernsehserien, Kommerzproduktion. 

Mir ist zum Beispiel eine in Österreich produzierte "Soap" - unter Anführungszeichen - noch 100‑mal lieber, als ausländische Importprodukte aus den USA. Ich sehe mit Stolz - das darf man sein - an Produktionen wie "Julia" und anderen, dass die von Österreich produzierten Dinge auch in Deutschland zu den größten Quotenbringern aller dieser Produktionen zählen, ob das "Julia" oder "Schlosshotel Orth" ist, über deren künstlerische Dinge ich jetzt nicht reden möchte. So etwas ist Fernsehen. Diesbezüglich ist es mir ein Anliegen zu sagen, wir sollten auch da die Voraussetzungen dafür schaffen, dass so etwas über Koproduktionen erzeugt wird und welche Möglichkeiten es auch wirtschaftlich gäbe, dass Wien anregen könnte, Koproduktionsgelder zu bringen, nicht zuletzt hinter Anstrengungen, die die Franzosen immer schon gesetzt haben, da der französische Film ein Kulturgut der Sonderklasse ist und es auch europäische Gelder in diesem Bereich gibt, die angezapft werden könnten. Das könnte man versuchen. Das sollte man versuchen. 

Ich würde mich freuen, wenn Kollege Mailath-Pokorny eine Zwischenbilanz der Filmoffensive des Standorts Wien geben würde.

Das alles kann aber sicherlich nicht eine Wahnsinnsstrategie kompensieren. Es ist eine Zerstörungsstrategie, die der Bund hier fährt, die ökonomisch nicht argumentierbar ist! 40 Prozent sind etwas mehr als 40 Millionen S, die eingespart wurden. Das sind im Verhältnis zu anderen Bereichen der Infrastruktur Peanuts. Das hat offensichtlich ideologische oder andere Gründe. Vielleicht wird es mir Frau Unterreiner erzählen. Ich finde es verheerend, was passiert und drücke nicht zuletzt deswegen dem Virgil Widrich die Daumen, dass er Sie alle blamiert und von Sonntag auf Montag den Oscar bekommt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte schön.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Seit vielen Jahren ringt man hier um eine ideale Filmförderung. Sie kennen unseren Standpunkt. Er hat sich in der letzten Zeit nicht geändert. Wir sagen, dass Film ein Geschäft ist und dass der wirtschaftliche Faktor sehr wichtig ist - genau wie Sie. Aber wir ziehen andere Schlüsse, weil Sie ziehen den Schluss, dass zum Beispiel ein Film, der 100 000 Zuschauer hat, ein riesiger Erfolg ist. Ich sage, mit 100 000 Zuschauern kann er niemals ein Geschäft sein. Das heißt, in all den letzten Jahren hat die Filmförderung in Wirklichkeit den erfolglosen Film gefördert. (GR Günter Kenesei: Die ganzen Festivals haben alle Unrecht, oder was? Die haben auf die Frau Unterreiner gewartet!) Ich kann das mit Zahlen belegen. Ich gehe auch darauf ein, aber lassen Sie mich zuerst einmal über die Zahlen sprechen, weil das sehr wichtig ist. 

Die Zahlen sind deswegen so wichtig, weil Filme, Herr Mag Chorherr, für Zuschauer und nicht für die Filmschaffenden gemacht werden. Das heißt, das Ziel eines Films ist, dass Menschen hineingehen und sich den Film anschauen. (GRin Marie Ringler: Ich bin auch ein Mensch!)

Ich sage Ihnen etwas über die Zuschauerzahlen des österreichischen Films. Ich nehme jetzt nur die Gelder von Wien her, natürlich gibt es auch Gelder vom Bund. Ich habe eine Anfrage an Herrn Dr Mailath-Pokorny gestellt, wie die Subventionen, die Auslastungen und die Rückflüsse der vom Wiener Film Fonds geförderten Filme sind. 

In den letzten Jahren wurden 107 österreichische Filme vom Wiener Film Fonds gefördert. Man hat 311 Millionen S ausgegeben. Angeschaut haben diese Filme 2,3 Millionen Besucher. Das heißt, in den letzten fünf Jahren haben 2,3 Millionen Besucher österreichische Filme gesehen. Nur als Vergleich "Die fabelhafte Welt der Amelie" haben innerhalb von einigen Monaten 5 Millionen Besucher gesehen. Einen einzigen Film! (GR Günter Kenesei: Da hat die Produktion aber auch ein bisschen mehr gekostet!) Sagen Sie nicht, das sei viel leichter! (GR Mag Christoph Chorherr: Mit der Argumentation sperren Sie einmal die Oper zu! Dort gehen nicht 2,7 Millionen Leute hinein! - GR Günter Kenesei: Da müssen Sie die Oper und alle anderen Theater auch gleich zusperren!) Ich meine, der österreichische Film muss nicht an der österreichischen Grenze enden, er kann selbstverständlich auch einen großen anderen Raum, den deutschen Sprachraum, mitbedienen. Also sagen Sie nicht, ich kann Frankreich nicht mit Österreich vergleichen! 

Ich komme auf die Zahlen zurück. 2,3 Millionen Besucher haben in fünf Jahren 107 Filme angeschaut, die mit 311 Millionen S gefördert wurden. Die Rückflüsse sind 198 Millionen S. Das heißt, nicht einmal das, was man ausgegeben hat. Nicht einmal das! Das sind nur die Gelder von Wien. Es sind auch noch andere Gelder hineingeflossen. Das heißt, Herr Mag Chorherr, dass niemals ein einziger Film einen Gewinn gebracht hat und Sie sprechen von dem großen wirtschaftlichen Erfolg, den der österreichische Film bringen kann! (GR Günter Kenesei: Haben Sie eine Ahnung, was noch alles dranhängt?) Ihrer Meinung nach ist Film ein Geschäft, oder nicht. Wir bekennen uns dazu, dass Film auch ein Kulturgut ist, aber einen wirtschaftlichen Erfolg muss es ebenso geben. Vor allem hat das Ganze nur einen Sinn, wenn sich die Leute das anschauen. 

Ich kann Ihnen das noch im Detail sagen, damit Sie sich vorstellen können, wie blamabel die ganze Sache ist. (GR Günter Kenesei: Das Einzige, was sich blamiert, sind Sie!) Das heißt, ein Viertel dieser 107 Filme, die in den letzten fünf Jahren gedreht wurden - das sind 22 Stück -, hat weniger als 5 000 Zuschauer gefunden, davon die Hälfte wiederum nur zwischen 1 000 und 2 000 Zuschauer. Ich meine, das ist armselig! Für wen machen die die Filme? - Es gibt Filme, da gehen 180 Leute hinein! Haben Sie sich einmal die Besucherzahlen angeschaut? (GR Günter Kenesei: Glauben Sie, dass jeder Film aus der Akademie Hunderttausende Leute ins Kino bringt?) Das muss man wissen, wenn man über Film redet. 

Dann gibt es Filme, die mehr als 100 000 Zuschauer finden. Herr Mag Chorherr findet, es ist ein riesengroßer Erfolg, wenn ein österreichischer Film mehr als 100 000 Zuschauer findet. Ich finde, es ist eigentlich eine Schande, weil man müsste Millionen von Zuschauern gewinnen können, wenn er so gut ist. 

Jetzt gehe ich weiter. 100 000 bis 200 000 Besucher hat sozusagen noch ein Teil davon und es gibt einen einzigen Film, der mehr als 500 000 Zuschauer erreicht hat. Das war mit 617 000 Zuschauern "Hinterholz 8". Alle anderen Filme, die darüber hinausgehen, haben nur zwischen 100 000 und 200 000 Besucher gefunden. Das sind die Zahlen der österreichischen Filme der letzten fünf Jahre. Wenn Sie dann von großen Erfolgen reden, dann muss ich Ihnen ehrlich sagen, dass das nicht stimmt. 

Nun komme ich auf das zu sprechen, was Sie gemeint haben, wie das mit den Preisen ist. Ich muss Ihnen Recht geben, es sind einige Filme ausgezeichnet worden. Aber auch das kann man von verschiedenen Blickwinkeln sehen. Unsere Seite ist folgende: Wie schauen die Filme aus, die ausgezeichnet wurden? - Ausgezeichnet wurden Filme, wo die Österreicher in einem ganz bestimmten Licht gezeigt werden. Das ist eindeutig! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hoffentlich!) Es wird jetzt nicht unsere typische österreichische Lebensart, unsere Tradition, unsere Kultur gezeigt, das, was Österreich ausmacht und viele Jahre lang den österreichischen Film mit Erfolg ausgezeichnet hat. (GR Günter Kenesei: Hans Moser und Paul Hörbiger vielleicht!) - Sie können darüber lachen, aber die haben immerhin ein ziemlich großes Publikum erreicht und sind nicht an der Grenze Österreichs stehen geblieben! Der österreichische Film hatte durchaus einmal eine große Bedeutung! (GR Günter Kenesei: Sodom und Gomorrha! Das ist keine Frage!) 

Jetzt gehen wir zurück zu den Filmen: Da haben wir die Handke-Verfilmungen. Handke hat, sofort als eine neue Regierung gegründet wurde, gesagt, er werde nun Filme gegen Schwarz-Blau machen. Das heißt, er hat sich schon einmal gut eingeführt. Diejenigen, denen das gefällt, verleihen dann auch die Preise. Das sind nämlich die Jurys. Wer hat denn in Cannes die "Goldene Palme" bekommen? Wie diese Jurys zusammengesetzt sind, ist auch interessant. Wenn man sich einige Zeitungsmeldungen anschaut, wenn man "Le Monde" und so weiter liest, dann weiß man, dass das dort sehr umstritten war. Es ist nicht so, dass das von allen Seiten großartig aufgenommen wurde. 

Haneke zum Beispiel muss gleich Filme gegen die Regierung machen. Sonderbarerweise hat Haneke das früher niemals gemacht. Er hat niemals Filme gegen die früheren Regierungen gemacht. Offensichtlich geht das erst jetzt, vorher hat man sich das nicht getraut. (GR Günter Kenesei: Hat "Nordrand" Preise bekommen?) Anscheinend darf man erst jetzt Filme gegen die Regierung machen. Er sagt, er macht mit der "Klavierspielerin" einen Film, der allgemein menschliche Beziehungen darstellt, er zeigt der Gesellschaft einen Spiegel vor und es ist ein Sozialdrama, eine kommunistische Gesellschaftsanalyse. (GR Günter Kenesei: Hat "Nordrand" einen Preis bekommen?)

Ich nehme an, diejenigen, die sich für Filme interessieren, haben diesen Film gesehen. Jeder von Ihnen weiß, dass das nicht allgemein menschliche Probleme sind, sondern es sind Probleme einer sehr ausgefallenen Beziehung zwischen Mutter und Tochter. Es sind eher Probleme, die in den klinischen Bereich hineingehen. Es werden sadomasochistische Rituale gezeigt. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ein typischer Antiregierungsfilm!) Es ist eine sonderbare Mutter-Tochter-Beziehung. Dort wird mit Gewalt gearbeitet, es sind eigenartige sexuelle Obsessionen. Ob das der Spiegel der Gesellschaft in Österreich ist, darüber kann man jetzt diskutieren. Ich sage zumindest, das ist schwarzer Kitsch. Wenn ich auf der einen Seite Alpenglühen und rosarote Herzen zeige und alles heil ist, dann ist es der helle Kitsch. Was Haneke macht, ist jedoch schwarzer Kitsch. Es ist vollkommen unrealistisch und entspricht überhaupt nicht einem gesellschaftlichen Spiegel Österreichs. 

Ich muss Ihnen sagen, das ist nicht das, was ich mir unter einem gelungenen Export des österreichischen Films vorstelle, weil wie schauen denn die Österreicher in Europa aus? Wenn ich mir jetzt zum Beispiel "Hundstage" anschaue, so wird es noch verschärft. Ich meine, die Kritiken sind ziemlich einmalig. Es geht um "spezifisch österreichische Grauslichkeiten", sagt man in der Kritik. Jetzt frage ich mich, was sind "spezifisch österreichische Grauslichkeiten"? Ist das gewalttätiger Sex? Was ist das? Sind das Orgien? (GR Dr Andreas Salcher: Schau ihn dir an!) Wenn man sich das durchschaut, mag das vielleicht die Welt von Herrn Seidl und die Welt von Herrn Haneke sein, aber ich würde nicht sagen, dass das Österreich repräsentiert. 

Es interessiert in Wirklichkeit auch niemanden, weil kein Mensch schaut sich das an. Die "Hundstage" werden vielleicht, wenn es in Ihren Augen wahnsinnig erfolgreich ist, an die 100 000 Zuschauer haben. (GR Günter Kenesei: Wie viele Zuschauer hat denn "Nordrand" gehabt, Frau Kollegin?) Ich schaue mir all diese Filme an, aber ich muss ehrlich sagen, es ist echtes Arbeitsleid! (GR Mag Christoph Chorherr: Setze es von der Steuer ab!) Wenn man sich diese Filme anschaut, geht man anschließend hinaus und findet sich in einer Gruppe anderer ziemlich verstörter Menschen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Die Österreicher sind also bei unserem Export Sadisten, Schläger, Schwätzer, Vorstadtinferno, Masochisten, Voyeure, alles, was man sich nur so vorstellen kann. 

Jetzt gehe ich weiter auf "Jedermanns Fest". Sie wissen, sechs oder sieben Jahre - man streitet sich - hat der Film gedauert. Man hat mit 50 Millionen S angefangen und irgendwo zwischen 70 und 80 Millionen S hat man geendet. Er kam großartig in die Kinos. Ein paar Leute sind dort gesessen und sind kopfschüttelnd hinausgegangen. Man sagt, man hat sich noch nie drei Stunden lang die Nasenlöcher vom Brandauer so genau anschauen können. Jetzt frage ich Sie, was das wiederum soll. Das ist doch unglaublich! Das ist ein Skandal! Kein Mensch schaut sich diesen Film an! Der Film ist auch sofort wieder abgesetzt worden. 

Das sind die letzten drei großgepriesenen Filme. StR Mailath-Pokorny hat sie als außerordentlich erfolgreich hingestellt. Das ist die große Filmförderung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind da ganz anderer Meinung. Wir sind der Meinung, dass der Film selbstverständlich nach dem Prinzip von Angebot und Nachfrage gehen muss. Das heißt, er wird für Menschen gemacht. Es sollen Leute gern hineingehen und dafür auch bezahlen. Es ist für ein Selbstverwirklichungsvehikel für diejenigen, die die Filme machen, viel zu teuer. Der Film ist ein Produkt, das konkurrenzfähig sein muss und letztendlich von staatlicher Unterstützung irgendwann einmal unabhängig sein sollte. 

Das wäre wirklich gut. Denn sagen Sie mir nicht, dass ein guter, wertvoller Film wirtschaftlich erfolglos sein muss. Die großen Filme, die großen, guten Filme, die in die Filmgeschichte eingegangen sind, haben immer ein Millionenpublikum gefunden.

Ich hoffe - und werde sicher darauf hinarbeiten -, dass irgendwann einmal der österreichische Film das repräsentiert, was uns ausmacht. Die Identität, die ich mir vorstelle, ist eine andere als jene, die zurzeit wiedergegeben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Elisabeth Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte nicht im Detail auf die Vorhaltungen der Frau Mag Unterreiner eingehen. Sie disqualifizieren sich für mich selbst. Denn würde man Filmförderung nach ihren Kriterien betreiben, dann müsste man gleich auch die Bundestheater und die Staatsoper zusperren. Wenn die Quote unser allerhöchstes Sakrament ist, dann spielen oder verfilmen wir eben den "Musikantenstadl". Wie gesagt, ich möchte eigentlich nicht erwähnen, was für ein riesiger Erfolg auch an der Kinokasse zum Beispiel "Die Klavierspielerin" von Michael Haneke war. Das ist ein Erfolg, um den uns ganz Europa beneiden kann. Das war ein Millionenpublikum, das, wie gesagt, nicht viele andere europäische Filme erreichen könnten.

Dass es, wenn man vom Sponsoring im Film- oder Medienbereich spricht, wobei es sich um eine ganz spezielle Branche handelt, nur um Sponsoring im Verwertungsbereich gehen kann, ist eigentlich auch klar. Denn in ganz Europa - das ist keine österreichische Besonderheit - werden audiovisuelle Produktionen entweder selbst finanziert oder eben gefördert wie auch in Österreich. Das ist in Deutschland, in Frankreich, in Großbritannien so. Der Kinofilm wird dort im Wesentlichen aus Förderungsgeldern hergestellt, das geht in Europa ganz offensichtlich nicht anders.

Das Problem liegt in Österreich eigentlich mehr darin, dass Film im Bewusstsein der Öffentlichkeit nicht einen wirklich großen Stellenwert hat. Das rangiert immer, wie ich auch an den Bewertungen zu international preisgekrönten Filmen wie etwa "Hundstage" sehe, unter, ich weiß nicht, Praterbude. Aber Frau Mag Unterreiner tut es offenbar nicht einmal bei Brandauer und darunter schon gar nicht. Alltagskultur ist offenbar keine Kultur, sondern prinzipiell etwas, was abzulehnen oder schmuddelig ist. 

Wie gesagt, den Erfolg an der Kinokasse, der bei der Filmbranche durchaus etwas ist, was auch wirtschaftlich interessant ist und Arbeitsplätze schafft, haben wir ja ohnedies. Wir haben dazu diese von Mag Chorherr erwähnte "Oscar"-Nominierung für Virgil Widrich. Eigentlich wundert es mich, dass Sie, meine Damen und Herren - (In Richtung FPÖ:) wenn ich da hinüberschaue -, alle so munter, gar nicht bleich und sehr wach aus der Wäsche schauen. Denn ich hätte eigentlich erwartet, dass Sie sich, um mitreden zu können, zum Beispiel gestern die lange Nacht des österreichischen Films von 0 Uhr bis 5 Uhr in ORF 1 angeschaut hätten. Da hätten Sie zum Beispiel auch "Copy Shop" von Virgil Widrich sehen können, das ist bis etwa 0.30 Uhr gelaufen - ein wunderbarer Film. Auch ich halte diesem Film absolut die Daumen, denn so ein Gustostückerl ist wirklich weltweit beachtenswert.

Das ist ein riesiges Filmwunder. 2001 ist das erfolgreichste österreichische Filmjahr seit Menschengedenken, und eine "Oscar"-Nominierung hatten wir das letzte Mal vor 15 Jahren mit Wolfgang Glücks "'38" - auch das war Wien. Ich finde, das ist eine kleine Sensation. Dass diese Erfolge vor allem auf die gezielte Förderung durch den Wiener Film Fonds zurückzuführen sind, brauche ich nicht zu betonen. Denn auf Bundesebene wird eine ganze Branche - ich formuliere es jetzt absichtlich wirtschaftlich - bewusst nicht wahrgenommen, ausgehungert, totgeschwiegen.

So gesehen, kann Wien wirklich darauf pochen, dass es eine Vorreiterrolle hat. Es wurden in der vergangenen Woche zwei österreichische Filmproduktionen, "Auf allen Meeren" von Johannes Holzhausen und "Elsewhere" von Nikolaus Geyrhalter, ins Programm des renommierten Pariser Dokumentarfilm-Festivals "Cinema du Reel" eingeladen. Es würde mich nicht wundern, wenn wir auch da wieder Preise abkassieren, von den Max-Ophüls-Preisen und den schon erwähnten Preisen für Haneke und Seidl abgesehen.

Aber ein bisschen muss ich da auch Kritik üben, weil Wien natürlich nicht alles allein lösen kann. Mich erinnert das Ganze wieder einmal an ein Märchen, nämlich an das vom Dornröschen: Da kommt die 13. Fee, sie spricht den tödlichen Fluch aus, und da die 12. ihren Wunsch noch nicht getan hat, kann sie noch einschreiten. Nur kann Wien natürlich die Verdammnis von Seiten der Bundesregierung für die audiovisuellen Medien nicht aufheben. Wir haben auch nicht vor, es in einen 100‑jährigen Schlaf zu verkehren, denn damit wäre unseren kreativen und aktiven Filmschaffenden wirklich nicht geholfen, und auch nicht einer ganzen Wirtschaftsbranche, die allerdings sehr stark - und das ist eine Eigenheit des Films - auf Synergien, auf übergreifende Zusammenarbeit im europäischen Bereich angewiesen ist. Da fühlen wir uns in Wien schon sehr allein gelassen, weil von Seiten der Bundesregierung, na ja, im besten Fall passiver Widerstand geübt wird.

Aber es geht nicht nur um das Geld, sondern auch um das geistige Klima. Da muss ich schon auch ein kleines bisschen in Richtung Grün hinüberschauen. Denn manchmal sind da sonderbare Allianzen zu sehen, manchmal fühle ich mich irgendwie grün-blau geschlagen. Die Motive sind gewiss ganz andere, aber - honni soit qui mal y pense - wenn dann so eine Allianz aus einem abgestandenen Kulturbegriff auf der einen Seite und einem manchmal etwas abgehobenen auf der anderen Seite entsteht, dann ist dieses Amalgan für mich nicht nachvollziehbar. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich rede jetzt eigentlich nicht von der Filmförderung, sondern in Sachen Kinoförderung - nur um es aufzuklären. (GR Gerhard Pfeiffer: ... ist abgeschmackt!)
Aber davon abgesehen, möchte ich jetzt - weil manchmal nicht ganz klar ist, wer wo Stellung bezieht - wieder einmal alle auffordern, sich klar zu machen, dass Film in erster Linie ein Kulturgut ist, dass es in unser aller Interesse ist, diese Kultur - die, wie gesagt, im Moment boomt wie nie zuvor - zu erhalten und zu fördern, dass man da die Fraktionsgrenzen nicht so eng sehen dürfte und dass das jeder für sich entscheiden muss.

Mir ist da wieder ein Gedicht von Ernst Jandl in die Hände gefallen. Es heißt nicht "Richtung", sondern "Lichtung": "manche meinen, lechts und rinks kann man nicht velwechsern, werch ein illtum".

Ich bitte um Zustimmung. Nein, das darf ich gar nicht, ich bin ja nicht die Antragstellerin. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist der Herr amtsführende Stadtrat zum Wort gemeldet. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich melde mich nur kurz zu Wort, auch weil diese Post einen der ganz großen Budgetposten für das Kulturbudget der Stadt Wien betrifft. Ich meine, wenn wir hier eine Debatte abhalten, dann ist es auch richtig, sachlich darüber zu sprechen. 

Ich habe mich aber auch zu Wort gemeldet, weil ich mich in meiner Funktion und auch persönlich ausdrücklich von dem distanzieren möchte, was Frau GRin Unterreiner über den österreichischen Film im Allgemeinen und über einzelne Filme wie "Die Klavierspielerin" im Besonderen gesagt hat. Ich glaube, das kann, darf und soll man hier nicht unwidersprochen lassen. (StRin Karin Landauer: Wir haben aber schon noch Meinungsfreiheit?) Das sind Disqualifizierungen, die vielleicht Ihrer persönlichen Meinung, die ganz offensichtlich Ihrer persönlichen Meinung entsprechen, mit Sicherheit aber nicht dem, was die internationale Filmkritik und die Expertise insgesamt dazu gesagt haben.

Frau GRin Unterreiner! Wenn Sie behaupten, der österreichische Film wäre nicht erfolgreich, so ist das auch, glaube ich, Ihre persönliche Meinung (StRin Karin Landauer: Meinungsfreiheit gibt es in Österreich, ja!) - selbstverständlich Meinungsfreiheit, natürlich! -, aber jedenfalls auch nicht nachvollziehbar. Wenn man in ernst zu nehmenden Publikationen, insbesondere in Deutschland, aber auch anderswo - und ich kann es Ihnen gerne zukommen lassen -, nachliest, so ist in der Tat von einem österreichischen Filmwunder der letzten Jahre, insbesondere des letzten Jahres, die Rede. Sogar mehr noch: In Deutschland wird darüber nachgedacht, wie dieser Erfolg zustande kommen konnte und wie das System der österreichischen Filmförderung offensichtlich ein anderes als beispielsweise jenes in Deutschland ist, das es ermöglicht, dass trotz nach wie vor mangelnder Förderungsgelder ein qualitätvoller Film herauskommt.

Daher glaube ich, dieser Erfolg des österreichischen Films, der im Übrigen sehr viele junge österreichische Filmemacher und vor allem Filmemacherinnen umfasst, wird auch durch solche Reden nicht schmäler gemacht, und ich glaube, dass wir da insgesamt auf einem guten Weg sind.

In der Tat ist es höchst bedauerlich - und ich möchte hier nicht wiederholen, was ich schon vorgestern an dieser Stelle gesagt habe -, dass es von Seiten der Bundesregierung gerade in so einen Aufschwung hinein plötzlich eine im Grunde unbegründete Kürzung der Filmfördermittel gibt. Die einzige Begründung, die ich selbst - das war damals bei der "Diagonale" im Jahr 2000 - mitbekommen habe, war, dass man die Fördergelder deshalb kürzt, weil man doch die Hand, die einen füttert, nicht beißen soll. Damals ist dieser berühmte Spruch entstanden, der ganz offensichtlich wie ein Motto über der Kulturförderung der österreichischen Bundesregierung steht.

Wir haben in der Tat in Wien diese Kürzungen selbstverständlich nicht mitgemacht, sondern es wurden noch von der Vorgängeradministration die Mittel zusammengefasst, konzentriert und erhöht.

Ich habe mich - und damit hoffe ich auch die Frage des Herrn Klubobmanns Chorherr beantworten zu können - dafür eingesetzt, dass wir diese Gespräche, die bis vor zwei Jahren ganz erfolgreich gelaufen sind und die zwischen den unterstützenden Gebietskörperschaften und dem ORF stattgefunden haben, fortsetzen werden. Ich werde jetzt noch einmal dazu einladen, weil wir in der Zwischenzeit, wie ich auch hier berichten konnte, eine Studie vorbereitet haben, die ein branchenübergreifendes Konzept für den Medien- und Filmstandort Wien zum Inhalt hat. Ich möchte gerne die Studie, die wir einmal intern mit den Filmschaffenden, mit der Filmwirtschaft diskutiert haben, jetzt mit den anderen Partnern diskutieren - jetzt, da der ORF sozusagen wieder fähig und in der Lage ist, auch personell auf der einen Seite dazuzustoßen.

Ich hoffe, dass die österreichische Bundesregierung und der zuständige Kunstminister, der Herr Bundeskanzler und sein mittlerweile als Entwicklungshilfesekretär in Monterrey tätige Staatssekretär ... (GR Mag Christoph Chorherr: Aufgefallen!) Das ist ein bisschen ein Symbol: Der Herr Staatssekretär für Kunst ist in Entwicklungshilfeangelegenheiten unterwegs. Da denke ich mir, wahrscheinlich ist das eh die richtige Jobbeschreibung, aber dann könnte er doch der darbenden österreichischen Kunst endlich ein bisschen mehr Entwicklungshilfe geben. Dazu muss er aber nicht nach Monterrey fahren, sondern das kann er auch in Wien machen.

Also vielleicht dann, wenn er aus Mexiko zurückkommt - und Herr GR Salcher hat sich ja erbötig gemacht -, rührt er sich einmal und meldet sich zu den dringenden Problemen der österreichischen Kulturschaffenden, unter anderem auch denen der Filmschaffenden, und ist so freundlich, sich dazu zu äußern und nicht einfach immer nur zwischen China und Mexiko in Entwicklungshilfeangelegenheiten unterwegs zu sein.

Das ist also eine Sache, die wir vorhaben und die wir machen, weil es darum geht, letztendlich genau diesen branchenübergreifenden nächsten Schritt - ich habe es hier auch schon erläutern können - für die Filmförderung zu setzen. Da ist jetzt selbstverständlich auch einmal der Input - und Sie werden es wohl irgendwann einmal wahrhaben müssen - von Seiten des Bundes gefordert.

Wir haben aber darüber hinaus - und auch das ist ein Thema, bei dem ich mich freuen würde, wenn wir nicht nur lustige Zwischenrufe hörten, sondern vielleicht auch ein bisschen Engagement erkennen könnten - von Seiten der Stadt Wien trotzdem noch einige Initiativen gesetzt. Ich erinnere an das Filmmuseum, das ein ganz wichtiger Teil des österreichischen Filmerbes ist. Aber wie man weiß, sagt jeder, der dort hingeht, und sagen all jene, die jetzt so erfolgreich im Film tätig sind, unisono, sie haben dort eigentlich das Sehen, das Filmsehen gelernt. Das Filmmuseum haben wir massiv unterstützt, auch in Kenntnis der Tatsache, dass der Bund da bereits Zusagen getätigt hat, was das Programm anbelangt. Kein Wunder, auch dort passiert auf einmal nichts.

Wie sonderbar: Kaum engagiert sich die Stadt Wien, dann ist es geradezu die Retourkutsche - wie mir auch der Leiter des Filmmuseums berichtet -, es ist geradezu die Retourkutsche, quasi wenn Wien etwas tut, dann darf gewissermaßen als Strafe der Bund nichts mehr tun, dann soll oder möchte der Bund nichts mehr tun. Aber auch das wäre nicht das große Problem.

Das große Problem ist, dass in der Albertina, die mit sehr großem Aufwand renoviert wird - nicht zuletzt auch mit einem Beitrag der Stadt Wien -, plötzlich als einziges Fleckerl das Filmmuseum übrig bleibt in einem Gebäude, das der Burghauptmannschaft untersteht. Das Einzige, was die zuständige Frau Bundesministerin dazu sagt, ist: Na ja, die sind nicht veränderungswillig, die sollen gefälligst woanders hinziehen - ich weiß nicht, vielleicht nach Krems, oder vielleicht noch weiter weg? -, und eigentlich können wir dort nichts mehr machen. - Auch das ist irgendwie eine sonderbare Antwort. Wir werden nicht müde werden in unseren Versuchen, auch das zu unterstützen.

Sie wissen - und Sie haben das dankenswerterweise selbst mitbeschlossen -, dass wir versuchen, mit der Kinoförderung in Wien, dem Kinosterben zumindest für die Klein- und Mittelkinos entgegenzuwirken. Zu guter Letzt sage ich Ihnen nur so viel, dass wir uns sehr bemühen und eigentlich auch ganz gut unterwegs sind, um von diesen sieben Kinos, die sich jetzt in einem Insolvenzverfahren befinden, zumindest - wie auch versprochen und gesagt - das "Metro" und das "Gartenbau" als Kinostandorte zu erhalten.

Ich glaube, alles in allem sind das Maßnahmen, die durchaus Initiativen für den Film aus Wien und in Wien sind - ein kleiner Markt, der trotzdem so erfolgreich unterwegs ist und so erfolgreiche Filme macht, ein kleiner Markt, der aber eigentlich nur funktionieren kann, wenn alle Beteiligten zusammenspielen: das heißt Bund, das heißt ORF, das heißt Wien, und das heißt zu einem guten Teil wahrscheinlich auch das Land Niederösterreich, um zumindest diese östliche Region Österreichs weiter so zu unterstützen, dass aus dieser Region gute Filme wie in der Vergangenheit kommen.

Es sind gute Filme, und, Frau GRin Unterreiner, es sind besonders gute Filme auch von Michael Haneke, der im Übrigen morgen seinen 60. Geburtstag feiert und dem ich von dieser Stelle aus alles Gute zum Geburtstag wünsche. - Danke. (Beifall bei der SPÖ sowie der GRin Susanne Jerusalem. - StRin Karin Landauer: Da wird er sich aber freuen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Wer für die Post 13 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 14 (00966/2002-GKU): Projektförderungen an verschiedene Vereinigungen im Bereich der Neuen Medien im Jahr 2002.

Frau GRin Vitouch, ich darf Sie als Berichterstatterin ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet.

Erste Rednerin ist Frau GRin Ringler. - Bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir beschließen heute einen Betrag für den Bereich der Neuen Medien. Wir freuen uns natürlich sehr darüber, dass es jetzt endlich mehr Geld gibt. Wir haben gerade rund um den Film eine über Strecken etwas seltsame Argumentation auch von Seiten der FPÖ gehört, was denn nun Qualität und die Frage des Publikums betrifft. Ich kann aus dem allen irgendwie nur eine seltsame, dumpfe Weltangst heraushören und bin einigermaßen erstaunt und auch bedrückt, dass gerade im Bereich der Neuen Medien, wo jetzt endlich wieder einiges weitergeht (StRin Karin Landauer: So richtig bedrückt schauen Sie aber gar nicht aus!), in diesem Fall die ÖVP nicht zustimmen wird. Das kann ich eigentlich nur mit einem schönen Schlagwort quittieren, nämlich "Zukunftsunfähigkeit". (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich glaube, es ist wirklich sehr bedauerlich, dass es hier offensichtlich so fürchterliche Ängste gibt, was den Bereich der Neuen Medien betrifft, dass die Herren von der ÖVP jetzt schon wieder ganz nervös werden müssen und außerdem dieser wirklich lächerlich geringen Summe nicht zustimmen können aus Angst, es könnten da eventuell regierungskritische Institutionen oder Projekte Geld bekommen. Das ist schlicht und ergreifend lächerlich! (StRin Karin Landauer: Jetzt haben Sie ...!)
Ich muss hinzufügen, dass es trotzdem eine viel zu geringe Summe ist, die wir heute beschließen. Sie wissen alle, im Bereich der Neuen Medien hat sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten unglaublich viel entwickelt. Es gibt eine Szene in Wien, die ihresgleichen sucht, um die wir beneidet werden und die seit vielen Jahren das große Problem der Finanzierung hat. Kleine Beträge von 10 000, 20 000, 30 000 S, die jungen Studenten und Studentinnen viel helfen würden, gibt es leider nicht oder hat es bis dato leider nicht gegeben.

Das wird sich jetzt ein bisschen ändern. Aber nichtsdestoweniger ist meiner Ansicht nach ganz klar, dass es in diesem Bereich den Bedarf für mehr Gelder, für wesentlich mehr Gelder gibt. Ich würde es sehr begrüßen, wenn die SPÖ hier weitere Initiativen setzen und mehr Geld für diesen Bereich freimachen würde. Sie erinnern sich, als es noch eine andere Bundesregierung gab, gab es nicht ohne Grund eine Diskussion darum, dass es zum Beispiel anhand des Modells des Bundeskuratoren eine Umschichtung der Gelder auch in Richtung Neue Medien geben soll.

Wir würden es sehr begrüßen, wenn eine derartige Initiative auch in Wien gesetzt werden würde. Ich glaube, der Bedarf ist da. Ich halte es für ganz relevant und wichtig, dass in diesem Bereich mehr getan wird, und wünsche der ÖVP viel Erfolg beim Erholen von der Zukunft. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Wir haben Zukunft! Wir müssen nicht darüber reden!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es freut mich, dass die Sehnsucht bei den GRÜNEN so groß ist. Aber ich wollte Ihnen einmal eine Filmdebatte überlassen, damit Sie das sozusagen allein genießen können. 

Zum Thema Neue Medien kann ich es auch sehr kurz machen. Wir lehnen das nicht deshalb ab, weil wir etwas gegen Neue Medien haben, ganz im Gegenteil. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Die Internet-Generation!) Nur, liebe Kollegin Unterreiner, liebe Kollegin Ringler und auch liebe andere Kollegen, kein Einziger von Ihnen, der den Akt gesehen hat, weiß, was er hier beschließt. Sie beschließen hier ein schönes Wort, nämlich "Neue Medien". Das kommt mir ungefähr so vor, wie wenn wir sagen, wir gehen miteinander Möbel einkaufen; wir einigen uns darauf, wir bestellen jetzt gemeinsam den "Schöner wohnen"-Katalog, der Herr Stadtrat darf entscheiden, wie er diese Wohnung einrichtet, und in einem Jahr gehen wir dorthin und schauen, wie es aussieht.

So werden wir das nicht machen. Auch du weißt, keine einzige Medieninitiative ist da drinnen angeführt. Da sage ich aus der bisherigen Erfahrung der sozialistischen Alleinregierung: Diese Pauschal-Vollmacht, so ein schönes Wort, werden Sie von uns nicht kriegen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zur befürchteten Regierungskritik möchte ich auch etwas sagen. Die würde ich mir ja wünschen! Ich würde mir ungemein wünschen, dass mit den Steuergeldern der Stadt Wien einmal eine regierungskritische Institution unterstützt wird, und zwar eine regierungskritische Institution, die nämlich die absolute Mehrheit in dieser Stadt kritisiert. Das würde ich mir sehr wünschen! (Beifall bei der ÖVP.)

Darauf freue ich mich schon, da bin ich sehr neugierig. (Zwischenruf des amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Das wäre nämlich auch eine echte Marktpositionierung für die Neuen Medien. Denn zu den Neuen Medien, die mit Geldern der Stadt Wien die Bundesregierung kritisieren, würde ich sagen: Der Markt ist übervoll. Aber eine neue Positionierungsmöglichkeit für kritische Kulturinitiativen, für Neue Medien, die die absolute Mehrheit in ihrer eigenen Stadt kritisieren, würde ich mir sehr wünschen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Da gibt es Unzählige!) Darauf bin ich sehr neugierig, wenn wir uns in einem Jahr anschauen, wie die gemeinsame Wohnung der Neuen Medien in dieser Stadt ausschaut und wie viele Institutionen darunter sind, die sich kritisch mit der absoluten Mehrheitssituation in Wien auseinander setzen. 

Aber es hat ja vor einigen Jahren ein gutes Lied gegeben, das mit dem Refrain geendet hat: "Kritisch soll man nur gegen andere sein." Da würde ich gern schon vorher wissen - und daher wundert mich auch ein bisschen der Vertrauensvorschuss, der hier von den anderen Oppositionsparteien kommt, wenn sie zwei schöne Worte, nämlich "Neue Medien" kaufen, ohne dies zu wissen -, was in diesem Überraschungspaket drinnen ist.

Da sage ich Ihnen auf Grund der Erfahrungen, die wir bisher gemacht haben, sehr klar und deutlich: Diesen Vertrauensvorschuss für eine Vollmacht bekommen Sie von uns hier nicht. Wir werden uns im Gegenteil sehr genau anschauen, was Sie mit diesen Geldern machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Rednerin ist Frau GRin Winklbauer. - Bitte.

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bin erstaunt über das Kurzzeitgedächtnis des Kollegen Salcher. Offensichtlich hat er vergessen, dass sein Stadtrat noch vor nicht allzu langer Zeit - es ist glücklicherweise schon wieder ein bisschen mehr als ein Jahr her - sehr wohl mit Rahmenbeträgen agiert hat (GR Dr Andreas Salcher: Zu dem haben wir ja Vertrauen gehabt!), ob das in der Literatur oder ob das in der bildenden Kunst war. Rahmenbeträge sind also nicht erst jetzt erfunden worden, sondern Rahmenbeträge sind vor allem dort ein Mittel (GR Dr Andreas Salcher: Dem haben wir ja vertraut!), wo man möglichst rasch Beträge für Initiativen zur Verfügung stellen soll. Das ist der Sinn, dass sozusagen nicht ein langer Prozess für mitunter relativ kleine Beträge gemacht werden muss.

Ich bin sehr froh, dass wir jetzt einen Rahmenbetrag haben, weil damit ein sichtbares Zeichen gesetzt ist, dass neue Medienkunst einen ebensolchen Stellenwert hat, wie ihn zum Beispiel Literatur oder andere Kunstsparten innerhalb des Wiener Kulturbudgets haben. Ich denke, das ist sehr wichtig, weil gerade die künstlerische Reflexion und die Auseinandersetzung mit den neuen Technologien in künstlerischer Form in Zeiten, in denen diese Technologie in alle Lebensbereiche eingreift, ein ungeheuer wichtiges Element und ein wichtiger Faktor sind.

Die neue Medienkunst reicht in alle Kunstsparten hinein. In jeder Kunstsparte bemühen sich Künstler, über ihren bisherigen Horizont hinauszukommen, sich weiterzuentwickeln und zukunftsorientiert zu handeln. Daher können mit diesem nun möglichen Rahmenbetrag sehr vielfältige, sehr spannende Projekte gefördert werden.

Das kann elektronische Musik sein. Das kann Netzkultur sein, die experimentell entwickelt wird. Das können virtuelle Projekte sein, die weltumspannend sind, wie zum Beispiel "Friendship" oder andere Gruppen, die hier tätig sind, wobei man sich virtuell rund um die Welt bewegen kann. Das können auch Theaterprojekte sein, die sich im Netz entwickeln. In der Vermittlung über die Netzkultur sind auch der Filmbereich und die Fotokunst nicht ausgeschlossen. Da sind Visualisierungen von Kunstwerken und von Architektur möglich. Da bestehen auch Möglichkeiten zu Kooperationen mit der Wissenschaft. All das kann das sein. 

Ich glaube, dass dieser Betrag ein besonders wichtiger Ansatz ist. Ich hoffe auch, dass er in den nächsten Jahren größer werden wird. Ich glaube, dass durch diesen Rahmenvertrag nicht gesagt ist, dass deswegen neue Medienprojekte nicht auch aus anderen Töpfen gefördert werden können. Beim Rahmenbetrag geht es wirklich nur darum, dass man schnell helfen kann.

Was die Sorge betrifft, die vor allem von der ÖVP immer vorgebracht wird, dass auf diese Weise Mittel zum Beispiel zu Public Netbase fließen, wissen wir schon, dass Sie da eigentlich immer reflexartig reagieren. Ich möchte in dem Zusammenhang nur sagen, dass einer der Aspekte oder eine der Tätigkeiten von Public Netbase auch die unterstützende Wirkung für neue Medienkünstler ist. Mehr als 200 Künstler haben die Möglichkeit, über Public Netbase ihre künstlerischen, kreativen Gestaltungsmöglichkeiten zu halbwegs günstigen Konditionen zu verwirklichen.

Im neuen Technologiebereich redet man immer von den großen Summen, die im Technologiebereich notwendig sind, und da werden auch auf der wirtschaftlichen Seite gigantische Summen bewegt. Im Verhältnis dazu sind Künstler sehr kreativ und kommen mit relativ wenig Geld für ganz hervorragende Dinge aus.

In diesem Sinne bitte ich Sie, diesem Rahmenbetrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wer für die Post 14 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die ÖVP, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 15 (00972/2002-GKU). Sie betrifft eine Subvention an den Verein Aktionsradius Augarten.

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 16 (01118/2002-GKU). Sie betrifft eine Subvention an den Verein Exil.

Frau GRin Yilmaz, ich darf Sie als Berichterstatterin ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Frau GRin Cordon, Sie dürfen die Debatte eröffnen.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte heute Ihre Aufmerksamkeit auf ein Thema lenken, das lange Zeit überhaupt sehr wenig gefördert wurde und eigentlich auch sehr ungeliebt war. Zum Thema Exil möchte ich heute ausnahmsweise mit einem Zitat von Herrn StR Dr Marboe beginnen, und zwar mit dem Zitat ... (StR Dr Peter Marboe: Das ist sicher gut!) Sehr gut!

Es stammt aus einem Dokumentarfilm über Irene Harand und betrifft den Eindruck seiner Begegnung mit dieser großartigen Frau in New York. Sinngemäß sagten Sie, emotional habe auf Sie die Begegnung mit dieser Frau den größten Eindruck von New York gemacht. Ich zitiere: "Es war die Begegnung mit dem österreichischen Exil und damit der eigenen Geschichte an einem fremden Ort." - Ich danke Dr Marboe für diese Worte und möchte sie für mein Anliegen noch erweitern um die Worte: ... und auch der österreichischen Kultur an einem fremden Ort.

Damit bin ich bei dem Thema meines Anliegens, auf die wenigen Initiativen zu sprechen zu kommen, die sich auf kultureller und wissenschaftlicher Ebene mit dem Thema Exil befassen, möge dieses Thema Exil nun weiter zurückliegen, nämlich auf die Vertreibung in der Nazizeit bezogen sein, oder die Thematik in heutiger Zeit betreffen.

Hier möchte ich gleich auf den Verein Exil zu sprechen kommen, dessen Unterstützung mit einer Subvention ja hier als Antrag vorliegt und der unter der Leitung von Christa Stippinger ganz ausgezeichnete Arbeit mit Autoren und Autorinnen macht, die in Österreich leben und nicht deutscher Muttersprache sind. Der Verein gibt eine Anthologie "Grenzgänger" heraus, sehr sorgfältig und, ich möchte fast sagen, liebevoll redigiert, und weiters eine Schriftenreihe, in der auch Werke von Exilierten der NS-Periode erscheinen. Zentral ist auch der Literaturpreis "Zwischen den Kulturen", der auch heuer wieder ausgeschrieben ist. 

Dieser Verein leistet eine Arbeit, die das österreichische Kulturleben enorm bereichert, und trotzdem hat man ihm fast ein Fünftel der Subvention gekürzt. Es kann sein, sehr geehrte Damen und Herren, dass für Sie 40 000 S leicht zu verschmerzen sind. Aber für jemand, der nur 250 000 S an Subvention für ein Jahr bekommt, ist es sehr viel Geld. Ich bitte wirklich, diese Entscheidung zu überdenken, und Kulturschaffende, die ohnedies jeden Schilling zusammenkratzen müssen, die an den verschiedensten Institutionen vorstellig werden müssen und Arbeit, Fleiß und Schweiß darin investieren müssen, um überhaupt existieren zu können, hier nicht noch mehr in Bedrängnis zu bringen.

Aber trotz enormen Einsatzes dieses Vereins und einiger anderer gleicht Österreich in Bezug auf die durch das NS-Regime verursachte Exilbewegung leider immer noch einem Menschen, der einen so schweren Gedächtnisverlust erlitten hat, dass er sich nicht einmal mehr seines Verlustes bewusst wird. Es liegt an dem Mangel der Möglichkeit einer Kontinuität der Exilforschung, und das liegt wiederum leider an mangelndem Verständnis und mangelnder Unterstützung von Seiten der österreichischen Kulturpolitik.

Und doch ist es höchste Zeit, die Spuren vertriebener und vergessener Kunst zu sichern! KünstlerInnen, InterpretInnen, WissenschaftlerInnen waren im "Tausendjährigen Reich" aus rassischen und politischen Gründen verfolgt, wurden gefoltert und getötet. Wenn sie Glück hatten, ist es ihnen gelungen, in ein anderes Land zu flüchten und ihr geistiges Umfeld zu verlassen. War für manche das Exilland nur eine Zwischenstation, so wurde es für viele der bleibende Ort. Und warum? - Weil man sie nie gebeten hat, zurückzukommen! Sie waren hier nicht sehr gern gesehen.

Die Verdrängung und Ignoranz, die nach der Beseitigung des Naziregimes im deutschsprachigen Raum einsetzten, die Unachtsamkeit, mit der Archive Material behandelt und wichtige Dokumente einfach vernichtet haben, und schließlich die Zeit selbst haben eine umfassende dokumentarische Aufarbeitung lange verhindert.

Jetzt mag es für einige hier auch so ein Begriff von Kultur sein: Na ja, diese Exilkunst erinnert uns vielleicht an unangenehme Zeiten, das muss doch nicht sein. - Aber nicht nur das schützenswerte künstlerische Material verschwindet, meine sehr geehrten Damen und Herren, sondern auch die Menschen selbst, deren Werke von uns zur Kenntnis genommen werden sollten, holt der Tod ein.

Fragt man sich durch die Initiativen durch, die diese schwierige Aufgabe einer Befassung mit Exilliteratur oder Exilmusik auf sich genommen haben, muss man eigentlich feststellen, dass diese Menschen in einer Art Selbstausbeutung arbeiten, da es nicht annähernd möglich ist, mit den Mitteln, die vor allem der Bund, zum Teil aber leider auch die Stadt Wien ihnen zukommen lässt, dieser Aufgabe auch nur halbwegs gerecht zu werden.

Wenn ich nur daran denke, dass der Orpheus Trust für die Erfassung und Erforschung der Arbeiten zur Exilmusik, von Exilkomponisten und ‑interpretInnen, ganze 270 000 S bekommt, dann muss ich ehrlich sagen: Entweder kann man unendlich zornig oder aber unendlich verzweifelt werden. Ich weiß, dass in dieser Hinsicht die Stadt Wien bemüht ist, einiges aufzufangen. Trotzdem kann dieser Verein nur ein Zehntel der Exilmusik erfassen und aufführen.

Gehen wir weiter zur Österreichischen Exilbibliothek. Dort sitzt eine Frau mit 34 Wochenstunden und arbeitet 6 000 Titel und Handschriften auf. Nebenbei - falls man das überhaupt nebenbei machen kann - muss sie auch noch Sozialarbeit leisten. Denn viele der ehemals Vertriebenen, die zum Teil schon hoch betagt sind, kommen zu ihr, um Unterstützung und Hilfe zu erfahren, da viele jetzt doch nach Hause kommen möchten. So wird diese Institution zu einer Anlaufstelle des Heimwehs.

Für die Österreichische Exilbibliothek zahlt der Bund den Hauptteil - keineswegs großzügig, aber wann zahlt er schon großzügig? Außerdem wurde es unter der neuen Regierung, wie sich Frau Seeber ausdrückte, immer enger. Die Stadt subventioniert nur - und ich sage hier wirklich betont: nur - Projekte, und das bedeutet, dass man immer wieder neu ansuchen muss, wenn man etwas machen will, wenn man eine Aufführung machen will. Das kostet Zeit und Nerven, und es nimmt der Forschung die Zeit wieder weg.

Ein weiterer Verein, der sich mit Exilforschung und Widerstand zur Zeit des Dritten Reichs beschäftigt und vom Bund auch wirklich nur spärlichst subventioniert wird, ist die Theodor Kramer Gesellschaft. Fast die Hälfte der Finanzierung kommt aus Spenden, aus Abos ihrer Zeitschrift und aus Mitgliedsbeiträgen, die aus aller Welt kommen. Aber ich möchte auch sagen, ein hervorragendes Exillexikon finanzierte der Sekretär der Theodor Kramer Gesellschaft mit seinem kleinen Erbe. Jetzt können Sie natürlich sagen: Wer so fanatisch ist, dem kann man eigentlich nicht helfen, nicht wahr? Oder doch?

Erstmals seit 2001 gibt es auch einen Preis für Exilliteratur, den die Stadt Wien mitfinanziert, den "Theodor Kramer Preis für Schreiben im Widerstand und im Exil". Übrigens, Theodor Kramer, einer der größten Lyriker Österreichs, musste den österreichischen Staat anbetteln, dass man ihm Unterstützung gewährte, um aus seinem Exilland nach Wien zurückkehren zu können. Ein halbes Jahr später ist er gestorben, er war bereits todkrank.

Zum Abschluss möchte ich aber auch eine erfreuliche Sache erwähnen. Es ist die Gründung der Österreichischen Gesellschaft für Exilforschung, mit vielen namhaften Wissenschaftlern, Künstlern, Forschern. Sie stellt sich zur Aufgabe: höhere Anerkennung der Exilforschung, Koordination der Forschungen, Etablierung einer interdisziplinären Hochschul-Studienrichtung Exil- und Emigrantenforschung, systematische Einbeziehung des Exilaspekts in den Bereich politische Bildung, Pflege von lebendigen Kontakten mit den exilierten Wissenschaftlern und Künstlern. 

Ich möchte für dieses Mal mit meiner Rede nur einen Appell an die Kulturpolitik dieser Stadt richten, diese Arbeit aus allen Kräften zu unterstützen. Damit komme ich noch einmal auf das Zitat vom Anfang zurück und vollende es so:

Die Spuren der österreichischen Geschichte in fremden Ländern verweht bereits die Zeit. Es ist daher höchste Zeit, sie einzufangen und zu sichern! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist der Herr amtsführende Stadtrat zum Wort gemeldet. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hoher Gemeinderat! 

Auf Grund der mir vorliegenden Unterlage habe ich diesen Akt so vorgelegt, wie er hier zur Beschlussfassung vorliegt. Ich war auf Grund der mir vorliegenden Unterlagen der Meinung, dass das, was den Verein Exil anbelangt, eine Subvention in der Höhe jener des Vorjahres ist. Ich möchte darum ersuchen, diesem Akt so die Zustimmung zu geben, und werde mir erlauben, auf geeignete Weise noch einmal an den Gemeinderat heranzutreten, bezüglich einer Nachsubvention, die es ermöglicht, das so wie im Vorjahr zu machen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN sowie des GR Dr Andreas Salcher.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Somit ist die Debatte geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wer für die Postnummer 16 in der vorliegenden Form ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke, das ist einstimmig angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 17 (01135/2002-GKU). Sie betrifft eine Subvention an den Verein Interaktives Kindermuseum im Museumsquartier.

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 1 (00928/2002-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen.

Berichterstatter ist Herr GR Kopietz. - Bitte.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Post.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist eröffnet. Erster Redner ist Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich ist das ein Antrag, der normalerweise durchgewunken wird. Er ist es aber uns, den GRÜNEN, wert, dieses Mal etwas genauer hinzuschauen - nicht, weil es um die Polizeisportvereinigung geht, die hier, sagen wir einmal, sehr großzügig beschenkt wird mit 269 000 EUR, und auch nicht, weil da "Reichsbund für Turnen und Sport" steht und wir nicht wissen, wer der Reichsbund ist. Das Wort klingt dramatischer, als es ist.

Wir haben um eine getrennte Abstimmung gebeten und es gibt eine getrennte Abstimmung bei dieser Subvention: Es wird der Reichsbund für Turnen und Sport extra abgestimmt. Er bekommt für das laufende Jahr 8 721 EUR. Wofür bekommt er dieses Geld? - Das zeigt sich, wenn man den Akt genau durchliest. Das haben wahrscheinlich die wenigsten getan, deswegen muss ich es ein bisschen ausführlicher machen.

Der Reichsbund für Turnen und Sport - wie gesagt, es klingt dramatischer, als es ist; ich würde trotzdem in Richtung ÖVP eine Namensänderung empfehlen, es ist ja ein nicht ganz ÖVP-ferner Sportverein, er ist zu Hause in der Laudongasse 16, und dort sind auch noch ein paar andere nicht ÖVP-ferne Organisationen tätig - ersucht um Subvention, und zwar mit dem Satz: "Aufgrund beiliegender Rechnung der Wochenzeitung Wiener Sport am Montag ersucht der Reichsbund für Turnen und Sport um Zuerkennung einer Subvention."

Weiters liegt die Rechnung des "Wiener Sport am Montag" bei. Sie lautet darauf: "Für redaktionelle Berichterstattung im Wiener Sport am Montag erlauben wir uns, Ihnen für das Jahr 2002" - und so weiter und so fort - "in Rechnung zu stellen." Das heißt, die redaktionelle Berichterstattung in einer Zeitung - nicht ein Inserat, sondern die redaktionelle Berichterstattung in einer Zeitung - wird subventioniert und verkauft als Subvention für eine Sportorganisation. Eigentlich zahlt man in einer Zeitung ein Inserat, aber eigentlich zahlt man dort nicht die Texte.

Ich weiß schon, dass das in Wien auch bei sehr vielen anderen Zeitschriften üblich ist. Normalerweise wird das aber eine Spur geschickter gemacht und steht nicht so platt da. Der "Wiener Sport am Montag" kann wahrscheinlich nicht einmal etwas dafür, weil sie dort die Rechnung an den Reichsbund geschickt haben, und dieser hätte vermutlich einen Antrag stellen sollen, wie man das sonst auch macht, aus dem man das nicht so deutlich herauslesen kann. Da hätte eben drinstehen sollen: wir machen sehr viele schöne, gute Dinge für diese Stadt und verlangen deswegen eine Subvention.

Das ist nicht eine Subvention für den Reichsbund für Turnen und Sport, sondern für den "Wiener Sport am Montag". Dagegen hätten wir ja noch nicht einmal etwas. Da müssen wir einmal über die Presseförderung in der Stadt reden. Das ist, sage ich einmal, mindestens ungeschickt gemacht.

Wir haben um eine getrennte Abstimmung gebeten. Um zu zeigen, dass das nichts mit dem zu tun hat, wie man Sportsubventionen und auch andere Subventionen machen soll, werden wir diese Antrag ablehnen. 

Hier gibt es aber noch einen zweiten Punkt, betreffend den Wiener Leichtathletikverband. Da sind wir für den Akt sehr dankbar, weil in dem Akt etwas drinnen ist, was wir normalerweise nicht vorfinden, nämlich das Ansuchen von jemand in voller Höhe, also der Schriftverkehr, den es gegeben hat, bevor der Akt hierher kommt. Denn normalerweise schaut es so aus, dass komischerweise alle Vereine in dieser Stadt immer genau das beantragen, was die SPÖ ihnen am Schluss zubilligt.

Den Antrag, dass wir gerne eine Liste der Subventionen sehen würden, stellen wir heute noch nicht einmal: Wir würden gerne sehen, wer einen Antrag gestellt hat und wer von der Sozialdemokratie im Vorfeld ausgeschieden wurde, also bevor die Opposition eventuell mitreden konnte. Den Antrag stellen wir nicht, weil wir ihn schon x‑mal gestellt haben und weil er eh immer wieder abgelehnt wird. Das gilt nicht nur im Sportbereich, das gilt auch im Kulturbereich und in allen anderen Ressorts. Die GRÜNEN und alle anderen Oppositionsparteien erfahren nicht, wer an Sie herantritt. Das muss man sich mühsam über die Vereine selbst zusammensuchen.

In dem Fall hat es in dem Akt offensichtlich einen Fehler im Büro von VBgmin Laska gegeben. Es ist nämlich der Brief noch immer drinnen, und der Brief beschreibt sehr drastisch die Situation des Wiener Leichtathletikverbands, der angesucht hat - weil das noch im letzten Jahr geschrieben wurde - um 350 000 S. Er soll schlussendlich 14 535 EUR zugebilligt bekommen, das sind ungefähr 150 000 S weniger.

Dazu könnte man sagen: Na gut, nicht immer wird der Wunsch eines Subventionsnehmers zu 100 Prozent erfüllt, das mag schon sein. Wenn man sich im Akt die Entwicklung der Subventionen für den Verein anschaut, sieht man Folgendes: 1999 300 000 S, im Jahr 2000 220 000 S und im Vorjahr 2 000 S. Das ist jetzt kein Versprecher von mir gewesen, es heißt wirklich nicht 200 000 S, sondern 2 000 S. Da fragt man sich, warum es so gewesen ist.

Wenn man sich in der Szene ein bisschen auskennt und herumfragt, dann ist es nicht so, dass der Verein letztes Jahr nichts gearbeitet hätte, sondern es sind offensichtlich persönliche Unstimmigkeiten der Grund. Dann wird ein Verein auch einmal abgestraft, und dann gibt es eben nur noch 2 000 S statt einem vollen Subventionsvolumen, das mindestens 200 000 S hätte betragen müssen.

Jetzt legt dieser Verein, der Wiener Leichtathletikverband, das Budget vom vergangenen Jahr bei und rechnet vor, dass er 308 000 S Abgang gehabt hat. Kein Wunder, dass er einen Abgang hat, wenn man ihn mit 2 000 S als Jahressubvention abstraft! Das Geld hat nachher übrigens ein anderer Verband bekommen, der sicher auch gearbeitet hat. Da hat man eben gesagt: Gut, mit dem Verein kommen wir momentan nicht aus, da bekommt er eben nichts oder ganz wenig.

Jetzt bekommen sie dort heuer auch nicht das, was sie beantragt haben, nämlich 350 000 S, sondern in etwa 200 000 S. Wir, die Wiener GRÜNEN, bringen deswegen heute folgenden Beschlussantrag ein:

"Dem Wiener Leichtathletikverband wird für die Durchführung aller Projekte für 2002 eine zusätzliche Subvention in Höhe von 10 900 EUR, damit eine Jahres-Gesamtsubvention in Höhe von 25 435 EUR gewährt."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Wer sich das anschauen will: Es gibt im Internet eine gute Homepage des Wiener Leichtathletikverbands mit vielen Informationen, sie heißt "www.vienneseathletics.com". Dort steht, was sie alles machen und organisieren und wo überall sie dabei sind. Sie machen viel für Schulen, sie organisieren eine ganze Menge. Ohne Mitarbeit von ehrenamtlichen Menschen wäre das sowieso nicht aufrechtzuerhalten. Sie haben im Moment einen Bürobetrieb von vier Stunden einmal in der Woche. Es war schon einmal mehr, nämlich im vorletzten Jahr. Den Bürobetrieb haben sie letztes Jahr auf Grund dieser Minisubvention zurückschrauben müssen.

Jetzt wird sich - da es hier rundum ein bisschen unruhig wird - jemand melden und vermutlich irgendwas berichtigen wollen, zum Beispiel die 2 000‑S-Subvention vom Vorjahr.

Nehmen wir noch einmal den Brief von Herrn Roland Herzog - er ist für den Leichtathletikverband zuständig - her, da steht betreffend das vergangene Jahr drin: "Wohl wurden 140 000 S ausgewiesen, davon wurden aber 138 000 S auf kurzem Wege der Stadthalle überwiesen für Hallenrechnungen" - und wegen des Nebensatzes, der jetzt kommt, glaube ich, dass dieser Brief nicht daliegen sollte: - "für Hallenrechnungen, deren Zustandekommen zumindest zu hinterfragen ist". Ein bisschen weiter unten steht dort: Wir brauchen diese 350 000 S, 80 000 S davon gehen sowieso zur Stadthalle.

So geht es durch - wenn man sich viele Sportakten durchliest, hat man das Gefühl, es sind alles Quersubventionen, ununterbrochen in Richtung Stadthalle, wo viele Vereine für ihre Hallen nicht angemessene Mieten, sondern weit darüber hinaus zahlen.

Froh bin ich, dass der Akt hier gelandet ist. Ich hoffe, dass ich dem Wiener Leichtathletikverband kein Ei lege, wenn ich hier darum bitte, dem Subventionsansuchen in voller Höhe stattzugeben, damit dort die Arbeit zur Gänze gemacht werden kann. Es steht ausdrücklich drin, dass eine Zusage, die deutlich unter dem liegt - und das wäre der Antrag, der von der Sozialdemokratie momentan vorliegt -, dem Verband große Schwierigkeiten machen würde, heuer weiterzuarbeiten.

Der Brief selbst wurde am 7. Jänner abgeschickt und ist laut Stempel am 11. Jänner eingelangt. Da in diesem Akt keine Antwort darauf enthalten ist, nehme ich an, dass der Leichtathletikverband auch noch keine bekommen hat. Das würde mich nicht wundern. Da drin steht am 7. Jänner: Bitte um eine Zusage, bitte schnell, wir müssen das wissen, wir müssen planen. Jetzt ist Mitte März, bald Ende März, und seit 7. Jänner gibt es keine Antwort - außer es wurde vergessen, sie im Akt abzulegen, das ist ja auch möglich. Ich glaube eher, Sie haben vergessen, aus dem Akt etwas herauszunehmen, nämlich den Brief, der uns zeigt, wie mit einem Subventionsnehmer auch umgegangen wird.

Ich zitiere noch einen letzten Satz, nur damit man ein Gefühl dafür bekommt, wie die Leute an die Stadt herantreten, wenn sie eine Subvention wollen. Das ist nicht einfach eine Auflistung der Arbeit, die sie machen, und dann vielleicht: das wäre unser Ansuchen, sondern man muss das so formulieren, dass ungefähr herauskommt: "Daher bitte ich in aller Höflichkeit, zu überprüfen, ob nicht im Jahre 2002 wiederum eine Subvention in der Größenordnung von 350 000 S möglich wäre."

Das klingt für mich genau nach dem, was es in Wien ist: Er muss ein bisschen obrigkeitshörig formulieren, er muss ein bisschen in die Knie gehen, und wenn er das nicht macht, dann macht man dasselbe, was er im letzten Jahr gehabt hat, und dann wird er eben abgestraft. Das ist die Idee, wie die Sozialdemokratie das macht.

Deswegen stellen wir den Antrag, dass diesem Verband das Subventionsansuchen in voller Höhe gewährt wird. Deswegen haben wir den Zusatzantrag abgegeben und das mache ich jetzt. (Beifall bei den GRÜNEN. - Der Redner überreicht den Antrag der Vorsitzführung.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Meine Damen und Herren!

Ich bin einigermaßen verwundert über manche Äußerungen meines Vorredners. Ich möchte mich für jene Damen und Herren, jene Kolleginnen und Kollegen, die im Rahmen des Polizeisportvereins sehr viel Freizeit in die Ausübung von Sport stecken, dagegen verwahren, dass man hier von einem Geschenk spricht, wenn man eine Subvention für Errichtung, Ausbau, Erhaltung einer Sportanlage ... (GR Günter Kenesei: War sehr großzügig!)
Daran werde ich Sie erinnern, Herr Kollege Kenesei, wenn wir wieder ein Gespräch über Subventionen anderer, Ihnen offenbar nahe stehender Vereine führen. (GR Günter Kenesei: Können wir gern! - Ruf bei den GRÜNEN: War das jetzt eine Drohung?) Das war keine Drohung. Nein, nein, es war keine Drohung! (GR Günter Kenesei: Sagen Sie mir die Letzte, die wir bekommen haben!)
Die Drohung kann aus diesem Grund gar nicht stattfinden, meine Damen und Herren (GR Günter Kenesei: Weil es keine Subvention gegeben hat!) - da kommen wir schon zum Vorredner -, weil in dieser Stadt keine Geschenke gemacht werden, sondern es bekommen jene die ihnen zustehenden Gelder, wie es dementsprechend von den Magistratsabteilungen - im vorliegenden Fall von der MA 51 - in bewährter Art und Weise überprüft und letztendlich vorgeschlagen wird. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Irgendwo gibt es in Ihren Überlegungen auch einen Trugschluss. Denn wenn Sie sagen, man muss devot einreichen - und die Diktion des Vereins kommt mir auch ein bisschen komisch vor, aber das ist letztendlich Sache des Vereins -, und wenn ich Ihren Äußerungen folgen würde, dann hätten sie ja Ihrer Meinung und Ihren Worten nach alles bekommen müssen, weil sie sehr zuvorkommend und sehr höflich waren. Devot möchte ich gar nicht sagen, sondern höflich, und es ist letztendlich nicht von der Hand zu weisen, dass man höflich miteinander verkehren kann. Aber dann würden ja 350 000 S und nicht - umgerechnet - 200 000 S zur Debatte stehen.

Ich bin davon überzeugt und weiß es - ich habe mich erkundigt -, dass jene Unterlagen und Gespräche, die auch zu diesem Akt stattgefunden haben, dementsprechend zu diesem Schluss gekommen sind. Wenn Sie sagen, der Verein hat im Vorjahr 2 000 S bekommen, so kann man das nur zurückweisen. Er hat tatsächlich 140 000 S bekommen, er bekommt demnach heuer um 60 000 S mehr. (GR David Ellensohn: 138 000 S an die Stadthalle ...! Habe ich eh gesagt!) Es ist daher keine Kürzung, wie Sie zu suggerieren versucht haben.

Meine Damen und Herren! Darum ersuche ich im Lichte dieser Sache, dem Akt zuzustimmen und den Resolutionsantrag der Grünen abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes abstimmen über die Subventionen für Polizeisportvereinigung Wien, Wiener Leichtathletikverband und WAT-Atzgersdorf.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Ich lasse nun über die Subvention für den Reichsbund für Turnen und Sport abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Ich lasse nun über den vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, betreffend Subvention für den Wiener Leichtathletikverband, abstimmen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist nicht ausreichend unterstützt, er ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der SPÖ abgelehnt.

Es kommt nun die Postnummer 3 (00954/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Z'SAM - Zukunft und Spaß als Mensch".

Ich bitte Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Als erste Rednerin ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, zunächst in Richtung des Herrn Berichterstatters von vorhin, der auf die "bewährte" Art und Weise hingewiesen hat, in der die MA 51 Subventionen vergibt, eine kleine Anmerkung zu machen: Tatsächlich ist es so, dass Herr Dr Podkowicz in dieser Stadt seit Jahren legendär ist für die Art und Weise, wie er die Subventionen der MA 51 vergibt. 

Ich möchte nun zuerst einmal zu dem vorliegenden Geschäftsstück etwas sagen. Ich werde anschließend auch gleich zum nächsten Geschäftsstück sprechen, fasse die beiden also einfach zusammen. 

Ich möchte betreffend den Verein "Z'SAM - Zukunft und Spaß als Mensch" zunächst einmal sagen: Wir unterstützen diese Subvention, wir stimmen zu. Wir finden die Arbeit dieses Vereins gut, wir kennen sie aus dem 9. Bezirk, und dazu gibt es von unserer Seite nur eines zu sagen: Zustimmung. - Das ist das eine.

Eine kleine Anmerkung: Meiner Meinung nach sollten alle Vereine, die in dieser Stadt in der Parkbetreuung und in der Jugendbetreuung tätig sind, aufgefordert werden, sich noch mehr als bisher auf eine mädchenorientierte Arbeit quasi zu beziehen. Das ist das Einzige, was mir im Konzept von "Z'SAM" ein kleines bisschen fehlt. Es wird hier zwar auf geschlechterspezifische Arbeit hingewiesen, die Mädchen werden aber nicht in besonderem Maße hervorgehoben. Wie wir alle wissen, haben die Mädchen auf den Spielplätzen Probleme, die behoben gehören. Man muss daher darauf hinweisen, und es bedarf hier einer mädchenspezifischen Arbeit. - Das ist meine Bitte, darauf noch ein bisschen mehr zu achten.

Ich habe mich aber vor allem deshalb zum Wort gemeldet, weil ich auf zwei Dinge hinweisen möchte:

Erstens einmal stelle ich die Art und Weise, wie Vereine teilweise ausgebootet werden, in Frage. Ich meine damit nicht, dass man als Stadt nicht auch sagen kann, man ersetzt - aus verschiedenen Gründen - einen Verein durch einen anderen. Aber es geht um die Art und Weise, wie das gesagt wird, und es geht darum, wie plausibel, wie offen, wie transparent und wie ehrlich argumentiert wird. Meiner Meinung nach ist das im Fall des Vereins "Spielradl" ... (GRin Erika Stubenvoll tauscht von ihrem Sitzplatz aus mit dem Vorsitzenden Mitteilungen per Handgesten aus, welche die Rednerin an sie gerichtet vermeint, aber nicht zu entschlüsseln weiß.) - Entschuldigen Sie, ich bin schon gehörlosengeschult, aber ich weiß nicht ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Frau Jerusalem, wir wollten Sie nicht stören. Die Frau Präsidentin und ich haben ein kleines Floridsdorfer Insidergespräch geführt.

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Ach, Sie sprechen miteinander? (Allgemeine Heiterkeit.) - Bitte, nur zu! Ich möchte Sie da in keiner Weise stören in Ihrem Gespräch, das Sie da über mich drüber führen - ich rede auch gerne in irgendeiner Form mit! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Der Akt betrifft ja auch "Spaß als Mensch".

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Ja, Sie kennen das ja alle: In der Sprache der Gehörlosen macht man am Schluss, wenn der Applaus kommt, so! (Die Rednerin zeigt das Zeichen für Applaus in der Gehörlosensprache.) Wir können uns auch in dieser Sprache unterhalten! 

Nun einige Anmerkungen zu der Vorgangsweise im Zusammenhang mit dem Verein "Spielradl" - und das ist, bitte, nicht der erste Fall! Es wurden schon viele Vereine in einer doch etwas unangenehmen Art und Weise - ich sage es jetzt böse - ausgebootet. Ich möchte hier auch noch einmal kurz auf die Chronologie der Einstellung der Arbeit von "Spielradl" eingehen:

Die Geschichte war - um es in aller Kürze darzustellen - so, dass der Verein am 14. März ein Gespräch mit der MA 13 geführt hat, weil der Verein selbst unsicher war, was die Frage betrifft: Geht dieses Projekt "Don Bosco" nun mit uns weiter oder nicht? - Da wurde gesagt, die Unsicherheit sei durchaus unbegründet, und Ende Juni würde sich entscheiden, ob der Verein weitermachen kann oder nicht. 

Im Juni war dann keine Klärung möglich. Es wurde nicht gesagt, ob der Verein weitermachen kann. 

Es wurde dann Juli, und am 10. Juli wurde gesagt, der Verein würde möglichst bald eine Klärung zu dieser Frage erhalten. 

Dann wurde es Mitte August. Da kam dann eine telefonische Information im Auftrag der MA 13, dass das Projekt im kommenden Jahr mit dem Verein "Spielradl" fortgesetzt wird.

Das heißt, vom 10. März hat es bis Mitte August gedauert, aber die Antwort war eindeutig: Der Verein "Spielradl" würde seine Arbeit fortsetzen können. - Das war die Aussage. Damit haben sich die Mitarbeiter des Vereins in der Sicherheit gewogen, ihre Arbeit fortsetzen zu dürfen.

Am 23. August wurde das dann bestätigt. Da wurde eine weitere Zusage gegeben, dass der Verein seine Arbeit fortsetzen würde können. 

Am 19. September hat dann die pädagogische Fachaufsicht betont, dass sie persönlich die Arbeit von "Spielradl" wirklich gut findet - also eine neuerliche Bestätigung für den Verein, dass er weiterarbeiten wird können. 

Am 26. September wurde das neuerlich bestätigt, und der Verein hält jetzt in seiner Chronologie fest: Sie fühlten sich daraufhin sicher, im Jahre 2002 weitermachen zu können.

Und dann kommt plötzlich am 25. Oktober ein Telefonat, dass der Verein "Spielradl" auf Entscheidung des 3. Bezirks - und jetzt bitte ich all jene hier in diesem Saal, die davon in irgendeiner Form betroffen sind, zuzuhören - aus "schwer wiegenden pädagogischen Gründen" vom Projekt abgezogen wird. Der Bezirk hat das angeblich gemacht!

Für den Bezirk sitzt in der Jugendplattform Frau BRin Hammer von der SPÖ, die wiederum in einem Gespräch sowohl mit "Spielradl" als auch mit den GRÜNEN bestätigt: Von ihr ist das mit Gewissheit nicht ausgegangen. Die Bezirksvertretung wurde damit überhaupt nicht befasst. 

Also wer da "der Bezirk" ist, ist völlig unklar. Klar ist nur: Zuerst erfolgt die Bestätigung, der Verein "Spielradl" wird das Don Bosco-Projekt durchführen dürfen. Dann kommt urplötzlich die Absage und "Spielradl" ist draußen und darf das Projekt nicht mehr machen. Und dann wird die Schuld daran zwischen dem Bezirk und der MA 13 hin- und hergeschoben, und es heißt auch noch: "aus schwer wiegenden pädagogischen Gründen"! 

Sie wissen ganz genau, was das für solch einen Verein bedeutet, denn das sind schwer wiegende Vorwürfe, und hier geht es um etwas, was die Zukunftsperspektiven eines derartigen Vereins betrifft!

Ich frage Sie jetzt, ob Sie der Meinung sind, dass man so mit einem Verein umspringen soll, oder ob wir uns nicht auch als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte überlegen müssen oder sollen, wie denn da mit Vereinen, die in der Parkbetreuung tätig sind, umgegangen wird.

Der Verein "Spielradl" hält fest - und das ist jetzt die Kritik, die ich auch weitergeben möchte -, dass sich in den drei Jahren der Tätigkeit herauskristallisiert hat, dass die MA 13 immer wieder äußerst widersprüchlich und unberechenbar ist, und dass die Sache keineswegs transparent ist.

Jetzt könnte ich mir als Gemeinderätin natürlich denken: Na gut, das ist einmal passiert, so etwas kann schon einmal vorkommen. Oder es kann ja auch sein, dass die einen etwas als unberechenbar oder als nicht transparent erleben, und es ist gar nicht so gemeint. - Dem ist aber nicht so, meine Damen und Herren, denn das ist nicht unbedingt der große Ausnahmefall, sondern es gab wiederholt, von Seiten vieler Vereine, die die MA 13 als Vertragspartner haben, dieselben Vorwürfe.

Ich möchte noch eines zu diesen großen pädagogischen Auseinandersetzungen sagen, die es da gegeben hat. Da ging es einerseits um den Vorwurf, dass "Spielradl" sich zu wenig mit dem Problem Alkohol befasse. Die haben dieses Problem mit Jugendlichen aber gar nicht gehabt, also konnte es auch nicht darum gehen, dass dieses Problem in besonderer Art und Weise behandelt wird. Im anderen Fall ging es auch um ein Projekt mit Mädchen und um die Auseinandersetzung mit der Kirche in der Pfarre Don Bosco. 

All diese Vorwürfe können aber doch nicht ernsthaft zu Vorwürfen auf dem Gebiet der Pädagogik führen! Ich nehme an, dass einige von Ihnen das Konzept von "Spielradl" gelesen haben. Das Konzept ist so gut wie das von "Z'SAM", es bietet also meiner Meinung nach überhaupt keinen Grund, diesen Verein auszubooten. 

Was ich kritisiere, ist die Umgangsform, und ich bitte darum, dass sich in Hinkunft derartige Dinge nicht wiederholen. Wenn einem Verein gesagt wird, er erhält das Projekt, dann soll er das Projekt auch tatsächlich erhalten, und dann kann die Gemeinde nicht kurz vorher abspringen. 

In einem anderen Fall, der mir auch irgendwie erwähnenswert erscheint, ist ja genau dasselbe passiert, nämlich als der Verein "Freispiel" vom Rennbahnweg ab-gezogen wurde. Auch dort gab es eine lange Auseinandersetzung zwischen der MA 13 und dem Verein "Freispiel", und auch in diesem Fall wurde der Verein schließlich an die Luft gesetzt, wobei der Verein festhält, dass das entgegen allen schriftlichen und mündlichen Zusagen, die dem Verein gegeben wurden, erfolgt ist. 

Da könnte es sein - und auch dem muss die Politik meiner Meinung nach nachgehen -, dass ausschlaggebend dafür die Auseinandersetzungen waren, die es am Rennbahnweg gegeben hat, nämlich zwischen einerseits den Kindern und Jugendlichen sowie dem Verein "Freispiel" und andererseits den Anrainerinnen und Anrainern, die dort massiv intolerant gegenüber Jugendlichen sind. - Ich sage nicht, dass alle so sind - um Himmels willen, nein! Dort wird es schon auch freundliche Anrainerinnen und Anrainer geben, aber eben auch viele, die nicht wollen, dass Kinder und Jugendliche dort in der Anlage spielen, laufen oder sonst irgendetwas tun. Es hat dort sogar der Hausmeister, wenn die eine Wiese von den Jugendlichen - und zwar gemeinsam mit der Parkbetreuung - verwendet wurde, gleichzeitig mit dem Schlauch die Wiese unter Wasser gesetzt, um zu dokumentieren: Schleicht euch, wir wollen hier keine Jugendlichen!

Dagegen müssen wir etwas tun. Zum einen muss man dort am Rennbahnweg schon auch Widerstand leisten und den Anrainern klar machen, dass Kinder und Jugendliche Rechte haben, dass sie hier wohnen, dass sie hier Freiräume brauchen, dass sie hier spielen wollen, dass sie sich hier bewegen wollen und dass sie ein Recht darauf haben, hier zu sein, dass sie ein Recht darauf haben, laut zu sein. Ich erinnere Sie in diesem Zusammenhang an einen Vortrag, an einen Bericht der Kinder- und Jugendanwälte - es ist schon einige Jahre her -, in dem es unter anderem darum gegangen ist, die Hausordnungen in den Gemeindebauten zu ändern, in denen ja nur drinnen steht, was Kinder und Jugendliche alles nicht dürfen und kein Wort davon, was sie schon dürfen. Ich möchte wissen, wie die Hausordnung am Rennbahnweg mittlerweile ausschaut, ob das dort immer noch so ist. 

Ich erinnere Sie auch an den Bericht über die Bauordnung, in dem ganz klar die Forderung nach einer Änderung der Bauordnung zum Ausdruck gebracht wurde, nämlich dahin gehend, dass es bei der Errichtung von Wohnanlagen nicht so sein kann, dass zwar eventuell ein Kindergarten oder ein Kleinkinderspielplatz - der ja gesetzlich festgelegt ist - vorgesehen ist, aber für die Jugendlichen null Raum, weder drinnen noch draußen, vorgesehen ist, sodass es dann laufend zu Konflikten kommt. Was, glauben Sie, denken sich Menschen, die in einer dieser Anlagen wohnen und von vornherein sehen, dass selbst die Stadt nicht will, dass die Jugendlichen hier Raum zur Verfügung haben und Platz haben, um sich zu bewegen? Genau das wird mit solchen Gesetzen aber dokumentiert - und solche Gesetze haben wir in Wien!

Wir Politikerinnen und Politiker sind dazu da, diese Gesetze auch wieder zu ändern. Das ist die Aufforderung, die auch die Kinder- und Jugendanwälte an Sie gerichtet haben. Deshalb wäre es auch so wahnsinnig wichtig, diese Kinder- und Jugendrechte, wie sie in der UNO-Konvention verankert sind, auch in der Verfassung zu verankern, damit die Kinder- und Jugendanwälte da ein Mitspracherecht haben. 

Vielleicht sind einige Mandatare aus dem 14. Bezirk im Saal: Sie kennen alle die Auseinandersetzung, die derzeit in der "Sozialbau" auf der Hütteldorfer Straße läuft. Vor Errichtung dieses Baus haben die GRÜNEN im 14. Bezirk und - ich glaube, mich erinnern zu können - auch ich von diesem Rednerpult aus darauf hingewiesen, dass es dort Konflikte und Probleme geben wird, weil dort nichts für die Jugendlichen vorgesehen ist. Es hat damals BR Wolfgang Krisch von den GRÜNEN auch an die "Sozialbau" geschrieben. Wir haben mit diesen Leuten geredet, und die Antwort war: Die Jugendlichen sollen in den Wienerwald gehen. 

Die gehen nicht in den Wienerwald! Die sind jetzt dort im Sozialbau, die spielen dort. Da wird mit dem Ball am Boden getockert oder mit Skateboards gefahren. Das ist laut, das ist dort der falsche Platz. Die Anrainer beschweren sich, und jetzt muss der Bezirk das reparieren, was damals falsch gemacht wurde, obwohl die GRÜNEN immer wieder darauf hingewiesen haben: Das ist falsch, die sollen das anders machen, da muss ein Gesetz geändert werden. - Mein Eindruck ist, das geht bei Ihnen bei dem einen Ohr hinein und bei dem anderen wieder hinaus. Meine Frage ist: Wann wird sich die Wiener SPÖ dazu aufraffen, dieses blödsinnige Gesetz zu ändern und endlich Freiflächen für Kinder und vor allem für Jugendliche in diesen Wohnanlagen schaffen?

Ich bin neugierig, wie der 14. Bezirk, dem man dieses Problem jetzt aufgehalst hat, dieses Problem lösen wird. Ich bin deswegen neugierig, weil es dort nämlich eine sehr aufgeschlossene Bezirksvorsteherin gibt, die tut, was sie kann. Das heißt, es scheitert dort weder an der Bezirksvorsteherin noch an der SPÖ, aber: Wie repariert man so etwas? Gibt es auf diese Frage überhaupt eine Antwort? - Wer die "Sozialbau" dort kennt, kennt nur einen Ausweg - den werde ich hier jetzt nicht nennen, denn wir brauchen hier jetzt keine Diskussion zum 14. Bezirk. 

Aber das ist ja dasselbe, was sich in ganz Wien unentwegt abspielt: Jede neue Anlage wird wieder ohne jegliche Rücksichtnahme auf die Jugendlichen errichtet! Nichts - und dann muss im Nachhinein repariert werden. Wir kennen das schon von der Entstehung der Jugendzentren her: Die sind überhaupt nur so entstanden, dass sie als leibhaftige Reparaturmaßnahme für alle Fehler der Stadtentwicklung in den Siebzigerjahren herhalten mussten. Und jetzt: Neuauflage! Jetzt geht das seit Jahrzehnten dahin: Immer wieder fordern wir eine Änderung dieses Gesetzes und dieser Verordnungen und dieser Bestimmungen und nichts rührt sich. 

Daher richte ich auch heute wieder von diesem Pult aus einen Appell an Sie, die Bestimmungen bezüglich Bauen und Wohnen und Planen zu ändern, damit auch Jugendliche in dieser Stadt Platz haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Novak-Schild zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zuerst ein paar grundlegende Anmerkungen zur Arbeit der MA 13 im Bereich der mobilen und aufsuchenden Jugendarbeit und vor allem im Bereich der Parkbetreuung machen und über die Leistung sprechen, die diese Fachabteilung für die Stadt erbringt und die diese vielen Vereine in Kooperation mit der MASTA erbringen. Diese Vereine leisten nämlich ganz hervorragende Arbeit und viele von ihnen setzen sehr kompetente freizeitpädagogische Angebote, auf die wir als Stadt, so glaube ich, sehr stolz sein können. Diese Vereine unterliegen innerhalb der MA 13 auch weiterhin einem Kriterienkatalog, und das ist auch richtig so. Das ist aus meiner Sicht das einzige System, das sich innerhalb der MA 13 erkennen lässt, und das hat an sich nichts mit Missständen zu tun.

Das System, das es hier gibt, ist ein sehr transparentes. Es beginnt bei der Auftragsvergabe und geht über Evaluierung und Analyse der laufenden Arbeit bis zu dem Punkt, wo eine Entscheidung getroffen wird, die eben auch lauten kann: Man nimmt für diese oder jene Leistungen einen anderen Verein, weil es mit dem Verein, der mit diesen Leistungen bisher beauftragt war, nicht mehr so geht, wie es die Stadt gerne hätte. Es verhält sich in diesem Fall ja so, dass die Stadt hier eine Leistung erbringen möchte und diese zukauft von Vereinen, die sie im Auftrag der Stadt Wien erbringen sollen. Hier tritt die Stadt quasi auch als Kunde auf und hat damit auch das Recht zu sagen, was für sie passt und was nicht. Genau das ist auch im vorliegenden Akt geschehen.

Frau Kollegin Jerusalem versucht uns hier immer zu erzählen, dass es so viele Missstände gegeben hat, und bringt hiezu sehr ausführliche chronologische Berichte, die ich bis zu einem gewissen Punkt, gerade im Bereich "Spielradl", auch nachvollziehen und bestätigen kann - und dann gibt es, nach der gesamten chronologischen Darstellung, den Knackpunkt in unserer Meinungsbildung. Der hat zunächst einmal zu tun mit all den Schwierigkeiten, inklusive Obmannwechsel, im Verein - wobei hier vor allem auch die MA 13 schon einzuwirken versucht hat -, sowie mit strukturellen Problemen, die es im Verein gegeben hat, angesichts deren man auch eine zusätzliche finanzielle Leistung getätigt hat, indem man die Leistung einer Organisationsentwicklung für den Verein bereitgestellt hat. - Da ist ja nicht nichts passiert! Es war ja nicht so, dass der Verein gesagt hat: okay, das können wir nicht erbringen, und die Stadt Wien gesagt hat: dann halt nicht!, sondern die MA 13 hat in altbewährter Weise gesagt: Setzen wir uns zusammen und reden wir darüber! Sehen wir uns an, wo es Probleme gibt, und schauen wir, dass der Verein eine Begleitung bekommt, dass es eine Organisationsentwicklung gibt, dass sich hier etwas tut und dass die Probleme gelöst werden. 

Das hat gemeinsam mit der MA 13 das ganze vorige Jahr über stattgefunden. Das war jene Phase, die Sie vorhin dahin gehend erwähnt haben, dass es Gespräche gegeben hat und dass man auch gesagt hat, man ist als Bezirk - in diesem Fall die Landstraße - und auch als MA 13 bereit, den Verein weiter mit dieser Leistung zu beauftragen. Das hat bis dorthin gestimmt, Frau Kollegin Jerusalem, und dann kam der Punkt mit dem Anruf, wo Sie gesagt haben, der Verein sei angerufen worden und man habe ihm gesagt, er könne jetzt den Auftrag nicht mehr weiter bekommen. - Das kann ich mir insofern schwer vorstellen, als die damaligen Projektleiter zu jenem Zeitpunkt - ich glaube, Sie haben gesagt, es ist im Oktober gewesen, da bin ich jetzt nicht mehr ganz sicher - nicht einmal in Wien waren! Also wo der Anruf hingekommen ist, weiß ich nicht, denn die zwei Projektleiter hatten sich zusammengepackt und haben, wie schon zwei Jahre vorher, Urlaub gemacht und waren nicht da. 

Und genau das ist der Kritikpunkt: Nach über einem halben Jahr, nach einem Dreivierteljahr gemeinsamen Arbeitens, in dem man sich der Organisationsentwicklung und der Lösung struktureller Probleme gewidmet hatte, hat es wieder nicht geklappt, obwohl die MA 13 bereit war, weiterhin zu helfen. Da muss man dann irgendwann eine Entscheidung treffen - und zwar im Sinne der Kinder und Jugendlichen des 3. Bezirks und von Neu Erdberg - und diese Entscheidung ist getroffen worden, und sie ist richtig und gut so. (Beifall bei der SPÖ.)  

Wie gesagt, es geht hier um eine Leistung, die pädagogisch wertvoll sein soll, und diese wird vom Verein "Z'SAM" - und in dem vorliegenden Akt geht es auch um die Subvention an den Verein "Z'SAM" - bereits jetzt in hervorragender Weise erbracht. Man hat sich entschlossen, diesen Verein zu beauftragen, weil er auch schon im laufenden Jahr Parkbetreuung angeboten hat und weil zwischen ihm und der Pfarre Don Bosco auch eine gute Kooperation besteht. Deshalb ist der Verein "Z'SAM" beauftragt worden. Ich glaube, dass er seine Aufgabe sehr gut macht und dass er das auch weitermachen wird - obwohl ich dazusage, dass der 3. Bezirk - und ich denke, ebenso die MA 13 - sehr wohl bereit ist, bei der nächsten Auftragsvergabe neuerlich auch den Verein "Spielradl" zu fragen, ob er wieder bereit ist, das zu machen, ob er es kann und ob er seine strukturellen Schwierigkeiten in den Griff bekommen hat. 

Ich hoffe nur, dass die heutige Debatte diesem Verein nicht mehr schadet, als sie ihm genützt hat, denn so öffentlich darüber zu reden, was die pädagogischen Schwierigkeiten waren - und anscheinend wollten Sie das heute hier auch debattieren -, halte ich nicht immer für so sinnvoll, und ich weiß nicht, ob das dem Verein so gut getan hat. Ich wünsche mir, dass er seine strukturellen Probleme in den Griff bekommt. Ich wünsche mir, dass der Verein wieder in der Lage sein wird, wertvolle Arbeit zu leisten, und ich denke, dann ist es auch in Ordnung, ihn wieder im Auftrag der Stadt arbeiten zu lassen. 

Ansonsten - lassen Sie mich das abschließend sagen - habe ich manchmal ein bisschen den Eindruck, vor allem, wenn Sie dann so kleinere Fälle zitieren, was alles schlecht gelaufen ist, wo etwas nicht läuft, wo die MA 13 schlechte Arbeit leistet, dass Sie sich hier als Moralistin profilieren wollen (GRin Susanne Jerusalem: Als was?) - als Moralistin -, und das verstehe ich nicht. Sie wollen hier offensichtlich so ein bisschen die Moral hoch halten und sagen: Wir GRÜNE und ich, GRin Jerusalem, wir stehen jetzt da und kritisieren das alles. Ich bin die Einzige, die erkennt, dass es irgendwo Probleme gibt. - Ich glaube, der neu gewählte Landessprecher der GRÜNEN, Kollege Steinhauser, wird keine große Freude mit Ihnen haben, denn er hat am Sonntag gesagt, er möchte, dass die GRÜNEN vom Image der Moralisten und Besserwisser wegkommen. Ich weiß nicht, ob Sie ihm da mit Ihrem heutigen Redebeitrag sehr viel Freude gemacht haben, denn in diese Richtung ist er sicher nicht gegangen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Redezeit: 3 Minuten. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe nicht generell die Arbeit der MA 13 kritisiert - da wird sehr viel Gutes geleistet -, sondern ich habe gesagt, der Umgang mit Gruppen der Parkbetreuung ist in manchen Fällen kritikwürdig. (GRin Martina Malyar: In welchen Fällen?)

Jetzt wiederhole ich, wann es kritikwürdig ist: Wenn man einem Verein Zusagen macht und diese Zusagen dann im letzten Moment wieder entzieht; und wenn man zum Beispiel pädagogische Gründe nennt, obwohl vielleicht etwas ganz anderes gemeint ist, und der Verein am Schluss nicht weiß, warum er in die Wüste geschickt wurde. (GRin Barbara Novak-Schild: Das ist ja nicht wahr!)

So geht es halt einfach nicht. Das ist nicht nur dieser Verein, das sind auch andere Vereine - ich erinnere Sie an den 12. Bezirk. Alles schon gehabt! - Das ist keine seriöse Arbeit. - So viel dazu. (GRin Rosemarie Polkorab: ... unseriös, wenn man so etwas sagt!) 

Wenn Sie es moralisch verwerflich finden, dass die SPÖ seit Jahrzehnten in all den Stadtentwicklungsgebieten und in all den neuen Bauten keine Einrichtungen für die Jugendlichen schafft und sich weigert - standhaft weigert! -, dieses Gesetz zu ändern, dann sage ich auch: Das ist moralisch verwerflich. Und dann halte ich es auch für sehr moralisch, wenn die GRÜNEN immer wieder darauf hinweisen, dass das falsch ist und dass wir diese Einrichtungen haben wollen. Auch wenn es Ihnen nicht passt: Ich werde Ihnen das bei jeder Gelegenheit sagen und immer wieder wiederholen - und zwar so lange, bis die Jugendlichen in dieser Stadt auch mitbedacht werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Meine Vorrednerin hat das meiste schon gesagt. Zwei Dinge möchte ich noch kurz anmerken:

Es ist keinesfalls so, dass in den vielen Projekten in den Stadterneuerungsgebieten kein Platz für Jugendliche geschaffen wird. Genau das Gegenteil ist der Fall!

Weil Sie die Jugendzentren angesprochen haben: Diese sind nicht die Folge der vielen Fehler, die die Sozialdemokratie angeblich im Zusammenhang mit der Förderung von Jugendlichen gemacht hat (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) - jetzt rede ich! (Beifall bei der SPÖ!.) -, sondern Ausdruck des Willens der Stadt, Jugendliche in dieser Stadt ernst zu nehmen, sie zu fördern, bei der Jobsuche zu unterstützen, sie zu integrieren, Geschlechtergrenzen überbrücken zu helfen. Genau dafür ist die mobile Jugendarbeit mit dem großartigen Einsatz, der dabei geleistet wird, da, und genau dafür sind die Jugendzentren und all die großartigen Vereine da, die es in diesem Bereich gibt. (Beifall bei der SPÖ.)  

Die Auffassung, dass sozusagen für alles, was die Jugendzentren beheben müssen - Probleme bei der Integration, im Zusammenleben zwischen Erwachsenen und Kindern, zwischen Mädchen und Buben -, die Stadt Wien oder die SPÖ als regierende Fraktion der Stadt Wien zuständig sein soll, halte ich für ein gewagtes Weltbild. Das wäre ungefähr so, als würde man sagen, dass die Stadt Wien dafür zuständig ist, dass es überhaupt sozial ganz schlecht ausschaut, und deswegen brauchen wir ein Sozialvolksbegehren. - Mich wundert, dass uns heute noch niemand dafür verantwortlich gemacht hat, dass das Wetter so schlecht ist. 

Als letzten Punkt möchte ich zum Verein "Z'SAM", sozusagen zu seiner Verteidigung, weil Sie gemeint haben, er würde keine mädchenspezifische Förderung anbieten, noch Folgendes anmerken - ich habe mir das angeschaut -: Es gibt sowohl im Leitbild des Vereins als auch in seiner konkreten Arbeit - vielleicht können wir uns das noch einmal gemeinsam anschauen - mehrere Punkte im Bereich geschlechtsspezifische Förderung, Gleichbehandlungsarbeit und auch geschlechtssensible Arbeit. Ich glaube, wenn es heißt, dass dort geschlechtsspezifische Förderung gemacht wird, so ist das nicht ein Ausdruck dessen, dass dort keine mädchenspezifische Förderung gemacht würde, sondern vielmehr ein Ausdruck des pädagogischen Standards, der in der Stadt Wien in der Jugendarbeit schon praktiziert wird, nämlich dass man mädchenspezifische Förderungsmaßnahmen setzt, aber auch fortschrittliche Bubenarbeit durchführt, um erst de facto zu einer Gleichbehandlung zu kommen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Berichterstatter zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 4 (00955/2002-GJS). 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich sehe schon, dass mir Ihre besondere Zuneigung entgegenkommt, weil ich mich noch einmal zum Wort melde, aber über dieses Problem wollte ich schon lange mit Ihnen reden: wie das eigentlich ist, wenn die Berichterstatter eine Rede halten, nach der man sich nicht mehr zum Wort melden kann. (GRin Martina Malyar: Das beurteilt der Vorsitzende, nicht Sie!) Ob das die Aufgabe des Berichterstatters ist, dann immer noch eine Wortmeldung zu machen und sich inhaltlich zum Wort zu melden, das ist eine ganz andere Sache! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist aber eine Geschäftsordnungsdebatte!) 
Ich möchte an dieser Stelle gerne - wir sind im Grunde ja noch immer beim selben Tagesordnungspunkt, denn es steht jetzt das "Spielradl" zur Diskussion - etwas festhalten, was mir ganz wichtig ist:

Wenn Herr GR Wutzlhofer meint, die Jugendzentren seien nicht als Reaktion auf die Defizite der Stadtentwicklungsgebiete der Siebzigerjahre entstanden, dann möchte ich ihn an dieser Stelle schon berichtigen. Ich gebe Herrn Wutzlhofer einen - "Rat" ist vielleicht zu viel gesagt - kleinen Hinweis, einen Tipp: Wenn das nächste Mal die Subvention für die Wiener Jugendzentren auf der Tagesordnung steht, dann möge er sich das Vorwort zu deren Konzept heraussuchen. In diesem steht nämlich ganz klar Folgendes: Die Wiener Jugendzentren sind entstanden, weil es Fehler der Stadtplanung waren, die dazu geführt haben, dass in all diesen Stadterweiterungsgebieten für die Jugendlichen nichts mitbedacht wurde. 

Die Entstehung der Jugendzentren war also absolut eine Reaktion darauf, dass es Defizite gegeben hat, dass Fehler gemacht wurden und dass man diese Fehler nun auch wieder reparieren musste. Das ist dort nachzulesen, und das zu tun, würde ich Ihnen auch sehr empfehlen, denn die Stadtentwicklung hat es bis heute nicht geschafft, diese Fehler zu vermeiden, sondern macht weiterhin immer dieselben Fehler. Wir im Gemeinderat sitzen dann immer da und reparieren diese Fehler wieder. Aber es ist etwas völlig anderes, auf schwache Art und Weise zu versuchen, Fehler zu reparieren, als gleich eine Stadtplanung auf die Füße zu stellen, die den Kindern und Jugendlichen auch tatsächlich entgegenkommt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. - Bitte, Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Danke. - Keine Rede.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 18 (00914/2002-GSV) der Tagesordnung. Sie betrifft den Sachkredit bezüglich des Vorhabens in 10, STE 10/10 Schmidtstahlwerke - "City X". 

Es liegt mir hiezu keine Wortmeldung vor.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 18 ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 19 (00916/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung.

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 19 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ und GRÜNE, angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 21 (00907/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Den Gefallen, dem Antrag zuzustimmen, kann ich Ihnen leider nicht tun, Frau Berichterstatterin.

Wie Sie wissen, liegen die Bauflächen des Plangebiets im 22. Bezirk und werden landwirtschaftlich genutzt. An der südlichen Grenze des Plangebiets liegt die Zufahrtsstraße eines Möbelfachmarkts, und der alte Plan weist das Plangebiet mit "Bauland - gemischtes Baugebiet" und "Betriebsbaugebiet - Bauklasse II" aus. Nun soll von Bauklasse II auf Bauklasse III umgewidmet werden - umgewidmet für einen weiteren Möbelfachmarkt, der sich in die bereits bestehende "Möbelhaus-Siedlung" Kika - Leiner - Ikea einreihen soll. 

Das Kuriose allerdings ist, meine Damen und Herren, dass dieses Plandokument vier Jahre lang zwischen den Fachdienststellen hin und hergereicht wurde, genau vom 6. März 1998 bis zum 6. März 2002, an dem es dann endlich zu uns in den Planungsausschuss gekommen ist. Es gab da verschiedene Einsprüche auf Grund der verkehrstechnischen Situation, und die MA 21B beziehungsweise der damals zuständige Herr Vokaun hat gegenüber dem Fachbeirat im Jahre 2000 die Empfehlung abgegeben, diesem Einspruch nicht stattzugeben. - Nun gut. Ende des Jahres 2000 kam dann dieser Akt in die Sitzung der Bezirksvertretung Donaustadt. Nach weiteren eineinhalb Jahren, also heute, kommt dieser Akt in den Gemeinderat. 

Die Anbindung an das höhere Straßennetz, meine Damen und Herren, erfolgt über den Rautenweg, über die B 302 und über die Wagramer Straße. Jeder, der dieses Stadtgebiet kennt, weiß, dass die Wagramer Straße hoffnungslos überlastet ist. Die Verkehrssituation generell ist derart schlecht, dass sie einem weiteren Ansturm zu einem neuen Möbelfachmarkt nicht gerecht werden kann.

Weitere verkehrstechnische Probleme im 22. Bezirk: Die Kreuzung Wagramer Straße - Rautenweg stadtauswärts ist hoffnungslos überlastet. Der U‑Bahn-Bau mit seinen diversen Umleitungssystemen sorgt für zahlreiche Stausituationen, besonders an den Wochenenden, wenn die Bürger in die Gewerbeparks pilgern. StR Schicker hat die Umfahrung Breitenlee verhindert und dadurch gibt es massenweise Staus an der Kreuzung Breitenleer Straße - B 302. 

Die immer größer werdenden Gewerbeparks in Donaustadt verursachen durch die jahrelangen Versäumnisse seitens der Verkehrsplanung immer größere Staus. Die Sicherstellung Wiens als Wirtschaftsstandort und die Erhaltung der Kaufkraft in Wien ist ein hehres Ziel, aber: Auf dem Baugrund soll ein Möbel Lutz entstehen, den es ja bekanntlich im 21. Bezirk, in der SCN, gibt. - Herr GR Reiter, wir haben das im Ausschuss diskutiert. - Es wäre ja nur eine Kaufkraftverlagerung vom 21. Bezirk in den 22. Bezirk mit einer zusätzlichen Verkehrsbelastung für den 22. Bezirk, und ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das wirklich wollen. 

Aber die Liste der SPÖ-Planungsfehler, meine Damen und Herren, wird ja immer länger:

Wir hatten keine Trassenfreihaltung für die U 1. Das bedeutete verzögerte und erschwerte Planungen. 

Die Umfahrung Breitenlee wurde gecancelt. Der nachträgliche, teure Umbau des Kreuzungsplateaus B 302 - Breitenleer Straße - Rautenweg verursacht im Laufe der nächsten zwei Jahre enorme Staus. 

Dann haben wir in Donaustadt noch einen Mistplatz errichtet, mitten in Stadlau, anstatt dem Wirtschaftsstandort gerecht zu werden.

Und der Ares-Tower, das ist überhaupt eine ganz kuriose Geschichte - ich glaube, einer der größten Planungsfehler überhaupt. Dafür war damals Herr StR Görg zuständig. Man hat damals quasi unter Rechtsbeugung, unter Anwendung des § 69, den Ares-Tower von 40 Meter auf 80 Meter erhöht. Und das Desaster haben wir jetzt, die Retourkutsche kommt: Wie Sie heute der "Presse" entnehmen können, macht man für die Stürme auf der "Platte" den Ares-Tower verantwortlich. (GR Gerhard Pfeiffer: Das war der § 69 der Bezirksvertretung! § 69 der Bezirksvertretung!) Man hat schon überlegt, dem Ares-Tower eine "Halskrause" zu verpassen. Können Sie sich das vorstellen, Herr Kollege Pfeiffer? Dem Ares-Tower soll eine Halskrause verpasst werden - wie einem Hund, der eine Verletzung hat -, damit die Winde abgeleitet werden und die Kinderwagen nicht durch die Luft fliegen! - Kurios! (GR Gerhard Pfeiffer: Der § 69 der Bezirksvertretung!) Ein Skandal! Es ist wirklich ein Skandal, nur müssen Sie das leider auch einmal zugeben. (GR Gerhard Pfeiffer: § 69 der Bezirksvertretung! Das ist nicht der StR Görg!) Ja, ja, haben wir alles diskutiert. Sie haben dem zugestimmt! StR Görg war dafür verantwortlich - tut mir Leid, tut mir schrecklich Leid! (Zwischenruf des GR Georg Fuchs.) Sie brauchen nicht abzulenken. Tut mir Leid, das ist Ihr Baby! (GR Walter Strobl: Wer war denn Bezirksparteiobmann?) 

Aber es gibt ja noch eine viel bessere Geschichte, die jetzt im 21. Bezirk passiert. Als i‑Tüpfelchen ist jetzt folgender Tauschhandel geplant: 104 Donaustädter Bürger kommen zu Niederösterreich und dafür gibt es dann 7,5 Hektar Land von Niederösterreich!

Wie geht das? - Die MA 41 hat sich da etwas Nettes ausgedacht: "Tausche Donaustädter und Floridsdorfer Bürger gegen Land." - Welche Absurdität! Auf der einen Seite will man unter dem Deckmäntelchen der Kaufkrafterhaltung für Wien ein Möbelhaus in Donaustadt errichten, auf der anderen Seite macht man 104 Donaustädter zu Niederösterreichern. Ich glaube, das ist Stadtplanung, wie sie nicht sein sollte, und ich meine, da sitzen die verantwortlichen Magistratsbeamten mit Ärmelschonern in der Geisterbahn. 

Ich lese Ihnen jetzt aus der Bezirkszeitung etwas vor:

"Tauschhandel Bürger gegen Grund. Herr Franz B., der mit seiner Familie am Elfingerweg wohnt, ist konsterniert. Angefangen vom Auto-Ummelden über Behördengänge bis hin zum Kanalanschluss drohen dem Betroffenen unzählige Mühen und Kosten. Herr B. fürchtet nun aber auch um sein Dasein als Wiener: 'Unser Lebensmittelpunkt, unsere Arbeit, alles liegt in Wien. Und wenn wir Niederösterreicher sind, können wir nicht einmal mehr unsere Kinder in Wien in die Schule geben. Wie sollen wir das mit unserem Beruf vereinbaren? Ich habe nichts gegen Gerasdorf. Aber uns bringt die Verschiebung der Grenze nur Nachteile.'" 

Der Donaustädter Bezirksvorsteher weiß davon gar nichts und versichert, dort wo es Ansiedlungen gibt, wird nichts verändert. - Nun gut, er wird wahrscheinlich diesen Akt nicht kennen. 

Aber einen Rat möchte ich Herrn StR Schicker geben: Der Tag des Schlafes ist vorbei, Herr Stadtrat. Wachen Sie auf und beginnen Sie endlich mit ordentlichen stadtplanerischen und verkehrstechnischen Leistungen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte nur auf ganz wenige Punkte eingehen und es wirklich kurz machen. Ich möchte vor allem ein paar von jenen Dingen richtig stellen, die Kollegin Trammer hier vorgebracht hat. 

Dass das Verfahren aus verkehrstechnischen Gründen - wie von Ihnen ja angesprochen wurde - doch eine Weile gedauert hat, ist im Sinne der Sache, nämlich um dort zu sinnvollen Lösungen zu kommen. Das war der Grund für die Verzögerung der Vorlage dieses Akts, und wir glauben, dass sowohl die jetzt getroffene Lösung kurzfristig als auch eine in weiterer Folge zu treffende Lösung längerfristig Sinn macht.

Im Folgenden die drei Richtigstellungen, die ich hier tätigen möchte: Was betreffend Kaufkraftverlagerung gesagt wurde, ist meiner Meinung nach nicht richtig, weil die Tatsache, dass die Donaustadt in den letzten Jahren, im letzten Jahrzehnt um 27 Prozent gewachsen ist, den Schluss zulässt, dass es in diesen Bezirken eine Kaufkraftvermehrung gibt.

Zweite Richtigstellung: Die Umfahrung Breitenlee wurde nicht gestrichen. (GRin Heike Trammer: Ich nehme Sie beim Wort, Frau Kollegin!)

Und dritte Richtigstellung: Herr StR Schicker schläft nicht.

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich darf jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 21 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ und GRÜNE, angenommen.

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie über Folgendes informieren: Beim Tagesordnungspunkt 19 ist kein Osterwunder - dass nämlich die ÖVP dem Schwarzenbergplatz zustimmt - geschehen, sondern ich habe auf den Klubvorsitzenden gesehen und dieser hat mir wahrscheinlich zugewunken - er hat nicht aufgezeigt. - Ich nehme das jetzt zur Kenntnis: Die Annahme der Postnummer 19 erfolgte mehrheitlich nur mit den Stimmen der SPÖ.

Wir kommen nun zur Postnummer 22 (00986/2002-GGU) der Tagesordnung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss mit der Europäischen Gemeinschaft. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR ValentiN, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Antrag.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die MA 45 soll gemeinsam mit den Städten Venedig, Horsens und Bangkok eine Untersuchung der Gewässergütesituation der schiffbaren Kanäle, der Klongs, in Thailand durchführen und dann ein Sanierungskonzept erarbeiten. Das ist an sich eine sehr gute Sache und wir unterstützen so etwas, zumal auch die EU das sehr forciert. Wir wissen, dass so etwas wichtig ist, dass die Stadt Wien in diesem Bereich und auch in vielen anderen großes Fachwissen einbringen kann, dass solche Projekte durchaus auch wirtschaftliche Effekte haben können.

In diesem Fall hat sich aber leider Gottes im Umweltausschuss gezeigt, dass dieses Vorhaben noch ein wenig unausgegoren ist, denn es konnte uns niemand sagen, was denn jetzt die Stadt Wien oder eine der anderen Städte, die daran teilnehmen, im Detail dort machen werden. 

Nun sollen wir, wo im Prinzip noch gar nicht feststeht, was überhaupt geschehen soll, hier aber schon 768 000 EUR an Budget dafür beschließen. 

Wir Freiheitliche sind aber der Meinung: Solange kein Konzept vorliegt, sollten wir auch noch keinen Budgetrahmen beschließen. Deshalb werden wir diesmal einem Projekt, bei dem es sich grundsätzlich, von der Idee her, um ein gutes Projekt handelt, die Zusage dennoch verweigern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine Vorrednerin hat zu dem Akt Stellung genommen und die Debatte im Umweltausschuss angesprochen. Es dürfte da offensichtlich - gerade bei der FPÖ-Fraktion kann man das in letzter Zeit feststellen - eine selektive Wahrnehmung geherrscht haben. 

Es sind zwei Dinge, die zu berichtigen sind: Zum einen liegt es in der Natur der Sache einer Untersuchung - das geht ja schon aus der Bezeichnung selbst hervor -, dass das Ergebnis nicht feststeht. Das heißt, warum die Klongs in Thailand in einer derartig schlechten Situation sind, ob das ausschließlich mit der Dotation zusammenhängt, ob das mit den Verschmutzungen zusammenhängt oder ob es eine multifaktorielle Causa ist, das sollen ja diese Untersuchungen zeigen. - Das ist der eine Punkt. 

Zum Zweiten ist es eine durchaus erfreuliche Sache, zu der sich im Übrigen auch alle anderen Fraktionen im Gemeinderatsausschuss bekannt haben, dass im Gegensatz zu manchen Kräften in Wien die Europäische Union die Fachkompetenz der MA 45 sehr schätzt, wenn es um die Dotation von Gewässern und die Sanierung von Gewässern geht. 

Der andere Punkt war die Kostenaufteilung - das ist offensichtlich auch der selektiven Wahrnehmung der Kollegin zum Opfer gefallen: Sie sprach von den Gesamtkosten, die zu budgetieren sind. Das ist im Grundsatz, in der Verfahrenstechnik richtig; wenn sich die Kollegin jedoch die Mühe genommen hätte, sich die zweite Seite des Akts anzusehen, dann hätte sie gesehen, dass da zwar die Gesamtkosten mit 768 186 EUR angeführt sind, dass aber nachfolgend, auf dem unteren Teil derselben Seite, auch die Aufteilung zu sehen ist. Daraus hätte sie ersehen können, dass über zwei Drittel die Europäische Union bezahlt und der Anteil Wiens sich hauptsächlich auf Personalkosten bezieht und in der Höhe von 136 000 EUR liegt.

Abschließend hat sie etwas sehr Richtiges gesagt, nämlich dass dieses Projekt einen sehr positiven Impuls gerade für einen Teil der Hightech-Wirtschaft in Wien bringen wird, in einem Bereich, in dem Ziviltechniker, aber auch Betriebe durchaus die Chance haben, in einem anderen Kontinent wertvolle Aufträge zu erhalten.

Deshalb ersuche ich um Zustimmung zu diesem Akt. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer der Postnummer 22 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 23 (00817/2002-GGU) zur Verhandlung. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um eine Subvention für diverse Förderungsmaßnahmen in der Wiener Land- und Forstwirtschaft. (Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ. - GRin Erika Stubenvoll: Er hat das Fach gewechselt!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Erster ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Da ich versprochen habe, heute insgesamt maximal 10 Minuten zu reden, muss ich mich jetzt beeilen. 

Erster Punkt: Es gibt in Wien nur acht Biobauern. Obwohl die Stadt Wien permanent davon spricht, dass man eine Biooffensive in der Landwirtschaft durchführen soll, gibt es nicht mehr als acht. Den neunten Biobauern haben die Landwirtschaftskämmerer verschwiegen, das ist nämlich die Stadt Wien selbst. Nur hat die Stadt Wien ein Problem, das die Stadtregierung bis jetzt nicht willens war zu lösen. Und zwar könnte man durch eine Initiative im Bund auch ermöglichen, dass Gebietskörperschaften, wie es die Gemeinde Wien ist, und ihre Landwirtschaftsbetriebe landwirtschaftliche Förderungen bekommen könnten, um wirklich gleichberechtigt neben allen anderen Bauernwirtschaften in Wien agieren zu können. - Das war einmal der eine Teil. 

Der andere Teil richtet sich an die ÖVP: Die ÖVP stellt, wenn ich mich nicht irre, den Landwirtschaftsminister. Der Landwirtschaftsminister hat ja mehr oder weniger auch die landwirtschaftlichen Güter des Bundes über, unter anderem auch das Gebiet des Schafflerhofs. Der Schafflerhof soll ein Reitstall werden und hat der Stadt Wien einiges an Problemen gebracht, weil der eigentliche Wiener Schafflerhof sich jetzt einen neuen Betriebsstandort suchen muss. 

Und ganz zum Schluss - damit der werte Herr Vorsitzende mit mir zufrieden ist - möchte ich noch ein bisschen vorlesen, was die Gemeinde Wien - nun ja, nicht die Gemeinde Wien - fördert mit dem Geld, das Kollege Woller da geschwind abgestimmt haben will.

In einer Untersuchung - eigentlich ist es keine Untersuchung, sondern eine Informationsschrift - der Wiener Landwirtschaftskammer ist Folgendes zu lesen - und zwar geht es dabei um den Einsatz von glühphosphathältigen Herbiziden in Wasserschutzgebieten; das nur so nebenbei -:

"Einsatz von Herbiziden zur Beseitigung von winterharten Gründecken: Winterharte Gründecken werden unter anderem in Wasserschongebieten angebaut, um eine Einwaschung von Nitrat aus Ackerflächen in das Grund- und Trinkwasser" - nämlich zum Beispiel in der Donaustadt - "zu verhindern." - Und dann geht es so weiter mit dem Glühphosphat. 

Es ist ja nett, dass die Stadt Wien die Verdreckung ihres eigenen Grundwassers fördert! Super! 

Dann heißt es weiter: "Zugelassene Herbizide zur Abtötung von Pflanzen bei der Winterbegrünung", und dann kommt eine Reihe von ungefähr acht bis neun verschiedenen Giften. Das Beste ist dabei ja, dass diese Namen haben wie zum Beispiel "Roundup outdoor", das heißt in etwa: Alles zusammentreiben, niedermachen.

Wenn Sie gute Augen haben, dann sehen Sie, wie es nach dem "Roundup" dann aussieht, nämlich ziemlich verwelkt. - Und das fördern wir!

Wir stimmen aber trotzdem zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Zimmermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! In aller Kürze: 

Erstens möchte ich kurz berichtigen: Es gibt tatsächlich zehn anerkannte biologische Betriebe in Wien - das ist vielleicht für dich neu. (GR Mag Rüdiger Maresch - ein Dokument in die Höhe haltend -: ... Landwirtschaftskammer!) Es sind wirklich zehn, ich habe mich gerade erkundigt. Rüdiger, das ist der heutige Stand: Zehn Betriebe. Du kannst es mir glauben!

Das Zweite: Es gibt da natürlich auch die Stadt Wien - du hast es erwähnt. Das Problem, was den Bund betrifft - damit Wien auch vom Bund anerkannt wird und auch Geld bekommt -, ist nur, dass man dazu neun Bundesländer brauchen würde, und da ist der Haken. Versucht hat man es schon, aber es scheitert im Moment daran. Aber ich gebe dir völlig Recht: Da muss man nachhaken, da muss man etwas tun, damit auch Wien als Biobauer anerkannt wird. Denn Wien ist derzeit nicht als Biobauer anerkannt, obwohl wir ungefähr 300 Hektar biologisch bewirtschaften, und weitere 300 kommen jetzt noch dazu. Wir tun also alles, um auf diesem Gebiet mitzuarbeiten, das gilt auch für Erdäpfel und dergleichen mehr; 1 Hektar bebauen wir sogar mit Gemüse. In diesem Zusammenhang nochmals herzlichen Dank!

Und: Insgesamt sind es heuer 384 000 EUR, die den Bauern von Seiten des ÖPUL für diesen biologischen Landanbau zugute kommen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 23 ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 36 (00987/2002-GGU) zur Verhandlung. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm. (Das das Ende der Redezeit anzeigende rote Licht am Rednerpult leuchtet bereits. - GR Harry Kopietz - in Richtung des an das Rednerpult tretenden GR Kurth-Bodo Blind -: Es leuchtet schon, Herr Kollege! - Allgemeine Heiterkeit. - GR Johann Römer: Das ist Sabotage!)

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir reden heute bei diesem Aktenstück über Vorarbeiten zur Errichtung eines islamischen Friedhofs, aber es gibt bis heute kein Projekt "Islamischer Friedhof Wien". Ich habe daher im Ausschuss den Antrag gestellt, dieses Aktenstück abzusetzen. Denn: Wie kann man Vorarbeiten für ein Projekt leisten und wie kann man diese Vorarbeiten finanziell bedecken wollen, wenn es dieses Projekt "Islamischer Friedhof" überhaupt nicht gibt? 

Oder hat irgendjemand in irgendeinem Ausschuss ein Aktenstück "Islamischer Friedhof" gesehen? Kann mir jemand ein Aktenstück über diesen islamischen Friedhof in der vollen Größe zeigen?

Ich wundere mich auch sehr, dass jetzt auf einmal der Umweltausschuss in Wien für die Errichtung eines islamischen Friedhofs zuständig sein sollte, war es doch in der Vergangenheit so, dass das Grundstück durch die MA 69 beschafft hätte werden sollen, der Bürgermeister eingeschaltet war, die Friedhofsverwaltung eingeschaltet war, aber dass ein Umweltausschuss an und für sich einen Friedhof errichtet, mutet doch sehr seltsam an.

Wir haben, wie gesagt, im Umweltausschuss gebeten, uns dieses Projekt zu zeigen. Es konnte uns kein Projekt gezeigt werden. Und das ist kein Vorwurf an Frau StRin Kossina, weil die ja nicht unbedingt die Ansprechpartnerin für die Errichtung eines Friedhofs sein sollte.

Wer kennt die Eckdaten, die diesen Friedhof betreffen? - Unter Eckdaten meine ich, welche Flächen wurden untersucht und nach welchen Kriterien wurden diese Flächen untersucht, denn ich glaube, wenn man in Wien einen islamischen Friedhof errichten will, sollte man gewisse Kriterien aufstellen und nach diesen Kriterien die Flächen und die zur Verfügung stehenden Gründe untersuchen. Ich habe bis jetzt diese Kriterien nicht zu Gesicht bekommen.

Und dann möchte ich einmal eine Frage an diese Stadtregierung stellen: Wer, welche Magistratsabteilung ist für die Errichtung des islamischen Friedhofs zuständig? Mir ist es ganz klar, dass die Beschaffung des Grundstücks dann beim Wohnbaustadtrat liegen wird, aber ich glaube nicht, dass der Wohnbaustadtrat oder die Stadträtin für Umwelt der Ansprechpartner sein sollen für die islamische Glaubensgemeinschaft in Wien, ich glaube nicht, dass diese beiden Geschäftsgruppen federführend sein sollten bei der Errichtung eines islamischen Friedhofs. Es war am Beginn so ein Gelächter, aber hat irgendjemand jetzt eine Antwort parat, welche Magistratsabteilung sich federführend mit der Errichtung dieses islamischen Friedhofs beschäftigt. Diese Magistratsabteilung, diese Abteilung könnte uns dann nämlich auch die Frage beantworten, warum in Wien ein islamischer Friedhof errichtet werden muss. Ich bin sicher nicht gegen die Errichtung eines islamischen Friedhofs (Aber-Rufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), aber ich hätte gerne auch die Kriterien gesehen, warum die Errichtung eines islamischen Friedhofs in Wien derzeit anstehend ist. (Zwischenruf des GR Heinz Hufnagl.) Was soll das sein? - Das ist ein Witz, den können Sie im Ausschuss machen, aber nicht im Plenum. Ich glaube, dafür ist das Thema ein bisschen zu ernst. 

Bei dieser Frage kommen wir zu den Grundstückskosten. Wie hoch werden die Grundstückskosten sein und wer wird dann der Eigentümer sein? Wird es die islamische Glaubensgemeinschaft sein? Wird sie diese Grundstücke erwerben? Wird sie die Stadt Wien der islamischen Glaubensgemeinschaft in Pacht überlassen, ihr ein Nutzungsrecht geben? - Das ist alles okay, aber es wäre auch anständig unseren islamischen Mitbürgern gegenüber, wenn man sagte: Wir, die Stadt Wien, bekennen uns zu einem islamischen Friedhof, das Projekt soll die Dimension haben, soll die Ausgestaltung haben, und unter diesen Bedingungen wollen wir euch ein Grundstück geben, überlassen, schenken, kaufen. Es wäre notwendig, diese Sache in aller Deutlichkeit und in allem Ernst abzuhandeln. So sind wir auf Informationen angewiesen, die aber keine offiziellen Informationen sein können.

Es soll das Grundstück 24 Millionen S wert sein oder kosten, also 1,74 Millionen EUR. Zusätzlich entstehen noch Aufschließungskosten und die sollen auch in der Größe von 8 Millionen S oder 0,58 Millionen EUR liegen. Aber gibt es jetzt irgendeine Stelle, an die ich mich wenden und die ich fragen kann, ob diese Informationen, die publiziert werden, die von geeigneten oder ungeeigneten Stellen veröffentlicht werden, richtig sind. 

Wenn man einen islamischen Friedhof in Wien plant, so gibt es ja auch immer verschiedene Größenordnungen, Erwartungshaltungen. Auf der einen Seite sind sehr, sehr unterschiedliche Angebote seitens der Stadt Wien an die islamische Glaubensgemeinschaft gemacht worden. Es sind, wie gesagt, inoffizielle Mitteilungen, Zeitungsmitteilungen und ähnliche Publikationen, aber es gibt ja für uns keinen Ansprechpartner. Und vor allem eines: Für welche Zeit wird dieser islamische Friedhof erwartungsgemäß reichen? Das heißt, weiß man, ob dieser islamische Friedhof eine Kapazität für ein, zwei, zehn Jahre haben wird, um die islamischen Glaubensmitbürger aufnehmen zu können?

Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Wir, die FPÖ wollen unseren islamischen Mitbürgern keineswegs die Errichtung eines konfessionellen Friedhofs vorenthalten, gibt es doch solche konfessionellen Friedhöfe für andere Religionen schon seit Jahrhunderten in Wien. Es gibt solche zum Beispiel auch für die islamische Glaubengemeinschaft am Zentralfriedhof; das sind die Abteilung 27B und die Abteilung 25. 

Prinzipiell also ein Ja zu einem islamischen Friedhof, aber eines möchten wir schon auch sagen: Menschen, die ihr ganzes Leben mit Österreichern und da auch mit Christen in einem Haus, in einem Gemeindebau verbringen, müssen nicht unbedingt zwangsweise im Tod getrennt sein. (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein Argument!) Es ist derzeit so, dass auf den Wiener städtischen Friedhöfen verschiedenste Religionsgemeinschaften beisammen beerdigt werden, und es ist auch so, dass Konfessionslose ebenfalls auf den Wiener städtischen Friedhöfen und im Angesicht eines Kreuzes beerdigt werden. Es ist halt einmal so in Österreich, dass man wahrscheinlich weder leben noch gestorben sein kann, ohne dass irgendwo ein Kreuz in der Nähe ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das kommt darauf an, wohin man fällt! - GRin Martina Malyar: Sind Sie jetzt dagegen oder dafür?) ich möchte nicht hören, dass Leute, die sich das ganze Leben mit Christen wohl fühlen, nicht auch im Tod auf einem Friedhof der Stadt Wien beerdigt sein könnten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sind Sie nun dafür oder nicht? - StRin Karin Landauer: Das hat er klar und deutlich gesagt!) 

Wenn Sie aufpassen, werden Sie es, glaube ich, verstehen. Wir haben gesagt, dass wir uns nicht dagegen aussprechen, dass islamische Mitbürger auch einen islamischen Friedhof haben sollen. (GR Heinz Hufnagl: Es soll einen Friedhof geben, aber er soll nicht belegt werden! Das ist es!) Herr Hufnagel, ich glaube, Sie haben das im Ausschuss auch nicht verstanden. 

Es ist so, dass wir gesagt haben, wir sind für die Errichtung eines islamischen Friedhofs (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie sind dafür! Wunderbar!), aber es muss nicht zwangsläufig so sein, dass islamische Glaubensgenossen nicht auch auf einem städtischen Friedhof ruhen dürften. Das ist doch kein Widerspruch und sie werden ja derzeit auch tatsächlich dort beerdigt. (GRin Martina Malyar: Sie sind ja jetzt schon dagegen!)
Hier kurz eine Auflistung der Ereignisse. Damit werde ich jetzt einmal auf die Doppelzüngigkeit sozialistischer Politik aufmerksam machen. Es ist nämlich das alte Pendelspiel der Sozialisten, dass immer in den Zeiten vor einer Wahl der islamischen Glaubensgemeinschaft durchaus signalisiert wird: Wenn ihr mit uns geht, kriegt ihr einen Friedhof. (Allgemeine lebhafte Heiterkeit.) - Ja, ja! Kurz nach der Wahl schaut es natürlich gleich ganz anders aus. Jetzt kommen die Daten und über die werden Sie bei allem Lachen, Herr Godwin Schuster, nicht hinwegkommen. (GR Godwin Schuster: Ich habe noch selten so einen guten Witz gehört!) 

Im September 1993 gibt es einen ersten Aktenvermerk, da war der Flächenbedarf für diesen islamischen Friedhof mit 10 000 Quadratmetern angegeben. Nur zur Erinnerung, damit Sie ein bisschen mitlachen können: Derzeit sagen wir, nicht 10 000 Quadratmeter sollen es sein, sondern 34 500 Quadratmeter. 

Am 17. Dezember 1993 hatten wir im Gemeinderat gerade die Schafflergründe in der Donaustadt angeschafft, die waren 439 000 Quadratmeter groß. Da hat man verlauten lassen - ich kann Ihnen diese Pressemeldungen gerne alle zeigen, ich kann sie Ihnen ... (Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) Ich weiß schon, aber sind Sie so gut, die Anarchisten sollen nicht immer dreinrufen. (Lebhafte Heiterkeit.) Also wir hatten damals gerade die Schafflergründe angeschafft, und da waren 200 000 Quadratmeter für den islamischen Friedhof reserviert. 

Die Grundstücksabteilung, so wurde uns vermeldet, die MA 69 und die Friedhofsverwaltung - und das war ganz richtig -, wurden mit der Planung des islamischen Friedhofs beauftragt. Was ist bis heute herausgekommen bei dieser Planung? - Vielleicht wissen Sie es. Machen Sie einen Zwischenruf! (Neuerliche lebhafte Heiterkeit. - GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, den kann ich machen! Soll ich Ihnen sagen, was herausgekommen ist?) Damals war der Herr Edlinger federführend und damals war auch der jetzt in Peking weilende Herr Hatzl federführend. Heute sucht er, wie wir wissen, einen kommunistischen Partner als Partnergemeinde für den Bezirk Simmering. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Er hätte lieber hier sein sollen, um uns einmal zu beantworten, was aus seiner Planung, die er damals, 1993, begonnen hat, herausgekommen ist. Schändlicherweise gar nichts! (Zwischenruf des GR Harry Kopietz. - Schallende Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Edlinger als Wohnbaustadtrat hat damals gesagt, es müsse das Grundstück angekauft werden. Gut. Meine Frage - vielleicht könnten Sie zwischenrufen (Heiterkeit. - GR Harry Kopietz: Aber keine Anarchisten!); Sie schon, die Anarchisten nicht (Neuerliche lebhafte Heiterkeit.) -: Ist das auch heute noch Ihr Standpunkt? Wenn wir diese 34 500 Quadratmeter auf dem Standort Inzersdorf (GR Harry Kopietz: Schwieriges Wort! - Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den Grünen.) der islamischen Glaubensgemeinschaft geben, soll sie diese kaufen oder pachten oder sollen sie ihr zur Nutzung übergeben werden? Wie ist das jetzt? (GR Godwin Schuster: Hören Sie auf! Die FPÖ ist schon ganz verzweifelt!) Haben Sie einen Akt? Haben Sie irgendwo Eckdaten, wo Sie uns zeigen können, was Sie überhaupt vorhaben? 

Sie wollen von uns jetzt, dass wir 20 Millionen S dafür bereitstellen, für ein Projekt, dass ich von denen ... (Zwischenruf der GRin Renate Winklbauer.) Bitte? (GRin Renate Winklbauer: Sie machen das?) Ja, wir als Wiener Gemeinderat sollen jetzt selbstverständlich 20 Millionen S bereitstellen (GR Godwin Schuster: Also sagen Sie uns, was mit dem Friedhof ist!), und wenn wir als Gemeinderatsmitglieder da mitstimmen sollen, dann müssen Sie uns zuerst einmal ein Projekt zeigen, aus dem hervorgeht, was mit dem Geld gemacht wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ein Friedhof! Ein islamischer Friedhof! - Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich weiß schon, für Sie sehr vereinfacht ein islamischer Friedhof. Aber in welcher Form? Pacht, Kauf, Nutzungsüberlassung, mit Aufschließung, ohne Aufschließung? Ich muss das dem Herrn Maresch zweimal sagen. Ich weiß, es geht bei Ihnen nicht so leicht, aber es wird schon funktionieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe jetzt gar nichts gesagt! Das ist, weil Sie nicht aufpassen!) 

Was wir sicher abgelehnt haben, war der islamische Zentralfriedhof in der Donaustadt mit einer geplanten Fläche von 200 000 Quadratmetern, denn damals hat der Herr Edlinger in Presseaussendungen verkündet, wenn die islamische Glaubensgemeinschaft diese 200 000 Quadratmeter kauft, dann kann sie dort Wiener Glaubensbrüder und Glaubensschwestern, aber auch solche aus allen Bundesländern, aber selbstverständlich auch aus ganz Europa beerdigen lassen. Also, für einen Zentralfriedhof islamischer Glaubensbrüder ... (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Ein neuer Zentralfriedhof! Super!) Sie können lachen. Das ist Originalton Edlinger: ein Zentralfriedhof für ganz Europa mit Bahnanschluss. (Anhaltende Heiterkeit.) Ja, dann lachen Sie halt über Ihren Herrn Edlinger. Die Aussagen sind von ihm und sie sind ja auch in den Zeitungen veröffentlicht worden. Sie können sich dazu bekennen oder können sich darüber lustig machen. Ich übergebe es Ihnen gerne, ich habe es hier. (Zahlreiche Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ.) Bitte hier steht es. (Anhaltende tumultartige Zwischenrufe.)
Ich habe hier auch eine Anfragebeantwortung. Ich lese Ihnen gerne zur Qual für die Sozialisten einmal diese Anfragebeantwortung vor. (Nein!-Rufe bei der SPÖ.) Na, Sie haben darum gebettelt, jetzt kriegen Sie es. (Allgemeine lebhafte Heiterkeit und Zwischenrufe.) Wir haben am 14. Oktober 1994 folgende Anfrage gestellt:

"Wurde ein Grundstück für die etwaige Errichtung eines islamischen Friedhofs angekauft? Wenn ja, wo? 

Gibt es Gespräche über einen Verkauf für diese Zwecke? 

Ist die Errichtung eines islamischen Friedhofs geplant? Wenn ja, warum und wann?" (Lebhafte Heiterkeit. - GR Günther Reiter: Warum? Warum?) Ja, warum? (Neuerliche lebhafte Heiterkeit. - GR Mag Christoph Chorherr: Warum braucht man einen Friedhof? Das ist eine gute Frage!) Schauen Sie, Herr Kollege Chorherr, wären Sie damals der Stadtrat gewesen, hätten Sie eine gescheite Antwort gefunden. Sie waren damals nichts und der andere Stadtrat hat eben keine Antwort gegeben. Deshalb ist das "Warum?" von mir noch immer offen. (Anhaltende Heiterkeit.)

"Gibt es derzeit Schwierigkeiten bei der Beerdigung von Angehörigen verschiedener Glaubensrichtungen und Konfessionslosen? Wenn ja, welche Beschwerden werden von welcher Seite vorgetragen? 

Wo soll der Friedhof errichtet werden? 

Wie viele islamische Beerdigungen werden derzeit pro Jahr durchgeführt, und wie sehen die Prognosen für die nächsten zehn Jahre aus? 

Ist der Friedhof auch für Personen mit Wohnsitz in den Bundesländern und im Ausland vorgesehen?" (GR Mag Christoph Chorherr: Noch ärger!)

"Würden dort Bestattungen auch prinzipiell durch die Wiener städtische Bestattung durchgeführt?"

Ja, man kann lachen. Es ist sicher eine Frage, ob dieser Bedarf gegeben ist (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja!), und es ist auch die Frage ... Sie sagen Ja, ich glaube es Ihnen auch, aber ich hätte gerne schriftlich, wie groß der Bedarf pro Jahr ist. Es könnte ja auch sein, dass dieser Friedhof, der jetzt ins Auge gefasst wird, prinzipiell zu klein ist. Das darf es ja wohl auch noch sein. (GR Godwin Schuster: Ja, nehmen wir zuerst einen kleinen und dann einen größeren!)

"Wird es notwendig sein, die Wiener Friedhofsordnung abzuändern? Wenn ja, in welchen Punkten? 

Wird es ein ewiges Ruherecht für islamische Glaubensangehörige geben? Wenn ja, wird dieses in Form von Grabstellen auf Friedhofsdauer auch wieder für Christen eingeführt?"

Die Frage hätte ich sehr gerne beantwortet. Können die Christen in Wien auch wieder ihre Bestattungen auf Friedhofsdauer durchführen lassen? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Entschuldigung, Herr Kollege Blind, Sie haben genau noch 1 Minute Zeit, Ihre Ausführungen zu beenden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schade! Schade! Das ist wirklich schade!)

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Gut, schade! Daher kommen wir zu unserem Resümee - ich danke Ihnen Frau Vorsitzende -: Seit Beginn der Neunzigerjahre versprach die Gemeinde Wien, und hier insbesondere die regierende SPÖ, bei der Errichtung eines islamischen Friedhofs die Öffentlichkeit voll und ganz zu informieren und einzubinden. Gerade aber dies haben die Stadt Wien und ihre amtsführenden SPÖ-Stadträte unterlassen. Nun soll, ohne dass dem Gemeinderat schon ein offizieller Betreiber bekannt ist, der Umweltausschuss Millionen für Vorarbeiten für einen islamischen Friedhof bereitstellen. 

Wir Freiheitliche wollen unseren islamischen Mitbürgern keineswegs die Errichtung eines konfessionellen Friedhofs verwehren, gibt es doch solche konfessionelle Friedhöfe für andere Glaubensgemeinschaften in Wien seit Jahrhunderten. Ich fordere die SPÖ-Stadtregierung auf, ein Gesamtkonzept für den islamischen Friedhof auf den Tisch zu legen, worin die Grunderwerbskosten und die Aufschließungskosten klar zu erkennen sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: An Ihre Pressestelle?) 

Für die FPÖ stellt es kein Problem dar, dass sich die Gemeinde Wien, ähnlich wie bei Projekten anderer Konfessionen, anteilsmäßig an diesen Kosten beteiligt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die FPÖ wird sich auch beteiligen!) Ich kritisiere in diesem Zusammenhang, dass es die Sozialisten waren ...

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Kollege Blind, ich möchte Sie aufmerksam machen ...

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Nur noch zwei Sätze. Da sind wir schnell fertig. Ich kritisiere ... (Lebhafte Heiterkeit.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Schnelle zwei Sätze, Herr Kollege Blind. 

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ich kritisiere, dass es die Sozialisten waren, die der christlichen Bevölkerung die Totenruhe auf Friedhofsdauer genommen haben. Niemand möchte, dass die islamischen Bestattungsregeln verletzt werden. Christen sollte aber das gleiche Recht auf ewige Ruhe eingeräumt werden. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Beifall bei der FPÖ und demonstrativer Beifall bei Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren von der FPÖ-Fraktion, ich habe große Milde walten lassen. Es waren fast 22 Minuten, aber Sie alle wissen, Friedhofsdebatten höre ich immer gerne. (Heiterkeit.)

Wir kommen nun zur nächsten Wortmeldung: Frau GRin Klier. Ich erteile es ihr. (Zahlreiche Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ.) Frau Kollegin Klier ist am Wort! (Weitere lebhafte Zwischenrufe. - StR Johann Herzog: Werden Sie das Gelächter auch unterbrechen? - GR Dr Helmut GÜNTHER - in Richtung des GR Godwin Schuster -: Ich rege mich sonst nicht auf, Sie kennen mich! Aber heute rege ich mich auf!) 

GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn es nicht so traurig wäre, könnte man lachen - über dieses Thema müsste man eigentlich weinen, man dürfte nicht lachen -, denn eines muss ich Ihnen schon sagen, Herr Kollege Blind: Wenn Sie einen Akt über einen Umbau des Liesingbachs ausschließlich - ausschließlich! - zu einer Diskussion über einen islamischen Friedhof machen, dann ist das mehr als traurig, kann ich Ihnen nur sagen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das steht im Akt! Sie haben ja den Akt die ganze Zeit gehabt! Haben Sie nicht hineingeschaut?) 

Und Ihre Aussage über ein "Zentraldepot", die zeigt Ihre Geisteshaltung, lieber Herr Kollege Blind. (GR Michael Kreißl: Was soll er gesagt haben?) Er hat im Zusammenhang mit dem Friedhof von einem "Zentraldepot" gesprochen. Wir haben es alle gehört. (StR Johann Herzog: Hätten Sie nicht gelacht, dann hätten Sie gehört, was er gesagt hat! Sie haben nur gelacht und nicht zugehört! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Schreien Sie nur, schreien Sie nur! Wir haben es alle gehört. Das ist das Niederträchtigste, was ich je gehört habe in diesem Zusammenhang. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber jetzt zur Sache. Ich kann Sie auch beruhigen. Ich kann Ihnen sagen, wie der gesamte Vorgang sein wird. (StRin Karin Landauer: Sie brauchen uns nicht zu beruhigen! Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) Der Vorgang wird so sein, dass das Grundstück von der Gemeinde Wien voll aufgeschlossen wird und der islamischen Glaubensgemeinschaft zur Verfügung gestellt wird. Das heißt, die islamische Glaubensgemeinschaft bekommt ein 34 500 Quadratmeter großes Grundstück, voll aufgeschlossen, gewidmet für Friedhofszwecke und mit einer Mauer umgeben. Alle anderen Kosten - die Errichtung der Halle, die Errichtung der Gräber und und und sowie die gesamte Betreuung - obliegen ausschließlich der islamischen Glaubensgemeinschaft. Das dazu, und ich glaube, damit ist genug darüber geredet. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Es gibt aber schon noch eine Meinungsfreiheit, ja?) 
Da wir jetzt einige Zeit verloren haben, möchte ich es relativ kurz machen. Ich möchte auf den eigentlichen Akt ein bisschen eingehen und möchte Ihnen sehr wohl die Bedeutung der endgültigen Umgestaltung des Liesingbachs für die gesamte Bevölkerung in Erinnerung bringen. 

Beginnend mit dem Abschnitt von Kledering bis Blumental bis zum Jahr 2004 und in der Folge mit dem oberen Bereich eröffnet sich für die Bewohner des 10. und 23. Bezirks ein herrliches Stück Natur. Dass durch die Installierung des mobilen Infostands für die Bevölkerung zusätzlich eine Serviceleistung erbracht wird, ist besonders wichtig. Die Menschen können sich dort an Ort und Stelle informieren, wie weit der Stand des Ausbaus ist. 

Ist Wien jetzt schon eine Großstadt mit sehr hoher Umweltqualität, so wird es künftig durch Maßnahmen wie Renaturalisierung von Bächen und durch die Erhaltung von Naturlandschaften noch mehr Lebensqualität erhalten. Die Menschen in Wien können darauf vertrauen, dass die derzeitigen Verantwortlichen in unserer Stadt alles Erdenkliche tun werden, damit ihnen ihre wichtigsten Lebensgrundlagen wie Wasser, Luft und Grünraum auch künftig erhalten bleiben. 

Wir haben heute schon viel über Wasser und Wald geredet, daher möchte ich das Thema Wasser nur ganz kurz anschneiden. Wasser ist lebensnotwendig, und gerade das Wiener Wasser ist ein ausgezeichnetes, qualitativ bestes, reines Wasser. Es kommt aus den Quellschutzgebieten und den Wasserschutzgebieten. 95 Prozent bis 97 Prozent der Wiener werden derzeit mit Hochquellwasser versorgt. Es kommt aus den Gebieten Schneeberg, Rax, Schneealm und Hochschwab. 

Dass ein solches Gut in gewissen Kreisen bestimmte Begehrlichkeiten weckt, ist klar, das wissen wir seit Antritt der schwarz-blauen Regierung. (GR Gerhard Pfeiffer: Hier in Wien gibt es aber eine rote Regierung! Das sollte Ihnen endlich einmal klar werden!) Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie sich eines sagen: Das Wasser gehört allen und ist für alle da! Es darf kein Luxus sein. Die Versorgung mit gutem, ja, bestem Wasser muss unter allen Umständen für alle in unserem Land gewährleistet bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) Es muss auch unseren Kindern und Kindeskindern immer noch in gleicher Qualität zur Verfügung stehen. 

Die Qualitätssicherung kann aber nur erfolgen, wenn die Quellschutzwälder ordentlich bewirtschaftet werden. Nur wenn der Waldboden vorsorglich gehegt und bewirtschaftet wird, kann das Wasser vom Boden gespeichert beziehungsweise auch gefiltert werden. (GR Georg Fuchs: Zur Sache!) Eine naturnahe Bewirtschaftung und fachkundige Aufsicht sind daher unerlässlich. Nur ein gesunder Wald, gesunde Mischwälder garantieren die Wasserversorgung. Dass diese Bewirtschaftung von Mitarbeitern der städtischen Dienststellen vor Ort durchgeführt wird, ist ein weiterer Garant für Qualität von Wald und Wasser. 

Nun gibt es in unserem Land eine blau-schwarze Regierung, die allen Ernstes darüber nachdenkt (StRin Karin Landauer: Gott sei Dank haben wir eine blau-schwarze Regierung, sonst hätten Sie nichts zu reden!), nach dem ganzen anderen bereits verscherbelten Familiensilber auch das Wasser und den Wald zu verkaufen (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) - schreien Sie nur - (StRin Karin Landauer: Ich schreie nicht!) -, zu verkaufen an privatwirtschaftliche Unternehmen, an Ihre eigene Klientel oder deren Freunde, sprich Prinzhorn et cetera. (Anhaltende lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Bei den von den Bundesforsten bereits verkauften Wäldern gibt es ja schon negative Erfahrungen. Die neuen Eigentümer betrachten die Wälder als ihr ganz persönliches Privateigentum und nutzen sie nicht nur wirtschaftlich auf Teufel komm raus, sondern es wird auch der freie Durchgang verwehrt.

Meine Damen und Herren! Zu Ihrer Information: Seit 1975 gibt es in Österreich ein Gesetz, das das freie Wegerecht garantiert. (GR Gerhard Pfeiffer: Zur Sache, bitte!) Ich möchte Sie nur daran erinnern, meine Damen und Herren, aber Gesetze gelten offensichtlich in unserem Land nur für gewisse, nicht für alle, und das mit Unterstützung durch allerhöchste Stellen. (GR Gerhard Pfeiffer: Zur Sache!)

In Anbetracht dieser Situation muss jeder weitere Ausverkauf von Wald, Wasser und Seen unterbleiben. Er muss unterbleiben, denn alles, was einmal veräußert ist, ist für die österreichische beziehungsweise für die Wiener Bevölkerung unwiederbringlich verloren. (StRin Karin Landauer: Um 10 Uhr war die Aktuelle Stunde! Sie verwechseln das mit der Aktuellen Stunde! Um 10 Uhr hätten Sie sich melden sollen!) 

Damit gerade das nicht passiert, bringe ich folgenden Beschlussantrag ein: 
"Der Gemeinderat der Stadt Wien bekennt sich heute - am Weltwassertag sowie am Vortag des Internationalen Tages des Waldes - dazu, dass Wien eine Umweltmusterstadt bleiben muss, die allen Bürgerinnen und Bürgern auch in Zukunft den Schutz und die Qualität von Lebensgrundlagen wie Luft, Wasser und Wald garantiert und den Zugang zu diesen Lebensgrundlagen nicht gewinnorientierten Interessen unterwirft." (StRin Karin Landauer: Ich glaube, Sie haben irgendwie das Thema verfehlt!) 

"Bei der Gewinnung von Trinkwasser in Österreich muss auf das ökologische Gleichgewicht Rücksicht genommen werden; die Sicherung der Qualität des Trinkwassers zu leistbaren Preisen ist als Teil der Daseinsvorsorge durch die Kommunen zu begreifen." (StRin Karin Landauer: Ist Ihr Lieblingsgetränk das Trinkwasser?) - Sie begreifen offensichtlich nicht, dass ich derzeit den Antrag vorlese. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber nicht den ganzen!) Ich lese nicht den ganzen Antrag. (GR Gerhard Pfeiffer: Reden Sie zur Sache!) Moment! Hören Sie mir weiter zu! 
"Die wirtschaftliche Nutzung der heimischen Wälder darf das ökologische Gleichgewicht nicht beeinträchtigen. Österreichs Wälder müssen in ihrer Funktion ..." (StRin Karin Landauer: Das passt überhaupt nicht zu dem Thema! Was hat das mit dem Liesingbach zu tun?) Was hat denn der islamische Friedhof damit zu tun? (Weiterer Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Na sehen Sie! Dann wird das doch noch viel eher dazu passen. (StRin Karin Landauer: Sie haben den Akt nicht gelesen!) Lassen Sie mich den Antrag weiter einbringen. Aus!

"Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht daher die Österreichische Bundesregierung, von Plänen zur Privatisierung der Wasserversorgung in Österreich und zum Ausverkauf der heimischen Wälder, die diese Ziele gefährden, Abstand zu nehmen. Wertvollste Naturschätze könnten unwiederbringlich verloren gehen und das ökologische Gleichgewicht in unserem Lande nachhaltig geschädigt werden, wenn rein marktwirtschaftliche Interessen über unsere Lebensgrundlagen bestimmen." (StRin Karin Landauer: Das passt absolut nicht! Haben Sie noch eine Geschäftsordnung?) 

"Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht die Österreichische Bundesregierung außerdem, dass freie Wegerecht durch die heimischen Wälder für die Menschen sicherzustellen." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Meine Damen und Herren! Heute ist Weltwassertag, morgen Internationaler Tag des Waldes, und ich glaube, dass es ein guter Anlass wäre, gemeinsam dafür einzutreten, dass für die Allgemeinheit sowohl Wasser als Wald wie bisher erhalten bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Meine Damen und Herren! Darf ich Sie ersuchen, dass trotz später Stunde - aber so spät ist ja noch gar nicht - die Emotionen vielleicht etwas niedriger geschraubt werden. 

Ich schlafe auch nicht als Vorsitzende, wie ich es als Zwischenruf gehört habe, aber ich meine doch, dass wir auch die letzten zwei Tagesordnungspunkte über die Runden bringen können, ohne dass hier eine Stimmung herrscht, wie sie vor Ostern normalerweise nicht sein sollte.

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Blind zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm und mache ihn aufmerksam: 3 Minuten Redezeit.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich danke, Frau Vorsitzende!

Ich möchte Frau GRin Klier sagen oder zur Rede der Frau GRin Klier sagen - nicht ihr persönlich, sondern zu ihrer Rede -, dass mir Kollege Hundstorfer persönlich versichert hat, dass auch er gehört hat, dass ich Zentralfriedhof gesagt habe, islamischer Zentralfriedhof und keineswegs "Zentraldepot". Das möchte ich hier wirklich anmerken. Bei diesem wirklich ernsten Thema kann ich so eine Darstellung meiner Worte nicht hinnehmen. 

Es ist mir auch zugesagt worden, dass sich die Sozialdemokratische Fraktion, wenn sie im Protokoll nachgelesen hat und tatsächlich "Zentralfriedhof" drinnen steht, sich mit dieser Aussage der Frau GRin Klier nicht einverstanden erklären wird.

Den Vorwurf, ich hätte in diesem Aktenstück über den islamischen Friedhof geredet und das wäre nicht Gegenstand dieses Aktenstücks gewesen, möchte ich auch richtig stellen. Ich habe hier das Aktenstück und auf der Seite 2 ganz unten steht: In der im Dezember abgehaltenen Pressekonferenz wurde die Öffentlichkeit informiert, dass die Stadt Wien die islamische Glaubensgemeinschaft Österreichs bei der Errichtung eines Friedhofs im Nahbereich der Liesing unterstützen wird. Die notwendigen Vorarbeiten zur Realisierung sollen im Detailprojekt Liesingbach aufgenommen werden.

Also bitte, ich habe mich genau bei diesem Aktenstück um den Inhalt dieses Aktenstücks bemüht. Ich hatte 20 Minuten und ich habe meine Rede dann auch abgekürzt, aber ich glaube, man kann mir nicht vorwerfen, dass ich nicht zur Sache gesprochen hätte. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Wertes Plenum!

Es hat mich schon sehr betroffen gemacht, die Reaktion der Mehrheitsfraktion dieses Hauses und vor allem auch ihrer Regierungsmitglieder zu einem so ernsten und auch wichtigen Thema für die Wienerinnen und Wiener und auch für die neuen Bürger dieser Stadt hier zu erleben, nämlich dass man das ganz einfach nur lustig und zum Lachen findet und nichts, aber auch wirklich nichts zu einer sachlichen Lösung beiträgt. Das finde ich ganz einfach pietätlos. (Beifall bei der FPÖ.) 
Kollege Blind hat eine Reihe von wichtigen Fragen aufgezeigt, die bis jetzt nicht geklärt sind, weshalb es aus unserer Sicht nicht gerechtfertigt ist, mit Vorarbeiten zu etwas zu beginnen, das an sich bis jetzt weder im Plenum im Gemeinderat noch in einem Ausschuss verhandelt und beschlossen wurde. Das gehört sich auch. Und ob das jetzt ein Verkauf des Grundstücks sein wird, eine Verpachtung oder eine Zurverfügungstellung ist auch aus der Wortmeldung der Frau Klier nicht hervorgegangen. 

Im Übrigen wäre selbst eine schlüssige und eindeutige Aussage der Frau Kollegin Klier ein rechtliches Nullum, denn, wie gesagt, das gehört in einem Plenum beschlossen und nicht von einem Gemeinderat hier mitgeteilt, was da zu geschehen hat. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und das Ganze ins Lächerliche zu ziehen, ist, wie gesagt, ganz einfach pietätlos und passt irgendwie überhaupt nicht dazu, dass wir am Beginn der Karwoche stehen, wo man eigentlich ein bisschen besinnlich sein sollte und so ein ernstes Thema auch ernst und würdig abhandeln sollte. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Zu dem Beschluss- und Resolutionsantrag bin ich erstens einmal grundsätzlich neugierig, ob er von der Frau Vorsitzenden zugelassen wird, denn im Gegensatz zu der Diskussion Liesingbach in Verbindung mit den Grundarbeiten am islamischen Friedhof, was nämlich tatsächlich Inhalt dieses Geschäftsstücks ist und war, hat der Resolutionsantrag grundsätzlich nicht wirklich etwas mit dem Liesingbach oder dem islamischen Friedhof zu tun. Aber er ist nun einmal eingebracht worden. Man ist in anderen Fällen, wenn so etwas von anderen Fraktionen kommt, durchaus kleinlich, wenn es darum geht, ob ein Naheverhältnis zum Tagesordnungspunkt gegeben ist oder nicht.

Aber nachdem der Antrag so minutiös verlesen wurde, möchte ich schon auch inhaltlich darauf eingehen und noch einmal - das hat sich heute auch bei der Aktuellen Stunde gezeigt - auf die Ahnungslosigkeit der Leute hinweisen, die hier zu Themen sprechen.

Wenn Sie in einem Punkt zum Beispiel sagen, es darf Wasser nicht gewinnorientiert genutzt werden, dann kehren Sie bitte vor der eigenen Türe! Denn der Betriebsleiter der MA 31 und SPÖ-Bürgermeister in der Gemeinde Wildalpen ist nämlich mit seiner Gemeinde durchaus an einem guten Geschäft mit dem Verkauf des Hochquellenwassers in diesem Bereich beteiligt und macht da intensiv mit. Also so ist es auch nicht. Man darf nur keinen Gewinn mit dem Hochquellenwasser und mit dem hochwertigen Nahrungsmittel Wasser machen, das muss sozusagen alles verschenkt werden oder sonst wie. Es gibt sehr wohl Sozialisten, die da auf Grund alter Verträge, die ihnen das zubilligen, ganz gute Geschäfte damit machen.

Das Nächste ist diese Panikmache, diese absurde Darstellung, es gebe in privaten Wäldern kein freies Wegerecht. Ich bin davon überzeugt, dass kein Wanderer, der in Österreich durch einen Wald geht, weiß, wann er in einem privaten Wald unterwegs ist und wann in einem staatlichen. (GR Andreas Schieder: Das ist aber keine Frage des Wegerechts!) Wenn es so wäre, wie Frau Klier behauptet, dass es nur im Staatswald und im Wald der Gemeinde Wien sichergestellt ist, dass man dort gehen darf und überall anders darf man es nicht, dann zeigt das nur, dass sie offensichtlich nur auf der Autobahn unterwegs ist. (GR Heinz Christian Strache - in Richtung der SPÖ -: Sie gehen nie wandern, darum wissen Sie das nicht! Das ist klar!) Denn es gibt ein Forstgesetz, das den öffentlichen Zugang zu den Wäldern, und zwar zu allen Wäldern, regelt. (GR Heinz Christian Strache: Wer nicht wandern geht, kann das nicht wissen!) Das geschieht in Österreich, und zwar auch in jenen 85 Prozent der Wälder, die in privater Hand sind. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es ist absurd und unrichtig, etwas anderes zu behaupten, und die Gesetze werden sicher auch nicht dahin gehend geändert, dass der Wald gesperrt wird. (GR Kurt Wagner: Das hat unser Minister gemacht, der Kollege Haiden! - Ironische Oh-Rufe bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Ruf: Ihr Minister?) Dann müssten Sie es doch wissen, dann können Sie doch nicht so einen unsinnigen Beschlussantrag einbringen. (Anhaltende lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei der FPÖ.) Wenn Sie das wissen, wieso bringen Sie dann einen Antrag mit so einem unsinnigen Inhalt ein (Beifall bei der FPÖ.), der so tut, als ob lediglich die ungefähr 15 Prozent Wald im öffentlichen Besitz einen freien Zugang und ein freies Wegerecht sicherstellen, statt dass Sie, wie jeder Demokrat in dieser Republik, auch in dieser Stadt an die Gesetze und an die Einhaltung der Gesetze und an die Gültigkeit der Gesetze glauben? - Die gibt es. Das habe ich schon in der Früh gesagt. Das Forstgesetz, das Wasserrechtsgesetz und so weiter, die schützen uns ausreichend, und solche Unwahrheiten und Plattitüden in einem Resolutionsantrag kann man wirklich nicht unterstützen. (Beifall bei der FPÖ und bei Gemeinderäten der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster hat sich Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In der Aktuellen Stunde ist von unseren Rednern hinlänglich darauf hingewiesen worden, wie die Situation tatsächlich ist. Auch der Hinweis auf das Forstgesetz - bitte nachlesen! - zeigt ganz deutlich, wie die Situation beim Wegerecht ist. Ich möchte einzelne Bemerkungen nicht näher kommentieren, aber ich würde doch bitten, dass frei gewählte Abgeordnete nicht solche Bemerkungen fallen lassen, als würden rechtliche Bestimmungen in Österreich nicht gelten.

Aber etwas, was mich wirklich dazu gebracht hat, hier herauszugehen, war da ein Zwischenruf "unser Minister". Bitte, ist es so, dass das Minister der Republik Österreich sind, oder sind das Minister, die von einer Partei sind? (GR Godwin Schuster: Ja! Schwarz! Blau! Schwarz!) Unser Rechtsverständnis, unser Demokratieverständnis ist ein anderes. Wir sind für ein rot-weiß-rotes Österreich und für eine rot-weiß-rote Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Ich möchte mich in dem Schlusswort ausschließlich auf die Rolle beschränken, die mir die Geschäftsordnung zuweist. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ach so, das Blau übertüncht alles, da gibt es kein Schwarz mehr!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Entschuldigung, meine Herrschaften! Ich habe Sie zuerst schon darum ersucht. Vielleicht ist es möglich, die Emotionen etwas in Griff zu bekommen. - Danke.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN (fortsetzend): Der etwas aufgeregten Situation in diesem Hause gerecht werdend, möchte ich mich auf die Rolle beschränken, die mir die Geschäftsordnung als Berichterstatter zuweist und Folgendes festhalten:

Zum einen: Die Behauptung, dass die Beantragung bezüglich der Adaptierung des Grundstücks, über das wir diskutiert haben, nicht ordnungsgemäß eingebracht und nicht ordnungsgemäß heute zur Verhandlung gelangt sei, ist unrichtig. Ganz im Gegenteil. Es wird konform mit der Geschäftseinteilung des Magistrats ein Grundstück für weitere Nutzungen adaptiert, und ausschließlich darum geht es. 

Zum Zweiten, meine Damen und Herren - und das ist ein Eindruck, den ich aus dem Ausschuss berichten darf, den ich aber auch hier gehabt habe und wo ich mich als Berichterstatter berechtigt, ja sogar verpflichtet fühle, das zu sagen -: Die Ernsthaftigkeit, Vorarbeiten für einen Friedhof durchzuführen, hat in diesem Raum keiner in Frage gestellt. Wir haben auch im Ausschuss sehr ernsthaft darüber diskutiert, und ich habe auch nicht den Eindruck gewonnen, dass irgendjemand hier in diesem Raum über das Projekt islamischer Friedhof gelacht hat. Die emotionalen Äußerungen eines Teiles dieses Hauses bezogen sich auf die Argumentation, die Kollege Blind hier vorgebracht hat und die ich Ihnen ja nicht in Erinnerung bringen muss. 

Und zum Dritten: Wenn Kollege Blind die Tage zwischen dem Ausschusstermin und dem heutigen Sitzungstermin dazu genützt hätte, dass er hergekommen wäre und gesagt hätte, ich möchte als Kurth-Bodo Blind gerne wissen, wo in diesem Haus das Projekt bearbeitet wird, dann hätte ich ihm beispielsweise gesagt, es gibt die Stadtbaudirektion, dort gibt es ein Dezernat 2, dort gibt es einen Dipl Ing Walter, der macht das. Wir hätten uns vielleicht ein paar Minuten dieser Zeit vor Ostern erspart. 

Ich bitte, diesem Antrag zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitliche Partei, angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag. 

Ich darf jene Damen und Herren, die diesem Beschluss- und Resolutionsantrag ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrstimmig von der SPÖ und den Grünen angenommen. - Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 24 (01128/2002-GWS) der Tagesordnung. 

Ich bitte Herrn GR Schieder als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück 24.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist mir immer wieder eine Freude, so eine Volksgarage vorgesetzt zu bekommen, und diesmal ist es wieder eine alte Bekannte, und zwar die Steinbauerparkgarage. Da schreibt der Bezirk in den Akt hinein - das muss ich Ihnen direkt vorlesen -: Es besteht eine katastrophale Stellplatzsituation in dieser Gegend. Deswegen meint der angehende Bezirksvorsteher oder der vielleicht angehende Bezirksvorsteher, der Herr Theuermann, dass man dort unbedingt eine Erweiterung der Volksgarage braucht. Es ist zwar eine kleine Differenz. In dem Akt steht drinnen, 72 Stellplätze mehr plus 11 Stellplätze für einspurige Kraftfahrzeuge. Da in dieser Ankündigung steht nur etwas von 70 Stellplätzen. Die kleine Differenz, die wollen wir einmal geflissentlich übersehen, aber wenn man sich das genau anschaut, geht es jedenfalls darum, dass es in diesem Bezirk, und zwar in Meidling, eine katastrophale Stellplatzsituation gibt. 

Wenn man Meidling ein bisschen kennt, weiß man, dass es in der Nähe des Steinbauerparks den Meidlinger Markt gibt, und da gibt es auch eine katastrophale Stellplatzsituation, wurde bis jetzt immer gesagt. Jetzt gibt es aber eine Standortprüfung betreffend eine Tiefgarage unter dem Meidlinger Markt, und zwar durchgeführt im Oktober 2001 von der MD-BD, Infrastruktur und Stadterneuerung. Da denkt man sich eigentlich, die Gemeinde selbst hat das untersucht, die wird das sicher ganz ordentlich gemacht haben. Und was kommt da heraus? - Stellplatzauslastung abends: 99,4 Prozent, Stellplatzauslastung vormittags: über 100 Prozent. Also ganz klar: Volksgarage! Volksgarage, Volksgarage, Volksgarage, nicht vielleicht Volksschule, sondern eine Volksgarage. 

Aber die Beamten, die wirklich guten Beamten haben sich eine genauere Untersuchung vorgestellt, denn sie haben herausgefunden, dass am Meidlinger Markt der Anteil der Kfz mit Nicht-Wiener-Kennzeichen vormittags 22,1 Prozent beträgt und der Anteil des Abends 19,5 Prozent, und sie sind zu dem Schluss gekommen, dass der Bau einer Tiefgarage nicht empfohlen wird. 

Also das heißt: Drei Gassen weiter gibt es eine katastrophale Situation mit ganz, ganz vielen Autos, die alle um ganz, ganz viel Geld unter die Erde eingegraben werden müssen - wir wissen schon, 300 000 ATS pro Stellplatz -, aber vier Gassen weiter stehen 22 Autos mit Nicht-Wiener-Kennzeichen und am Abend auch noch 20. Das heißt, alle Nichtwiener parken boshafterweise immer nur rund um den Meidlinger Markt und niemals beim Steinbauerpark. 

Solange es keine wirkliche Untersuchung rund um Stellplätze, rund um Plätze, wo Volksgaragen und sonstige Garagen gebaut werden sollen, gibt, wird es einfach keine Zustimmung von uns geben können. Wir verlangen, dass man zuerst einmal eine Stellplatzbilanz im Bezirk haben muss, und zwar eine, die detailliert sagt, ob da Nicht-Wiener-Kennzeichen dabei sind oder nicht. - Erster Punkt. 

Zweiter Punkt: Es gibt kein Verkehrskonzept in Meidling. - Also: Wo bleibt es? 

Dritter Punkt: Was ist denn mit dem Rückbau an der Oberfläche? Was ist mit der Oberflächengestaltung? Wer zahlt das? Meidling oder die Gemeinde Wien oder wer immer? - Das heißt für uns, ganz egal ... (Zwischenruf des GR Franz Ekkamp.) Halten Sie mich nicht auf, sonst dauert es noch länger und Sie können später heimgehen. (GR Franz Ekkamp: Das ist ja Wurscht! Wir haben eh Zeit!) Haben wir Zeit? - Na gut, dann reden wir gleich einmal über das Parkpickerl außerhalb des Gürtels. Da hat ja die SPÖ immer wieder gesagt, wenn die neue Stadtregierung kommt und in einem Bezirk mehrheitlich für das Parkpickerl eingetreten wird, wird selbstverständlich das Parkpickerl eingeführt. 

Im 15. Bezirk gibt es einen Mehrheitsbeschluss, Kollege Ekkamp. Und was ist passiert? - Gar nichts ist passiert! Man probiert ein bisschen herum über die Stadthalle. Da werden Automaten aufgestellt, da darf man einwerfen, da muss man wieder einmal das Geld suchen, da muss man wieder ein paar Euro hineinwerfen, und dann kommt heraus, dass wir vielleicht das Parkpickerl gar nicht brauchen. 

Könnte das damit zusammenhängen, dass man eigentlich nicht wirklich weiß, wie das mit dem Konzept weitergeht außerhalb des Gürtels? - Es gibt ja jede Menge Bezirke, zum Beispiel innerhalb des Gürtels, die meinten, zwischen 20 und 22 Uhr hätten sie gerne das Parkpickerl. Der zuständige Herr Stadtrat sagt: Nein, das spielt es nicht!, denn die Heres-Studie, eine nette Studie - ich glaube, Sie kennen sie eh alle oder auch nicht -, sagt, das Parkpickerl wäre dort nicht so günstig. Es gibt zwar 22 Prozent der Leute, die gemeint haben, wir sagen euch gar nicht, ob wir mit dem Auto, mit dem Öffi oder zu Fuß gekommen sind oder gar geflogen sind, aber das ist ganz egal. Die SPÖ weiß: Keine Verlängerung innen, kein Parkpickerl außen und jede Menge Volksgaragen, denn das Geld wächst ja auf den Bäumen. Wir wünschen es Ihnen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch angesichts des erwarteten Schlusses der Sitzung trotzdem ein paar Worte noch zu dem vorliegenden Akt. Ich denke mir, es ist einerseits einmal notwendig zu erwähnen, dass es um eine Erweiterung eines bereits beschlossenen Garagenprojekts geht, weshalb gewisse Fragen, die Sie hier gestellt haben, ja schon längst generell beim Beschluss der Garage geklärt worden sind. Es geht quasi um ein zusätzliches Geschoss in die Tiefe hinab, daher ist die Frage der Oberflächengestaltung davon nicht wirklich berührt. 

Gleichzeitig wissen wir, dass es dort eine schlechte Parkplatzsituation gibt, und auch auf Grund der Vormerklisten im Zuge der Anmeldung für die gebaute Garage hat sich herausgestellt, dass man durchaus noch ein Geschoss zusätzlich brauchen könnte und dieses auch nachgefragt wird. Ich glaube, es ist durchaus sowohl im Sinne der Bürgerinnen und Bürger Meidlings und der dort Anwohnenden als auch im Sinne des Handelns der Stadt, dass man, wenn man bei einem Projekt draufkommt, dass es einen größeren Bedarf gibt, als man ursprünglich eingeschätzt hat, und es baulich vertretbar und möglich ist, auch diesen zusätzlichen Bedarf abdeckt. Das soll mit diesem Geschäftsstück heute passieren, indem quasi zu den rund 200 Stellplätzen noch weitere 70 hinzukommen, sodass man dann auf 270 bis 280 Stellplätze kommt. 

Es ist auch zu erwähnen, dass es - weil nämlich Kollege Maresch in seiner Rede quasi den Versuch eines Wortspiels gemacht hat - auch um die Volkshochschule geht, weil die dort auch Kurzparkplätze benützen können sollen, und das ist, glaube ich, auch eine durchaus gute Sache im Sinne der Erwachsenenbildung und der Erreichbarkeit. 

Ich möchte nur noch zwei Dinge kurz erwähnen. Ich weiß nicht, ob ich das jetzt komplett richtig verstanden habe, aber ich habe aus Ihrer Wortmeldung ein bisschen herausgehört, dass das erste Mal ein grüner Gemeinderat sich darüber mokiert hat, dass an einem Ort in Wien keine Garage errichtet wird, sprich, dass man sich auch als grüner Gemeinderat eine Garage sehr stark wünscht, nämlich unter dem Meidlinger Markt (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich will dort keine!), und kritisiert hat, dass es hier quasi Erhebungen gegeben hat, dass diese nicht sinnvoll ist. 

Ich kann Ihnen eines versprechen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich will dort keine Garage! So war das nicht!) 

So war es schon auch. Und ich denke mir, an dieses Ihr Verlangen nach einer Garage kann man Sie auch andernorts durchaus erinnern. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habe ich gar nicht gesagt!)

Vielleicht noch zwei Bemerkungen zu den ebenfalls angesprochenen Fragen des Parkpickerls und der Erweiterung. Dazu hat ja auch schon der zuständige Stadtrat in den letzten Wochen durchaus ausreichend erklärt, warum eine Ausweitung des Parkpickerls in zeitlicher Dimension nicht möglich ist. (GR Rudolf Hundstorfer - zu GR Mag Rüdiger Maresch, der sich noch einmal zu Wort melden möchte -: Das geht nicht mehr! - StRin Karin Landauer: Geschäftsordnung! Das ist schon das Schlusswort des Berichterstatters!)

In diesem Sinne und auch im Sinne der Meidlinger Bevölkerung bitte ich um Zustimmung zu diesem vorliegenden Akt, weil hiermit zusätzlicher Parkraum in einem Gebiet geschaffen wird, das ihn dringend benötigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 24 ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen. 

Danke. - Die öffentliche Sitzung ist somit beendet. 

Ich darf nur zum Ansuchen des Kollegen Blind sagen, dass es leider noch nicht möglich war, ein schriftliches Protokoll zu bekommen. Auf dem Band beim schnellen Abhören konnte die Kollegin noch nicht herausbekommen, dass Sie "Zentraldepot" gesagt haben. Wir werden das dann beim nächsten Mal klären. 

(Ende der öffentlichen Sitzung um 17.53 Uhr.) 

